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EDITORIAL/093: Begünstigt sind die Zornigen (SB)
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Begünstigt sind die Zornigen

20 Und er hob seine Augen auf über seine Jünger und sprach: Selig
seid ihr Armen; denn das Reich Gottes ist euer.

21 Selig seid ihr, die ihr hier hungert; denn ihr sollt satt
werden. Selig seid ihr, die ihr hier weinet; denn ihr werdet
lachen.

22 Selig seid ihr, so euch die Menschen hassen und euch ausstoßen
und schelten euch und verwerfen euren Namen als einen bösen um des
Menschensohnes willen.

23 Freuet euch an jenem Tage und frohlocket; denn siehe, euer Lohn
ist groß im Himmel. Desgleichen taten ihre Väter den Propheten
auch.

(Neues Testament, Lukas Evangelium, Kapitel 6, Vers 20-23,
Seligpreisungen)



Und er hob seine Augen auf über seine Schüler und sprach:

"In Wahrheit sind die Armen stark, denn sie haben nichts zu verlieren.
Ihr Hunger lehrt sie die Sättigung und die Kraft des angestauten
Zornes, und er ist unverdorben vom Schlingen, Prassen und
Verschwenden. Nur solche, welche Tränen und Schmerzen kennen, wissen,
wofür sie kämpfen und sind fähig, von Herzen zu lachen. Unbeugsam sind
sie, wenn sie um dieser Wahrheiten willen beschimpft, gehaßt und
verworfen werden, denn die Reichen und Gewaltigen fürchten ihren
Aufstand. Laßt euch diese Gewißheiten nicht nehmen, denn ihr könnt
euch des Sieges sicher sein. Schon immer mußten sich die Unterdrückten
selbst befreien."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 43f)

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. Juli 2018
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WALD/271: Hambacher Forst - auf allen Ebenen ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 10. Juli 2018

Neuer Eilantrag für Rodungsstopp im Hambacher Wald

BUND erhöht juristischen Druck zum Stopp des Tagebaus



10. Juli 2018 | Der nordrhein-westfälische Landesverband des Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland erhöht den juristischen Druck zur
Rettung des Hambacher Waldes vor den Braunkohlenbaggern der RWE Power AG.
Der Umweltverband hat beim Verwaltungsgericht Köln einen Eilantrag
eingereicht, mit dem die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung
seiner bereits am 20. April 2018 eingereichten Klage gegen die Zulassung
des Hauptbetriebsplans zur Fortführung des Tagebaus Hambach von 2018 bis
2020 durchgesetzt werden soll. Dieser Antrag war notwendig geworden, um
rechtzeitig vor dem möglichen Beginn der Rodungssaison am 1. Oktober eine
gerichtliche Entscheidung herbeizuführen.

Vom einst mehr als 4.100 Hektar großen Hambacher Wald sind trotz der
Zerstörung durch die Braunkohlenbagger noch immer etwa 550 Hektar
vorhanden. Diese erfüllen unstreitig die Kriterien der europäischen
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und müssten als Natura 2000-Gebiet geschützt
werden. Eine Besonderheit ist das Vorkommen der streng geschützten
Bechsteinfledermaus. Die zwei Wochenstuben-Kolonien der
Bechstein-Fledermaus sind das größte und wichtigste Vorkommen dieser
seltenen Art im Niederrheinischen Tiefland und der Kölner Bucht. Auch im
europaweiten Vergleich ist das Vorkommen von herausragender Bedeutung.

Mit diesem Eilantrag sind nunmehr insgesamt fünf vom BUND angestrengte
Verfahren gegen den Tagebau Hambach bei den Verwaltungsgerichten anhängig.
Neben den Klagen gegen die Hauptbetriebsplanzulassung sowie die
Rahmenbetriebsplanzulassung zur Fortführung des Tagebaus ab 2020 und die
jeweiligen Eilverfahren hat der BUND auch gegen die vom Land verfügte
Zwangsenteignung seines Grundstücks im Tagebauvorfeld eine Klage
eingereicht.

Vor dem Hintergrund der nächsten Sitzung der Kohlekommission am 13. Juli
erneuerte der BUND zudem seine Forderung nach einem politischen Moratorium.
Alle Maßnahmen im Braunkohlen-Revier, die unumkehrbare Fakten schaffen
würden, müssten sofort eingestellt werden.


Mehr Infos zu den Hambach-Klagen:

https://www.bund-nrw.de/themen/mensch-umwelt/braunkohle/hintergruende-und-publikationen/braunkohlentagebaue/hambach/bund-klage-gegen-hambach/

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. Juli 2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/30 20 05-22, Fax: 0211/30 20 05-26

Internet: www.bund-nrw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. Juli 2018 
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WALD/270: Hambacher Forst - Aufruf ... (Michael Zobel)


51. Waldspaziergang im Hambacher Wald - Sonntag, 15. Juli

von Michael Zobel, 9. Juli 2018



Guten Tag zusammen,

es ist wieder so weit, am kommenden Sonntag geht es in den Hambacher Wald,
der 51. montliche Waldspaziergang findet statt. Zusammen mit weiteren etwa
100 gebuchten Führungen sind wir jetzt bei etwa 13400 TeilnehmerInnen
angekommen!

Es wird wieder groß, es wird informativ, der Wetterbericht ist gut. Wie
immer gibt es keinerlei Begrenzung der Gruppengröße nach oben, wir freuen
uns über Mundpropaganda. Und natürlich ist auch wieder die Presse
eingeladen, Fotografen, Filmemacher...

15. Juli, Wald statt Kohle - der 51. Sonntagsspaziergang im Hambacher Wald

Neuer Treffpunkt und neue Route

Treffpunkt 11.30 Uhr. Berrendorfer Straße in Manheim, auf Höhe des
Sportplatzes.

Wir treffen uns wie gehabt um 11.30 Uhr. Diesmal in Manheim. An der
Berrendorfer Straße, auf Höhe des Sportplatzes. Parkmöglichkeiten reichlich
vorhanden. Lageplan anbei, am Marktplatz werden Einweiser stehen.

Von Manheim geht es zur alten A4-Trasse und zur BUND-Wiese. Hier gibt es
Informationen zur aktuellen juristischen Lage geben. Dazu eine fotogene
Aktion auf dem Grundstück und um die Wiese herum. Von dort geht es weiter
in den kleinen Teil des Hambacher Waldes, der noch nördlich der ehemaligen
A4 übrig geblieben, zur Rodungskante und in den besetzten Teil des Waldes.

Und dann noch dies: Wir brauchen Helfer für Sonntag. Menschen, die an zwei
oder drei neuralgischen Punkten stehen und FahrerInnen einweisen bzw.
umleiten, am Kieswerk, an der Abzweigung nach Manheim, am Markt... und der
Weg vom S-Bahnhof ist weit, wir brauchen mehrere Freiwillige mit möglichst
großen Autos, die zwischen 11 und 12 Uhr "Shuttle-Dienste" anbieten
können... Danke für Eure Unterstützung!!!

Anmeldung und weitere Infos unter www.naturfuehrung.com oder per Mail
info@zobel-natur.de

Waldführungs-Termine bis Dezember: 19. August, 16. September, im September
zusätzlich an allen anderen Sonntagen, 7. Oktober, 11. November, 9.
Dezember, in der Rodungsverhinderungssaison viele weitere Führungen,
vielleicht täglich...

Verhindert weitere Rodungen, rettet den Rest des Hambacher Waldes!

Danke für Ihre/Eure Unterstützung,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge, Eva Töller, Antje Grothus,
Todde Kemmerich und viele weitere Menschen, die sich für den Erhalt des
Hambacher Waldes einsetzen


P.S.: Antjes Petition braucht nach wie vor Unterschriften, jetzt sind
es mehr als 74400, da geht noch was... bitte unterzeichnen,
weiterleiten..., danke

https://weact.campact.de/petitions/hambacher-wald-retten-klimaziele-realisieren-1

Das Lied zum 50. Waldspaziergang, Dank an Gerd

https://www.youtube.com/watch?v=k5t1U3BbMNw

Wer Todde's Film "Reise in die Unterwelt" noch nicht gesehen hat

https://vimeo.com/240797566

Aktuelle Informationen aus dem Hambacher Wald auf

https://hambacherforst.org/

Mehr Informationen zum Thema

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Die nächsten Sonntagsspaziergänge 15. Juli, 19. August, 16. September, 7.
Oktober, 11. November, 9. Dezember...

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 9. Juli 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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Just be yourself

Mode in Johannesburg als Ort der Freiheit und Utopie

von Daniela Goeller



Junge, selbstbewusste Menschen, die sich originell kleideten,
sorgten vor zehn Jahren international für Aufsehen. Die Fotografin
Nontsikelelo Veleko zeigte 2007 der Weltöffentlichkeit, wie junge
Leute mit unkonventioneller Mode, die oft auf historische Subkulturen
wie Pantsula Bezug nahm, aber gleichzeitig neu und ideenreich war,
ihre Persönlichkeit zum Ausdruck brachten. Was war der Hintergrund und
was ist daraus geworden?



In ihrer Serie "Beauty is in the eye of the beholder", die zum
Inbegriff des südafrikanischen Streetstyle wurde, portraitierte die
Fotografin ihre Zeitgenossen in den pulsierenden Straßen von
Johannesburg, der Post-Apartheid-Industriemetropole am Witwatersrand:
Beides - die Freiheit, sich nach eigenen Vorstellungen zu kleiden und
sich im öffentlichen urbanen Raum frei zu bewegen - war im
Apartheidstaat keine Selbstverständlichkeit gewesen. Aber kann Mode
tatsächlich Freiräume schaffen und als Gradmesser für die individuelle
Freiheit in einer Gesellschaft dienen?


Von kolonialen Kleidervorschriften und kulturellem
Widerstand 

Mode hat immer etwas mit freier, individueller Gestaltung zu tun, aber
sie wird auch stark von Regeln bestimmt und symbolisiert
gesellschaftliche Verhältnisse. Kleidung war in Südafrika über
Jahrhunderte durch soziale und politische Normen und Konventionen der
rassistischen Siedlerkolonie geprägt. Vor allem christliche Missionare
verlangten von den Getauften, ihre bisherige Kleidung, die äußerlich
sichtbaren Zeichen ihrer traditionellen Kultur und Identität,
aufzugeben. Deren Geringschätzung als heidnisch und die Abwertung
indigener Kleidung als ländlich und rückwärtsgewandt im Gegensatz zur
positiv bewerteten, zivilisierten, "modernen" städtischen Kleidung
sollte sich allgemein durchsetzen. Die neue Norm war gleichzeitig ein
Ausdruck kultureller Hegemonie.

Es folgten komplexe und vielschichtige Prozesse kultureller Aneignung
und Abgrenzung, etwa in der Sprache, Musik und Kunst. Insbesondere die
Mode eröffnete auf der Schwelle zwischen Privatleben und
Öffentlichkeit einen kreativen Handlungsspielraum für eigene
Stilentwicklungen. Dafür benutzt die junge Szene in Südafrika heute
das Wort "combo". Dieser Stil umfasst neben der relativen Freiheit zur
Kombination bestimmter Elemente auch das performative
Zur-Schau-Stellen.

Traditionelle Kleidung wird in Südafrika bis heute getragen, und das
nicht nur als Touristenattraktion, sondern auch zu Hochzeiten und
traditionellen Festen. Wie in anderen Siedlerkolonien übergaben auch
in Südafrika die Einwandererinnen und Einwanderer aus Europa ihre
abgetragene Kleidung an Dienstboten und sonstige Angestellte in
privaten Haushalten. Die steckten die meiste Zeit in Uniformen - sei
es, um zur Schule und zur Arbeit zu gehen, oder am Sonntag in die
Kirche.

Europäische Kleidung jenseits der Uniformen wurde von der schwarzen
Bevölkerungsmehrheit vor allem in der Freizeit getragen - zum Ausgehen
und Feiern - und entwickelte sich zu einem Statussymbol.

Unerschwinglich und schwer zu beschaffen, stand sie nicht nur für
Wohlstand, sondern auch für eine Befreiung von gesellschaftlichen
Zwängen. Die ausgegrenzten und unterdrückten schwarzen
Südafrikanerinnen und Südafrikaner forderten mit der Kleidung
symbolisch die Achtung und den Erhalt ihrer Menschenwürde ein und
leisteten damit auch politischen Widerstand. Durch die Übernahme der
ihnen vorenthaltenen Kleidung wurden die Menschen von Objekten wieder
zu Subjekten. Das gab ihnen einen gewissen Spielraum und
Handlungsfreiheit.


Die Sophiatown Renaissance und die Geschichte von
Pantsula

In dem von vielen berühmten Künstlern, Schriftstellern,
Intellektuellen, Politikern, Geistlichen, Musikern und Gangstern aller
Hautfarben bewohnten und frequentierten multikulturellen Viertel
Sophiatown im Westen Johannesburgs bildete sich in den 1940er-Jahren
eine kulturelle Elite heraus, vergleichbar der Harlem Renaissance im
New York der 1920er-Jahre. Das zeigte sich auch in der Mode und
beeinflusste das moderne Frauenbild. Sängerinnen wie Miriam Makeba,
Thandi Klaasen, Dolly Rathebe und viele andere verkörperten das Ideal
der unabhängigen, modernen Frau und wurden zu Schönheitsikonen
stilisiert.

Berühmt (und berüchtigt) waren die Mitglieder einer Gangsterbande, die
sich nach dem Vorbild amerikanischer Kinofilme kleideten und "die
Amerikaner" nannten. Neben dem Film übte die Jazzmusik aus Amerika
großen Einfluss aus und hat über die Bilder auf den
Schallplattenhüllen auch die Kleidung nachhaltig geprägt. Verbreitet
und dokumentiert wurde dieser moderne Stil in den 1950er-Jahren vor
allem durch das populäre Lifestyle Magazin "Drum", welches das Bild
eines modernen, urbanen Südafrika entwarf und auch nach der Zerstörung
Sophiatowns Mitte der 1950er-Jahre das kulturelle Leben in den
Townships dokumentierte und gleichzeitig mitgestaltete.

Dort bildete sich in den 1960er- und 1970er-Jahren eine Subkultur
heraus, die in den 1980er-Jahren als Jugendbewegung und im Anschluss
daran vor allem als Tanzform Geschichte machen sollte: Pantsula. Alte
Portraitfotos dokumentieren: Pantsula ist eine Subkultur, die sich wie
ein roter Faden durch die Geschichte Südafrikas im 20. Jahrhundert
zieht und bis weit ins 21. Jahrhundert hinein reicht. Pantsula steht
exemplarisch für die Aneignung der europäischen und amerikanischen
Kultur als eine Form der Selbstermächtigung und für den Kampf gegen
die Unterdrückung durch den Apartheidstaat.

Der Name Pantsula kommt aus dem Slang und spielt möglicherweise auf
das Herunterziehen von Hosen an (eine Kombination vom englischen Wort
'pants' für Hose und dem Zulu Wort 'zula' für Herunterziehen), wie es
in einer bestimmten Tanzform praktiziert wurde. Möglich ist auch, dass
das Wort, das gern mit Entenwatscheln übersetzt wird, zunächst als
verspottende Bezeichnung für die in den staubigen Straßen
herumstolzierenden und ihre ausgefeilten Outfits zur Schau stellenden
jungen Männer benutzt wurde. Auch junge Frauen machten mit. Sie wurden
"abomshoza" genannt, ein Wort, das übersetzt soviel wie "die Röcke
schürzen" bedeutet und sich auf die Art, wie getanzt wurde, beziehen
könnte. Die Frauen bevorzugten die gleichen Labels wie die Männer,
pflegten aber mit Faltenröcken, Seidenblusen und eleganten,
mittelhohen Schuhen einen ausgesucht weiblichen Stil. "Abomshoza"
waren berühmt-berüchtigt für ihre Lebenslust, Schönheit und ihren
selbständigen Lebensstil.

Pantsulas trugen hochwertige und importierte Kleidung amerikanischer,
italienischer und vor allem britischer bzw. schottischer Labels -
"amacantget" im Township-Slang. Die aufgrund ihrer Rarität begehrten
Kleidungsstücke wurden von manchen mit mühsam zusammengespartem Geld,
oftmals auf Kredit und unter großen Entbehrungen erworben, während
manch anderer sie sich auf illegalem Wege beschaffte.
Erfahrungsberichte zeigen, dass Ladendiebstahl in der Gesellschaft
teilweise Anerkennung fand und als Form des Widerstands geduldet
wurde, da die Geschädigten meist der weißen Minderheit angehörten,
deren Staat und Gesetze als Instrument der Unterdrückung abgelehnt
wurden und deren Missachtung insofern keinen Bruch darstellte.

Die Gangster-Kultur, ein Erbe der Sophiatown-Ära, von der Jugend in
den Townships weiter geführt und für den Freiheitskampf
instrumentalisiert, hängt den Pantsula-Tänzern zum Teil bis heute als
schlechtes Image an. Das hat sowohl mit der Mode und einer
Stilisierung der Gangsterfigur zu tun, als auch mit der politischen
Situation in den Townships in den 1980er-Jahren.


Gewalt und kulturelle Ausdrucksformen

Der Spielfilm Mapantsula von Oliver Schmitz und Thomas Mogotlane
(1988) beleuchtet den sozialen Hintergrund und auch den Zusammenhang
von Politik und Gangsterkultur exemplarisch. Mogotlane, der im Film
auch die Hauptrolle spielte, hob in einem Interview hervor, dass die
durch den Apartheidstaat geschaffene Problemsituation in den Townships
in den 1980er-Jahren zu einer starken Politisierung der Gesellschaft
geführt habe. Das habe es unmöglich gemacht, politischen Aktionismus
von Kriminalität zu unterscheiden. Auch Untersuchungen zu Jugendbanden
besonders in Soweto, etwa von Clive Glaser, haben gezeigt, dass die
Widerstandsbewegung in Südafrika zwischen Gewaltanwendung und
Gewaltlosigkeit oszillierte.

In den 1970er-Jahren beteiligten sich auch und gerade die Jugendlichen
an den politischen und sozialen Kämpfen gegen die Unterdrückung durch
das Apartheidregime. Die Beschäftigung mit Kunst, Literatur, Tanz,
Theater und Musik - ein Erbe der Sophiatown-Ära - war und blieb
ebenfalls ein Bollwerk gegen die staatliche Repression und den Zerfall
der Gesellschaft. Kulturelle Ausdrucksformen setzten ein Zeichen gegen
die zunehmende Gewaltbereitschaft und Kriminalität, die ihrerseits von
vielen als Formen des Widerstands angesehen wurde.

Die meisten Jugendlichen waren in Gruppen organisiert. Entweder sie
wurden Mitglied einer Gang, oder sie spielten Theater und tanzten in
ihrer Freizeit. Viele gingen auch in den politischen Untergrund:
Künstlerische Aktivitäten boten eine willkommene Tarnung für
Aktivisten, sich zu treffen und außerhalb der durch die
obligatorischen Pässe abgezirkelten Routen zu bewegen. In diesem
komplexen, politisch aufgeladenen, sozialen Umfeld wurde die Tanzform
Pantsula durch Gruppen von Jugendlichen zum Identität stiftenden
Ausdruck einer ganzen Generation weiterentwickelt.

Sie entstaubten die überlieferten, teilweise in Misskredit geratenen
Tanzstile, etwa Marabi, und ergänzten sie um alltägliche Gesten, die
sie in ihrem Lebensumfeld beobachteten. Sie systematisierten den Tanz,
indem sie einzelnen Bewegungen einen Namen gaben, Gruppenchoreografien
schufen und dafür Tanzmuster oder Formationen entwarfen. Zudem
stimmten sie ihre Kleidung aufeinander ab und kreierten so eine Art
gemeinsame "Tanzuniform".

Pantsulas kamen aus allen ethnischen Gruppen und bildeten die
Lebensverhältnisse in den Townships ab. Sie nutzten den Tanz, um sich
selbst Halt und Anerkennung zu geben. Zudem wollten sie soziale und
politische Botschaften übermitteln. Sie verstanden sich als
Unterhaltungskünstler, aber sie wollten auch aus ihrem Leben erzählen
und ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger durchaus zum Nachdenken bringen.

Im Lauf der Jahre änderte sich der Look. Die weibliche Linie
verschwand ganz und die teuren Markenklamotten wurden gegen leichter
erschwingliche Arbeiteroutfits und Uniformen ausgetauscht, die uni-sex
waren und teilweise von Hand verändert und "aufgepeppt" wurden.

Elegante Sportkleidung, besonders die britische und schottische
Golfmode, war weiterhin wichtig - unter anderem, weil viele junge
Männer auf Golfplätzen arbeiteten. Die Turnschuhe der amerikanischen
Marke Converse All Star wurden zum zentralen Stilattribut - zusammen
mit dem sogenannten Sporti (Anglerhut). Das ist bis heute so
geblieben, auch wenn die meisten Pantsulatänzer die typische Kleidung
nur noch zu den von ihnen nach wie vor in den Townships organisierten
Tanzwettbewerben und für Engagements wie Werbeveranstaltungen tragen.

In der institutionalisierten zeitgenössischen Tanzszene Johannesburgs
ist Pantsula nicht vertreten. Aber viele der von den Pantsulas
getragenen Kleidungsstücke finden sich in der zeitgenössischen Mode
wieder, sei es im Original oder in Form von ähnlichen Schnitten und
Silhouetten.

Das spiegelt die ungebrochene Bedeutung der Subkultur. Allein im
Umfeld von Johannesburg, wo Pantsula entstand, gibt es inzwischen über
100 aktive Gruppen unterschiedlichen professionellen Niveaus - je nach
Altersgruppen. Viele Jugendliche aus den Townships streben heute eine
internationale Karriere als Tänzer an. Die von namhaften
Pantsulatänzern ins Leben gerufenen Organisation Impilo Mapantsula hat
sich daher auf die Fahnen geschrieben, der Kultur eine Zukunft zu
geben. Sie leistet Aufklärungsarbeit, indem sie Pantsula dokumentiert,
international publik macht und gleichzeitig Arbeitsplätze sowie
finanzielle Verbesserungen für die Tänzer schafft.


Swenking - Dandyismus und Zulu-Kultur

Neben Pantsula entwickelte sich in den sehr beengten und schlecht
ausgestatteten Wohnheimen für Wanderarbeiter, die für geringe Löhne in
den Kohle- und Goldminen am Witwatersrand arbeiteten, eine besondere
Art von Schönheitswettbewerb: das Swenking.

Trotz einiger auffälliger Parallelen lehnen es die Swenkas kategorisch
ab, mit den Pantsulas verglichen zu werden. Als Grund dafür nennen sie
zumeist das sich hartnäckig haltende Gangsterimage der Pantsulas, das
mit dem von den Swenkas sorgfältig konstruierten und gepflegten Bild
des Gentleman konkurriert. Doch auch soziale und politische
Unterschiede könnten diese Ablehnung begründen. Pantsula ist eine
multiethnische Township-Kultur, wohingegen Swenking bis heute
ausschließlich von Zulu-stämmigen Männern (und einigen Frauen)
praktiziert wird, und zwar meist in Verbindung mit Isicathamiya, einem
traditionellen A-cappella-Gesang, der durch die Zusammenarbeit des
amerikanischen Musikers Paul Simon mit der Gruppe Ladysmith Black
Mambazo für sein Album Graceland in den 1990er-Jahren weltbekannt
wurde.

Räumlich und auch politisch waren die Gruppen deutlich voneinander
getrennt. In den Townships dominierte der ANC, während die Inkatha
ihre Anhänger unter den Zulu-Wanderarbeitern in den Hostels fand. Der
nachweislich vom Apartheidstaat angefeuerte Konflikt zwischen beiden
Gruppen eskalierte in den 1990er-Jahren in einem Bürgerkrieg, der
viele Menschen das Leben kostete und einen tiefen Graben in der
südafrikanischen Gesellschaft hinterlassen hat. Die Spannungen
zwischen beiden Gruppen sind zum Teil bis heute zu spüren.
Swenking entwickelte sich im Laufe der Jahre zu einer ausgefeilten,
individuell zugeschnittenen und choreografierten Performance, mittels
derer nicht nur elegante Herrenanzüge mit allen dazugehörigen
Accessoires zur Schau gestellt, sondern in der vor allem die
Persönlichkeit des Trägers, seine Charakterstärke und das Rollenbild
des Gentleman vorbildhaft zum Ausdruck gebracht werden.

Ähnlich wie Pantsula ist auch Swenking eine Verbindung von
traditionellen und modernen Geschlechterinszenierungen und eine
Interpretation des von europäischen Vorbildern geprägten
Großstadtlebens mit seinen spezifischen Herausforderungen und
männlichen wie weiblichen Rollenmustern. Beide Subkulturen waren
identitätsstiftend und stellten einen Freiraum dar, der gleichzeitig
Halt und Schutz bot. Sowohl Pantsula als auch Swenking beruhen auf
Wettbewerben, in denen es immer vor allem darum geht, wer die
ausgefallenste Kleidung trägt und sich am elegantesten zur Schau
stellt. Disziplin und Verhaltensregeln waren ebenfalls prägend - im
Falle der Swenkas wurden diese sogar in einem verbindlichen
schriftlichen Regelwerk festgehalten.

Lange vor den Pantsulas haben sich die Swenkas in einer Organisation
zusammengeschlossen, die streng hierarchisch strukturiert ist, die
Einhaltung der Regeln kontrolliert und darüber entscheidet, ob ein
junger Mann in den Verein aufgenommen werden kann oder nicht. Ähnlich
wie Pantsula findet auch Swenking heute vermehrt Beachtung und das
nicht nur wegen seines unbestrittenen Einflusses auf die Wahrnehmung
und den Stellenwert der Mode in Südafrika.

Südafrikas Bevölkerungsmehrheit war wegen des rassistischen
Apartheidregimes und der deshalb verhängten internationalen
Wirtschaftssanktionen vor allem seit den 1970er-Jahren fast vollkommen
von der Außenwelt abgeschnitten. Eine Folge davon war, dass der
Modesektor von Kopien, Grauprodukten und lokalen Labels bestimmt
wurde. Das schlägt sich bis heute in der Kreativität im Umgang mit
Vorbildern und Marken nieder.

Seit 2012 macht ein neues, auf dem Hashtag #Umswenko beruhendes und
gern als Post-Subkultur bezeichnetes Phänomen in Johannesburg von sich
reden, prominent verkörpert durch den Musiker und Sänger Smiso Zwane,
besser bekannt unter seinem Künstlernamen Okmalumkoolkat. In diesem
Umfeld vermischen sich zum ersten Mal die historischen Subkulturen
Pantsula und Swenking. Aus der Kombination entsteht ein neuer Stil,
wie der Hashtag #internationalpantsula zeigt.

Mode und Subkulturen, besonders Tanzformen wie Pantsula, werden heute
von vielen Jugendlichen als Gelegenheit wahrgenommen, Karriere zu
machen und vor allem international Anerkennung zu finden. Es bleibt
abzuwarten, ob und inwieweit die zunehmende Kommerzialisierung
einerseits und die sich übers Internet vollziehende Kontrolle und
Quantifizierung andererseits die existierenden Freiräume ausweiten,
einschränken oder verschieben werden und wie Subkulturen und
Post-Subkulturen darauf reagieren.



Die Autorin ist promovierte Kunsthistorikerin und schreibt über Kunst,
Fotografie, Mode, Tanz und kulturelle Themen. Sie hat in Stuttgart,
Berlin und Paris gelebt und hält sich seit 2012 hauptsächlich in
Südafrika auf. Mit Hilfe eines von ihr ins Leben gerufenen Vereins
setzt sie nachhaltige Projekte um, die Kunst mit sozialem Engagement
verbinden.

 * 
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EDITORIAL

EIN STÜCK SEELE SÜDAFRIKAS...

Mit dem Tod von Winnie Madikizela-Mandela hat Südafrika eine starke
Persönlichkeit verloren. Von Lothar Berger.

AKTUELL


SIMBABWE

WAS EIN NEUAUFBAU ERFORDERT

Simbabwes angeschlagene Wirtschaft braucht dringende Reformen. William
Gumede analysiert die Herausforderungen für Präsident Mnangagwa, die
Wirtschaft zu stimulieren und die Demokratie durch freie und faire
Wahlen zu festigen.
,
ER WAR DOCH VERWUNDBAR...

Simbabwes Oppositionsführer Morgan Tsvangirai ist am 14. Februar
verstorben. Jürgen Langen schaut auf das Leben und Wirken des früheren
Gewerkschaftlers und Mugabe-Kontrahenten zurück.


SÜDAFRIKA

WANKT SÜDAFRIKA AUS DER KRISE?

In der Zuma-Ära wurden in Südafrika überfällige Strukturreformen
liegen gelassen. Kann die Ramaphosa-Regierung das Land aus der Krise
führen?, fragt Robert Kappel.

PRÄSIDENT RAMAPHOSAS HERAUSFORDERUNGEN UND DER ANC

Südafrikas regierender ANC, einst die älteste Befreiungsbewegung
Afrikas, ist vom "demokratischen Zentralismus" geleitet, der eher die
Parteielite fördert. Heindri A. Baily reflektiert über die
Auswirkungen der Kaderpolitik des ANC und die Herausforderungen für
Cyril Ramaphosa.

DAS RECHT, NEIN ZU SAGEN

Seit zehn Jahren kämpft das Amadiba Crisis Committee gegen ein
Bergbauprojekt in Xolobeni. Andreas Bohne berichtet über die
vielfältigen Protestformen der Aktivistinnen und Aktivisten.

SIE HIELT DEN GEIST DES WIDERSTANDS AM LEBEN

Winnie Madikizela-Mandela ist am 2. April im Alter von 81 Jahren
verstorben. Ihr Leben war dem Widerstand gewidmet und von Verbannung,
Brutalität und Verkennung gekennzeichnet. Shireen Hassim setzt ihr ein
Denkmal.

NICHTS GESCHENKT BEKOMMEN

Marlene le Roux ist Direktorin des Artscape Theatre Centre in
Kapstadt. Julia Müller porträtiert eine beeindruckende Frau, die sich
auch für die Belange von Menschen mit Behinderung engagiert.


ANGOLA

WACHABLÖSUNG NACH 38 JAHREN

Angolas Präsident João Lourenço hat gegenüber seinem Vorgänger José
Eduardo dos Santos einen neuen Politikstil eingeführt. Peter Meyns
schaut auf den Werdegang Lourenços innerhalb der regierenden MPLA und
die ersten 100 Tage seiner Regierung.


DR KONGO

RECHTSFREIER RAUM IM HERZEN AFRIKAS

Die DR Kongo ist Schauplatz einer der größten humanitären Krisen der
Welt. Dominic Johnson ruft auf, nicht mehr tatenlos danebenzustehen.

WAHLEN SIND DRINGEND ERFORDERLICH

Stellungnahme von CENCO, der katholischen Bischofskonferenz der DR
Kongo, zur kritischen Lage im Land.

TRANSAQUA - EIN UNGLÜCKSPROJEKT FÜR DEN KONGO

Mit Wasser aus dem Kongo und seinen Nebenflüssen soll der Tschadsee
gerettet werden. Das wollen zumindest die Anrainerstaaten des
Tschadsees - und China, das mit einem Transport-Korridor eine "neue
Seidenstraße" schaffen will. In der DR Kongo trifft das umstrittene
Vorhaben auf erhebliche ökologische Bedenken, wie Alfred Ntumba
berichtet.


SÜDAFRIKA: MODEKULTUR

JUST BE YOURSELF

Mode in Johannesburg ist ein Ort der Freiheit und Utopie. Junge Leute
bringen mit unkonventioneller Mode, die auf historische Subkulturen
und Tanzstile wie Pantsula Bezug nimmt, ihre Persönlichkeit zum
Ausdruck. Daniela Goeller zeigt die sozio-kulturellen Hintergründe
auf.


SÜDAFRIKA: FILM

DIE WUNDE

Der mehrfach preisgekrönte südafrikanische Spielfilm "The
Wound/Inxaba" behandelt emotionale Themen wie Jungeninitiation und
Homosexualität. Doris Senn stellt den Fim vor.


SERVICE

REZENSIONEN
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ENGLISCH/939: Questions to Mrs Gobbledygook (203) - I don't go nowhere (SB)








Dear Mrs Gobbledygook

... now I would like to know, which of the following statement
is correct English: "I went nowhere" or "I didn't go nowhere"?
I heard the second one in an interview on the radio, but I
thought, there is something wrong with this sentence, isn't it?

Yours

Natalja St. (Ukraine)



[image: Raute]




Dear Ms St

Yes, you are right, "I went nowhere" is grammatically correct. It is
not correct to have a negative verb form "didn't go" followed by
another negative form "nowhere" in the same clause. In this case, it
is also being used incorrectly for the context.

The double negative is apparent by the two negations. One is a
negation of the verb "Do" and the other is the negation of the
implicit pronoun "somewhere":

Didn't (Did not) and nowhere (no place).

So essentially that clause is saying "I did not go to no place" which
is logically equivalent to "I went to some place."

Nevertheless the double negation is quite often used in conversational
English and getting more and more popular. It's the sort of thing you
hear in the lyrics of popsongs or on TV. The double negative is used
to strengthen the negative statement. But sentences like "I didn't go
nowhere" are seen as ungrammatical, especially in Standard British
English. And it cannot be used in more formal conversations or in
written English. So the grammatical correct way of saying this is:

"I went nowhere."

Or even more likely a British native speaker of English would
say:

"I didn't go anywhere."

Again: Double negatives are technically not wrong. But they are
definitely not recommended, because it can be very confusing to follow
the real meaning. Just think of the following request, e.g. to a
person in front of the television:

"Don't go nowhere, I'll be right back!"

The irony, however, is that the speaker does not want the viewer to
move from his current seat because he wants the viewer to continue
watching the program in order to tell him about it later. To be
grammatical, the speaker should have said:

"Don't go anywhere; I'll be right back!"

However, the way it is originally phrased is very common in some parts
of the English-speaking world, e.g. in the southern United States. So
it would be perfectly acceptable to put it that way and most people
would understand the intention. In American English, especially in
television series you will even more frequently find the following
version:

"You ain't goin' nowhere."

Which is not correct, very slangy, but as I said before becomes
more and more common even in British everyday's English.

Yours

Miranda Gobbledygook



12. Juli 2018
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AKTION/7183: 5. Magdeburger Kulturnacht - »Das muss Liebe sein«, am 22. September 2018


»Das muss Liebe sein«

5. Magdeburger Kulturnacht

am Samstag, den 22.9.2018



Bei der mittlerweile 5. Magdeburger Kulturnacht - dieses Jahr unter
dem Motto »Das muss Liebe sein« - treten erneut die Stadtbibliothek,
das Konservatorium »Georg Philipp Telemann« und das Opernhaus
gemeinsam als Kulturinsel im Wagnerfoyer des Opernhauses in
Erscheinung.

Zwischen 19.00 und 21.30 Uhr bestreiten Stadtbibliothek und
Konservatorium ein musikalisch-literarisches Programm zum Thema »Liebe
zu Frankreich«. Im Anschluss wird das Liebes-Motto dann im Opernhaus
musikalisch aufgegriffen.

Im Schauspielhaus können Sie ab 19.00 Uhr Ihrer Liebe zum Tango
Ausdruck verleihen.

5. Magdeburger Kulturnacht »Das muss Liebe sein«

Samstag, 22.9.2018, ab 19.00 Uhr, Opernhaus/Wagnerfoyer und
Schauspielhaus


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4420: Jena - Der Mineraloge Lorenz Pansner (1777-1851) in Jena und St. Petersburg, 13.7.-1.10.


Friedrich-Schiller-Universität Jena

Von Jena nach St. Petersburg

Sonderausstellung über den Mineralogen Lorenz Pansner wird am 13. Juli
im Hauptgebäude der Universität Jena eröffnet



Die Ausstellung "Der Mineraloge Lorenz Pansner (1777-1851) in Jena und
St. Petersburg" wird am Freitag, 13. Juli, um 16 Uhr im
Ausstellungskabinett (Raum E 025) im Hauptgebäude der
Friedrich-Schiller-Universität Jena (Fürstengraben 1) eröffnet. Zu
sehen ist die Schau bis zum 1. Oktober 2018.

"Mit der Ausstellung würdigen wir den Mineralogen Lorenz Pansner und
beleuchten zugleich seinen spannenden Lebensweg", sagt Dr. Birgit
Kreher-Hartmann, die Kustodin der Mineralogischen Sammlung der
Universität Jena.

Pansner, geboren in Arnstadt, hatte in Jena studiert, seinen
Doktortitel erworben und sich habilitiert. Er war Schüler von Johann
Georg Lenz, der in Jena die "Mineralogische Societät" gegründet hatte.
Dem Beispiel folgend, gründete Lorenz Pansner 1817 die Russische
Mineralogische Gesellschaft in St. Petersburg.

"Die Russische Mineralogische Gesellschaft ist die einzige, die heute
noch existiert", sagt Dr. Kreher-Hartmann. Anders als die Jenaer und
die später gegründete ungarische "Societät". Zum 200. Geburtstag 2017
entstand eine Ausstellung in Kooperation mit der Bergakademie Freiberg
und dem Bergbaumuseum St. Petersburg. Diese Schau wird nun in Jena
gezeigt.

Im Hintergrund des Ausstellungskabinetts wird eine großformatige Karte
zu sehen sein, die die Reisewege Pansners nachzeichnet. Passend zu den
Stationen zwischen Westeuropa und Ostsibirien werden in mehreren
Vitrinen Fundstücke gezeigt. Darunter sind Exponate, die Pansner von
St. Petersburg aus seinem Lehrer Lenz nach Jena sandte. Auf
"abenteuerlichen Wegen" kam die Kiste mit Gesteinen und Mineralen in
Jena an, sagt Birgit Kreher-Hartmann. Gezeigt werden zudem Stücke, die
als Geschenk zweier russischen Zaren die Jenaer Sammlung bereichern.

Lorenz Pansner kehrte übrigens 1836 in seine Heimatstadt Arnstadt
zurück, wo er sich ein Haus im russischen Stil errichten ließ. In den
letzten Jahren seines Lebens gab er die Mineralogie auf und widmete
sich der Züchtung von Stachelbeeren.

Die Schau über Pansner wird Mineralienfreunden ebenso gefallen wie
Besuchern, die sich für Wissenschaftsgeschichte interessieren. Zur
Eröffnung werden Prof. Dr. Gerhard Heide aus Freiberg und Dr. Birgit
Kreher-Hartmann einführende Worte sprechen. Musikalisch umrahmt wird
die Vernissage vom "Duo Dynamique" Muriel Starke und Lisa Helbig
(beide Querflöte).

Geöffnet ist die Ausstellung Montag bis Freitag 11 bis 16 Uhr. Es sind
zudem öffentliche Führungen geplant, die ersten beiden am 21. Juli (10
Uhr) und am 31. Juli (16 Uhr). Der Eintritt ist frei.

Weitere Termine für Führungen durch die Ausstellung sind der
Tagespresse zu entnehmen oder zu finden unter: 

http://www.minsmlg.uni-jena.de/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 11.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NAHOST/225: Verschwindenlassen und Folter in jemenitischen Gefängnissen


Amnesty International - 12. Juli 2018

Verschwindenlassen und Folter in jemenitischen Gefängnissen



Amnesty fordert eine Untersuchung möglicher Kriegsverbrechen im Jemen.
Die für Folter und Verschwindenlassen Verantwortlichen müssen zur
Rechenschaft gezogen werden.

Auch ein Jahr nach der Aufdeckung eines Netzwerks von Geheimgefängnissen im
Süden Jemens herrscht noch immer Straflosigkeit und weiterhin werden
Menschen in diesen gefangen gehalten. Darauf weist Amnesty International in
einem neuen Bericht hin.

Der Bericht "God only knows if he's alive" dokumentiert schwere
Menschenrechtsverletzungen wie systematisches Verschwindenlassen, Folter
und andere Formen der Misshandlung, die größtenteils straffrei begangen
werden und bei denen es sich möglicherweise um Kriegsverbrechen handelt.

Systematisches Veschwindenlassen

Die Recherchen belegen, wie Sicherheitskräfte der Vereinigten Arabischen
Emirate (VAE) und des Jemen, die sich außerhalb der Kontrolle ihrer
Regierungen bewegen, unzählige Männer willkürlich festnehmen und
inhaftieren, bevor diese dann dem Verschwindenlassen zum Opfer fallen.
Viele dieser Männer wurden gefoltert und einige sind vermutlich im
Gewahrsam gestorben.

"Für die Familien der inhaftierten Männer ist dies ein nie endender
 Alptraum, von den VAE unterstützte Truppen sind dafür verantwortlich,
 dass ihre Angehörigen dem Verschwindenlassen zum Opfer gefallen sind.
 Wenn die Familien wissen wollen, wo ihre Verwandten festgehalten werden
 oder ob sie überhaupt noch am Leben sind, reagieren die Behörden mit
 Schweigen oder Einschüchterungsversuchen."

 Tirana Hassan Direktorin des Krisenreaktionsteams von Amnesty
 International



"In den vergangenen Wochen sind zahlreiche Inhaftierte freigelassen worden,
darunter auch einige der 'Verschwundenen'. Zuvor waren sie lange Zeit ohne
Anklage festgehalten worden, teils sogar bis zu zwei Jahre. Dies zeigt, wie
wichtig es ist, die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen und
sicherzustellen, dass die Betroffenen eine Entschädigung einfordern
können", sagt Tirana Hassan, Direktorin des Krisenreaktionsteams von
Amnesty International.

Seit die VAE im März 2015 in den Konflikt eingetreten sind, haben sie
verschiedene lokale Truppen zusammengestellt, ausgebildet, ausgestattet und
finanziert. Diese sind bekannt als "Sicherheitsgürtel" und "Elitetruppen".
Die VAE haben außerdem Allianzen mit jemenitischen Sicherheitskräften
gebildet, ohne die entsprechenden Führungskräfte auf Regierungsebene zu
involvieren.

Amnesty International untersuchte die Fälle von 51 Männern, die zwischen
März 2016 und Mai 2018 in den Regionen Aden, Lahidsch, Abyan, Hadramaut und
Schabwa von diesen Truppen in Gewahrsam genommen wurden. Die meisten dieser
Männer fielen dem Verschwindenlassen zum Opfer. 19 von ihnen sind nach wie
vor "verschwunden". Amnesty sprach mit 75 Personen, darunter ehemalige
Inhaftierte und Verwandte von nach wie vor "verschwundenen" Personen sowie
auch Aktivistinnen und Aktivisten aber auch Regierungsangestellten.

Familienangehörige tappen im Dunkeln

Die Familien der Inhaftierten berichteten Amnesty International von ihrer
verzweifelten Suche nach Informationen über Ihre Angehörigen. Seit fast
zwei Jahren halten die Mütter, Ehefrauen und Schwestern der
"Verschwundenen" Proteste ab und wenden sich mit Anfragen an die
verschiedenen Regierungsabteilungen und Staatsanwaltschaften,
Sicherheitsbehörden, Gefängnisse, Stützpunkte der Militärkoalition sowie an
die verschiedenen Einrichtungen, die sich mit Beschwerden über
Menschenrechtsverstöße befassen.

Die Schwester eines 44-jährigen Mannes, der Ende 2016 in Aden festgenommen
wurde, sagte Amnesty International: "Wir haben keine Ahnung, wo er ist, und
weiß der Himmel, ob er überhaupt noch am Leben ist. Unser Vater starb vor
einem Monat an einem gebrochenen Herzen. Er starb, ohne zu wissen, wo sein
Sohn ist. Wir wollen einfach nur wissen, welches Schicksal unser Bruder
erlitten hat. Wir wollen einfach nur seine Stimme hören und wissen, wo er
ist. Wenn er etwas verbrochen hat, gibt es dafür nicht Gerichte? Er soll
zumindest vor Gericht gestellt werden, und wir sollten ihn besuchen können.
Wofür gibt es denn Gerichte? Warum lässt man ihn und viele andere einfach
so verschwinden?"

Einige Familien sagten, sie seien von Privatpersonen darüber informiert
worden, dass ihre Verwandten im Gewahrsam gestorben seien, doch als sie bei
der Führungsriege der von den VAE unterstützten jemenitischen Truppen
nachfragten, habe man dies abgestritten.

"Wenn sie einfach nur bestätigen könnten, dass mein Bruder am Leben ist,
 wenn wir ihn einfach nur sehen könnten - mehr wollen wir gar nicht.
 Aber niemand gibt uns Informationen. Meine Mutter stirbt jeden Tag
 hundert Tode. Sie wissen einfach nicht, wie sich das anfühlt."

 Schwester eines Mannesder im September 2016 festgenommen wurde und
 daraufhin dem Verschwindenlassen zum Opfer fiel



Es wird befürchtet, dass der Mann zu denen gehört, die im Gewahrsam
gestorben sind.

Folter in emiratisch und jeminitisch geführten Hafteinrichtungen 

Der neue Amnesty-Bericht dokumentiert außerdem den weit verbreiteten
Einsatz von Folter und anderen Formen der Misshandlung in jemenitisch und
emiratisch geführten Hafteinrichtungen. Personen, die derzeit inhaftiert
sind oder sich in der Vergangenheit im Gewahrsam befanden, sowie auch deren
Familien berichteten über schockierende Misshandlungen wie etwa Schläge,
Elektroschocks und sexualisierte Gewalt. Eine Person gab an, dass ein
Mitgefangener nach mehrmaligen Folterungen in einem Leichensack weggetragen
worden sei.

"Ich habe Dinge gesehen, die ich nie wieder sehen möchte. An diesem Ort
kann man nicht einmal die Sonne sehen", so ein ehemaliger Insasse der
berüchtigten Hafteinrichtung Waddah Hall in Aden, die unter der Leitung
eines örtlichen Antiterrorkommandos steht. "Sie haben alle möglichen
Anschuldigungen [gegen mich] erhoben. Sie fingen an, mich zu schlagen...
Dann ließen sie mich eines Nachts plötzlich frei und sagten, sie hätten
mich mit jemandem verwechselt: 'Personenverwechslung, Entschuldigung'. Als
müssten sie sich für nichts rechtfertigen, nach allem, was ich durch die
Elektroschocks erlitten habe."

Ein weiterer ehemaliger Gefangener sagte, dass Angehörige emiratischer
Truppen auf einem Stützpunkt in Aden so lange einen Gegenstand in seinen
Anus einführten, bis er blutete. Er gab außerdem an, in einem Loch im Boden
festgehalten worden zu sein, aus dem nur sein Kopf herausschaute. Er habe
nicht auf die Toilette gehen können, sondern musste seine Notdurft an Ort
und Stelle verrichten.

"Wir hörten immer Berichte über Folter und dachten 'Nie im Leben, das
 gibt es nicht wirklich' - bis ich es am eigenen Leib erfahren
 musste."

 Anonymer Folterbetroffener



Tod nach Folter

Amnesty International hat den Fall eines Mannes dokumentiert, der von den
emiratisch unterstützten Elitetruppen des Gouvernements Schabwa in seinem
Haus festgenommen wurde und wenige Stunden später vor dem Haus seiner
Familie abgeladen wurde - in kritischem Zustand und mit eindeutigen
Folterspuren am Körper. Er starb kurz nach seiner Einlieferung ins
Krankenhaus.

"Die VAE agieren im südlichen Jemen in einem undurchsichtigen Umfeld und
scheinen eine Art parallele Sicherheitsstruktur geschaffen zu haben, in der
schwere Menschenrechtsverstöße komplett straffrei begangen werden können",
sagt Tirana Hassan:

"Dieses Rechenschaftsvakuum macht es den Familien der Betroffenen noch
schwerer, die Rechtmäßigkeit der Inhaftierung anzufechten. Die jemenitische
Staatsanwaltschaft hat versucht, ihre Kontrolle über einige der Gefängnisse
durchzusetzen, doch die emiratischen Truppen haben Entlassungsbescheide der
Staatsanwaltschaft mehrfach ignoriert oder stark verzögert."

Vorwand der Terrorismusbekämpfung

Die VAE spielen eine Schlüsselrolle in dem von Saudi-Arabien angeführten
Militärbündnis, das seit März 2015 in den bewaffneten Konflikt im Jemen
involviert ist.

Die VAE geben an, mit dem 'Sicherheitsgürtel' und den Elitetruppen den
'Terrorismus' bekämpfen zu wollen, unter anderem durch die Festnahme von
Mitgliedern der bewaffneten Gruppen Al-Qaida auf der arabischen Halbinsel
(AQAP) und Islamischer Staat (IS). Kritikerinnen und Kritiker sagen
allerdings, dass viele Festnahmen auf unbegründetem Verdacht beruhen und
persönlichen Fehden geschuldet sind.

Unter den bisher Festgenommenen befinden sich zahlreiche Personen, die das
Militärbündnis und die Vorgehensweise der emiratisch unterstützten
Sicherheitskräfte kritisieren, so zum Beispiel Gemeindesprecherinnen und -
sprecher, Aktivistinnen und Aktivisten und Medienschaffende sowie
Unterstützerinnen und Unterstützer und Mitglieder der Oppositionspartei
al-Islah, dem Arm der Muslimbruderschaft im Jemen.

Auf offener Straße verschleppt

Auch Verwandte von mutmaßlichen AQAP- und IS-Mitgliedern wurden ins Visier
genommen, ebenso wie Männer, die das Militärbündnis eingangs bei der
Bekämpfung der Huthis unterstützt hatten, nun aber als Bedrohung
wahrgenommen werden.

Augenzeugenberichten zufolge wurden viele dieser Personen von ihren
Arbeitsplätzen abgeholt oder auf offener Straße verschleppt, und in manchen
Fällen bis zur Bewusstlosigkeit verprügelt. Andere wurden in nächtlichen
Razzien von Sicherheitskräften mit Gesichtsmasken und Schusswaffen Zuhause
abgeholt.

Weibliche Familienangehörige von Inhaftierten und von "verschwundenen"
Personen, die seit zwei Jahren in Aden und al-Mukalla Proteste abhalten,
wurden von den Behörden eingeschüchtert und angegriffen.

Unabhängige Untersuchungen notwendig

Trotz aller Gegenbeweise haben die VAE wiederholt bestritten, an
rechtswidrigen Inhaftierungen im Jemen beteiligt zu sein. Gleichzeitig
sagte die jemenitische Regierung vor einem UN-Expertengremium aus, dass sie
keine Kontrolle über die Sicherheitskräfte habe, die von den VAE
ausgebildet und unterstützt werden.

"Letztlich müssen diese Menschenrechtsverletzungen, die im Zusammenhang
 mit dem bewaffneten Konflikt im Jemen begangen werden, als
 Kriegsverbrechen untersucht werden. Sowohl die jemenitische als auch die
 emiratische Regierung müssen umgehend Maßnahmen ergreifen, um diesen
 Verstößen einen Riegel vorzuschieben, und sie sollten denjenigen Familien
 Rede und Antwort stehen, deren Ehemänner, Väter, Brüder und Söhne
 vermisst werden."

 Tirana Hassan, Direktorin des Krisenreaktionsteams von Amnesty
 International



"Auch die Partner der VAE bei der Terrorismusbekämpfung, wie etwa die USA,
müssen sich diesen Foltervorwürfen stellen, unter anderem durch die
Untersuchung der Rolle von US-Personal bei den im Jemen im Gewahrsam
begangenen Menschenrechtsverstößen und durch das Zurückweisen von
Informationen, die durch Folter oder andere Misshandlung erlangt worden
sein könnten", sagt Tirana Hassan.


Der Amnesty-Bericht: "God only knows if he's alive"
(PDF, 1.43 MB) ist zu finden unter:

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-07/Amnesty-Bericht-Jemen-Kriegsverbrechen-Juli2018.PDF

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 12. Juli 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/jemen-verschwindenlassen-und-folter-jemenitischen-gefaengnissen

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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EUROPA/652: Keine Auslieferung Puigdemonts wegen "Rebellion"


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Kriminalisierung von Unabhängigkeits-Befürwortern löst nicht
Katalonien-Streit

Spaniens Justiz soll Haftbefehl aufheben



Göttingen, den 12. Juli 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat an Spaniens Justiz appelliert, den Haftbefehl gegen Carles
Puigdemont aufzuheben, nachdem das Oberlandesgericht Schleswig heute
die von Spanien beantragte Auslieferung wegen "Rebellion" ablehnte.
"Wenn Spaniens neue Regierung unter dem Sozialisten Pedro Sanchez
ernsthaft an einem Neuanfang und an einer politischen Lösung des
Katalonien-Streits interessiert ist, dann sollte sie jetzt nicht auf
der Auslieferung Puigdemonts wegen eines minder schweren Delikts
bestehen", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in
Göttingen. "Die Katalonien-Krise ist ein politischer Konflikt, der
mit einer Kriminalisierung katalanischer Politiker nicht zu lösen
ist".

Das Gericht gestattete nur eine Auslieferung wegen des minder
schweren Vorwurfs der Veruntreuung öffentlicher Gelder. Damit
unterbinden die deutschen Richter jede Strafverfolgung in Spanien des
ehemaligen Präsidenten der Regionalregierung Kataloniens wegen
"Rebellion". "Sollte Spanien trotzdem auf einer Auslieferung und
Strafverfolgung Puigdemonts bestehen, könnte es zu der absurden
Situation kommen, dass Untergebene Puigdemonts aufgrund der engen
Vorgaben für die Auslieferung zu deutlich höheren Haftstrafen
verurteilt würden als ihr früherer Vorgesetzter", sagte Delius. Denn
während "Rebellion" mit einer Höchststrafe von 25 Jahren Haft
geahndet werden kann, ist die Veruntreuung öffentlicher Gelder mit
höchstens acht Jahren Gefängnis zu ahnden.

Auch müssten Spaniens Gerichte schlüssig nachweisen können, daß der
Vorwurf der Untreue nicht politisch motiviert, sondern rechtlich
begründet ist. Puigdemont und seine Rechtsanwälte weisen jede
Verantwortung für eine angebliche Veruntreuung öffentlicher Gelder
zurück.

"Ein Gerichtsverfahren gegen Puigdemont in Spanien würde alle
Bemühungen um eine politische Lösung des Katalonien-Konflikts
zunichtemachen und könnte eine Regierungskrise in Spanien auslösen",
warnte Delius. Denn Spaniens neue Regierung wird von Unterstützern
der katalanischen Unabhängigkeitsbewegung entscheidend mitgetragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/191: 20 Jahre Römisches Statut - Schwerste Verbrechen müssen wirksamer geahndet werden


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

20 Jahre Römisches Statut (17.07.2018)

Menschenrechtsreport zieht kritisch Bilanz: Internationaler
Strafgerichtshof muss gestärkt werden!



Göttingen, den 12. Juli 2018 - 20 Jahre nach Annahme des Römischen
Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH) hat die
Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) in einem 35-seitigen
Menschenrechtsreport kritisch Bilanz gezogen. "Weltweit werden viel
zu wenig Verbrechen gegen die Menschlichkeit geahndet, weil China,
Russland oder die USA ihr Vetorecht missbrauchen und so die
Einschaltung des IStGH verhindern", kritisierte der GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Donnerstag in Göttingen. "Deshalb konnte der IStGH
in schwersten Menschenrechtskrisen wie den Kriegen in Syrien oder im
Yemen nicht ermitteln. Das schwächt den Kampf gegen Straflosigkeit
und erstickt die Hoffnungen überlebender Opfer, Gerechtigkeit
durchsetzen zu können. Um in Zukunft Gräueltaten zu verhindern, ist
es dringend notwendig, Zeichen zu setzen und heutige Täter zu
bestrafen."

Der Menschenrechtler appellierte an die Bundesregierung, sich
intensiver für eine Stärkung des IStGH einzusetzen, damit die
Verantwortlichen für Völkermord, Kriegsverbrechen sowie das
Verbrechen der Aggression konsequenter strafrechtlich verfolgt werden
können. Das Römische Statut wurde am 17. Juli 1998 als vertragliche
Grundlage für den IStGH von 120 Staaten angenommen. Er hat derzeit
123 Vertragsstaaten.

Afrikanische Staaten werfen dem IStGH eine einseitige Fixierung auf
ihren Kontinent vor. Die Afrikanische Union (AU) tritt sogar für
Straffreiheit für Regierungsmitglieder und Staatsoberhäupter ein.
"Dabei wird übersehen, dass die meisten Verfahren des IStGH von
afrikanischen Regierungen selbst angeregt wurden", berichtete Delius.
"Durch die Aufhebung des Urteils gegen den kongolesischen
Milizenführer Jean-Pierre Bemba durch eine Berufungskammer des IStGH
im Juni 2018 hat die Glaubwürdigkeit des IStGH jedoch sehr gelitten."
Der frühere Vizepräsident des Kongo war im Jahr 2016 wegen
Kriegsverbrechen in der Zentralafrikanischen Republik zu 18 Jahren
Gefängnis verurteilt worden.

Die deutsche Bundesregierung hatte sich nachdrücklich für die
Gründung des IStGH engagiert. "Im Fall des per internationalem
Haftbefehl gesuchten Staatspräsidenten des Sudan, Omar Hassan al
Bashir, spielt sie jedoch eine unrühmliche Rolle. Sie bemüht sich
eher um Kooperation mit den sudanesischen Behörden zur Abwehr von
Flüchtlingen aus Afrika, statt sich für eine Auslieferung Bashirs
einzusetzen", berichtete Delius. Der Sudanese wird wegen seiner
Verantwortung für Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Völkermord
in Darfur im Westen seines Landes gesucht. Ehemalige
Janjaweed-Reitermilizen, die seit dem Jahr 2003 am Genozid in Darfur
mitgewirkt hatten, sind heute Mitglieder sudanesischer
Spezialeinheiten.

Der IStGH hat seinen Sitz in Den Haag. Er ermittelt in seinen
Vertragsstaaten oder gegen Täter aus diesen Ländern, wenn deren
nationale Justiz gegen mutmaßliche Verbrecher nicht tätig wird.
Außerdem kann der UN-Sicherheitsrat den IStGH um Ermittlungen bitten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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OFFENER BRIEF/077: Kehren Sie um! Stoppen Sie das Sterben an Europas Außengrenzen! (Ottenser Gesprächskreis)


Ottenser Gesprächskreis zu Flucht und Migration - 12. Juli 2018

Kehren Sie um! Stoppen Sie das Sterben an Europas Außengrenzen! 



Vor zwei Jahren forderten wir vom Ottenser Gesprächskreis zu Flucht und
Migration in einem ersten Offenen Brief vom Hamburger Senat, als Beitrag
zur Milderung des Leidens von Opfern europäischer Abschottungspolitik 1000
Geflüchtete aufzunehmen, die in Griechenland unter menschenunwürdigen
Bedingungen festgehalten werden. Aus dem Offenen Brief "Hamburg hat Platz!"
wurde eine gleichnamige Petition, die trotz Unterstützung von 33 Hamburger
Organisationen (darunter ver.di und GEW) sowie über 4600 Einzelpersonen
von den Adressaten ignoriert wurde.

Angesichts der Tragödien, die sich auf dem Mittelmeer abspielen und einer
zynischen EU-Politik in diesen Tagen dramatisch verschärft werden, weigern
wir uns zu resignieren und haben einen zweiten Offenen Brief verfasst, der
sich dieses Mal an die Bundesregierung wendet.

Wir rufen auch auf zur zahlreichen Teilnahme an der kurzfristig angesetzten
Demonstration "Seebrücke Hamburg - Schafft sichere Häfen!" am kommenden
Freitag, 13.7. um 18 Uhr am Neuen Pferdemarkt (Arrivati-Park).

 * 

OFFENER BRIEF

Kehren Sie um! Stoppen Sie das Sterben an Europas Außengrenzen!




Sehr geehrte Frau Kanzlerin,

sehr geehrte Bundesminister*innen von CDU und SPD,

Ignoranz, Zynismus und Unmenschlichkeit europäischer Politik gegenüber den
vor Krieg, Verfolgung und elenden Lebensbedingungen fliehenden Menschen
haben ein unerträgliches Ausmaß angenommen. Wir erklären ihr unseren
entschlossenen Widerstand.

Während des migrationspolitischen Streits in Ihrer Regierung, der von den
Herren Seehofer und Söder angezettelt wurde, hat sich die Zahl der
ertrunkenen Flüchtlinge im Mittelmeer mehr als verzehnfacht. Die von der
sogenannten "Libyschen Küstenwache" aus dem Wasser gezogenen Fliehenden
werden mit Ihrem Einverständnis und Ihrer Unterstützung in
Internierungslager gebracht, in denen Hunger und völlig inakzeptable
hygienische Bedingungen herrschen. Schlimmer noch: In vielen dieser
KZ-ähnlichen Lager gehören Folter, Vergewaltigungen, Hinrichtungen und
Sklaverei zum Alltag. Gleichzeitig verdursten immer mehr Menschen in der
Sahara, weil sie durch die von Ihren "Migrationsabkommen" verschärften
Grenzregime in Nordafrika auf gefährlichere Wege gezwungen werden.

Für diese tausendfachen Tragödien tragen Sie einen großen Teil der
Verantwortung. Denn Sie haben sich durch Seehofer, Söder und Dobrindt zu
einer weiteren Verschärfung der Asylpolitik auf Bundes- und EU-Ebene
erpressen lassen und dafür - nicht überraschend - Lob von der AfD erhalten.
Dem CSU-Beispiel folgend haben Sie Konzessionen an nationalistische und
rechtspopulistische Regierungen gemacht. Sie dulden und fördern die
Kriminalisierung von Lebensrettern und die Festsetzung ihrer Schiffe und
Flugzeuge und liefern damit noch mehr Menschen dem Tod aus.

Behaupten Sie nicht, dass diese menschenverachtende Politik alternativlos
sei! Wenn Sie "illegale" Migration eindämmen wollen, dann schaffen Sie
endlich sichere und legale Fluchtwege! Geben Sie mit Ihren Kolleg*innen in
anderen EU-Ländern endlich jedem Schutzsuchenden die Chance mit einem
humanitären Visum nach Europa einzureisen und ein faires Asylverfahren zu
erhalten! Verlassen Sie den Irrweg des Konzepts der "sicheren
Herkunftsländer"! Setzen Sie sich dafür ein, dass die
Dublin-Regeln außer Kraft gesetzt werden, damit die Südeuropäer sich nicht mehr
mit der Aufnahme von Geflüchteten allein gelassen fühlen und dem
Rechtsradikalismus in die Arme getrieben werden!

Wenn Sie die AfD-Wähler*innen zurückgewinnen wollen, dann lassen Sie sich
nicht mehr von den Rechtsradikalen vor sich hertreiben, sondern zeigen Sie
"klare Kante" gegenüber Rechtspopulismus und Nationalismus in jedem Gewand
und auch in Ihren Parteien! Belassen Sie es nicht dabei, die Verrohung der
Sprache zu beklagen und begriffliche Schönfärberei zu betreiben! Sie sehen
doch in aktuellen Umfragen, dass ihr jetziger Kurs nicht hilft,
Wählerstimmen von rechtsradikalen Parteien zurückzugewinnen! Vielmehr führt
er, wie Sie auch erkennen sollten, zur Rückkehr der Unmenschlichkeit, die
wir nach dem zweiten Weltkrieg überwunden zu haben glaubten.

Geben Sie endlich nicht mehr dem Druck der menschenverachtenden Rechten
nach, sondern folgen Sie Ihrem Gewissen! Kehren Sie sofort um zu einer
Flüchtlings- und Migrationspolitik, die von Humanität, Solidarität mit
Schutzsuchenden und konsequenter Bekämpfung von Rassismus und Nationalismus
geprägt ist! Jeder Tag Ihrer derzeitigen Agenda wird weitere Menschenleben
fordern.

Ottenser Gesprächskreis zu Flucht und Migration 



(Wer sich dem Brief anschließen möchte, der antworte bitte einfach mit
vollem Namen an unten angegebene Email-Adresse).

 * 

Quelle:

Ottenser Gesprächskreis zu Flucht und Migration

E-Mail: hamburghatplatz@t-online.de
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AUFRUF/082: Hamburg - SEEBRÜCKE für Seenotrettung, Kundgebung und Demonstration am 13.7.2018


SEEBRÜCKE HAMBURG

Kundgebung und Demonstration für das Recht auf

Seenotrettung, für sichere Fluchtwege und gegen Abschiebungen 

Freitag, 13.7.2018 um 18 Uhr

Neuer Pferdemarkt / Arrivati-Park in St. Pauli



Die Initiative SEEBRÜCKE HAMBURG ruft für Freitag, 13.7.2018 um 18 Uhr zu
einer Kundgebung und Demonstration für das Recht auf Seenotrettung, für
sichere Fluchtwege und gegen Abschiebungen auf. Schon am vergangenen
Wochenende haben über 20.000 Menschen in zahlreichen Städten an 
SEEBRÜCKE-Versammlungen teilgenommen. Für dieses Wochenende sind weitere
Versammlungen in mindestens 18 Städten angekündigt. Erkennungszeichen der
Proteste ist Orange, die Farbe der Seenotrettung.

Die Hamburger Versammlung beginnt um 18 Uhr am Neuen Pferdemarkt / 
Arrivati-Park in St. Pauli und wird von dort nach einer Auftaktkundgebung als
Demonstration zum Fischmarkt ziehen. Dort ist eine Schweigeminute für die
Opfer der europäischen Migrationspolitik geplant.

SEEBRÜCKE HAMBURG wird seit 3 Tagen vor allem über Facebook und E-Mail
beworben und verbreitet sich rasend schnell im Netz. "Wir haben 500
Teilnehmende angemeldet, rechnen inzwischen aber mit viel mehr", erklärt
Mit-Organisator Christoph Kleine von der Interventionistischen Linken. "Das
Sterbenlassen im Mittelmeer geschieht durch unsere Regierungen, in unserem
Namen. Niemand kann sagen, nichts gewusst zu haben. Es ist Zeit aufzustehen
und NEIN zu sagen zur Verweigerung von Hilfe und JA zur Seenotrettung und
zu sicheren Fluchtrouten!", so Kleine weiter.

Joshua Krüger, stellvertretender Vorsitzender Sea-Watch e.V., ergänzt:

"Die zivilen Rettungsschiffe, wie die Sea-Watch 3, werden aktuell in Malta
ohne rechtliche Grundlage von der europäischen Union davon abgehalten, das
zu tun, was eigentlich deren Aufgabe wäre - nämlich Menschenleben zu
retten. Über 1.400 Menschen sind 2018 schon im Mittelmeer ertrunken, davon
692 im Juni. Gerade Hamburg als Hafenstadt sollte sich solidarisch mit den
Retter*innen verhalten. Wir fordern die Stadt auf, dem Beispiel Berlins zu
folgen und sich offen und solidarisch gegenüber den Menschen auf der Flucht
zu zeigen. Wir freuen uns darauf, am Freitag viele Hamburger*innen auf der
Straße zu sehen, um genau hierfür zu kämpfen, für eine Seebrücke - für
sichere Häfen."

Die AG kirchliche Flüchtlingsarbeit beteiligt sich ebenfalls an SEEBRÜCKE
HAMBURG auf und erklärt dazu:

"Wir sehen es als unabdingbare, humanitäre Aufgabe, Menschen in dieser
konkreten Notsituation zu retten. Dazu sind wir einander als Menschen
verpflichtet."

Teil der Versammlung von SEEBRÜCKE HAMBURG wird auch das Gedenken an Jamal
M. sein, der sich nach seiner Abschiebung nach Afghanistan aus Verzweiflung
das Leben genommen hat. Jamal M. hat vor seiner Abschiebung acht Jahre in
Hamburg gelebt. Verantwortlich für seine Abschiebung in ein Kriegsgebiet
ist die Hamburger Ausländerbehörde.

"Jamal war Hamburger, einer von uns.", sagt dazu Christoph Kleine,
"Abschiebungen, zumal in das Kriegsland Afghanistan, sind Unrecht, das
sofort gestoppt werden muss. Innenminister Seehofer, der über das Elend der
Betroffenen noch Witze reißt, muss sofort von seinem Amt zurücktreten."

https://www.facebook.com/seebrueckehamburg

 * 

Quelle:

Seebrücke Hamburg
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DISKUSSION/081: Hanau - Frauenpolitische Themen der Landtagswahl 2018 am 15.8.


Frauenpolitische Themen der Landtagswahl 2018 

Veranstaltungsreihe des Frauenbüros Hanau im Rahmen der Erinnerung an
100 Jahre Frauenwahlrecht



Am Mittwoch, 15. August, bietet das Frauenbüro der Stadt Hanau eine
Podiumsdiskussion im Kulturforum am Freiheitsplatz an. Von 18 bis 20
Uhr haben die Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, den
Vertreterinnen der Landtagsfraktionen Fragen zu frauenpolitischen
Themen der Landtagswahl 2018 zu stellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/250: Bonn - Führung "Bonnerinnen, berühmt und berüchtigt" am 15.7.2018


Bonnerinnen, berühmt und berüchtigt 



Der Rundgang durch die Bonner Innenstadt zeigt Erstaunliches zur
Bonner Frauengeschichte. Wie konnte es geschehen, daß aus einer
Mätresse eine Heilige wurde? Warum brauchte Bonn eine Anstalt für
erstmals "gefallene" Mädchen? Warum mußte eine vermögende Prinzessin
einen Beruf ergreifen? Natürlich wird auch der Matronenkult und die
Geschichte der Beueler Wäscherinnen vorgestellt. Seien Sie gespannt
auf die berüchtigten Bonnerinnen, die durch "Manches" berühmt wurden.

Dauer: ca. 2-2,5 Stunden

Datum: 15.07.2018 

Uhrzeit: 11:00

Preis/Euro: EUR 10,- / 8,- ermäßigt für Schüler und Studenten

Vorverkauf/Anmeldung: Hierfür ist keine Anmeldung erforderlich.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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AUSSICHTEN/8335: Und morgen, den 13. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.07.2018 bis zum 14.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8335 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Jean, der Wettermelder,

sagt heut' Wind und Sonne an,

ein paar Wolkenfelder

sieht er zudem dann und wann.
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MARKT/188: Neues Freihandelsabkommen zwischen EU und Japan beeinflusst auch Agrar- und Lebensmittelmärkte (idw)


Johann Heinrich von Thünen-Institut, Bundesforschungsinstitut für
Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 10.07.2018

Neues Freihandelsabkommen zwischen EU und Japan beeinflusst auch
Agrar- und Lebensmittelmärkte

• Handel wird auf beiden Seiten zunehmen

• EU wird vor allem bei Schweinefleisch profitieren



Während im Zuge der US-Präsidentschaft Donald Trumps der internationale
Handel zunehmend durch Protektionismus und Zollschranken geprägt wird,
gibt es auch gegenläufige Tendenzen. So haben die EU-Staaten mit Japan ein
umfassendes Freihandelsabkommen (JEFTA = Japan-EU Free Trade Agreement)
ausgehandelt, das am 11. Juli unterzeichnet werden soll und 2019 in Kraft
tritt. Das Abkommen soll Zölle und andere Handelshemmnisse abbauen, um das
Wirtschaftswachstum anzuregen. Mit einbezogen sind unter anderem auch
Agrarprodukte und Lebensmittel. Wie sich JEFTA auf die europäische bzw.
deutsche Land- und Ernährungswirtschaft auswirkt, hat das Thünen-Institut
in Braunschweig berechnet.

Die Analyse wurde mit einem globalen Handelsmodell durchgeführt, das die
Wechselbeziehungen zwischen einzelnen Ländern und Sektoren abbilden kann.
Agrarökonomin Dr. Janine Pelikan vom Thünen- Institut für Marktanalyse:
"Die Ergebnisse geben, wie bei Modellierungen allgemein, nur ein
vereinfachtes Bild der Realität wieder. Es wird aber deutlich, dass die EU
ihren Handel mit Japan intensiviert und im Agrar- und Ernährungsbereich
Produktionssteigerungen zu erwarten sind." In der EU wird die Produktion
am stärksten im Sektor Schweinefleisch steigen.

Japan ist nach China der zweitgrößte Handelspartner der EU in Asien. Im
Jahr 2016 exportierten die EU-Staaten Agrarprodukte im Wert von 6 Mrd.
Euro nach Japan; dem standen relativ geringe Einfuhren von rund 0,3 Mrd.
Euro gegenüber. Die Umsetzung des Abkommens wird sich direkt auf die
Handelsströme und Preise auswirken und auf beiden Seiten zu
Produktionsänderungen führen. Durch JEFTA können sich die europäischen
Agrarexporte nach Japan auf 11 - 14 Mrd. Euro erhöhen. Die Importe von
Agrarprodukten aus Japan steigen auf ca. 2 Mrd. Euro.

Es ist vorgesehen, dass die JEFTA-Vereinbarungen innerhalb von 21 Jahren,
also bis zum Jahr 2040, schrittweise umgesetzt werden. Danach wird die EU
99,2 % aller japanischen Produkte zollfrei importieren. Japan wird die
Zölle für 97,2 % der Produkte vollständig aufheben. Für einige "sensible"
Agrarprodukte wie Walfleisch, Reis und Seealgen bleibt weiterhin ein
Außenschutz in Form von Zöllen und Zollquoten bestehen.

Für Getreideprodukte, Kaffee, Tee, Zucker, Milchprodukte und andere
verarbeitete Lebensmittel werden neue Zollquoten gegenüber der EU
eingeführt. Innerhalb der Quoten kann eine festgelegte Menge zu
niedrigeren Zollsätzen oder zollfrei nach Japan exportiert werden.
Außerhalb der Quoten bleiben die Zölle häufig so hoch, dass es keine
zusätzlichen Exportanreize für europäische Produkte nach Japan geben wird.
Für Weizen liegt der Zoll außerhalb der Quoten bei 32 %, für Zucker bei 37
% und für Milchprodukte bei 69 %. Dennoch wurde der Marktzugang bei Milch
verbessert: Für Hartkäse werden die Zölle schrittweise mit einer
Übergangsfrist von 15 Jahren beseitigt, für Weich- und Frischkäse wird
eine zollfreie Quote eingerichtet, die über die Jahre vergrößert wird.
Auch für Butter und Magermilchpulver wird eine Zollquote eröffnet.

Der Exportanstieg der EU ist hauptsächlich auf die Wettbewerbsfähigkeit
des europäischen Schweine- und Geflügelfleischsektors auf den japanischen
Agrarmärkten zurückzuführen. In diesem Sektor erhöht sich der
EU-Handelsüberschuss um 5 Mrd. Euro, und die Produktion dehnt sich um rund
3 % aus, während sie in Japan um knapp 14 % sinkt. Im verwendeten Modell
werden Schweine- und Geflügelfleisch nur aggregiert abgebildet. Da aber
Geflügelfleisch im Handel mit Japan in den vergangenen Jahren nur eine
geringe Bedeutung hatte, ist davon auszugehen, dass ein Großteil des
Wachstums auf die Produktionsausdehnung von Schweinefleisch zurückzuführen
ist. Deutschland kann davon allerdings im Vergleich zu den anderen
EU-Mitgliedstaaten eher unterdurchschnittlich profitieren. Dies liegt zum
einen daran, dass die Schweineproduktion in Deutschland im europäischen
Vergleich bereits relativ hoch ist. Darüber hinaus haben in der
Vergangenheit vor allem Dänemark und Spanien die Exportmärkte für
Schweinefleisch in Japan für sich erschlossen und werden die bestehenden
Lieferbeziehungen voraussichtlich weiter ausbauen.

In Deutschland wird der Export von Milchprodukten größere Bedeutung haben.
Hier könnte die Produktion um bis zu 0,5 % steigen. In welchem Maße JEFTA
auf die deutsche Milchproduktion wirkt, hängt aber im Wesentlichen davon
ab, inwieweit die deutschen Exporteure die EU-Quote von 73.840 t pro Jahr
nutzen können. Im Vergleich zu anderen Abkommen gibt es bei JEFTA
zahlreiche Details bei der Definition der Quoten. Dies führt bei den
europäischen Exporteuren zu einem relativ hohen Informationsaufwand. Dies
kann als Handelsbarriere wirken und dazu führen, dass die Quoten nicht
ausgeschöpft werden.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johann Heinrich von Thünen-Institut,

Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und Fischerei, 10.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/123: "ChildRescue" unterstützt Suche nach vermissten Kindern (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 10.07.2018

"ChildRescue" unterstützt Suche nach vermissten Kindern

Forschungsprojekt entwickelt Tool, das Interaktions- und
Wahrnehmungsmuster mithilfe sozialer Netzwerke untersucht



Jedes Jahr werden in der Europäischen Union (EU) mehr als 250.000 Kinder
als vermisst gemeldet - hierzu gehören Minderjährige, die von zuhause
weggelaufen sind, die alleine aus einem Krisengebiet fliehen mussten oder
die Opfer einer Entführung geworden sind. Die ersten Stunden nach dem
Verschwinden sind entscheidend für die Fahndung nach den vermissten
Kindern - umso länger sie gesucht werden, desto größer ist die Gefahr,
dass sie zu Opfern von Verbrechen werden. Im 2018 gestarteten
internationalen Forschungsprojekt "ChildRescue - Collective Awareness
Platform for Missing Children Investigation and Rescue", an dem die
Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS) beteiligt ist,
wird ein Analysetool entwickelt, um diese Suche unter Einbezug der
sozialen Medien zu verkürzen. Gleichzeitig zielt das Projekt darauf ab,
der Koordination zwischen Hosting-Einrichtungen und
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) für unbegleitete, minderjährige
Flüchtlinge nachzugehen. Das Forschungsprojekt wird mit rund 2.000.000
Euro über einen Zeitraum von drei Jahren durch das Forschungsprogramm
Horizont 2020 der EU (Grant Agreement Nummer 780938) gefördert. Der
Verband Missing Children Europe und das Hellenische Rote Kreuz wollen die
Projekt-Ergebnisse in allen relevanten europäischen
Freiwilligenorganisationen sicherstellen.

"Die Ermittlungsverfahren und -instrumente zur Suche nach vermissten
Kindern sind in ganz Europa sehr unterschiedlich. Zudem verursacht eine
ineffiziente oder schwierige Zusammenarbeit zwischen
Strafverfolgungsbehörden und NGOs oder anderen Beteiligten Verzögerungen
und Doppelarbeit. Mit ChildRescue soll die Zeitspanne zwischen der
Vermisstenmeldung und dem Finden des gesuchten Kindes effektiv reduziert
werden", erklärt Prof. Dr. Barbara Klein, Professorin am Fachbereich
Soziale Arbeit und Gesundheit der Frankfurt UAS. Das Projekt erforscht
Interaktions- und Wahrnehmungsmuster vermisster Kinder und Jugendlicher
durch Open-Social-Linked-Daten, also durch die Verknüpfung von Funktionen
sozialer Netzwerke und mobiler Standorte, unter Berücksichtigung des
Datenschutzes. Das bedeutet, dass die Daten nicht gespeichert und nur
öffentliche Daten ausgewertet werden. So können Persönlichkeitsprofile der
Kinder erstellt werden, um deren Aufenthaltsort zu bestimmen und den
Vermisstenfall möglichst schnell aufzuklären. Im Forschungsprojekt wird
ein Analysetool entwickelt, welches Informationen aus psychologischen
Berichten und phyischen Charakteristika des Kindes um Daten zur öffentlich
zugänglichen Online-Präsenz und dem Verhalten des vermissten Kindes
erweitert. Hier werden Sentiment-Analysis, d.h. die Analyse von Meinungen
und Gefühlen, sowie Social Media-Analyseverfahren genutzt, mit denen
Stimmung, Aktivitäten, Einflüsse und Bekanntschaften der gesuchten Person
ermittelt werden. Mit "ChildRescue" soll zudem eine kostenfreie App
entwickelt werden, die es Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, bei der
Suche nach den vermissten Kindern zu helfen.

"ChildRescue" soll darauf ausgelegt werden, die Strafverfolgung, die
Hotline für vermisste Kinder 116 000, das Alarmsystem für vermisste Kinder
"AMBER Alert" sowie Einsatzorganisationen und Freiwilligenorganisationen
wie die europäischen Niederlassungen des Roten Kreuzes effektiv zu
unterstützen und Zusammenarbeit zu stärken. Die Ergebnisse des
Forschungsprojekts sollen von den zuständigen Einrichtungen des
Alarmsystems "Amber Alert" und der Notfall-Hotline weiter gesteuert und
umgesetzt werden.

Das Projektmanagement in ChildRescue erfolgt durch die National Technical
University of Athens (NTUA); neben der Frankfurt UAS beteiligen sich
weitere Kooperationspartner/-innen an ChildRescue, darunter: Ellinikos
Erythos Stavros (REDCROSS), die European Federation for Missing and
Sexually Exploited Children AISBL (MCE), die Fondation pour Enfants
disparus et sexuelement exploites (Child Focus), die Made Group Astiki Mi
Kerdoskopiki Etaireia(MADE), SingularLogic (SILO), Suite5 Data
Intelligence Solutions Limited (SUITE5), The Smile of the Child (SoC) und
Ubitech Limited (UBITECH).


Weitere Informationen zu ChildRescue

unter www.childrescue.eu;

mehr zum Fachbereich Soziale Arbeit und Gesundheit unter

www.frankfurt-university.de/fb4.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 10.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/408: Kiel - "Urkatastrophe" - Der Erste Weltkrieg und Kiel, bis 31.3.2019


Kiel - Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

"Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und Kiel"

Ausstellungsdauer: 08.07.2018 - 31. März 2019

Facetten des Krieges: Die Rolle Kiels, Politik, Medien, Kirche,
Schlachten, Gefangene, Kunst und Literatur, persönliche Feldpostbriefe
und Fotografien



Als Parallele zu den Ausstellungen zum Matrosen- und Arbeiteraufstand
von 1918 zeigt der Verein Mahnmal Kilian im Flandernbunker den Krieg -
den Weg dieser sogenannten "Urkatastrophe des 20. Jahrhunderts", der
die Menschen am Ende für ihre Rechte auf die Straße gehen ließ. In
Zusammenarbeit mit der Landeshauptstadt Kiel, der
Christian-Albrechts-Universität, der Nordkirche, dem
Landesbeauftragten für politische Bildung und zahlreichen
Wissenschaftlern, Privatsammlern und Künstlern wurde diese vielfältige
Ausstellung in den vergangenen Jahren vorbereitet und Positionen aus
Kunst und Literatur erweitert. Dazu wird ein umfangreiches
Begleit- und Vermittlungsprogramm angeboten.

Bis 31. März 2019


Mo-Fr 11-15 Uhr, So 11-17 Uhr.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel.

Eintritt 4 / 3 Euro. Nicht barrierefrei.

Begleitprogramm zur Ausstellung "Urkatastrophe"

Mittwoch, 8. August, 19.00 Uhr

Kulturerben im Flandernbunker - Poetry Slam macht Geschichten

Ein Dichterwettstreit um die besten Texte zur Kieler Stadtgeschichte
1914-1918. Mit Björn Högsdal und den Schleswig-Holsteinischen
Kulturerben/"EMIL & Die Detektive". Nur selbstgeschriebene Texte mit
einer maximalen Vortragsdauer von 6 Minuten sind erlaubt.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 4 / 3 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonntag, 12. August, 12 Uhr

Performance und Ausstellung

Ruppe Koselleck und Susanne von Bülow:

"Vanishing War und Meyers Erde"

In den Schützengräben von Verdun haben die Künstler Susanne von Bülow
und Ruppe Koselleck den Geschehnissen des Ersten Weltkrieges
nachgespürt. Ihre Ergebnisse zeigen sie in einer Performance mit der
Rückführung der Erde des ersten Gefallenen des Ersten Weltkriegs und
einer Ausstellung von Schlachtfeldbildern - gemalt mit dem Saft von
Blaubeeren aus den zerschossenen Landschaften. Die Ausstellung wird
Bestandteil der Ausstellung "Urkatastrophe - Der Erste Weltkrieg und
Kiel".

Mo-Fr 11-15 Uhr, So 11-17 Uhr.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 4 / 3 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonntag, 16. September, 11.30 Uhr bis 18.00 Uhr

Interkulturelles Fest

"Café International" - Vom Krieg der Völker zur Völkerverständigung

Die Bunkerinsel rund um den Flandernbunker wird zur Insel des Friedens
mit einem Fest für Völkerverständigung. Menschen aller Nationen
bringen landestypische Speisen und Getränke mit und teilen diese mit
Gästen aus unterschiedlichsten Kulturen. Livemusik und Mitmachaktionen
sorgen für einen bunten Tag und gute Laune.

Veranstalter: Mahnmal Kilian e.V. in Kooperation mit der
Landeshauptstadt Kiel, der Arbeitsgemeinschaft Kieler Auslandsvereine
e.V. und Verein Maritimes Viertel Kiel e.V.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt frei.

Eingeschränkt barrierefrei.

Monat, 17. September, 19.00 Uhr

Jahrhundertzeugen: Lesung und Gespräch mit Tim Pröse

Berthold Beitz, Emilie Schindler, Franz J. Müller? Tim Pröse hat
Widerstandskämpfer, KZ-Überlebende, Deserteure, Menschenretter und
ihre Angehörigen über Jahre begleitet. In 18 Portraits erzählt er von
ihrem Leben, ihrer Botschaft: ein Plädoyer der Unangepassten für mehr
Toleranz - gegen das Vergessen! Viele dieser Jahrhundertzeugen wie die
Geschwister Scholl, Anne Frank oder der Hitler-Attentäter Ewald-Heinrich 
von Kleist wurden auch geprägt durch die Erlebnisse ihrer
Familien im Ersten Weltkrieg.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 6 / 4 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Mittwoch, 3. Oktober, 19.00 Uhr

"Die Gedanken sind frei"

Lieder und Texte mit Horst Stenzel und Corbin Broders

Protest-, Freiheits- und Arbeiterlieder von den Bauernaufständen und
den Napoleonischen Befreiungskriegen über den Spanischen Bürgerkrieg
und der Russischen Revolution bis zum Matrosenaufstand und dem
Vietnamkrieg - eingebettet in die historischen Kontexte.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 12 / 10 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Mittwoch, 24. Oktober, 19.00 Uhr

"Rot wie Schnee"

Lesung mit Volker Kaminski, Berlin

"Tom war sich sicher, dass der Junge nach ihm rief. Er glaubte seine
helle Stimme zu hören, während er den Flur zwischen Küche und Atelier
durchquerte. Er knipste das Neonlicht an und betrat das Atelier. Mach
dich nicht verrückt, dachte er, es ist doch nur ein Bild." Tom
Lautenschläger, ein seit Jahren gefragter, erfolgreicher Maler großer
Bilderserien vom "schönen mondänen Leben", thematisiert eines Tages -
mehr oder weniger ungewollt - Kriegserfahrungen und Gewalt. Er malt
ein Bild vom "roten Schnee" - ein Bild, das er aus den
Fluchterzählungen seines Vaters kennt. In der Folge kommt es in seinem
Atelier zu Verwicklungen ....

Veranstaltung in Kooperation mit dem Literaturhaus Schleswig-Holstein.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 4 / 3 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Freitag, 9. November, 19.45 Uhr

"Der Tempel brennt

Gedenklesung zur Pogromnacht mit Dr. Jürgen Strasser

In der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 steckte der Grazer
Bürgermeister die Synagoge seiner Stadt eigenhändig in Brand. Die
jüdische Schriftstellerin, Frauenrechtlerin und Künstlerin Mela
Hartwig (1893-1967) war Augenzeugin und beschreibt das Inferno in
ihrer Schrift "Der Tempel brennt", die erst spät wiederentdeckt wurde.
Sie emigrierte nach London.

Veranstalter: Mahnmal Kilian e.V. in Kooperation mit der
Landeshauptstadt Kiel und der Gesellschaft für Christlich-Jüdische
Zusammenarbeit e.V..

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt frei.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonntag, 11. November, 16.00 Uhr

THESPIS-Theateraufführung

"300 to 1" von Wilfred Owen

11. Internationales Monodramafestival THESPIS

"Mein Thema ist der Krieg und das Leid des Krieges. Die Poesie liegt
im Leid? Alles, was ein Dichter heute tun kann, ist: warnen." Wilfred
Owens Gedichte Dulce et decorum est und Hymne für die verdammte Jugend
entstanden im Craiglockhart Hospital in Edinburgh. Er starb an der
Front 1918 eine Woche vor Kriegsende. 

Veranstalter: THESPIS und Mahnmal Kilian e.V.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 17 / 12 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Dienstag, 27. November, 20.00 Uhr

Chanson-Abend "Cri Du Poilu"

Lieder aus dem Schützengraben

Notizen, Tagebücher, Gedichte - selten wurde so viel geschrieben wie
im Jahr 1914. Viele dieser Texte wurden schon damals vertont. Die
Chansonniers Coko und Danito singen diese Friedenslieder aus dem
Schützengraben im Flandernbunker. Ihre Chansons erzählen vom
Kriegsalltag, der Sehnsucht nach Zuhause, einer politischen Vision,
oft erfüllt von Trauer oder beißender Ironie. Die Texte erhält das
Publikum zum Mitlesen auf Französisch und Deutsch.

Veranstalter: Centre Culturel Français de Kiel in Kooperation mit
Mahnmal Kilian e.V..

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 12 / 8 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Sonnabend, 12. Januar 2019, 19.00 Uhr

Theater / Lesung / Musik

"Ein Tropfen Blut fürs Vaterland" - szenische Lesung mit
Filmausschnitten und Musik mit Tönen und Bildern von Norbert Aust

Fliegerpiloten des Ersten Weltkriegs v.Richthofen, Göring & Co. -
entfalten die Texte der angeblichen Ritter der Lüfte heute noch ihre
Wirkung? Dem spüren die Schauspieler Norbert Aust und Siegfried Jacobs
(beide Verein TheaterMuseumKiel) zusammen mit den Musiker*innen
Bettina und Markus Günst (Cello, Kontrabass, Soundtrack) nach.

Flandernbunker, Kiellinie 249, 24106 Kiel. Eintritt 8 / 5 Euro.

Eingeschränkt barrierefrei.

Angebote für Schulklassen und Erwachsenengruppen

Während der Laufzeit der Ausstellung vom 8. Juli 2018 bis 31. März
2019 bietet der Verein Mahnmal Kilian in Kooperation mit dem
Landesbeauftragten für politische Bildung des Landes
Schleswig-Holstein für Schulklassen, Jugendgruppen, Bundeswehrgruppen
und freie Erwachsenengruppen Führungen (F) oder Workshops (W) zu
verschiedenen Themenschwerpunkten an:

F1 / W1 - "Urkatastrophe" - Der Erste Weltkrieg, ein Überblick auf
alle Themen der Ausstellung. Militär, Rüstung und Festungen in Kiel,
die Fronten in West und Ost, Zeitzeugen, Kunst, Medien, politische und
gesellschaftliche Zusammenhänge.

F2 / W2 - Der Weg in den Krieg: Verbündete, Gegner, Weltenbrand,
Folgen. Von den Verstrickungen europäischer Mächte zur Ausbreitung
über den Globus, Gefangene, Kriegsende, Friedensschlüsse, Demokratie
und Faschismus.

F3 / W3 - Die Rolle Kiels im Ersten Weltkrieg. Seit 1871
Reichskriegshafen und Rüstungsstandort wurde Kiel und die Förde zur
Festungsstadt ausgebaut samt einem hochmodernen Luftwaffenstützpunkt.
Zum Kampfschauplatz wurde die Stadt indes erst mit dem
Revolutionsgeschehen im November 1918.

F4 / W4 - Der persönliche Blick: Zeitzeugenschaften in Feldpost,
Tagebüchern und Fotos. Millionen von Feldpostbriefen und Bildkarten
wurden von den Schlachtfeldern nach Hause geschickt, viele Tagebücher
geschrieben. Ausgewählte Beispiele geben Einblicke und Denkanstöße.

F5 / W5 - Die Rolle der Kirche im Ersten Weltkrieg. "Für Gott und
Vaterland" lautete die Devise - gebetet wurde im Feld für den Sieg und
den Tod des Feindes - auf jeder Seite. Heute befasst sich die Kirche
auch selbstkritisch mit dieser Zeit. Doch ist die Verquickung von
Religion mit Politik und Krieg heute wirklich Vergangenheit?

F6 / W6 - Von der Kriegsbegeisterung zu Volksaufständen, Widerstand
und Revolution. Für das noch junge Deutsche Reich zogen 1914 viele
Tausende begeistert in den Krieg. Zermürbender Stellungskrieg,
Millionen Tote und Hunger kippten die Stimmung, bis das Volk aufstand
und seine Rechte einforderte.

F7 / W7 - Soldateneid, Widerstand, Revolte, Traditionserlass,
Menschenrechte - 1918 / 2018. Seit alters her schwört der Soldat
seinem Land den Eid treuer Gefolgschaft. Ungerechtigkeit, Hunger und
menschenverachtende Politik führten 1918 zur Revolution - und zum
Vorwurf der Desertion. Wie steht das im Verhältnis zur heutigen Rolle
des Militärs und des einzelnen Soldaten?

F8 / W8 - Der Blick der Künste auf den Krieg - einst und jetzt.
Künstler und Schriftsteller wie Otto Dix, Ernst Barlach, Käthe
Kollwitz oder Karl Kraus erlebten den Ersten Weltkrieg und geißelten
ihn. Zahlreiche Denkmäler entstanden. Künstler wie Susanne von Bülow
oder Clemens Richter blicken aus heutiger Perspektive auf jene
menschgemachte Katastrophe.

F9 / W9 - Vom Flandernbunker zum Marineuntersuchungsgefängnis. Eine
Zeitreise zwischen dem Heldenepos des "Marinekorps Flandern", auf das
ein früheres Denkmal und der Name des Flandernbunkers zurückgeht, und
der Revolution, die 1918 mitten im "Reichskriegshafen" vor dem
Marineuntersuchungsgefängnis begann.

F10/ W10 - Tatort Kulturlandschaft - unterwegs mit "EMIL" und dem
Verein Kulturerben in der Wik. Tauchst Du gerne in andere Welten ein?
Gehst Du gerne auf Spurensuche? Interessierst Du Dich für Deine Stadt
und die Menschen, die in Deiner Stadt leben? Wir entdecken verborgene
Welten und machen sie für andere sichtbar!

Die Führungen und Workshops sind kostenfrei. Führungen dauern je nach
individuellen Möglichkeiten 1 bis 2 Stunden, Workshops 2 bis 4
Stunden. Nach Absprache können Fahrtkosten erstattet werden.
Informationen und Anmeldungen beim Verein Mahnmal Kilian, Kiellinie
249, 24106 Kiel. Telefon: 0431 - 260 630 9 (Mo-Fr 11-15 Uhr, So 11-17
Uhr), e-Mail: info@Kriegszeugen.de, www.mahnmalkilian.de

Die Ausstellung und die Veranstaltungen werden gefördert durch:

Sparkassenstiftung Schleswig-Holstein

Landesbeauftragter für politische Bildung

Bürgerstiftung schleswig-holsteinische Gedenkstätten

Landeshauptstadt Kiel

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

CAU Perle

Bundesministerium für Bildung und Forschung

Institut Français Kiel

Wolf & Carow Werbeagentur

Thomsen Werbemittelvertreibung

Maro - Licht - Fahrzeug - Messe

Literaturhaus Schleswig-Holstein

evangelische Akademie der Nordkirche

Ludwig Verlag

Provinzial

Petras Blumenstübchen

Jaques Weindepot

Arbeitsgemeinschaft Kieler Auslandsgesellschaften e.V.

Schleswig-Holsteinische Kulturerben e.V.

Maritimes Viertel e.V.

Mahnmal Kilian e.V.

Flandernbunker

Öffnungszeiten Mo.-Fr. 11-15 Uhr, So. 11-17 Uhr

Jeden ersten Sonntag im Monat, 11.30 Uhr Führung durch den Bunker

Eintritt 4,- / erm. 3,- , Führung 2,- / erm. 1,- Euro

 * 

Quelle:

Verein Mahnmal Kilian e.V. - Flandernbunker

Kiellinie 249, 24106 Kiel-Wik

Tel.: 0431 - 260 630 9

E-Mail: info@Mahnmal-Kilian.de

Internet: www.mahnmalkilian.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





FERIEN/911: Bielefeld - Theaterferien im Museum vom 23. bis 27. Juli 2018


Stadt Bielefeld

Theaterferien im Museum



Bielefeld (bi). Von Montag, 23. Juli, bis Freitag, 27. Juli, können
11- bis 14-jährige Kinder täglich gemeinsam von 10 bis 15 Uhr im
Historischen Museum Theater spielen. Bei dem Projekt der
Theaterpädagogen Birte Eilbrecht und Franz Potthoff von der
Landesarbeitsgemeinschaft Spiel und Theater NRW dreht sich alles um
die aktuelle Sonderausstellung "WERBUNG! Drogeriereklame aus aller
Welt und Bielefeld".

Teilnehmen können alle 11- bis 14-Jährigen, egal ob mit oder ohne
Vorerfahrung, ob mit oder ohne Behinderung. Gemeinsam werden
Geschichten ausgedacht, neue Welten entdeckt und mit viel Spaß wird
Theater gespielt. Am Samstag, 28. Juli, werden dann in einer
öffentlichen Aufführung die über die Woche erarbeiteten Szenen
gezeigt.

Der Theaterkurs ist kostenlos, für den Besuch des Museums zahlen die
Kinder insgesamt drei Euro für die sechs Tage. Anmeldungen sind bis
zum 13. Juli unter theaterferienimmuseum@spiel-und-theater-nrw.de
möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1756: Braunschweig - Bilderbuchkino "Mozart & Robinson" am 17. Juli 2018


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino im Schloss "Mozart & Robinson"



Braunschweig. Als Bilderbuchkino zeigt die Kinderbibliothek der
Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Dienstag, 17. Juli, um
11 Uhr das Kinderbuch "Mozart & Robinson und der gefährliche
Schiffbruch" von Gundi Herget, mit Illustrationen von Nikolai Renger.
Die Geschichte ist geeignet für Kinder ab fünf Jahren. Nach dem
Vorlesen gibt es ein Bastelangebot. Der Eintritt ist frei. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Die Lesung findet statt im Rahmen
von Ferien in Braunschweig (FiBS). Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6834.

Es geht um die Hausmaus Mozart und die Feldmaus Robinson. Sie sind
trotz aller Unterschiede beste Freunde. Was natürlich noch nicht
heißt, dass sie immer einer Meinung sind. Der Regen prasselt aufs Dach
und Mozart möchte einfach nur in Ruhe in seinem Buch lesen, aber da
hat er die Rechnung ohne Robinson gemacht. Der möchte ein richtiges
Abenteuer erleben und ausgerechnet Mozarts Buch bringt ihn auf eine
Idee. Sie begeben sich auf eine sehr abenteuerliche Bootsfahrt, und
zwar mit selbstgebauten kleinen Booten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1354: Magdeburg - Vorhang auf! Start der neuen Theaterjugendclub-Saison am 16.9.2018


Das Theater Magdeburg im September 2018 - Junges Theater



»Vorhang auf!« für die neue Spielzeit am Theater Magdeburg! Hier
lernen Kinder ab 8 Jahren und Jugendliche die verschiedenen Projekte
des Theaterjugendclubs sowie die verantwortlichen Theaterpädagogen
kennen und können sich für die Teilnahme in einem Club entscheiden.
Neueinsteiger sind herzlich willkommen! Zudem erfahren alle
Interessierten Neuigkeiten und Wissenswertes rund um das Junge
Theater.

Vorhang auf!

Start der neuen Theaterjugendclub-Saison

So. 16.9.2018, 18.00 Uhr, Schauspielhaus/Bühne

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/370: Gegen das Verblassen historischer Dokumente (idw)


Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig - 11.07.2018

Gegen das Verblassen historischer Dokumente

Wissenschaftler der HTWK Leipzig entwickeln Software zur Prognose des
Verblassens von Farbpigmenten durch Beleuchtung



Sonnenlicht lässt Farben ausbleichen - das kennt man sowohl von den
eigenen Haaren, die im Sommer heller werden, als auch von alten Fotos,
Straßenschildern oder Autos. Doch nicht nur das Licht der Sonne, auch
Kunstlicht verändert Farben. Besonders groß ist der Schaden, wenn es sich
um die Tinte auf historischen Dokumenten oder die Farbe auf Gemälden
handelt. Bibliotheken und Museen mit wertvollen Beständen überlegen
deshalb sehr genau, welche Werke sie öffentlich zeigen und damit der
Gefahr des Verblassens aussetzen. Zwei Physiker der Hochschule für
Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig (HTWK Leipzig) haben nun eine
Datenbank und eine Software entwickelt, die eine Vorhersage des Einflusses
von Licht auf zahlreiche Farbstoffe und Pigmente ermöglicht. Ihr Vorgehen
beschreiben die Wissenschaftler im Fachmagazin "Studies in Conservation".




[image: Foto: © HTWK Leipzig]

Die Physikerin Dr. Beate Villmann im Lichtlabor der HTWK Leipzig.

Foto: © HTWK Leipzig



"Bis ins 19. Jahrhundert wurden Farben wie Purpurrot, Safrangelb oder
Azurblau aus Mineralien, Pflanzen und tierischen Zutaten hergestellt.
Einige dieser Farbpigmente verblassen sehr schnell, wenn sie der Strahlung
bestimmter Lichtquellen ausgesetzt werden", erklärt Prof. Christian
Weickhardt von der HTWK Leipzig. Gemeinsam mit seiner Kollegin Dr. Beate
Villmann untersucht er seit mehreren Jahren den Einfluss verschiedener
Lichtspektren auf Farbpigmente. Für ihre aktuellen Versuche haben die
Wissenschaftler 64 Farben, die vom Mittelalter bis in die Renaissance
verwendet wurden und als besonders empfindlich gelten, auf Probekarten
aufgebracht. Im Labor wurden die Probekarten anschließend über mehrere
Monate mit 16 verschiedenen Wellenlängen bestrahlt und regelmäßig
hinsichtlich ihrer Farbveränderung vermessen. Aus diesen Daten haben die
beiden Physiker nun ein mathematisches Modell entwickelt, das die
Schädigung der Farbpigmente für eine beliebige Lichtquelle ausgehend von
deren Emissionsspektrum vorhersagen kann. "Es kommen ja ständig neue
Leuchtmittel auf den Markt. Mit unserer Software können Restauratoren und
Kuratoren abschätzen, wie lange sie welche Kunstwerke mit einem bestimmten
Licht beleuchten können, ohne dass es zu sichtbaren Schäden kommt", so
Beate Villmann.

Aktuell wird die Bedienoberfläche der Software noch optimiert, um sie
anwenderfreundlich zu gestalten. Parallel dazu planen Beate Villmann und
Christian Weickhardt bereits weitere Versuche, damit künftig auch der
Einfluss der Umgebungsatmosphäre auf das Verblassen von Pigmenten
abschätzbar wird.
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Nach der Beleuchtung mit verschiedenen Lichtquellen wird die
Veränderung der Pigmente vermessen.

Foto: © Andreas Schröder/HTWK Leipzig



Für ihre Forschung werden Christian Weickhardt und Beate Villmann von der
Koordinierungsstelle für die Erhaltung des schriftlichen Kulturguts aus
Mitteln des Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien und der
Kulturstiftung der Länder gefördert.


Originalpublikationen:

Villmann B, Peltri G, Weickhardt C (2018):

Modeling of Light-Induced Changes in Reflectance Spectra: A Predictive
Tool for the Effect of an Arbitrary Spectral Irradiance.

Studies in Conservation, epub 3.7.2018.

https://doi.org/10.1080/00393630.2018.1486529

Villmann B, Weickhardt C (2018):

Wavelength Dependence of Light Induced Changes in Reflectance Spectra of
Selected Dyes and Pigments.

Studies in Conservation 63(2): 104-112.

https://doi.org/10.1080/00393630.2017.1345088


Weitere Informationen unter:

http://www.htwk-leipzig.de/publikationen/Einblicke2017/#58

- Ausführliche Informationen zur Forschung über das Verblassen von
Farbpigmenten durch Licht im HTWK-Forschungsmagazin Einblicke 2017

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution289

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik, Wirtschaft und Kultur Leipzig, 11.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/9499: Bonn - Anja Kleemann-Jacks "Waterstories" bis 6.9.2018


Anja Kleemann-Jacks "Waterstories" 



Wasser übte schon immer eine Faszination auf sie aus. Mit ihrer Kamera
erforscht die Künstlerin Anja Kleemann-Jacks das wertvolle Nass,
reduziert auf das Wesentliche mit ihren kontrastreichen
Schwarz-Weiß-Aufnahmen, teilweise malerisch bearbeitet. Meeresräume,
die entstehen, wenn das Wasser seinen Rückzug antritt und das
rätselhafte 'Darunter' freilegt, Wassertanks auf den Dächern New
Yorks, welche die Metropole mit Trink,- Versorgungs- und Löschwasser
speisen, gespenstischer Nebel morgens über der Themse, seltene
Eisschollen am Rheinufer sowie sterbende Boote am Meeresstrand.
Geschichten, die das Wasser ihr erzählt, fängt sie in ihren
ausdrucksstarken Arbeiten ein.

Zeitraum: 07.06.2018 bis 06.09.2018

Ort: Wissenschaftszentrum Bonn

Ahrstr. 45, 53175 Bonn

Preis/Euro: Eintritt frei

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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AUSSTELLUNG/9498: Bonn - "Venne" - Aquarelle und Fotografien von Peter Tollens bis 30.8.


Venne



Die Galerie Gisela Clement freut sich, mit der Ausstellung "Venne"
Aquarelle und erstmals auch Fotografien von Peter Tollens zu zeigen.

In seinen Gemälden und Aquarellen beschäftigt sich der Künstler
intensiv mit dem Wesen der Farbe, indem er den Zusammenhang von
Farbwirkung und Farbmaterie thematisiert (Color und Paint). In den
letzten Jahren sucht Peter Tollens verstärkt auch den Diskurs mit
jüngeren Positionen, die sich ebenfalls mit Fragen zur Malerei,
insbesondere auch mit neuen, ungewöhnlichen Farbmaterialien
auseinandersetzen, so z.B. 2017 in Galerie Gisela Clement: "Im Labor
der Malerei" mit Jin In Park und David Semper oder 2016 in der Galerie
G, Freiburg mit Andreas von O.

Nach einer Farblithographenlehre studierte Peter Tollens (*1954 in
Kleve, lebt und arbeitet in Köln) Malerei an der Fachhochschule Köln,
Kunst und Design bei Prof. Seine Arbeiten wurden in zahlreichen
nationalen wie internationalen Einzel- und Gruppenausstellungen
gezeigt, u. a. im Kolumba, Kunstmuseum des Erzbistums Köln; im Mies
van der Rohe Haus, Berlin; in der Staatsgalerie Stuttgart, im Albright
Knox Museum, Buffalo, USA und im Kunstraum Alexander Bürkle, Freiburg.
Werke des Künstlers befinden sich u.a. in folgenden Museen und
Privatsammlungen: Kolumba, Köln, Albright Knox Museum, Buffalo, USA,
Kunstmuseum Bonn, Karl-Ernst Osthaus Museum, Hagen, Sammlung
Mondstudio, Bad Homburg, Staatsgalerie Stuttgart, Vass Collection,
Budapest, Ungarn, Scottsdale Museum of Contemporary Art, Scottsdale,
Arizona, USA.

Zeitraum: 18.05.2018 bis 30.08.2018

Ort: Galerie Gisela Clement

Lotharstraße 104, 53115 Bonn

Vorverkauf/Anmeldung

Die Ausstellung "Venne" kann zu unseren regulären Öffnungszeiten
besucht werden.

Öffnungszeiten: Mittwoch - Freitag: 14:00 - 18:00 und Samstags: 13:00 -
 17:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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FÜHRUNG/959: Bonn - Kuratorenführung zu Werken von Hans Hartung am 15.7.


Kuratorenführung zu Werken von Hans Hartung am 15.7. 



Hans Hartung (1904-1989) gehört zu den herausragenden
Malerpersönlichkeiten des 20. Jahrhunderts. In Leipzig geboren,
verließ er Deutschland früh, um in Spanien und Frankreich zu leben.
Als überzeugter Antifaschist nahm er auf französischer Seite am 2.
Weltkrieg teil, den er schwer verwundet überlebte. Nach dem Krieg
wurde er schnell einer der gefeierten Protagonisten der "École de
Paris", deren informelle Bildsprache für die Malerei der späten
1940er- und 1950er-Jahre kennzeichnend war und deren Erfolg zeitweise
selbst den des Jahrhundertgenies Picasso überstrahlte. Hartungs
Beitrag zum Informel war eine Malerei der kalkuliert-expressiven
Gestik. Sie wurde zu einer Art Markenzeichen des Künstlers und prägte
in der Folge sein Bild in der Kunstgeschichte.

Der Kurator Dr. Christoph Schreier wird sie auf dieser Führung
begleiten und ihnen die Austellung näher bringen.

Datum/Zeitraum: 15.07.2018

Uhrzeit: 11:00

Ort: Kunstmuseum Bonn

Friedrich-Ebert-Allee 2

53111 Bonn

Preis/Euro: Die Führung ist im Regulären Eintrittspreis (7 EUR reg. /
3,50 EUR erm.)

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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GEGENWIND/762: Proteste gegen Kreuzfahrtschiffe


Gegenwind Nr. 358, Juli 2018


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

UMWELT

Proteste gegen Kreuzfahrtschiffe

von Paula Lange, Umweltaktivistin und Initiatorin der Kampagne gegen Kreuzfahrtschiffe



In den letzten zehn Jahren hat sich die Zahl der
KreuzfahrtpassagierInnen mehr als verdoppelt. Alleine in Kiel gingen
2016 knapp eine halbe Million Menschen von oder an Bord. Damit einher
gehen Ausbeutung von Menschen und Umwelt. Nun regt sich Widerstand
gegen die Kreuzfahrtindustrie - Anfang des Jahres gründeten
AktivistInnen die "Initiative gegen Kreuzfahrtschiffe".


Luftverschmutzung durch Kreuzfahrtschiffe

Gründe um gegen die Riesenschiffe aktiv zu werden gibt es viele.
Gerade in Hafenstädten wie Kiel, Hamburg und Lübeck sind die
BürgerInnen direkt durch die Luftverschmutzung der Schiffe betroffen.
Die Luftverschmutzung in Kiel erreicht im bundesweiten Vergleich
Höchstwerte, insbesondere für Feinstaub und Stickoxide sind
Schiffsabgase verantwortlich. Da flächendeckende (Feinstaub-)
Messanlagen fehlen, kann nicht genau festgestellt werden, welcher
Anteil durch die Kreuzschifffahrt verursacht wird. Dass aber ein
größerer Anteil von den Schiffen kommen muss, sieht man am Beispiel
Venedigs: In der Stadt fahren keinerlei Autos, aber die
Luftverschmutzungs-Werte sind dank der anlegenden Schiffe deutlich
über denen sauberer Umgebungsluft.

Auch die Messungen, die ein französischer Fernsehsender Anfang 2017
machte, deuten auf die Luftverschmutzung hin. An Deck eines
Kreuzfahrtschiffes war die Konzentration von Abgasen und
gesundheitsschädlichen ultrafeinen Partikeln knapp 20 mal so hoch wie
auf einer stark befahrenen Straße und sogar 200-fach über den Werten
natürlicher Umgebungsluft. Da wundert es nicht, dass die Deutsche
Lungenstiftung bereits 2010 vor einer Teilnahme an Kreuzfahrten
warnte. Denn die gesundheitlichen Folgen können verheerend sein. Laut
Weltgesundheitsorganisation WHO sind Schiffsabgase krebserregend.
Rußpartikel und Feinstaub aus Dieselmotoren sind genauso giftig wie
Asbest. Über die Lungen dringen sie ein und gelangen so tief in den
Körper. Dort verursachen und verschlechtern sie Herz-, Kreislauf- und
Atemwegserkrankungen.

Theoretisch gäbe es längst technische Lösungen zur Emissionsminderung
für Dieselmotoren wie etwa Partikelfilter und Stickoxid-Katalysatoren.
An Land sind zum Beispiel Rußpartikelfilter längst Standard bei
Lastern und Personenkraftwagen. Doch Kreuzfahrtschiffe sparen an
diesem an Land gesetzlich vorgeschriebenen Standard. Auch an anderer
Stelle wird auf Kosten der PassagierInnen und der lokalen Bevölkerung
gespart.


Von Schweröl und Landstrom

Als Treibstoff wird zu 80% (Als Beispiel wurden hier TUIs Schiffe
gewählt. Deren Zahlen sind aber durchaus vergleichbar mit anderen
Reedereien.) Schweröl verwendet. Dieses hochgiftige Abfallprodukt aus
der Petrochemie ist stark umwelt- und gesundheitsschädlich und
deswegen an Land verboten. Dadurch stößt ein Kreuzfahrtschiff soviel
Schadstoffe aus wie fünf Millionen (!) PKW auf gleicher Strecke.

Auch hier gäbe es eine Alternative: Marinediesel oder auch
Dieselkraftstoff. Dieser ist weitaus umweltfreundlicher, jedoch 40%
teurer pro Tonne. Laut NABU-Studie verwendet aktuell keine der
Reedereien Dieselkraftstoff. TUI jedoch behauptet im Umweltbericht von
2015, dass sie zu 1/8 Marinediesel verwenden.

Hinzu kommt ein Stromverbrauch, der dem einer kleinen Stadt nahe
kommt. 40 % der Zeit liegen Kreuzfahrtschiffe im Hafen. In dieser Zeit
wäre es theoretisch möglich, Landstrom zu beziehen und den
luftverschmutzenden Dieselbetrieb abzustellen. Landstrom könnte sogar
aus erneuerbaren Energien gewonnen werden und wäre damit erheblich
umweltfreundlicher. Doch auch diese Möglichkeit wird kaum genutzt.

Oft wird fehlendes Geld als Ausrede für umweltfreundlichere Techniken
vorgeschoben. Diese lässt sich leicht entlarven, wenn man einen Blick
auf TUIs Steuerabgaben wirft, welche exemplarisch für viele
Kreuzfahrt-Unternehmen stehen. Durch die Ausflaggung in den
Billigstaat Malta spart TUI jährlich hunderte Millionen Euro an
Steuern. 2017 wurden in Deutschland 44.000 Euro Steuern bezahlt. Mit
einem Bruchteil der gesparten Summe wäre die Landstrom-Nachrüstung
und die Verwendung von Marinediesel durchaus möglich.


Greenwashing bei TUI

Dass sich mit einem auf Umweltverpestung basierendem Image kaum Geld
verdienen lässt, haben auch die Reedereien erkannt. Gerade als
Touristik-Konzern sind diese auf gute Außenwahrnehmung angewiesen und
versuchen sich daher als "nachhaltig" dar zu stellen.

TUI beispielsweise ist besonders stolz auf die Zertifizierung der
gesamten "Mein Schiff"-Flotte nach dem ISO-14001-Standard. Auf dem
Papier hört sich das erstmal toll an. Doch schaut man sich mal an, wer
diese Zertifizierung noch bekommen hat, stößt man auf das
Atomkraftwerk Fessenheim für seine Bemühungen beim Orchideenschutz.
Ebenfalls ausgezeichnet wurden die Urananreicherungsanlage Urenco in
Gronau und der deutsche Konzern EnBW. Daran lässt sich schon erahnen,
dass es nicht besonders schwer sein kann, an ein solches Zertifikat zu
kommen. Konkret muss ein Unternehmen sich selbst Verpflichtungen für
die eigene Umweltpolitik auferlegen. Teilweise wird zusätzlich noch
gefordert, dass ein Unternehmen sich dazu verpflichtet, sich an
geltendes Recht zu halten. Einhaltung von Gesetzen ist aber nicht
erforderlich. Im Originaltext heißt es nämlich: "commitment to
compliance" (anstreben von Verbindlichkeit) anstatt "compliance"
(Verbindlichkeit). Kurz gesagt: TUI hat ein Umwelt-Zertifikat dafür,
sich selbst beliebige Umweltstandards zu setzen und die geltenden
Gesetze einzuhalten. Letzteres aber auch nur vielleicht.

Ein weiteres Beispiel für die Doppelmoral der Touristik-Konzerne sind
Flaschen. TUT verkündet in seiner Werbebroschüre ganz stolz, dass sie
jetzt auf den Schiffen auf Plastikflaschen verzichten wollen. Bei der
AktionärInnen-Hauptversammlung selbst saß dann der gesamte Vorstand
mit Plastikflaschen da.


Kreuzfahrt treibt den Klimawandel voran

Als ob all diese lokalen Auswirkungen noch nicht genug wären, hat
Kreuzfahrt auch einen maßgeblichen Einfluss auf das Voranschreiten des
Klimawandels. Der WWF hat mal beispielsweise den typischen Fußabdruck
einer Kreuzfahrt berechnet. Einbezogen wurden dabei An- und Abreise,
Unterkunft, Verpflegung und Aktivitäten wie Landausflüge. Dieser liegt
pro Passagier bei knapp 1.200 kg CO². Zum Vergleich: Das ist 6mal
soviel wie bei einem Weinverkostungs-Urlaub in Italien. Zuhause hätte
man in derselben Zeit nur knapp 50 kg CO² verbraucht.

Doch beim C0²-Ausstoß hört es nicht auf. Denn durch den Klimawandel
wird auch die Eisschmelze im Polarkreis voran getrieben. TUI treibt
durch seine Kreuzfahrten dorthin die Eisschmelze und damit auch den
Klimawandel weiter an. Denn die Rußpartikel setzen sich auf den
Gletschern ab, wodurch das dunkler gefärbte Eis noch schneller
schmilzt. Zudem ist Dieselruß neben Kohlendioxid mit der deutlichste
Antreiber des anthropogenen Klimawandels.


Ausbeutung von Menschen

Zu den Umweltschäden kommen schlechte Arbeitsbedingungen und
Ausbeutung. Fast alle dort Arbeitenden sind über Subunternehmen
angestellt. Es gibt kaum Arbeitsrechte und für viele Hilfsjobs liegt
der Stundenlohn teilweise bei nur 2 Euro, je nach Unternehmen. Das
kommt dadurch zu Stande, dass jedes Schiff in einem beliebigen Land
angemeldet werden kann und dann die Rechte des jeweiligen Landes
gelten. Die Reedereien melden ihr Schiff also in dem Land mit den
"besten Konditionen", d.h. die geringsten Steuern und wenige
gesetzliche Vorgaben. Für die Crew resultiert das regelmäßig in langen
Arbeitszeiten und wenig Pausen. Arbeitszeiten von 10 Stunden täglich
bei einer 7-Tage-Woche an Bord sind eher die Regel als die Ausnahme.


Und wer profitiert von dem Ganzen?

Die Tourismuskonzerne versprechen gerne, dass die lokale Bevölkerung
vom Tourismus profitiert. Die Universität Bergen (Norwegen) hat in
einer Studie festgestellt, dass in keiner Art des Tourismus so wenig
Geld vor Ort bleibt wie bei Kreuzfahrten: 20 bis 40% der
PassagierInnen verlassen das Schiff nicht, der Rest gibt im
Durchschnitt weniger als 30 Euro an Land aus. Auch eine Studie aus
Venedig kommt zu dem Ergebnis, dass die negativen Aspekte der
Kreuzfahrtschiffe nicht durch die positiven aufzuwiegen seien. Bei
näherer Betrachtung ist das logisch: Die PassagierInnen übernachten an
Bord, sie bekommen all-inclusive-Essen an Bord, sie shoppen an Bord,
sie buchen organisierte Touren an Bord - was bleibt da noch für die
lokale Bevölkerung?

Auf den kanarischen Inseln zeigt sich die Entwicklung zu mehr Profiten
für die Kreuzfahrtindustrie. Ein Taxifahrer berichtet dort, dass
früher die TouristInnen von den Kreuzfahrtschiffen Ausflüge mit dem
Taxi gemacht hätten, heute ist der Hafen Sperrzone für die
Taxi-FahrerInnen. Die Kreuzfahrtunternehmen wollen keine Konkurrenz,
sodass die PassagierInnen die organisierten Bustouren für etwa 90 Euro
buchen würden - fast dreimal so teuer wie es mit einem vollbesetztem
Taxi wäre.

Es geht sogar noch weiter: In der Karibik kaufen oder pachten sich
Kreuzfahrtunternehmen ganze Inseln oder Privatstrände und bauen eigene
Dörfer auf, die natürlich nur bewirtschaftet werden, wenn gerade ein
Kreuzfahrtschiff anlegt - und nur dann gibt es Arbeit für die dort
Lebenden unter den Bedingungen des Konzerns.

Für die Bevölkerung vor Ort bleiben nur die Umweltschäden. Sei es bei
der Zerstörung von Korallenriffen, beim Bau neuer Anleger an
Privatinseln oder bei der Beschädigung der Stadtfundamente von
Venedig. Dieses ist auf Pfählen gebaut, die durch den Sog- und
Wellenschlag der großen Schiffe besonders mitgenommen werden. Bei
allen Städten gleich - auch in Kiel und Hamburg - ist die Belastung
durch die Abgase.


So darf Urlaub nicht aussehen!

In Kiel und anderswo regt sich Widerstand. Um gegen die
Kreuzfahrtschiffe gemeinsam aktiv zu werden, starteten AktivistInnen
im Frühjahr 2018 die Kampagne "Kreuzfahrtschiffe (k)entern". Bei einer
Aktion im Februar wurde Kritik an Umweltschäden und Arbeitsbedingungen
in die TUI-Hauptversammlung getragen, um dort die Mitverantwortung des
größten Tourismus-Konzerns zu thematisieren, der 16 Kreuzfahrtschiffe
betreibt. Auch im Kieler Hafen fanden schon Flyer-Aktionen statt - die
KreuzfahrtmitarbeiterInnen waren nicht besonders erfreut darüber, dass
die PassagierInnen direkt beim Einsteigen mit den wachsenden Protesten
konfrontiert wurden.

In den nächsten Wochen sind weitere Aktionen geplant. Interessierte
können gerne zu einem der offenen Treffen dazu kommen.

17. Juli, Dienstag, um 19 Uhr

23. August, Donnerstag, um 19 Uhr

Der Ort für die Treffen wird - sobald er feststeht - auf unserer
homepage veröffentlicht werden: kreuzfahrt.nirgendwo.info. Schreibt
uns gerne, wenn ihr gegen Kreuzfahrtschiffe aktiv werden wollt:
kreuzfahrt@nirgendwo.info

 * 
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GLEICHHEIT/6683: Großbritannien - Rettungsversuche für Mays Regierung und einen "weichen Brexit"


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Großbritannien: Rettungsversuche für Mays Regierung und einen "weichen
Brexit"

Von Chris Marsden

12. Juli 2018



Am Dienstag erklärten zahlreiche namhafte Politiker ihre Unterstützung für
die britische Premierministerin Theresa May und lehnten jede
Herausforderung ihrer Führungsposition ab. Die vielleicht wichtigste
Äußerung kam vom Chefunterhändler der Europäischen Union Michel Barnier.

Während eines Besuchs bei der Denkfabrik Council on Foreign Relations in
New York machte Barnier deutlich, dass aus Sicht der europäischen Mächte
ein Sturz Mays durch den euroskeptischen Flügel der Konservativen Partei
möglichst verhindert werden sollte.

Barnier hatte zuvor über die Behauptung gespottet, die EU würde ein
Abkommen mit Großbritannien akzeptieren, bei dem sich dieses "die Rosinen
herauspickt". Er erklärte: "Wir sind uns bei 80 Prozent der Verhandlungen
einig" und behauptete, er sei zu einer Einigung bei den verbliebenen 20
Prozent entschlossen.

Er fügte hinzu: "Die für alle schlechteste Lösung wäre, wenn überhaupt kein
Abkommen zustande käme. Es wäre ein riesiges wirtschaftliches Problem für
Großbritannien und auch die EU."

Barnier betonte dennoch die Position der EU, die "vier Rechte auf
Bewegungsfreiheit für Menschen, Güter, Dienstleistungen und Kapital" seien
"unteilbar" verbunden und "am Ende dieser Verhandlungen wäre es die beste
Situation, die beste Beziehung zur EU, Mitglied zu bleiben". Er bestand
jedoch darauf: "Ich werde nur mit der britischen Regierung verhandeln. ...
Deshalb werden unsere nächsten Verhandlungen am Montag mit der von May
ernannten britischen Delegation stattfinden."

Allerdings rechnet die EU offensichtlich damit, dass eine mögliche
Umkehrung des Brexit momentan an zweiter Stelle kommt. Zuerst muss
verhindert werden, dass sich die Anti-Brexit-Haltung der Tories nach dem
Rücktritt von Brexit-Minister David Davis, seinem Staatssekretär Steven
Baker und Außenminister Boris Johnson verhärtet.

Diese Bedenken wurden durch den Rücktritt der beiden Tory-Vizevorsitzenden
Ben Bradley und Maria Caulfield noch verstärkt. Sie erfolgten nur wenige
Minuten, bevor May auf dem EU-Westbalkangipfel in London, der von Fragen
des Brexits dominiert war, auf einer gemeinsamen Pressekonferenz mit der
deutschen Kanzlerin Angela Merkel auftrat.

Es ist bezeichnend für das Ausmaß von Mays Regierungskrise, dass sie Merkel
sagte, sie würde keine Fragen der britischen Presse beantworten und nur
eine Frage eines deutschen Reporters annehmen. Die Kanzlerin reagierte
darauf sichtlich überrascht.

Die Äußerungen von US-Präsident Trump vor seiner Abreise aus dem Weißen
Haus zum Nato-Gipfel und nur zwei Tage vor seiner Ankunft in Großbritannien
haben die Befürchtungen der EU noch deutlich verschärft.

Trump machte kein Geheimnis aus seiner Feindseligkeit gegenüber der EU und
seiner Absicht, sie als rivalisierenden Handelsblock zu schwächen. Zu
diesem Zweck unterstützt er u.a. den Brexit und verhängte Sanktionen gegen
die EU.

Trump erklärte, er erwarte bei seiner Landung in Großbritannien ein
"krisengeschütteltes" Land, und bezeichnete Johnson als "meinen Freund",
der "sehr nett" und "sehr hilfsbereit" gewesen sei.

Weiter sagte er: "Ich habe also die Nato vor mir, Großbritannien, das etwas
im Chaos steckt, und [den russischen Präsidenten Wladimir] Putin. Offen
gesagt, könnte Putin der leichteste von allen werden."

Auf die Frage, ob May an der Macht bleiben sollte, antwortete Trump: "Das
ist nicht meine Sache, sondern Sache der Bevölkerung."

Mays Verbündete unter den Tories, darunter auch Vertreter und Medien aus
dem Umfeld der Brexit-Kampagne, haben ihre Ablehnung der Brexit-Befürworter
immer wieder mit der Warnung begründet, sie würden die Wahl einer
Labour-Regierung unter Jeremy Corbyn begünstigen.

Der führende Brexit-Befürworter und ehemalige Tory-Parteichef Michael
Howard erklärte in der BBC-Radiosendung Today: "Ich glaube, es wäre
sehr unklug und äußerst unvernünftig für alle Beteiligten, Briefe zu
schreiben und einen Misstrauensantrag gegen die Premierministerin zu
stellen."

Er nahm direkt Bezug auf das Rücktrittsschreiben von Johnson und erklärte:
"Ich glaube nicht, dass der Traum vom Brexit stirbt."

William Hague, ein weiterer ehemaliger Parteivorsitzender und erst
Brexit-Gegner, der sich aber nach dem Referendum für den Austritt
ausgesprochen hatte, schrieb einen Kommentar im Daily Telegraph, dem
Sprachrohr der Tory-Rechten. Darin beschrieb er Johnson und Davis als
"Romantiker", die ein Scheitern des Brexits riskierten.

Die Folge eines Misstrauensvotums und der Schwächung der Regierung könne
ein noch weicherer Brexit oder sogar überhaupt kein Brexit sein. Hague
betonte: "Die Wahrscheinlichkeit, dass solche Rücktritte zu einem Brexit
führen, wie sie ihn haben wollen, liegt bei Null. Dafür ist die
Möglichkeit, dass sie den Forderungen nach einem zweiten Referendum
Auftrieb verleihen oder die Verhandlungsposition Großbritanniens weiter
schwächen, beträchtlich."

Stephen Glover äußerte in der Daily Mail seine Befürchtungen, dass "diese
Orgie von internen Machtkämpfen bedeutet, dass der Alptraum einer
Corbyn-Regierung wahr werden könnte".

Er erklärte, dieser "Alptraum" wäre "eine Katastrophe, neben der das
schlimmstmögliche Brexit-Ergebnis nahezu bedeutungslos wirken würde. Es
gäbe massenhafte Verstaatlichungen und konfiskatorische Steuern. Die
öffentlichen Ausgaben würden in die Höhe schießen und linksradikale
Gewerkschaftsführer die Politik diktieren. Widerwärtige ausländische
Regimes würden hofiert werden, verlässliche Verbündete wie die USA hingegen
grob zurückgewiesen. Dies alles wären nur einige der grauenhaften und
unausweichlichen Folgen von Corbyns Sieg."

Doch das Zielobjekt dieser Panikmache, Corbyn, hat sich in seinen eigenen
Stellungnahmen genau deshalb zurückgehalten, weil er nicht die Absicht hat,
umfassende Verstaatlichungen, Steuern für die Reichen oder irgendwelche
anderen ernsthaften Maßnahmen gegen den Kapitalismus umzusetzen. Sein Ziel
ist es, der herrschenden Elite Großbritanniens zu versichern, dass sie sich
auf Labour verlassen kann. Und das nicht nur, weil Labour die Folgen des
Brexit abmildern, sondern auch die Forderungen der Arbeiter und
Jugendlichen nach sozialen und politischen Veränderungen angemessen
"moderieren", d.h. entkräften kann.

Vor allem wird er nichts unternehmen, was die Geschlossenheit mit dem
rechten Flügel seiner Partei gefährdet. In dieser Hinsicht kam die
aufschlussreichste Unterstützungsbekundung für Mays Regierung vom
stellvertretenden Labour-Vorsitzenden Tom Watson.

Er erklärte, möglicherweise sei ein zweites Brexit-Referendum notwendig,
allerdings nur, wenn sich die zunehmend zerstrittene Tory-Partei nicht auf
einen tragfähigen Brexit-Plan einigen kann.

Weiter erklärte er: "Es ist vorstellbar, dass es bei der derzeitigen
Konstellation im Parlament keine Mehrheit für irgendein Abkommen gibt." Er
sprach auch die "sehr, sehr, sehr unwahrscheinliche" Perspektive "einer
Volksabstimmung" an, falls "das Parlament darüber einfach keine
Entscheidung fällen kann".

Er fügte hinzu, Spaltungen bei den Tories "könnten meiner Partei bei den
Wahlen helfen". Allerdings "wollen wir zusammen mit der Regierung für die
beste Abmachung arbeiten".

"Es geht Labour nicht darum, die Regierung zu Fall zu bringen. Labour muss
vielmehr versuchen, der Regierung zu helfen, ein gutes Abkommen
abzuschließen, und sie daran zu hindern, sich selbst zu Fall zu bringen."
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Nato-Gipfel: Teure Eskalation

von Jürgen Wagner



Man hätte es kaum für möglich gehalten, aber der NATO gelang es tatsächlich
auf ihrem Gipfeltreffen in Brüssel (11./12.7.2018), das Absurditätslevel,
mit dem die beiden dominierenden Themen - die Debatte um die finanzielle
Lastenteilung im Bündnis und die Eskalation im Verhältnis zu Russland -
abgearbeitet wurde, noch einmal auf neue Rekordhöhen hochzuschrauben.

Anti-russische Eskalationsrhetorik

Das Bündnis hat es tatsächlich geschafft, den ohnehin rauen Ton, der
gegenüber Russland angeschlagen wird, noch einmal deutlich zu verschärfen.
In der Abschlusserklärung [1] des Gipfels wird zunächst die "illegale und
illegitime Annexion der Krim" und die "anhaltende Destabilisierung des
Ostens der Ukraine" kritisiert. Weiter werden Moskau "provokative
militärischen Handlungen" vorgeworfen. Darüber hinaus werden die
"beträchtlichen Investitionen in die Modernisierung seiner strategischen
Kräfte" hervorgehoben, was angesichts eines vierstelligen
Milliardenbetrages, den die NATO-Mitglieder in diesem Jahr in ihre
Rüstungshaushalte pumpen werden, doch reichlich grotesk anmutet. Zumal laut
SIPRI-Angaben [2] der russische Etat im vergangenen Jahr um 20% auf 66,3
Mrd. Dollar sank.

Generell vermeidet es das Bündnis tunlichst, sich auch einmal an die eigene
Nase zu fassen. Wenn etwa Russland die "Aggressivität seiner
Nuklearrhetorik" vorgeworfen wird, so mag das nicht völlig falsch sein. Die
offen angestellten Überlegungen im Bündnis, "einsetzbare" Atomwaffen zu
entwickeln und eventuell eine neue Generation Marschflugkörper in Europa
stationieren zu wollen, tragen aber auch nicht gerade zur Deeskalation bei -
 im Gegenteil.

Und schließlich wird in der Abschlusserklärung dann auch noch der "Angriff
mit einem Nervenkampfstoff" im britischen Salisbury "verurteilt", der mehr
oder minder direkt Russland zu einem Zeitpunkt in die Schuhe geschoben
wird, an dem mehr und mehr Fragen zu den genauen Umständen des Ereignisses
auftauchen. Dennoch heißt es unbeirrt in der Gipfelerklärung: "Laut der
Einschätzung des Vereinigten Königreichs ist es sehr wahrscheinlich, dass
die Russische Föderation für den Angriff verantwortlich ist und es keine
plausible alternative Erklärung gibt. Wir stehen solidarisch hinter dieser
Einschätzung des Vereinigten Königreichs."

Es hat fast den Anschein, als wollte das Bündnis wirklich ganz sicher
gehen, dass beim anstehenden Gipfeltreffen zwischen Wladimir Putin und
Donald Trump ganz sicher keine Deeskalation der aufgeheizten Stimmung
zustande kommt. Das ernüchternde Fazit über die NATO-Abschlusserklärung der
Süddeutschen Zeitung [3] lautet: "Das Dokument [...] lässt praktisch keine
Hintertüren offen für eine Wende in der Russlandpolitik."

Gleichzeitig wurde diese aggressive Rhetorik aber auch mit handfesten
anti-russischen Initiativen untermauert.

Logistikkommando und 4X30

Mit Blick auf Russland wurden auf dem NATO-Gipfel vor allem zwei
weitreichende Entscheidungen getroffen. Einmal ist das die "Initiative zur
Reaktionsfähigkeit", die nun ins Leben gerufen wurde - auch "4X30" genannt:
Bis 2020 will die NATO 30 Bataillone, 30 Flugzeugstaffeln und 30 Schiffe in
30 Tagen zum Einsatz bringen können. Dazu heißt es im Abschlussdokument:
"Aus dem Gesamtpool an Streitkräften werden die Verbündeten zusätzlich 30
größere Kampfschiffe, 30 schwere oder mittlere Infanteriebataillone und 30
Kampfflugzeugstaffeln mit Unterstützungskräften in eine Reaktionsfähigkeit
von 30 Tagen oder weniger versetzen."

Und zweitens wurde ein in Ulm beheimatetes Logistikkommando beschlossen,
das künftig die "militärische Mobilität" und die schnelle Verlegefähigkeit
in Richtung Osteuropa 'verbessern' soll. In der Abschlusserklärung des
Gipfels heißt es dazu konkret: "Wir haben auch weitreichende Beschlüsse
gefasst, um die NATO-Kommandostruktur - das militärische Rückgrat des
Bündnisses - anzupassen und zu stärken. [...] Wir werden [...] ein
Gemeinsames Unterstützungs- und Befähigungskommando (Joint Support and
Enabling Command) in Deutschland zur Gewährleistung der Operationsfreiheit
und der Durchhaltefähigkeit im rückwärtigen Raum zur Unterstützung
schneller Transporte von Truppen und Ausrüstung nach, durch und aus Europa
aufbauen."

Finanzdebatte: Trump als nützlicher Idiot

Es vergeht kaum ein Tag, an dem nicht über den massiven Druck aus den USA
berichtet wird, mit dem die Verbündeten zu höheren Rüstungsausgaben
gedrängt werden sollen. Zuletzt hatte Präsident Donald Trump im Vorfeld des
NATO-Gipfels Brandbriefe an mehrere europäische Staaten verschickt, in
denen sie mit einer Wortwahl, die den üblichen diplomatischen Stil wohl
etwas vermissen ließ, genau hierzu aufgefordert wurden.

Ganz sicher passt den europäischen Verbündeten der Ton, den der
US-Präsident ihnen gegenüber anschlägt, ganz und gar nicht. Allerdings
wissen sie seine Forderung nach höheren Rüstungsausgaben zu nutzen, um
ihrerseits gegenüber ihrer demgegenüber skeptischen Bevölkerung genau dies
umzusetzen. Das Spiel läuft schon länger, dass unter Verweis auf Trump
höhere Rüstungsausgaben begründet werden - wahlweise mit dem Argument, nur
so könnten die USA im Bündnis gehalten werden oder damit, dies sei
erforderlich, um sich für einen möglicherweise bevorstehenden Rückzug
Washingtons aus der NATO zu wappnen.

Jedenfalls veröffentlichte die NATO kurz vor Gipfelbeginn ihre jüngsten
Rüstungsdaten [4], die eine klare Sprache sprechen. Demzufolge stiegen die
NATO-Rüstungsausgaben von 895 Mrd. Dollar 2015 auf geschätzte 1013 Mrd.
Dollar in diesem Jahr an. Der Anteil der europäischen Länder kletterte
dabei von 222 Mrd. (2015) auf 286 Mrd. (2018) ebenfalls steil nach oben.
Daran hat Deutschland maßgeblichen Anteil, das allein zwischen 2014 (32,45
Mrd. Euro) und 2018 (38,5 Mrd.) den Rüstungshaushalt deutlich anhob. Mit
der jüngsten Ankündigung, von Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen,
die später auch von Kanzlerin Angela Merkel gestützt wurde, bis 2024 1,5%
des BIP für den Militärhaushalt einstellen zu wollen, müsste er
Berechnungen der Bundeswehr [5] zufolge bis dahin auf über 60 Mrd. Euro
steigen!

Seit Jahren drängen interessierte Kreise auf höhere Rüstungsausgaben, sehen
sich aber einer Bevölkerung gegenüber, die dies mit deutlicher Mehrheit
ablehnt. Das charmante an der aktuellen Konstellation ist nun für die
Bundesregierung, dass sie heldenhaft darauf pochen kann, der US-Forderung
von 2% des BIP für den Rüstungshaushalt, also etwa 85 Mrd. Euro, eine
Absage erteilt und sich "nur" auf besagte 1,5% eingelassen zu haben.

Überaus geschickt erweckt die Bundesregierung dabei den Eindruck, sie sei
dennoch in der Pflicht, mehr als in früheren Jahren auszugeben, schließlich
habe man sich ja eigentlich auf dem NATO-Gipfel in Wales auf das 2%-Ziel
verpflichtet - da sei es ja schon ein Erfolg, wenn es nur 1,5% würden. Bei
der Wales-Vereinbarung handelt es sich aber um eine rechtlich
nicht-bindende Absichtserklärung, sich "in Richtung" dieser Zahl zu bewegen
- vager geht es eigentlich nicht mehr. Insofern ist auch das
"unerschütterliche Bekenntnis" zu diesem Ziel, das sich in der
Abschlusserklärung des NATO-Gipfels findet, eigentlich nichts anderes als
Schall und Rauch. Es existiert keine rechtliche Aufrüstungspflicht, nur ein
Aufrüstungswillen und die 2%-Debatte ist das Mittel, um diesem Willen zur
Durchsetzung zu verhelfen.

Das "Beste" kam dann natürlich von Donald Trump am Schluss, der es schaffte
der ganzen verqueren Debatte die Krone aufzusetzen. Erst soll er am zweiten
Gipfeltag gefordert haben, alle Verbündeten hätten das 2%-Ziel sofort und
nicht erst 2024 umzusetzen. Und dann ließ er über seine Pressesprecherin
Sarah Huckabee verkünden, alle Verbündeten sollten künftig 4% des BIP in
den Rüstungshaushalt stecken - im Falle von Deutschland würde das eine
Größenordnung von jährlich 130 bis 160 Mrd. Euro bedeuten!


Anmerkungen:

[1] https://nato.diplo.de/blob/2117930/013c5039a92ee43bd31dd9002d792b3f/erklaerung-gipfeltreffen-bruessel-data.pdf

[2] https://www.sipri.org/sites/default/files/2018-04/sipri_fs_1805_milex_2017.pdf

[3] http://www.sueddeutsche.de/politik/nato-gipfel-russland-1.4048085

[3] https://www.nato.int/cps/ic/natohq/news_156770.htm

[5] http://www.imi-online.de/2018/05/19/kdb/

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2018/25 vom 12. Juli 2018

Nato-Gipfel: Teure Eskalation

http://www.imi-online.de/2018/07/12/nato-gipfel-teure-eskalation/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





KAZ/282: Zustimmung zur Leiharbeit- Die wundersame Läuterung der IG-Metall-Führung
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Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Zustimmung zur Leiharbeit:

Die wundersame Läuterung der IG-Metall-Führung

von Ludwig Jost



In einem als "Kampagne und betriebspolitische Offensive -
Leiharbeit, industrienahe Dienstleistungen/Werkverträge"
überschriebenen 15 seitigen Papier stellt der IGM-Vorstand fest:
"Wir sind nicht gegen Leiharbeit als vorübergehendes
Flexibilisierungsinstrument, deshalb: Missbrauch verhindern - Umfang
begrenzen - Bedingungen gestalten." (S. 4)

Es wurde Betriebsräten und damit Belegschaften im April 2018 sozusagen
als Direktive - mit den sich für sie daraus ergebenden Aufgaben -
zugestellt. Darin wird ihnen erklärt, wie "Missbrauch" verhindert
wird, was gestaltet werden soll und dass es hierbei in jedem Fall um
"Gute Arbeit" geht. Entsprechend heißt es: "Wir wollen Arbeit:
Sicher, gerecht und selbstbestimmt für alle Beschäftigten, Gute
Arbeit für Alle".

Die IGM-Spitze beruft sich mit ihren Aussagen auf "Leitanträge",
"Leitbilder" und Ausführung von Beschlüssen des 23. ordentlichen
Gewerkschaftstages (siehe dazu auch KAZ 352/353/354). Der hat im
Oktober 2015 in Frankfurt/Main unter dem Motto "Gute Arbeit - Gutes
Leben" zwei Anträge zum Verbot der Leiharbeit abgelehnt und in der "E
2" (Entschließung) u. a. festgestellt: "Leiharbeitnehmer und
Leiharbeitnehmerinnen sowie Werkvertragsbeschäftigte müssen besser
geschützt und gerecht bezahlt werden. Für die IG Metall ist das
Leitbild 'Gleiche Arbeit - gleiches Geld' weiter maßgebend ..."

Dieser Gewerkschaftstag hat aber gar keinen Beschluss gefasst, in dem
es heißt: "Wir sind nicht gegen Leiharbeit ..." Deswegen jetzt
anzunehmen, der IGM-Vorstand hätte sich bei seiner o. g. Feststellung
geirrt oder sei Opfer einer "vorübergehenden" geistigen Umnachtung,
eines Komas oder eines Blackouts geworden, wäre allerdings falsch.
Eine solche Annahme würde ihm im Falle einer Anklage wegen Zustimmung
zur Klassenspaltung und Schwächung gewerkschaftlicher Kampfkraft
und/oder Verschleierung bzw. getrübter Wahrnehmung realer
gesellschaftlicher Zustände, auch noch mildernde Umstände einbringen.
Von einem Blackout der IGM-Führung kann aber keine Rede sein. Das
"vorübergehende Flexibilisierungsinstrument", dem sie hier das Wort
redet, das zum 1. April 2017 erneut geänderte
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG), ist seit 1972 - das sind 46
Jahre - als gegen alle Lohnabhängigen gerichtetes Spaltungs- und
Entrechtungsinstrument des Kapitals in Kraft. Es hat die
Arbeitskraftdealer, die "Verleiher" - bei den Belegschaften immer noch
die Sklavenhändler - gleich massenweise auf den Plan gerufen - zurzeit
immer noch rd. 11.000. Der größte Zusammenschluss unter ihnen, der
Interessenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmer - abgekürzt iGZ -
hat am 17. Mai 2018 in Münster gerade sein 20-jähriges Jubiläum
gefeiert. Seitdem die Arbeitskrafthändler die Arbeitskraft unserer vom
Kapital auf die Straße gesetzten Kolleginnen und Kollegen zu
Dumpinglöhnen verhökern, ist deren Situation als Leiharbeiterinnen und
Leiharbeiter bekannt. Ihre politisch gewollte und mit dem AÜG
verfolgte Rechtlosigkeit, die ganzen Unglaublichkeiten der gegen sie
gerichteten Schikanen: Bestrafung, Sanktionen durch Jobcenter bei
Ablehnung von Leiharbeit, ständig wechselnde Arbeitsorte,
Unsicherheit, Unterbezahlung, familiäre Situation, Spaltung der
Belegschaften, Lohndumping, Schwächung betrieblich-gewerkschaftlicher
Kampfkraft usw. usf. Das alles wird seit Jahren nicht nur in der IGM,
sondern ebenso im DGB, in allen Einzelgewerkschaften, bei
Gewerkschafts-Kongressen und -Seminaren als Skandal diskutiert und
dokumentiert. Hierbei ist es gleichzeitig die Basis von zahlreichen
gegen die Leiharbeit gerichteten Verbotsanträgen bei
Gewerkschaftstagen. Und darum geht es der IGM-Führung. Ihre Zustimmung
zum "vorübergehenden Flexiinstrument" soll die Diskussion über die
Forderungen nach Leiharbeits-Verboten endgültig beenden. Hierbei
versucht sie ohne Diskussion durchzusetzen, was der 23. ordentliche
IGM-Gewerkschaftstag - auf den sie sich beruft - nicht explizit
beschlossen hat. Da macht es sich gut, die Feststellung, "Wir sind
nicht gegen Leiharbeit..." mit Floskeln von "Gutem Leben und Guter
Arbeit" zu garnieren und sie Betriebsräten und Belegschaften als
Bestandteil einer "Kampagne und betriebspolitischen Offensive" zum
Nachschwätzen in die Köpfe zu transportieren.

Es ist dabei nichts Neues, dass die große Mehrheit der
opportunistischen, in der Regel sozialdemokratischen
Gewerkschaftsführer dem Kapital und der Regierung über die Jahre
hinweg zum 1. Mai und/oder bei anderen Veranstaltungen und Ereignissen
versichert haben und versichern, dass sie nichts gegen Leiharbeit
haben. "Ich habe immer für die Legalisierung der Leiharbeit als
Flexibilisierungsinstrument gestritten" hat Berthold Huber - von
November 2007 bis November 2013 IGM-Vorsitzender - 2012 festgestellt
und angefügt: "Ich bin der Meinung, dass wir das brauchen."

Wer mit Hilfe des IGM-Vorstands zur Meinung von Huber kommt und
Leiharbeits-Verbotsdiskussionen abschwört, der landet unbelastet davon
beim 15-seitigen Vorstandspapier. Mit Hinweisen auf "Infopakete,
Toolbox, belastbare Vereinbarungen", "Leiharbeit als
Flexibilitätsreserve", "Tarif ME 2018" u. a. enthält es das
Programm für die "prekär Beschäftigten": die Verwaltung und
Gestaltung ihrer Arbeitsverhältnisse durch Tarifverträge und
Betriebsvereinbarungen in den Betrieben der "Entleiher-Kapitalisten",
wie z.B. bei VW, AUDI, MAN, BMW, ihren "Kontraktlogistikern" usw. Auf
diesem Wege lässt sich immer behaupten, dass an der Rechtsungleichheit
der Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter gearbeitet wird. Dabei bleibt
die Leiharbeit der Tarifpolitik als Betätigungsfeld oder auch als
"Spielwiese" der "Tarifexperten" erhalten, ebenso die
Rechtsungleichheit. Mit allem, was oben genannt ist, mit dem Heuern
und Feuern, dem einfach Abmelden und Nachhauseschicken, dem Kuschen
für eine Festanstellung und den sich daraus ergebenden
Erpressungsmöglichkeiten bleibt sie in Wirklichkeit unverändert. Das
wird z. T. verschleiert mit dem Verweis auf hochgejubelte und
schöngefärbte Tarif- o. a. Vereinbarungs-Erfolge, die hier nicht
bestritten werden. Dazu zählen z. B. die Erhöhung von Löhnen und/oder
Branchenzuschlägen, die eine oder andere Übernahme von Leiharbeitern
in ein "ordentliches Arbeitsverhältnis" u. a. Und hierbei gibt es noch
viel Arbeit für alle, die sich z. B. bei der IGM oder in der sich aus
acht Einzelgewerkschaften zusammensetzenden DGB-Tarifgemeinschaft
Zeitarbeit als Tarifexperten bewähren wollen. Bei der Leiharbeit gibt
es "noch viel Raum" für Verbesserungen, hat Annelie Buntenbach,
stellvertretende DGB-Vorsitzende, der Redaktion der Osnabrücker
Zeitung Mitte Mai erklärt. Wobei sie offensichtlich davon ausgeht,
dass die Kapitalisten sich mit dem Klammerbeutel der ihnen ständig vom
DGB nachgeworfenen Sozialpartnerschaft gepudert und das Hirn vernebelt
haben. "Die Arbeitgeber-Verbände müssen mehr dazu beitragen, die
Arbeitsbedingungen stärker der 'Normalarbeit' anzunähern", hat sie
erklärt. (Osnabrücker Zeitung online, 16.05.2018, Artikel von Uwe
Westdörp). Warum sollten die Kapitalisten das tun, hat sich die
IG-Metall-Führung doch mit ihrem neuen Vorstoß schon wunderbar an ihre
Bedürfnisse angenähert. Und dafür hat sie in den Staub getreten, was
noch zu Beginn der 90er Jahre Beschlusslage in der IG Metall war - als
die IGM noch Schrittmacher im DGB im Kampf für das Verbot der
Leiharbeit war!

IGM in den 90ern: "Moderner Sklavenhandel"

So lautet die Überschrift eines Arbeitsheftes einer IGM-Schriftenreihe
(Heft Nr. 132), die zu Beginn der 90er Jahre als
"Handlungsanleitung für betroffene Betriebsräte und
ArbeitnehmerInnen" vom IGM-Vorstand herausgegeben wurde.
Nachstehend einige Auszüge aus dem 44 seitigen Arbeitsheft. Im Vorwort
dazu wird festgestellt: "Die IG Metall hat die gesetzlichen
Neuregelungen der Leiharbeit abgelehnt und fordert seit jeher ein
gesetzliches Verbot der Leiharbeit. Die Gründe hierfür liegen auf der
Hand:

Leiharbeit unterhöhlt das staatliche Vermittlungsmonopol,

Leiharbeit zerstört das Prinzip der Tarifeinheit im Betrieb,

Leiharbeit ermöglicht die Auflösung von Dauerarbeitsplätzen im
Rahmen gesicherter Arbeitsverhältnisse,

Leiharbeit führt zu zwei Klassen von Arbeitnehmern im Betrieb,

Leiharbeit engt den Geltungsbereich kollektiver betrieblicher
Regelungen ein und gefährdet die Mitbestimmung im Betrieb u.v.m."
(S. 7)

Als Konsequenz dessen, was auf den Seiten des Arbeitsheftes zur
Leiharbeit insgesamt festgestellt wird, heißt es:
"Gewerkschaftspolitische Perspektiven: Verbot der Leiharbeit
durchsetzen!" (S. 41)

Darunter wird in weiteren Absätzen ausgeführt: "Die politische
Forderung muss deshalb nach wie vor lauten: Jegliche Form der
Leiharbeit muss verboten werden, weil sie sich als arbeitsmarkt- und
sozialpolitisch als äußerst schädlich erwiesen hat. Auch die Probleme
bei der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung machen ein solches
Verbot erforderlich. Es fehlt jedoch zur Zeit am politischen Willen,
die Leiharbeit zurückzudrängen. Stattdessen haben die sog.
'Beschäftigungsförderungsgesetze' von 1985 und von 1990 die weitere
Ausbreitung der Leiharbeit sogar noch begünstigt.

Die IG Metall wird daher auch in Zukunft an ihrer auf mehreren
Gewerkschaftstagen beschlossenen Forderung nach einem Verbot der
Leiharbeit festhalten müssen. Zur Durchsetzung dieser Forderung kann
jedoch der alltägliche Kampf der Betriebsräte um die Zurückdrängung
der Leiharbeit auf betrieblicher Ebene ein wichtiger Wegbereiter
sein."

Bei diesen Ausführungen wird deutlich, wogegen der ehemalige
IGM-Vorsitzende Huber bei seinem Kampf für die "Legalisierung der
Leiharbeit" gestritten hat.

Etwas Besseres als die jetzige IGM-Vorstandserklärung kann den
Kapitalistenverbänden nicht passieren. Damit im Rücken, können sie
sich beruhigt in ihren Sesseln zurücklehnen und die gewerkschaftliche
Akzeptanz der Leiharbeit mit einem großen Schluck aus der Pulle
feiern. Die IGM-Spitze nimmt ihnen ein großes Stück Arbeit ab, indem
sie sich faktisch gegen alle wendet, die inner- und außerhalb der
Gewerkschaften für ein Verbot der Leiharbeit sind und dafür kämpfen.

Das Vorstandspapier ist ein Fall für die innergewerkschaftliche und
die Diskussion in Betriebsräten und Belegschaften. Es geht weiterhin
um die Organisierung des Kampfs für ein Verbot der Leiharbeit. Weder
die Gewerkschaften und noch weniger Betriebsräte und Belegschaften
brauchen irgendwelche "vorübergehenden Flexibilisierungsinstrumente".
Sie wenden sich wie die Leiharbeit und alle anderen sogenannten
"prekären" Arbeitsverhältnisse ausnahmslos gegen alle Lohnabhängigen.
Es wäre gut, wenn sich Betriebsräte und Belegschaften bei der
Diskussion darüber verständigen und zusammenschließen und der
IGM-Führung per Resolution o. a. Anschreiben unmissverständlich
mitteilen: Die Akzeptanz der Leiharbeit wird von uns abgelehnt!

 * 

Leiharbeit im Klassenkampf

Die Interessengemeinschaft Deutscher Zeitarbeitsunternehmer (iGZ)
feierte jüngst bei einem mit großem Brimborium veranstalteten
Bundeskongress ihr 20-jähriges Bestehen. Nach eigenen Angaben ist sie
mit über 3.500 Mitgliedsunternehmen der größte
Arbeitskraftdealer-Verband in der BRD. In ihrer Pressemitteilung
erklärt sie, Ziel sei die allgemeine Akzeptanz der Zeitarbeit als
Normalarbeitsverhältnis. Da passt ja die Erklärung der IGM-Führung -
sozusagen als Geburtstagsgeschenk zur Aufwertung der
Arbeitskraftdealerei - wie die Faust aufs Auge.

Ein Schatten fiel auf die schöne Geburtstagsfeier durch eine
Mahnwache, deren Teilnehmer symbolisch Ketten an den Füßen trugen und
auf Transparenten forderten: Leiharbeit verbieten! 

(Infos www.jungewelt.de/artikel/332641.party-der-ausbeuter.html)

Nur zur Erinnerung

Dass die Leiharbeit verboten wird, wollten 2015 auch die
IGM-Geschäftsstellen Braunschweig und Frankfurt/Main auf dem
IGM-Gewerkschaftstag im Oktober 2015 durchsetzen. Ihre Anträge mit der
Forderung nach einem Verbot der Leiharbeit wurden abgelehnt. Die
Antragsberatungskommission hat erklärt: "Ein Verbot der Leiharbeit
steht aus unserer Sicht nicht zur Debatte. Das ist aus rechtlichen
Gründen auch gar nicht möglich. Die Forderung des Antrags kann deshalb
nicht umgesetzt werden. Deshalb lautet die Beschlussempfehlung
'Ablehnung'".

Bei den rechtlichen Gründen berief sich die Kommission auf ein
Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 4. April 1967. Die
Verfassungsrichter haben sich dabei unter Berufung auf Artikel 12 des
Grundgesetzes (GG) - "Berufsfreiheit" - die Krücke gedreht, um den
Kapitalisten im Angesicht einer erstmalig nach der
Nachkriegskonjunktur auftretenden kleinen Wirtschaftskrise das
"Flexibilisierungsinstrument Leiharbeit" zu verschaffen. Dafür haben
sie das bei der Bundesanstalt für Arbeit liegende
Arbeitsvermittlungsmonopol - es galt bis zu diesem Zeitpunkt auch für
"Arbeitnehmer-Überlassungsverträge" - zerschlagen und damit den Weg
für die private "gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung" frei gemacht. U. a.
haben sie hierbei festgestellt: "Es komme sogar noch hinzu, dass
Arbeitnehmer-Überlassungsverträge ein besonderes wirtschaftliches
Interesse dadurch erfüllen könnten, dass sie die Arbeitskraft solcher
Arbeitnehmer mobilisieren, die aus verschiedenen Gründen keine
Dauerstellung annehmen können oder wollen." (Michael Kittner, z.
B. Arbeits- und Sozialordnung, 2008, 33. Auflage, S. 119 f.)

Das "Arbeitskraftmobilisieren solcher Arbeitnehmer" haben ab 2004
insbesondere die "Personalserviceagenturen", die "PSAs" nach "Hartz I"
übernommen. Sie haben den Arbeitskraftverleihern die Erwerbslosen
zugetrieben und fürs Schikanieren und Unterdrucksetzen abkassiert, bis
sie wegen Betrugs- und Korruptionsaffären sowie Bankrott u. a.
geschlossen wurden. Ihre Aufgabe hatten sie sowieso erfüllt: die
Leiharbeit für die Arbeitsämter und Jobcenter als normales
"Arbeitsangebot" zu legalisieren. Fürs Mobilisieren und Schikanieren
sind heute die Nachfolger der PSAs zuständig. Die Jobcenter arbeiten
im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeit ebenfalls mit den Firmen der
Arbeitskrafthändler, den "Verleihern" eng zusammen. Dabei gilt ebenso:
Wer sich erwerbslos meldet/melden muss und/oder Hartz IV-Empfänger
ist, wird in aller Regel unter Druck gesetzt. Er/sie muss in jedem
Fall mit Sanktionen, Kürzung oder Sperrung von Geldleistungen rechnen,
wenn ein vom Job-Center als - "nicht ablehnbar" bezeichnetes Angebot -
nicht angenommen wird. Dazu gehört auch die Annahme einer Arbeit als
Leiharbeiterin oder Leiharbeiter.

Mit der "Sanktionspraxis" der Job-Center beschäftigt sich ein Urteil
des Sozialgerichtes Gotha. Es ist der Meinung, dass einem
Hartz-IV-Bezieher das Arbeitslosengeld nicht gekürzt werden darf, weil
er ein Arbeitsangebot abgelehnt hat und erklärt die bisherige Praxis
als verfassungswidrig, weil sie die Menschenwürde des Betroffenen
antastet, sowie Leib und Leben gefährden kann. Das Gericht ist der
Auffassung, dass die im Sozialgesetzbuch festgeschriebenen
Sanktionsmöglichkeiten der Jobcenter gleich gegen mehrere Artikel des
Grundgesetzes verstoßen. Das Gothaer Gericht ist bundesweit das erste
Gericht, das die Frage aufwirft, ob die Sanktionsmöglichkeiten der
Jobcenter mit dem Grundgesetz vereinbar sind. Es fragt, ob auch neben
der Verletzung der Gewährleistungspflicht des Existenzminimums, damit
auch des Rechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit, gleichfalls
noch die grundgesetzlich garantierte Berufsfreiheit durch die
Sanktionen ausgehebelt wird. (Info: www.gewerkschaftsforum-do.de)

Darüber haben die Delegierten des 23. ordentlichen Gewerkschaftstages
nicht diskutiert, als sie sich die Argumente der
Antragsberatungskommission unterjubeln ließen. Die hat mit ihren
Aussagen die Freiheit der Berufswahl für die Arbeitskrafthändler
verteidigt und mit anderen Worten erklärt: Ein Verbot der Leiharbeit
ist nicht möglich, weil damit das Grundrecht der Arbeitskraftdealer -
berufsmäßig mit der Arbeitskraft Lohnabhängiger und Erwerbsloser zu
handeln - verletzt bzw. abgeschafft wird. Im Klartext: Ca. 1 Million
Arbeiterinnen und Arbeiter müssen ihre Entrechtung erdulden, um das
Grundrecht dieser "Sklavenhändler" zu gewährleisten!

"Die IGM wird nicht nachlassen, langfristig für die Zielsetzung
eines Verbots der Leiharbeit in ihrer jetzigen Form entsprechend
einzutreten."

Das ist bzw. war die Beschlusslage des 22. ordentlichen
Gewerkschaftstages der IGM 2011 in Karlsruhe zur Leiharbeit. Und die
war schon sehr weichgespült (gegen "Leiharbeit in ihrer jetzigen
Form"). Mit ihrer Feststellung hat die Antragsberatungskommission
sogar das kurzerhand ausgehebelt und der IGM-Vorstand hat daraus die
neue Zielsetzung: "Wir haben nichts gegen Leiharbeit ..."
gemacht.

Die Behauptung, ein Verbot der Leiharbeit sei rechtlich nicht möglich,
ist absoluter Unsinn. Gesetze sind immer veränderbar. Hierbei ist es
auch in den Gewerkschaften eine bekannte Tatsache, dass das
Grundgesetz seit seinem Bestehen (23. Mai 1949) immer wieder geändert
wurde, allerdings nur, wenn es darum ging oder geht, Interessen des
Kapitals durchzusetzen. So z.B. die 1955 beschlossene Aufstellung von
Streitkräften (Bundeswehr) entgegen dem Potsdamer Abkommen, die
Möglichkeit der Außerkraftsetzung der bürgerlichen Demokratie durch
die Notstandsgesetze 1968, oder die Verstümmelung des Asylrechts bis
zur Unkenntlichkeit 1993.

Zur Veränderung von Gesetzen gehört natürlich unser gemeinsamer Kampf
mit den Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern. Er muss aus den Betrieben
heraus von Betriebsräten und Belegschaften und in den Gewerkschaften
diskutiert organisiert werden. Und hierbei geht es nicht nur um die
Abschaffung der Leiharbeit. Es geht um den Kampf gegen jegliche
Entrechtung z. B. von Arbeitern aus anderen Ländern mit oder ohne
Pass, vor Krieg und Verfolgung geflüchtet oder einfach eingewandert.
Es geht um die Entrechtung durch Werksverträge und befristete
Verträge. Es geht um die Entrechtung durch ungleichen Lohn für gleiche
Arbeit. Es geht um die zunehmende Entrechtung der jungen und der alten
Arbeiter, der alleinerziehenden Mütter, der von den Jobcentern
Drangsalierten. Und so weiter. Nur durch gemeinsamen Kampf und
Solidarität mit all denen können wir AfD, CSU usw. die Stirn bieten
und die Stärke gewinnen, die Abschaffung der kapitalistischen
Ausbeutung, die Abschaffung des Lohnsystems in Betrieben und
Gewerkschaften wieder zum gemeinsamen Kampfziel zu machen.

Ludwig Jost

 * 

"Equal pay" - Gleicher Lohn für gleiche Arbeit

"Branchenzuschläge" sind ein Versuch, in die Nähe des Prinzips -
gleicher Lohn - für gleiche Arbeit (Equal Pay) zu kommen. Nach dem AÜG
hat es für die Leiharbeit von 2004 bis zum 31. März 2017 als
gesetzlicher Mindestanspruch gegolten, wenn es nicht durch
Tarifverträge unterlaufen und ausgehebelt wurde. Dafür haben -
abgesehen von den "Christlichen Gewerkschaften" - die IGM und die
DGB-Tarifgemeinschaft Zeitarbeit in ständiger Regelmäßigkeit gesorgt.
Ab 1. April 2017 gilt dafür nach dem geänderten AÜG eine Wartezeit von
9 Monaten, die aber durch erneute Tarifabschlüsse wieder kassiert
wurde (s. u. Zwischenbericht Däubler).

Zurück zu den Branchenzuschlägen. Sie gelten aufgrund eines von der
IGM eingeklagten Bundesarbeitsgerichtsurteils von 2017 "auch bei
Dienstleistern, die die Produktion in Metallbetrieben
unterstützen." In den Betrieben, für die sie von der IGM tariflich
vereinbart sind, müssen Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter sie
schriftlich geltend machen, weil die Kapitalisten sonst trotz
BAG-Urteil nicht zahlen. Mit Hilfe von Betriebsrat und
IGM-Vertrauensleuten, die ihnen die Angst vor Abmeldung genommen
haben, wurde das von 450 bei VW-Kontraktlogistikern - wie Ceva
Logistics - beschäftigten Leiharbeiterinnen und Leiharbeitern
durchgesetzt. (Infos ebenfalls Juni metallzeitung, kursiv wörtlich
übernommen)

Das "Flexibilisierungsinstrument Leiharbeit"

Es hat längst eine juristische Seite, die Hunderte Akten füllt. Dabei
geht es um viele Klagen auf Equal Pay, wie die bis vor dem
Europäischen Gerichtshof gehende Klagekampagne von Arbeitsrechtler
Prof. Däubler und LabourNet. In einigen Fällen (Bericht im Labournet)
klagen dabei Gewerkschaftsmitglieder mit dem Rechtsschutz ihrer
Gewerkschaft - z. B. ver.di - gegen die gewerkschaftlichen
Tarifverträge. Bei einer ganzen Reihe anderer Klagen geht es um
Weiterbeschäftigung, um Festanstellung bei VW, der Tochter Autovision
o. a. In dem Zusammenhang ist LabourNet Germany eine wahre Fundgrube
für jeden, der sich über Klagen, Gerichtstermine, Urteile und z. B.
über den Stand o. e. Klagekampagne informieren will. Nachstehend zwei
Beispiele: Januar Kampagne und Februar 2018 Stellungnahme zu
Gerichtsurteil.

Zwischenbericht von Prof. Wolfgang Däubler: Die Leiharbeitskampagne
- oder: die Mühen der Ebene

"Seit Mitte Mai, seit der Sendung über Leiharbeit in 'Die Anstalt'
habe ich über 500 Mails bekommen. In den ersten Tagen waren es
besonders viele, doch Anfragen gibt es auch heute noch. Die meisten
Zusendungen waren in einem anderen Stil geschrieben als ich ihn von
Betriebsräten und Arbeitnehmern gewohnt bin. In jeder zweiten Mail war
von 'Ausbeutung'[1] und 'Sklavenhaltersystem' die Rede. Man sei von
allen verraten und verkauft worden, die Gewerkschaften eingeschlossen.
Auch bei anderen war die Wut mit Händen zu greifen. (...) Sehr viele
Einsender gingen davon aus, es gebe schon eine Klage vor dem
Europäischen Gerichtshof, der man sich anschließen könne. Das war
ersichtlich nicht der Fall. Auch ist etwas Derartiges in der
Prozessordnung nicht vorgesehen. Der Einzelne muss seinen Verleiher
verklagen, um Equal Pay, gleichen Lohn wie die Stammarbeitnehmer, zu
bekommen. Der juristische Weg dorthin ist im Grunde gar nicht
kompliziert (...) Die Leiharbeitstarife weichen von dem, was ohne sie
gelten würde, nur zu Lasten der Leiharbeitnehmer ab. Etwas Derartiges
kann auch ein höchst wohlwollender Beobachter nicht mehr als Wahrung
des 'Gesamtschutzes' ansehen. Also haben die Tarifverträge ihren
Ermächtigungsrahmen überschritten und sind deshalb unwirksam. Der
einzelne Leiharbeitnehmer kann gleiche Bezahlung wie ein
Stammarbeitnehmer verlangen. (...) Im Juni und Juli 2017 hatte ich
insgesamt etwa 25 Leiharbeitnehmer zusammen, die zum Anwalt gehen und
einen Prozess wagen wollten. (...) Nur ungefähr die Hälfte hatte sich
tatsächlich gemeldet. Die andere Hälfte war 'abgängig'. Ich schrieb
diese zweite Hälfte an und fragte, weshalb sie sich nicht an den
Anwalt gewandt hätten; 'wir waren doch anders verblieben.' Die meisten
haben geantwortet, manche ausweichend ('keine Zeit'), manche hatten
schlicht Angst. (...) Bei der anderen Hälfte der Mandanten gab es
viele inhaltliche Probleme..."

Arbeitsgericht Gießen

In einer Stellungnahme zu einem Urteil des Arbeitsgerichtes Gießen,
mit dem eine Klage auf Equal Pay abgelehnt wurde, erklärte Wolfgang
Däubler am 14.02.2018: "Ich finde die Entscheidung nicht gut, weil von
einer Sicherung des 'Gesamtschutzes' nicht die Rede sein kann. Auch
die heutigen Tarifverträge für Leiharbeiter weichen nur zu Lasten des
Leiharbeitarbeitnehmers vom gesetzlichen Niveau ab. Das ist kein
'Gesamtschutz'. Die Neun-Monats-Frist für Equal Pay nach dem neuen
Gesetz bringt praktisch nichts. Die meisten Leiharbeitnehmer scheiden
sowieso schon vorher wieder aus (ungefähr zwei Drittel). Bei anderen
gibt es Fälle, in denen zum Ablauf des 9. Monats gekündigt wurde. In
zwei Fällen wurde vom Arbeitgeber angeboten, die fragliche Person ab
April weiterzubeschäftigen. Da fängt das Zählen der neun Monate wieder
von vorne an ..."


[1] Die gesamte Kapitalistenklasse betreibt Ausbeutung - nicht
nur die Arbeitskraftverleiher, die als Dienstleister für die
Kapitalisten funktionieren. Die Daimler, VW, Siemens, Deutsche Bank
usw. sahnen die wirklich großen Profite ab. Damit das wieder leichter
erkannt werden kann, ist der Kampf um die Abschaffung der Leiharbeit
notwendig!

 * 
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REPORTAGE/508: WDR - Unser Westen, unsere Städtetrips, 13.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Unser Westen - Unsere Städtetrips

Freitag, 13.07.2018, 21.00 - 21.45 Uhr, WDR Fernsehen



So abwechslungsreich und bunt wie unser Westen sind auch unsere
Städte: In Düsseldorf zum Beispiel rollt man auf Skatern durch die
Nacht oder besucht in Dortmund den Westfalenpark zum Sommerkino unter
freiem Himmel. Bei Sonnenschein besonders schön ist das Rutschen auf
der längsten Wasserrutsche mitten durch Gladbach oder man begibt sich
auf die Spuren der Nadelindustrie nach Iserlohn, der größten Stadt im
Sauerland.

Das "Unser Westen" -Team hat so unterschiedliche Vorlieben, wie unsere
Städte abwechslungsreich sind: Thomas Bug lebt in Köln, arbeitet in
Düsseldorf und liebt die Streetart in Wuppertal. Yvonne Willicks kommt
vom Niederrhein und schwärmt für Siegen und Ingolf Lück tritt den
endgültigen Beweis dafür an, dass es seine Heimatstadt Bielefeld
tatsächlich gibt!


Rein ins Vergnügen!

Unser Westen - das sind neun Regionen mit tollen Städten, in denen
jeder auf seinen Geschmack kommt. Ob Sport, Abenteuer, Kunst, Natur
oder Genuss - unsere Städte in NRW haben alles im Angebot
Schwebebahn fährt über die Wupper.


Bergisches Land


Wuppertal

Die Stadt im Bergischen ist eine der grünsten in ganz Deutschland! Nie
braucht man hier länger als zehn Minuten, um in einem Park zu sein.
Und reichlich Grün, das ist genau das Richtige für einen entspannten
Städtetrip.

Bekannt ist Wuppertal aber vor allem für seine Schwebebahn - ein
Meisterwerk deutscher Ingenieurskunst. Konstruiert hat die Schwebe-
Technik der Kölner Ingenieur Eugen Langen. 1898 wird mit dem Bau
begonnen, 1901 wird die Schwebebahn dann für den Fahrgastverkehr
freigegeben. Auf der 13,3 Kilometer langen Bahnstrecke kann man sich
quer durch die Stadt von Oberbarmen bis nach Vohwinkel gondeln lassen -
 eine besonders schöne und einzigartige Art der Sightseeing-Tour.


Mehr Informationen:

Wuppertaler Schwebebahn: www.schwebebahn.de

Parks in Wuppertal: 

www.wuppertal.de/tourismus-freizeit/wuppertal_erleben/wmg-gruenes-wuppertal.php

 * 

Quelle:

Programmtip vom 12. Juli 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/1059: Deutschlandfunk Kultur - Asta und Frede Oder. Guten Morgen, Frau Nielsen, 14.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Asta und Frede Oder: Guten Morgen, Frau Nielsen

Von Lisbeth Jessen

Deutschlandfunk Kultur/NDR/SWR/WDR 2018/ca. 54'

(Ursendung)

Feature

Samstag, 14. Juli 2018, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Kopenhagen in den 50er-Jahren. Asta Nielsen, einstmals Star des
deutschen Stummfilms, ist in ihre dänische Heimat zurückgekehrt.
Allmählich wird es still um sie. Da taucht der 40-jährige Inhaber
eines Ladens für alte Filme und Bücher auf - Frede Schmidt. Frede weiß
alles über Asta und ihre Filme und bringt sie in vielen Telefonaten
zum Lachen und Erzählen. Aber was hat er im Sinn? Jedenfalls schneidet
Frede alle ihre Telefongespräche mit. Mehr als 100 Stunden. Unter
anderem erzählt Asta von ihrem Sommerhaus auf Hiddensee, dem angeblich
einzigen Ort, an dem sie glücklich war.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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MELDUNG/1726: Deutschlandfunk - Schweden zwischen Ernstfall und Neutralität, 14.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schweden

Zwischen Ernstfall und Neutralität

Von Gunnar Köhne

Gesichter Europas

Samstag, 14. Juli 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Im Ostseeraum herrscht Unruhe. Russische Marinemanöver schreckten im
Frühjahr das Baltikum auf. Die schwedische Regierung warnte vor Gefahren
für die zivile Schifffahrt. Wenige Monate zuvor hatte Stockholm seine
Streitkräfte zum ersten Mal seit Beginn der 90er-Jahre wieder zu einer
großangelegten Übung aus den Kasernen geholt. Und das in enger Absprache
und Zusammenarbeit mit der NATO. Schweden ist nicht Mitglied des
Nordatlantischen Verteidigungsbündnisses. Das neutrale Land blickt jedoch
seit der Annexion der Krim durch Russland mit wachsender Sorge auf die
russische Außenpolitik. So hat Schweden die Wehrpflicht wieder eingeführt
und auf der Insel Gotland wieder Truppen stationiert.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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MELDUNG/1725: Media Analyse 2018 Audio - Rekordzahlen für Deutschlandfunk (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 11.7.2018

ma 2018 Audio II

Rekordzahlen für Deutschlandfunk

Bundesweites Informationsangebot erreicht täglich über 2 Millionen
Hörerinnen und Hörer



Bei leicht gestiegener Radionutzung in Deutschland insgesamt erzielen
die Angebote von Deutschlandradio neue Rekordwerte. ...

Laut den Zahlen der heute veröffentlichten Media Analyse 2018 Audio II
liegt das nationale Informationsangebot Deutschlandfunk bei der
Tagesreichweite Montag bis Freitag erstmals bei 2,03 Millionen
Hörerinnen und Hörern. Deutschlandfunk Kultur wächst deutlich auf
517.000 Hörer und Hörerinnen. Das junge Angebot Deutschlandfunk Nova,
das ohne eigene UKW-Frequenz ausschließlich digital verbreitet wird,
liegt bei 293.000 Hörerinnen und Hörern im Weitesten Hörerkreis (4
Wochen).

Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue freut sich über das Ergebnis:
"Die steigenden Zahlen zeigen, dass in politisch bewegten Zeiten das
Bedürfnis nach seriöser Information und Hintergrund wächst. Wir freuen
uns über dieses klare Bekenntnis zum Qualitätsjournalismus, für den
die Programme von Deutschlandradio stehen."

Programmdirektor Andreas-Peter Weber: "Klar positionierte und
hochwertige Programme sind der Schlüssel zum Erfolg. Das gute
Abschneiden ist auch ein Ergebnis der klaren Namensarchitektur, dank
der die drei Angebote Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und
Deutschlandfunk Nova seit 2017 unter einheitlichem Familiennamen auf
allen Empfangswegen leichter auffindbar und wiedererkennbar sind."


Media Analyse Audio

Die Media Analyse Audio wird zweimal jährlich im März und Juli von der
Arbeitsgemeinschaft Media-Analyse e.V. (agma) zur Verfügung gestellt.
Sie liefert auf Basis der Befragung von rund 70.000 Menschen
Informationen zur gesamten Hörfunknutzung in Deutschland unabhängig
vom Empfangsweg. Als Konvergenzwährung dient die MA Audio dazu, neben
den traditionellen terrestrischen Radiovertriebswegen auch die
Webradionutzung sowie die Online-Audio-Nutzung mit abzubilden.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1724: Media Analyse 2018 Audio - BR-Hörfunk mit 6,1 Millionen Hörern täglich weiterhin Spitze (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

ma 2018 Audio II

BR-Hörfunk mit 6,1 Millionen Hörern täglich weiterhin Spitze



Der Bayerische Rundfunk bleibt der Marktführer auf dem bayerischen
Radiomarkt: Täglich hören 6,1 Millionen Menschen die Radioprogramme
des Bayerischen Rundfunks. Die Reichweite des BR in Bayern steigt auf
50,5 Prozent. Bayern 1 bleibt das meistgehörte Programm im Freistaat.
B5 aktuell weitet seine Hörerschaft massiv aus. Der Volks- und
Blasmusiksender BR Heimat schafft es als erstes Digitalprogramm in
Bayern, in der media analyse ausgewiesen zu werden. Das sind die
Kernergebnisse der media analyse 2018 Audio II, in der die
Audionutzung repräsentativ ermittelt wird.

50,5 Prozent der bayerischen Erwachsenen entscheiden sich täglich für
mindestens ein BR-Hörfunkprogramm. Damit legt das BR-Radioangebot nach
den aktuellen Ergebnissen der ma 2018 Audio II gegenüber der letzten
Erhebung noch einmal an Akzeptanz zu (ma 2018 Audio I: 50,2 Prozent).


Die Ergebnisse im Einzelnen:

Bayern 1 schalten täglich 3,01 Millionen Hörerinnen und Hörer
bundesweit ein. Die Tagesreichweite liegt bei 25,9 Prozent (ma 2018
Audio I: 26,3 Prozent). Damit bleibt Bayern 1 das meistgehörte
Radioprogramm Bayerns. Mit 24,5 Prozent Marktanteil und einer
Verweildauer von 201 Minuten wird keine Hörfunkwelle so lange und
intensiv gehört wie Bayern 1.

Bayern 2 wird täglich von 540.000 Hörerinnen und Hörern in Deutschland
gehört. Die Tagesreichweite in Bayern steigt von 4,3 Prozent auf 4,5
Prozent. Das vielfach preisgekrönte Kultur- und Informationsprogramm
setzt so seinen Erfolgskurs konsequent fort.

BAYERN 3 schalten jeden Tag 2,77 Millionen Hörerinnen und Hörer ein.
Mit einer Reichweite von 22,8 Prozent liegt Bayern 3 nur geringfügig
unter dem Rekordwert, der in der letzten media analyse erzielt wurde
(ma 2018 Audio I: 23,5 Prozent) - hier wurde der höchste Wert seit
1992 gemessen.

Das Programm BR-Klassik erreicht 230.000 Menschen. Die Tagesreichweite
in Bayern steigt leicht von 1,5 Prozent auf 1,6 Prozent.

Das Informations-Flaggschiff des Bayerischen Rundfunks, B5 aktuell,
gewinnt deutlich Hörer hinzu: Die Reichweite steigt von 4,8 Prozent
auf 5,9 Prozent. Täglich informieren sich 690.000 Menschen über B5
aktuell. Damit behauptet sich B5 aktuell weiterhin als eines der
erfolgreichsten Info-Programme Deutschlands.

Für BR Heimat ist die ma 2018 Audio II ein besonderer Erfolg: 130.000
Menschen hören täglich das digitale Vollprogramm mit bayerischer Musik
und Geschichten aus und über Bayern. Die Tagesreichweite des
Volks- und Blasmusikprogramms liegt in Bayern bei 1,1 Prozent. Damit
ist es der in der Radiolandschaft einzigartigen Welle gelungen, als
erstes Digitalprogramm in Bayern in der media analyse ausgewiesen zu
werden. Das ist insofern bemerkenswert, als BR Heimat in der Abfrage
nicht wie UKW-Programme mit Namensnennung gestützt, sondern von den
Befragten selbst genannt wurde. BR Heimat ging am 2. Februar 2015 an
den Start. Über die Schlagerwelle Bayern plus und das junge Programm
des BR, PULS, liegen in der media analyse keine Hörerzahlen vor.

"Erneut zeigt sich, dass die Hörfunkprogramme des Bayerischen
 Rundfunks für die Mehrheit der Menschen unverzichtbar sind. Bayern
 1 ist weiter das erfolgreichste Programm in Bayern. Auch Bayern 3
 hat seine Position im Radiomarkt auf hohem Niveau behauptet.
 Besonders freut mich, dass unsere Informations- und Kulturprogramme
 deutlich gewonnen haben. Und: Der Erfolg von BR Heimat, den wir mit
 internen Erhebungen schon lange begleiten, ist nun offiziell. Für
 unser Digital-Angebot für alle Liebhaber bayerischer Volksmusik und
 Lebensart ist das eine großartige Bestätigung. Insgesamt bleibt der
 BR Marktführer im bayerischen Radiomarkt - ein Erfolg, der die
 Bedeutung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks eindrucksvoll
 unterstreicht."

 BR-Hörfunkdirektor Martin Wagner



"B5 aktuell hat stark zugelegt und damit von seiner Werthaltigkeit
 nichts verloren. Die Menschen suchen uns, wann immer es wichtig
 wird. Einen besseren Beleg für Qualität, Verlässlichkeit und
 Seriosität kann es nicht geben."

 BR-Informationsdirektor Thomas Hinrichs



Insgesamt zeigt sich wieder einmal, dass die Bayern besonders gern
Radio hören. Im Vergleich zu der letzten Erhebung steigt die
Reichweite des Mediums Radio von 80,5 Prozent auf 81,8 Prozent und
liegt damit deutlich über dem Bundesdurchschnitt (77,6 Prozent).Radio
bleibt damit unangefochten der Tagesbegleiter Nummer 1.


Über die ma Audio

Die ma Audio ist die Konvergenzstudie der Arbeitsgemeinschaft
Media-Analyse (agma) für Radio und Audio. Die hier ausgewiesenen
Reichweiten umfassen die Radionutzung über alle Verbreitungswege
inklusive Online.


Weitere Informationen der BR-Medienforschung zur Programmnutzung.

https://www.br.de/unternehmen/service/medienforschung/medienforschung-radiodaten-programmnutzung-100.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. Juli 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de
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ONKOLOGIE/1927: Hirntumoren - Typische Mutation in Krebszellen legt das Immunsystem lahm (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 09.07.2018

Hirntumoren: Typische Mutation in Krebszellen legt das Immunsystem lahm



Der Austausch eines einzelnen Aminosäurebausteins in einem
Stoffwechselenzym kann nicht nur den Grundstein für eine Krebserkrankung
legen. Er kann auch das Immunsystem aushebeln, wie Wissenschaftler des
Deutschen Krebsforschungszentrums, der Universitätskliniken Mannheim und
Heidelberg und des Deutschen Krebskonsortiums jetzt veröffentlichen. Damit
blockiert er die körpereigene Abwehr im Kampf gegen das veränderte Molekül
und vereitelt gleichzeitig Immuntherapien von Hirntumoren. Diese
Erkenntnis eröffnet nicht nur neue Einblicke in die Krebsentstehung und
-entwicklung. Sie legt auch nahe, dass ein Umdenken bei der Immuntherapie
von Tumoren erforderlich ist.

Veränderungen im Erbgut sind häufig der erste Schritt bei der
Krebsentstehung. Oftmals reicht bereits der Austausch eines einzelnen
Aminosäurebausteins. Ein Paradebeispiel dafür ist die veränderte Form des
Stoffwechselenzyms IDH1 (Isocitrat-Dehydrogenase 1). IDH1 erfüllt eine
wichtige Aufgabe im Energiestoffwechsel von Zellen. Ist IDH1 jedoch an
einer entscheidenden Stelle verändert, lässt es eine Substanz namens 2-HG
entstehen, die dem Körper schadet. Sie bringt den Stoffwechsel aus dem
Tritt und kurbelt die Zellteilung an - der Grundstein für eine
Krebserkrankung ist gelegt. Wissenschaftler bezeichnen ein solches
krebsauslösendes Stoffwechselprodukt als Onkometabolit. Mehr als 70
Prozent aller niedriggradigen Gliome, einer Form von Hirntumoren, geht auf
das Konto von 2-HG.

Nun haben Wissenschaftler des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) und
der Universitätskliniken Mannheim und Heidelberg herausgefunden, dass der
Onkometabolit zudem die Immunabwehr beeinträchtigt. Eigentlich erkennt das
Immunsystem das mutierte IDH1 als fremd. Das veränderte Molekül im Tumor
sollte daher Abwehrzellen anlocken. Auf Grundlage dieser Erkenntnis haben
die Wissenschaftler in der Vergangenheit bereits eine Impfung entwickelt,
die das Immunsystem für den Kampf gegen Hirntumoren mit der speziellen
IDH1-Mutation sensibilisiert.

Doch das Gegenteil ist der Fall, wie Michael Platten erklärt. Der
Neurologe leitet eine Forschungsabteilung am DKFZ und ist Direktor der
Klinik für Neurologie der Universitätsmedizin Mannheim. "In der direkten
Umgebung von Tumoren mit der spezifischen Mutation in IDH1 finden wir nur
sehr wenige Immunzellen, die zudem auch noch in ihrer Funktion gehemmt
sind", so Platten. "Das hat uns neugierig gemacht, und wir wollten wissen,
ob der Onkometabolit 2-HG das Immunsystem direkt beeinflusst und auf
welchem Wege."

Tatsächlich zeigte sich, dass die Tumorzellen 2-HG in ihre Umgebung
freisetzen. T-Zellen - körpereigene Abwehrzellen, die eine wichtige Rolle
beim Kampf gegen Tumorzellen spielen - nehmen das freigesetzte 2-HG auf.
In der Folge werden wichtige Signalwege in den T-Zellen gehemmt und die
Abwehrzellen von einem aktiven auf einen inaktiven Zustand umprogrammiert.
"Das könnte erklären, weshalb das Immunsystem das Entstehen dieser Tumoren
nicht unterdrückt, obwohl es prinzipiell gegen Tumorzellen mit dem
veränderten IDH1-Molekül vorgehen kann", sagt Lukas Bunse, DKFZ und
Universitätsklinikum Heidelberg, einer der Erstautoren der
Veröffentlichung in Nature Medicine.

Doch die Wissenschaftler haben auch einen Weg gefunden, diese Blockade zu
umgehen. Sie verabreichten Mäusen mit IDH1-mutierten Tumoren einen
Hemmstoff, den das Team um DKFZ-Forscher Andreas Deimling entwickelt hat.
Dieser blockiert das veränderte IDH1-Molekül, so dass in den Tumorzellen
kein 2-HG entsteht. Tatsächlich fanden die Wissenschaftler daraufhin
vermehrt aktive Immunzellen in den Tumoren und ihrer direkten Umgebung.
Zudem war bei den Tieren eine Immuntherapie bei gleichzeitiger Gabe des
Hemmstoffs deutlich effektiver.

Platten sieht in dieser Erkenntnis Potenzial, mehr über andere Tumoren und
deren Therapie zu lernen. "Wir kennen mittlerweile mehrere solcher
Onkometaboliten bei verschiedenen Tumoren", sagt der Neuroimmunologe. "Da
wäre es interessant zu prüfen, ob das Hemmen der Immunabwehr
möglicherweise ein übergeordnetes Prinzip von Onkometaboliten ist."

Für die Behandlung von Tumoren mit verändertem IDH1-Molekül geben die
Ergebnisse der DKFZ-Forscher jetzt schon eine neue Richtung vor. "Wir
müssen bei künftigen Immuntherapien von zwei Seiten kommen", sagt Platten.
Es sei deutlich geworden, dass es nicht reiche, die körpereigene Abwehr
gegen das veränderte IDH1-Molekül scharf zu machen. "Vielmehr müssen wir
gleichzeitig das Zielprotein mit einem geeigneten Hemmstoff blockieren, um
die Produktion von 2-HG und damit ein Drosseln der Immunantwort zu
verhindern."

Die Arbeit wurde gefördert durch das Deutsche Krebskonsortium DKTK, von
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, der Deutschen Krebshilfe, vom
DKFZ-MOST-Programm, von der Dr. Rolf M. Schwiete-Stiftung, vom
Helmholtz-Programm "Immunology and Infection",vom Ministerium für Wissenschaft,
Forschung und Kunst Baden Württemberg (Sonderförderlinie
"Neuroinflammation"), vom Nationalen Centrum für Tumorerkrankungen
Heidelberg und von der Wilhelm Sander-Stiftung.

Lukas Bunse, Stefan Pusch, Theresa Bunse, Felix Sahm, Khwab Sanghvi,
Mirco Friedrich, Dalia Alansary, Jana K. Sonner, Edward Green, Katrin
Deumelandt, Michael Kilian, Cyril Neftel, Stefanie Uhlig, Tobias Kessler,
Anna von Landenberg, Anna S. Bergmann, Kelly Marsh, Mya Steadman, Dongwei
Zhu, Brandon Nicolay, Benedikt Wiestler, Michael O. Breckwoldt, Ruslan
Al-Ali, Simone Karcher-Bausch, Matthias Bozza, Iris Oezen, Magdalena Kramer,
Jochen Meyer, Antje Habel, Jessica Eisel, Gernot Poschet, Michael Weller,
Matthias Preusser, Minou Nadji-Ohl, Niklas Thon, Michael C. Burger,
Patrick N. Harter, Miriam Ratliff, Richard Harbottle, Axel Benner, Daniel
Schrimpf, Jürgen Okun, Christel Herold-Mende, Sevin Turcan, Stefan
Kaulfuss, Holger Hess-Stumpp, Karen Bieback, Daniel P. Cahill, Karl H.
Plate, Daniel Hänggi, Marion Dorsch, Mario L. Suvà, Barbara A. Niemeyer,
Andreas von Deimling, Wolfgang Wick, Michael Platten: 

Suppression of
antitumor T cell immunity by the oncometabolite R-2-hydroxyglutarate.

Nature Medicine, 2018, DOI: 10.1038/s41591-018-0095-6


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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PSYCHOSOMATIK/168: Studie - Kann psychologischer Stress zum Verlust der Sehkraft führen? (idw)


Universitätsklinikum Magdeburg - 10.07.2018

Kann psychologischer Stress zum Verlust der Sehkraft führen?

Neue Studie: Ein ganzheitlicher Behandlungsansatz kann den Teufelskreis
von Stress und fortschreitender Blindheit unterbrechen.



Anhaltender psychischer Stress, der weithin als Folge von Sehkraftverlust
anerkannt ist, trägt auch wesentlich und ursächlich zu einer
Sehverschlechterung bei, so eine Studie, die im EPMA Journal, dem
offiziellen Journal der European Association for Predictive, Preventive,
and Personalized Medicine, veröffentlicht wurde. Die Auswirkungen dieses
Befundes auf die klinische Praxis sind erheblich: Die Autoren empfehlen,
dass beim Arzt-Patient-Gespräch auch die Behandlungen zum Stressabbau, z.
B. durch psychologische Beratung besprochen wird, um dadurch den
Teufelskreis von Stress und fortschreitendem Sehverlust zu unterbrechen.

"Es gibt deutliche Hinweise auf eine psychosomatische Komponente des
Sehverlustes, denn Stress ist eine wichtige Ursache - und nicht nur eine
Folge - des fortschreitenden Sehverlustes infolge von Erkrankungen wie
Glaukom und Optikusneuropathie", sagt der Leiter der Studie, Prof. Dr.
Bernhard Sabel, Direktor des Instituts für Medizinische Psychologie der
Universität Magdeburg. Prof. Sabel hat einen ganzheitlichen
Behandlungsansatz entwickelt, der Stressmanagement, Patientenaufklärung
und Techniken zur Wiederherstellung der Sehkraft am SAVIR-Center für
Sehstörungen in Magdeburg kombiniert.

Die Studie, die im November 2018 auf der 5. Internationalen Konferenz "Low
Vision and Brain" in Berlin vorgestellt wird, basiert auf einer
umfassenden Analyse von Hunderten veröffentlichter Forschungsergebnisse
und klinischer Berichte über den Zusammenhang von Stress und
Augenerkrankungen. Einige Fallberichte zeigen, wie Stress den Sehverlust
induziert und wie Stressabbau zur Wiederherstellung des Sehvermögens
beiträgt.

"Kontinuierlicher Stress und langfristig erhöhte Cortisolwerte können sich
negativ auf das Auge und das Gehirn auswirken, da das vegetative
Nervensystem unausgeglichen ist, die Blutgefäße dysreguliert werden und
der Augeninnendruck steigt", erklärt Prof. Sabel. Demnach sind sowohl das
Auge als auch das Gehirn am Sehverlust beteiligt, eine Tatsache, die oft
nicht bedacht und in der medizinischen Literatur nicht systematisch
dokumentiert wird. Sabel konstatiert eine auffallende Diskrepanz zwischen
geringer wissenschaftlicher Tätigkeit und den Bedürfnissen vieler
Betroffener: Während viele Patienten vermuten, dass psychischer Stress zu
ihrem Sehverlust beigetragen habe, gibt es nur relativ wenige
wissenschaftliche Berichte, die das Verhältnis von Stress, Sehverlust und
Wiederherstellung des Sehvermögens betrachten.

"Das Verhalten und die Worte des behandelnden Arztes können weitreichende
Folgen für die Prognose des Sehverlustes haben. Vielen Patienten wird
gesagt, die Prognose sei schlecht und daß sie sich darauf vorbereiten
sollten, eines Tages blind zu werden. Selbst wenn dies bei weitem nicht
sicher ist und eine vollständige Blindheit fast nie auftritt, bilden die
daraus resultierende Angst und Besorgnis eine neurologische und
psychologische Doppelbelastung mit physiologischen Folgen, die den
Krankheitszustand oft verschlechtern", fügt Dr. Muneeb Faiq, PhD, All
India Institute of Medical Sciences, New Delhi, Indien, und Department of
Ophthalmology, NYU Langone Health, New York University School of Medicine,
und ein Co-Investigator der Studie hinzu. Erhöhter Augeninnendruck,
endotheliale Dysfunktion (Flammer-Syndrom) und Entzündungen sind einige
der Folgen von Stress, die weitere Schäden verursachen.

Zusätzliche Therapien wie Hirnstimulation, Entspannungsreaktion,
Wiederherstellung des Sehvermögens, Angstmanagement und soziale
Unterstützung wirken Stress entgegen und induzieren eine
Entspannungsreaktion, indem sie das vegetative System durch Reduzierung
der sympathischen und Steigerung der parasympathischen Aktivität wieder
ins Gleichgewicht bringen. Sie wurden erfolgreich in Verbindung mit
Therapien eingesetzt, um die Durchblutung des Auges zu erhöhen und damit
das Fenster für die Wiederherstellung des Sehvermögens zu öffnen.

Die Forscher glauben, dass dieser ganzheitliche Ansatz im klinischen
Management von Augenerkrankungen breiter eingesetzt werden könnte. Sie
empfehlen Stressreduktions- und Entspannungstechniken (z. B. Meditation,
autogenes Training, Stressmanagement-Training, Psychotherapie) nicht nur
als Ergänzung traditioneller Behandlungen des Sehverlustes, sondern auch
als potentiell präventive Mittel gegen das Fortschreiten des Sehverlustes.
Des Weiteren sollten Ärzte ihr Bestes tun, um eine positive Einstellung
und Optimismus zu vermitteln und ihren Patienten die Informationen zu
geben, auf die sie Anspruch haben, insbesondere in Bezug auf die Bedeutung
von Stressreduktion. Stressmanagement ist auch für Betreuer und
Familienmitglieder relevant, deren Unterstützung und Ermutigung zu einem
stressfreien Zustand beitragen, was wiederum Stressauslöser reduzieren
kann. "Stress-Reduktion sollte demnach ein ergänzendes Behandlungsziel
sein", so Prof. Sabel, "denn eine ganzheitliche Ergänzung der
augenärztlichen Behandlungen etwa mit Elektrostimulation und
Entspannungsverfahren bietet neue Chancen, die Sehleistung bei
Erkrankungen wie dem Glaukom oder der Schädigung des Sehnervs zu
verbessern."

Prof. Sabel und seine Kollegen stellen fest: "Weitere klinische Studien
sollen durchgeführt werden, um die kausale Rolle von Stress bei
verschiedenen Erkrankungen mit niedrigem Sehvermögen zu bestätigen und um
verschiedene Anti-Stress-Therapien zur Verhinderung des Fortschreitens
sowie zur Verbesserung der Sehkraft als Grundlage der psychosomatischen
Ophthalmologie zu evaluieren".


Originalpublikation

"Mental stress as consequence and cause of vision loss: the dawn of
psychosomatic ophthalmology for preventive and personalized medicine,"

Sabel, B.A., Wang, J., Cárdenas-Morales, L. et al. EPMA Journal (2018) 9:
133.

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs13167-018-0136-8

ÜBER DAS INSTITUT FÜR MEDIZINISCHE PSYCHOLOGIE (IMP)

Das IMP ist eine Forschungs- und Lehranstalt an der Medizinischen Fakultät
der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. Seit mehr als 25 Jahren ist
es ein weltweit führendes Zentrum für Plastizität des Gehirns, Forschung
und Technologie zur Wiederherstellung des Sehvermögens und eine Quelle für
Informationen und Innovationen im Bereich der Sehschwäche und Blindheit
von Patienten mit Glaukom und Sehnervenschäden. Es wird von Direktor Prof.
Bernhard Sabel, einem anerkannten Experten für visuelle Rehabilitation,
geleitet. 

www.imp.ovgu.de

Originalpublikation:

https://link.springer.com/article/10.1007%2Fs13167-018-0136-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution117
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FORSCHUNG/3871: Parasit schont seinen Wirt (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 10.07.2018

Parasit schont seinen Wirt

Pharmazeuten der Universität Jena entdecken konvergente Evolution bei
genomischen Parasiten



Parasitismus ist eine absolut einseitige Lebensform. Der Schmarotzer
bereichert sich auf Kosten seines Wirtes und schädigt diesen nicht selten
so sehr, dass er abstirbt. Trotz dieser ungerechten Ausgangssituation ist
das Phänomen weit verbreitet. Sogar in den Erbanlagen eines Organismus, in
seinem Genom, können wir es finden. Bestimmte DNA-Sequenzen, sogenannte
mobile genetische Elemente, infiltrieren solche Zellen und vermehren sich
darin eigennützig. In der Regel verbreiten sich die neuen Kopien dieser
Elemente dabei uneingeschränkt im Genom und springen häufig in die Gene
der Zelle und zerstören sie so. Pharmazeuten der
Friedrich-Schiller-Universität Jena haben nun aber herausgefunden, dass die Parasiten unter
Umständen auf ganz unterschiedliche Weise auch Rücksicht auf ihren Wirt
nehmen - im eigenen Interesse natürlich.

Die Wissenschaftler untersuchten dabei die Ausbreitung der mobilen
Elemente im Genom der Amöbe Dictyostelium discoideum, in dem es den
Parasiten schnell zu eng werden kann. "Im Gegensatz etwa zum Genom des
Menschen, das nur zu etwa zwei Prozent aus Genen besteht, ist das der
Amöbe hundertfach kleiner und sehr dicht mit Genen besetzt", erklärt Prof.
Dr. Thomas Winckler vom Institut für Pharmazie der Universität Jena. "Es
besteht zu zwei Dritteln aus Genen, weshalb die Parasiten hier nur sehr
begrenzt Raum haben, um sich auszubreiten." Weil das Amöben-Genom haploid
ist, das heißt, das Genom ist nur einfach vorhanden, stirbt die
Wirtszelle, sobald die mobilen Elemente in überlebenswichtige Gene
springen und diese dadurch zerstören. Die Parasiten entzögen sich also
relativ schnell ihre eigene Lebensgrundlage. Für sie herrscht somit ein
enormer evolutionärer Druck, für dieses Problem eine Lösung zu finden.

Schonende Ausbreitung

Deshalb haben sie einen molekularen Mechanismus entwickelt, durch den sie
sich zellschonend ausbreiten können. "Wir haben während unserer Forschung
festgestellt, dass ein mobiles Element an ganz bestimmte Stellen im Genom
springt und sich somit dorthin ausbreitet, wo es keinen Schaden anrichten
kann", sagt Winckler. "Genau diese Stellen wählen ähnliche Parasiten auch
im Genom der Bäckerhefe Saccharomyces cerevisiae - allerdings wird hier
ein anderer Mechanismus angewandt, um die richtige Stelle zu
identifizieren."

Für die Jenaer Pharmazeuten steht deshalb fest: Hier liegt ein Fall von
konvergenter Evolution vor. Das bedeutet, dass zwei nicht verwandte
Organismen unabhängig voneinander und unter verschiedenen äußeren
Einflüssen das gleiche Problem mit ähnlichen Entwicklungen lösen. Dass
dieses Phänomen auch bei solchen mobilen Elementen auftaucht, war bisher
nicht bekannt. Zum einen sieht Thomas Winckler deshalb in den aktuellen
Ergebnissen eine gute Grundlage für weitere Forschung rund um die
Parasiten in Genomen.

Zum anderen bieten sich hier möglicherweise auch Ansatzpunkte für die
Weiterentwicklung medizinischer Methoden. "Ein Ziel in der Gentherapie von
Erbkrankheiten ist es, zum Ausgleich defekter Gene eines Patienten eine
zusätzliche intakte Kopie in das Genom von Patientenzellen
hineinzubringen", sagt der Jenaer Pharmazeut. "Vielleicht sind die mobilen
Elemente hierbei als Fähre geeignet, die noch zielgerichteter ganz
bestimmte Stellen im Genom ansteuern können." Um das herauszufinden,
bedarf es allerdings noch weiterer Forschung.


Original-Publikation:

Eva Kling, Thomas Spaller, Jana Schiefner, Doreen Bönisch, Thomas Winckler
(2018): 

Convergent evolution of integration site selection upstream of
tRNA genes by yeast and amoeba retrotransposons. 

Nucleic Acids Research,

DOI: https://doi.org/10.1093/nar/gky582
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FORSCHUNG/3870: Gehirnanatomie ist bei jedem Menschen einzigartig (idw)


Universität Zürich - 10.07.2018

Gehirnanatomie ist bei jedem Menschen einzigartig



Wie der Fingerabdruck unterscheidet sich auch die Anatomie des Gehirns von
Mensch zu Mensch. Dies konnten Forschende der Universität Zürich in einer
Studie zeigen. Ausschlaggebend für den charakteristischen Aufbau des
Organs ist eine Kombination aus genetischen Voraussetzungen und
individuellen Lebenserfahrungen.

Der Fingerabdruck ist bei jedem Menschen einzigartig: Mit ihm lässt sich
eine Person zweifelsfrei identifizieren, was sich Kriminalistik,
Einreisebehörden und Smartphone-Hersteller gleichermassen zunutze machen.
Wie aber sieht es mit der Schaltzentrale in unserem Kopf aus? Kann man
anhand bestimmter anatomischer Merkmale des Gehirns auf die Person
schliessen, der das Organ gehört? Diese Frage hat sich die Arbeitsgruppe
um Lutz Jäncke, UZH-Professor für Neuropsychologie, gestellt. Denn in
früheren Studien konnte Jäncke bereits zeigen, dass individuelle
Erfahrungen und Lebensumstände die Anatomie des Gehirns beeinflussen.

Erfahrungen hinterlassen Spuren im Hirn

So weisen Profimusiker, Golf- oder Schachspieler Besonderheiten in den
Hirngebieten auf, die sie für ihre Expertise speziell stark beanspruchen.
Spuren in der Hirnanatomie hinterlassen aber auch Ereignisse von kurzer
Dauer: Wird beispielsweise der rechte Arm für zwei Wochen ruhiggestellt,
reduziert sich die Dicke der Hirnrinde in den Gebieten, die für die
Kontrolle des immobilisierten Armes zuständig sind. «Wir vermuteten, dass
solche Erfahrungen, die sich aufs Hirn auswirken, mit genetischen
Veranlagungen interagieren und sich so im Laufe der Jahre bei jeder Person
eine ganz individuelle Hirnanatomie entwickelt», erläutert Jäncke.

Magnetresonanztomografie liefert Basis für Berechnungen

Um von der Vermutung zur Gewissheit zu gelangen, untersuchte er mit seiner
Arbeitsgruppe die Gehirne von knapp 200 gesunden älteren Personen mittels
Magnetresonanztomografie und zwar dreimal während eines Zeitraums von zwei
Jahren. Berechnet wurden über 450 neuroanatomische Merkmale, darunter auch
sehr allgemeine wie das Gesamtvolumen des Gehirns, die Dicke der Hirnrinde
oder das Volumen der grauen und weissen Substanz. Für jede der 191
Personen konnten die Wissenschaftler schliesslich eine individuelle
Kombination von neuroanatomischen Kennwerten ausmachen, wobei die
Identifikationsgenauigkeit selbst bei den sehr allgemeinen
neuroanatomischen Kennwerten bei über 90 Prozent lag.

Kombination von Lebensumständen und Genetik

«Mit unserer Studie konnten wir bestätigen, dass das Gehirn des Menschen
sehr individuell aufgebaut ist», kommentiert Lutz Jäncke die Ergebnisse.
«Offenbar beeinflusst die Kombination von genetischen und
nicht-genetischen Einflüssen nicht nur die Funktionsweise des Gehirns, sondern
auch dessen Anatomie.» Dass MRT-Scans den verbreiteten Fingerabdruck bei
der Personenerkennung zukünftig ersetzen könnte, ist dennoch
unwahrscheinlich. Dazu sind MRT-Untersuchungen zu teuer und aufwändig im
Vergleich zum bewährten und einfach zu messenden Fingerabdruck.

Fortschritt in den Neurowissenschaften

In den Studienresultaten spiegelt sich für Jäncke nicht zuletzt die grosse
Entwicklung in seinem Fachgebiet: «Noch vor 30 Jahren ging man davon aus,
dass das menschliche Gehirn bloss wenige oder gar keine individuellen
Merkmale aufweist. Eine Personenerkennung aufgrund neuroanatomischer
Merkmale lag ausserhalb des Vorstellbaren.» Doch die
Magnetresonanztomografie hat sich inzwischen stark verbessert, ebenso wie
die Software zur Auswertung digitalisierter Hirnscans - «Fortschritte,
dank denen wir heute eines Besseren belehrt sind», so Jäncke.


Originalpublikation:

Valizadeh, S. A., Liem, F., Mérillat, S., Hänggi, J., & Jäncke, L. (2018).

Identification of individual subjects on the basis of their brain
anatomical features. 

Scientific Reports, April 4, 2018.
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FORSCHUNG/3869: Umwelteinfluss auf den Nachwuchs übertragen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 09.07.2018

Umwelteinfluss auf den Nachwuchs übertragen



Kälte vor der Zeugung führt bei Nachkommen zu mehr braunem Fettgewebe und
schützt diesen vor Übergewicht und Stoffwechselerkrankungen.
Informationsüberträger sind die Spermien, wie Wissenschaftler bei Mäusen
herausfanden. Ein ähnlicher Zusammenhang zeigt sich auch bei Menschen.

Wer viel braunes Fettgewebe hat, kann sich glücklich schätzen: Dieses bei
einigen Menschen unterhalb der Zunge, im Bereich des Schlüsselbeins und
der Wirbelsäule vorkommende Gewebe hilft beim Verwerten überschüssiger
Energie. Je mehr man von dem Gewebe hat und je aktiver es ist, desto
geringer ist das Risiko für eine Person, übergewichtig zu werden oder
Stoffwechselerkrankungen zu entwickeln.

Ein internationales Forscherteam unter der Leitung von ETH-Professor
Christian Wolfrum konnte nun zeigen, dass eine zentrale Weichenstellung
schon vor der Zeugung stattfindet: Hält sich der Vater vor der Zeugung in
der Kälte auf, haben die Nachkommen mehr aktives braunes Fettgewebe. Das
bedeutet nichts anderes, als dass sich ein Umwelteinfluss, dem sich der
Vater aussetzt, auf seinen Spross überträgt.

Computertomographische Bilder analysiert

Diesen Schluss ziehen die Forschenden aus Untersuchungen bei Mäusen -
wobei sich ein Zusammenhang zwischen der Temperatur bei der Zeugung und
braunem Fett auch bei Menschen zeigt: Gemeinsam mit Kollegen des
Universitätsspitals Zürich analysierten die ETH-Wissenschaftler
computertomografische Bilder von 8400 erwachsenen Patienten. Dabei zeigte
sich, dass Personen, die von Juli bis November Geburtstag haben (und somit
im Winterhalbjahr gezeugt worden sind) signifikant mehr aktives braunes
Fettgewebe haben als Personen mit Geburtstag von Januar bis Juni (und
Zeugungszeitpunkt im Sommerhalbjahr).

In Untersuchungen bei Mäusen gingen die Forschenden diesem Zusammenhang
nach. Sie hielten die Tiere entweder bei gemässigten (23 Grad Celsius)
oder kühlen Temperaturen (8 Grad) und liessen sie sich fortpflanzen.
Analysen bei den Nachkommen zeigten, dass die Aufenthaltstemperatur der
Mütter vor und nach der Zeugung keinen Einfluss auf das braune Fettgewebe
beim Nachwuchs hatte, jedoch die der Väter: Nachkommen von Männchen, die
sich während einiger Tage vor der Zeugung in kühler Umgebung aufhielten,
hatten mehr aktives braunes Fettgewebe als solche von Männchen, die sich
bei gemässigten Temperaturen aufhielten. Auch waren die Nachkommen von
Männchen, die sich in der Kälte aufhielten, besser geschützt vor
Übergewicht - sie wurden bei fettreicher Ernährung weniger dick - und vor
Stoffwechselerkrankungen.

Epigenetische Veränderungen in Spermien

Mittels In-vitro-Fertilisation und Untersuchungen bei Spermien konnten die
Forschenden schliesslich zeigen, dass die Information zur
Aufenthaltstemperatur des Vaters über eine epigenetische Prägung der
Spermien an den Nachwuchs weitergegeben wird. Damit ist eine Veränderung
des Musters gemeint, das bestimmte chemische Markierungen (Methylierungen)
an der Erbsubstanz bilden.

Dass bestimmte Umwelteinflüsse das epigenetische Muster von Spermien
verändern können, ist schon seit mehreren Jahren bekannt. Die
Wissenschaftler haben nun jedoch zum ersten Mal gezeigt, dass auch die
Umgebungstemperatur zu epigenetischen Änderungen führen kann.

Braune Fettzellen produzieren durch das Verbrennen von Energie
Körperwärme. Mäuse mit mehr braunem Fettgewebe können daher bei tiefen
Temperaturen ihre Körpertemperatur besser regulieren. «Möglicherweise sind
sie dadurch vor Eiseskälte geschützt, was erklären könnte, warum sich
dieser epigenetische Mechanismus in der Evolutionsgeschichte durchsetzte»,
sagt ETH-Professor Wolfrum.

Wohntemperatur und Übergewicht

Die Erkenntnisse der ETH-Wissenschaftler bei Mäusen und Menschen stehen im
Einklang mit früheren Beobachtungen, wonach Menschen in kalten Regionen
besonders viel braunes Fett haben. «Bisher vermutete man, dass das mit den
Temperaturen zu Lebzeiten zu tun hat», so Wolfrum. «Unsere Beobachtungen
legen nahe, dass dies auch von der Temperatur vor der Zeugung beeinflusst
sein könnte.»

Der ETH-Professor weist noch auf einen weiteren Zusammenhang hin: Die
Durchschnittstemperatur in Innenräumen hat in den vergangenen Jahrzehnten
zugenommen, zumindest in den USA, wo das untersucht wurde. Ausserdem gibt
es Studien, die einen Zusammenhang zwischen Wohntemperatur und Übergewicht
darlegen. «In unserer Arbeit zeigen wir hierfür einen möglichen
Mechanismus», so Wolfrum.

Soll man Paaren, die sich mit Familienplanung beschäftigen, nun raten,
dass der Mann vor dem Akt in einem kalten See schwimmen geht oder sich im
Schnee tollt? «Bevor wir solche Ratschläge geben können, müssen wir den
Zusammenhang bei Menschen besser untersuchen», sagt Wolfrum.
«Wahrscheinlich ist für eine epigenetische Prägung aber eine längere
Kälteexposition notwendig. Ein Sprung ins kühle Nass oder ein kurzes
Ausruhen auf einem Eisblock reicht möglicherweise nicht aus.» Die
Wissenschaftler planen nun eine Studie, in der sie die epigenetische
Prägung von menschlichen Spermien im Sommer und Winter miteinander
vergleichen möchten.


Literaturhinweis

Sun W et al.: 

Cold-induced epigenetic programming of the sperm enhances brown adipose tissue activity in the offspring, 

Nature Medicine, 9. Juli 2018, 

doi: 10.1038/s41591-018-0102-y

[http://dx.doi.org/10.1038/s41591-018-0102-y]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/746: Wie erkennt unser Gehirn die Zeit? (idw)


FENS - Federation of European Neuroscience Societies - 09.07.2018

Wie erkennt unser Gehirn die Zeit?



Entscheidungen, die auf präziser zeitlicher Steuerung (Timing) beruhen,
sind für den Organismus überlebenswichtig. Die Folgen eingeschränkten
Timings werden unter anderem bei der Parkinson-Krankheit sichtbar. Zwei
Forscher aus Frankreich und den USA berichteten heute (9. Juli) auf dem
FENS-Forum für Neurowissenschaften in Berlin über ihre Untersuchungen der
Schaltkreise im Gehirn, die das Timing und die Koordination von Bewegungen
ermöglichen. Die Studien könnten Folgen für neue Therapien bei Parkinson
und verwandten Krankheiten haben.

Weltweit sind mehr als zehn Millionen Menschen vom Morbus Parkinson
betroffen: Sie leiden unter anderem an Symptomen wie zitternden Händen,
verlangsamten Bewegungen, starren Muskeln und Beeinträchtigungen beim
Sprechen.

Die Studien von Dr. Nandakumar Narayanan von der University of Iowa in den
USA zeigen, wie sich das Timing im Gehirn durch Medikamente verändern
lässt, die einen wichtigen Botenstoff, den Neurotransmitter Dopamin,
beeinflussen. Bei Parkinson ist, wie Forscher seit langem wissen, der
Dopaminspiegel reduziert, bei Schizophrenie hingegen erhöht; bei beiden
Erkrankungen scheint das Timing in unserem Gehirn schief zu laufen.

Narayanan hat bei Untersuchungen an Ratten und menschlichen Freiwilligen
herausgefunden, dass Rezeptoren (Andockstellen) für Dopamin im
Frontallappen der Großhirnrinde entscheidend für die zeitliche Steuerung
sind; diese Funktion ist quer durch Tierarten evolutionär "hoch
konserviert", also überlebenswichtig. Bei Parkinson- und
Schizophrenie-Patienten sind die Rezeptoren jedoch abgeschwächt, ebenso wie in speziell
gezüchteten Versuchstieren ("Rattenmodelle"). "Wir können
Dopamin-Rezeptoren in verschiedenen Hirnregionen so stimulieren", erklärte
Narayanan, "dass wir das für Parkinson typische Bewegungsdefizit
ausgleichen und den zeitlichen Bewegungsablauf bei Patienten mit dieser
Krankheit verbessern können. Diese Daten öffnen ein Fenster zum
Verständnis der zeitlichen Verarbeitung durch neuronale Schaltkreise im
Gehirn, und sie könnten für neue Therapien bedeutsam sein."

Tiefer in die physikalische Natur dieser Hirnschaltkreise dringt Dr.
Lucille Tallot ein. Sie untersucht im Labor von Dr. Valérie Doyère am
Paris-Saclay Institute of Neuroscience in Frankreich, wie die zeitliche
Steuerung im Gehirn entsteht. "Unter vielen Bedingungen, etwa bei
Parkinson oder Schizophrenie, kann dieses Signal misslingen", erklärte
Tallot. "Mich interessieren die Grundstrukturen, innerhalb derer das
Timing vom Gehirn gesteuert wird."

Ihre Versuche verfolgen Veränderungen im Gehirn von Ratten, die beim
Informationsaustausch - der Konnektivität - zwischen den drei Hirnarealen
Amygdala, Striatum und Frontallappen auftreten. Sie konzentriert sich
dabei auf die neuronalen Spuren spezifischer Reize, welche die Tiere
entweder unangenehm oder lohnend finden. Am FENS stellte Tallot eine Reihe
von Experimenten vor, die zeigen, wie die drei Gehirnareale interagieren,
während sie die Zeitspanne zwischen den Reizen registrieren. Tallot
folgert daraus, dass dieses Netzwerk eine entscheidende Rolle dabei
spielt, wie das Gehirn die Zeit verfolgt und in der Lage ist, bestimmte
Ereignisse zu erfassen und darauf zu reagieren.

Symposium: 

S25 Neural encoding of time on the scale of seconds: Networks
for time-based anticipation and action

Abstracts: N. Narayanan - Dopamine, delta rhythms, and interval timing
L Tallot & V Doyère - Amygdalo-striatal networks and temporal expectancy

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment66084
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GENETIK/130: Innovative Gentests für Kinder mit Entwicklungsstörungen und Epilepsie (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 10.07.2018

Innovative Gentests für Kinder mit Entwicklungsstörungen und Epilepsie

Ergebnisse einer internationalen Studie können Behandlung verbessern



Eine aktuelle Studie mit wesentlicher Beteiligung der
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) zeigt, welche Genveränderungen
Entwicklungsstörungen und Epilepsie bedingen. Die Ergebnisse können heute
übliche Gentests deutlich verbessern. Zudem zeigt das internationale
Forschungsteam, dem die Kieler Arbeitsgruppe für Epilepsiegenetik an der
Klinik für Kinder- und Jugendmedizin II (Direktor: Professor Ulrich
Stephani) des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH), Campus
Kiel, um Professor Ingo Helbig angehört, dass ein großer Teil der
Patientinnen und Patienten von solchen verbesserten Tests profitieren
kann, weil sich daraus eine zielgerichtete erfolgreiche Behandlung
ableiten lässt. Die Studie wurde kürzlich im angesehenen Fachblatt "Nature
Genetics" veröffentlicht.

In der Meta-Studie hatten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler eine
weltweit einzigartig hohe Anzahl von Krankheitsfällen untersucht. Dies war
durch eine enge Zusammenarbeit vieler internationaler Kooperationspartner
unter anderem aus Kiel, Antwerpen, Boston, London und Tübingen möglich.
Die Forschenden analysierten die Daten von 6.753 Trios: Kinder mit
unterschiedlichen neurologischen Entwicklungsstörungen sowie deren gesunde
Mütter und Väter. 1.942 dieser Kinder hatten zusätzlich eine
Epilepsiediagnose. Bei diesen Eltern-Kind-Trios wurde das beinahe
vollständige Genom untersucht, circa 22.000 Gene. Die Forschenden suchten
darin nach Veränderungen im Erbgut, die mit dem gleichzeitigen Auftreten
von Entwicklungsstörungen und Epilepsie verbunden sind. In 33 Genen fanden
sie besonders häufig entsprechende Punktmutationen und konnten diese Gene
somit als wichtige Epilepsie-Gene identifizieren.

Wichtigstes Ergebnis der Untersuchung ist eine Liste mit 33 Genen, die mit
der Entwicklung von Epilepsie-Symptomen verbunden sind. Ein großer Teil
dieser Gene war in diesem Zusammenhang bisher unbekannt. Mit Hilfe der
Liste kann die Gendiagnostik bei Kindern mit Entwicklungsstörungen und
Epilepsie grundlegend verbessert werden, betont Professor Johannes Lemke
vom an der Studie beteiligten Institut für Humangenetik des
Universitätsklinikums Leipzig: "Die Liste ist ein erster Schritt hin zu
der Empfehlung, welche Gene für Epilepsie-Gentests künftig ausgewählt
werden sollten. Damit haben unsere Forschungsergebnisse ein großes
Potential, die diagnostische Ausbeute zu erhöhen."

Die aktuelle Arbeit stützt sich auf die gemeinsame Analyse großer
Datensätze, die durch verschiedene Forschungsprojekte über Jahre aufgebaut
wurden. Maßgeblich an der Datenerstellung und Analyse beteiligt war die
Kieler Epilepsiegenetik-Arbeitsgruppe um Professor Ingo Helbig. Sie
erforscht seit über zehn Jahren Veranlagungsfaktoren für Epilepsien.
Methodischer Schwerpunkt ist dabei die Hochdurchsatzsequenzierung und
insbesondere die Trio-Exomsequenzierung (Untersuchung von Kind und beiden
Eltern). "Die Medizin wird zunehmend digital. Unsere aktuelle Studie
zeigt, wie wir aus der gemeinsamen Analyse großer Datensätze zunehmend
neues Wissen schöpfen können. Es wird weiterhin klar, wie wichtig es vor
allem für seltene neuropädiatrische Krankheitsbilder ist, dass wir bei der
Anwendung moderner informatischer Verfahren führend sind. Wir schaffen
Diagnosen für unsere Patienten, die eine gezielte Behandlung ermöglichen",
beschreibt Helbig neue diagnostische Möglichkeiten.

Epilepsien sind ausgesprochen vielfältige Erkrankungen. Insbesondere bei
einer zusätzlichen Entwicklungsstörung liegen oft genetische Ursachen
zugrunde, so Helbig weiter. "Gentests sind daher ein wichtiges
diagnostisches Mittel. Aber momentan wählt jeder Test-Anbieter noch nach
eigenen Kriterien aus, welche Gene dabei untersucht werden. Die Tests sind
also nicht standardisiert. Ihre Aussagekraft kann mithin stark variieren.
Bisher gibt es keine Leitlinien, welche Epilepsie-Gene in solchen Tests
untersucht werden sollten. Jeder Anbieter legt das Design der sogenannten
Gen-Panels also selbst fest. Wir konnten in unserer Studie zeigen, dass
jedes der bisher angebotenen Panels nur rund die Hälfte der relevanten
Gene überhaupt abdeckt", ergänzt Lemke.

Die Methode eigne sich hervorragend dazu, Ursachen der Epilepsien
ausfindig zu machen, bestätigt auch Privatdozentin Hiltrud Muhle,
Oberärztin der Klinik für Kinder- und Jugendmedizin II des UKSH, Campus
Kiel, und Leiterin des Kieler Sozialpädiatrischen Zentrums (SPZ): "Die
jetzt gefundenen Gene sollten bei entsprechenden Gen-Panel-Untersuchungen
nicht fehlen. Über kurz oder lang sollten Trio-Exom-Untersuchungen
diagnostisch breiter und früher angewandt werden", schlägt die Medizinerin
vor. "Mit dieser Methode lassen sich gerade im frühen Erkrankungsalter und
bei Kombinationen von Epilepsie mit Entwicklungsstörung ein bedeutender
Anteil der Epilepsien klären. Unnötige aufwendige Untersuchungen lassen
sich dadurch vermeiden und frühzeitig individuelle Therapiekonzepte
erstellen."

"Oft wird behauptet, dass genetische Diagnosen die Behandlung von Kindern
mit geistiger Behinderung, Autismus oder Epilepsien kaum beeinflussen. Mit
unserer Studie beweisen wir das Gegenteil. Wenn eine genetische Ursache
für die Entwicklungsstörung mit Epilepsie gefunden wurde, kann jedem
vierten Kind eine bessere individuelle Therapieempfehlung gemacht werden",
so Lemke. So beträfen viele der durch die Studie identifizierten Gene
Ionenkanäle im Hirn. Diese bedingen, wie gut oder schlecht die
Reizweiterleitung der Nerven funktioniert. Ist der Fluss gestört, kann es
zu Krampfanfällen kommen. "Wenn der Kinderarzt durch einen Test von einer
derartigen Ionenkanalerkrankung erfährt, kann er gezielt Medikamente
verabreichen, um den Ionenfluss in den Nervenzellen zu verbessern",
erläutert der Studienleiter. Er ist sich deshalb sicher, dass die
Studienergebnisse nach der Publikation in "Nature Genetics" viel Stoff für
die weitere Diskussion bieten: "Nicht nur unter Medizinern, sondern auch
bei Krankenversicherern, weil Gentests für Therapieentscheidungen eine
immer größere Rolle spielen."


Originalpublikation:

Fachveröffentlichung: Erstautorin der Studie ist Dr. Henrike Heyne:

"De novo variants in neurodevelopmental disorders with epilepsy",

https://www.nature.com/articles/s41588-018-0143-7, 

in Nature Genetics,

doi: 10.1038/s41588-018-0143-7
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http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 10.07.2018
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INFEKTION/1745: Schlafkrankheit - Erreger tarnen sich mit Zucker (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 09.07.2018

Schlafkrankheit: Erreger tarnen sich mit Zucker



Dass sich Erreger der Schlafkrankheit durch einen Austausch ihrer
Oberflächenproteine der Immunabwehr entziehen, ist lange bekannt. Doch nun
fanden Wissenschaftler im Deutschen Krebsforschungszentrum eine
zusätzliche Strategie der Parasiten, dem Immunsystem zu entgehen: Sie
verwirren das Abwehrsystem mit Zucker. Die Zuckerketten am Hüllprotein
verhindern die Bindung schützender Antikörper und steigern so die
krankmachenden Eigenschaften der einzelligen Erreger.

Afrikanische Trypanosomen, die Erreger der Schlafkrankheit, sind
berüchtigt für ihre Fähigkeit, der körpereigenen Immunabwehr zu entkommen.
Der Trick, mit dem sie sich der vollständigen Vernichtung durch die
Abwehrzellen entziehen, ist bereits seit Jahrzehnten bekannt.

Die einzelligen Parasiten sind von einer dichten Schicht identischer
Proteine bedeckt, den so genannten VSGs (variable surface glycoproteins).
Gegen diese Proteine richten sich Antiköper des infizierten Menschen, und
die Parasiten werden dadurch großenteils eliminiert. Doch gelegentlich
wechseln einzelne Erreger ihr Oberflächenprotein komplett aus. Dazu
schalten sie einfach auf ein anderes VSG-Gen um - sie haben an die tausend
verschiedene davon zur Verfügung.

"Das ist, als würden sie einen neuen Mantel anziehen", sagt Nina
Papavasiliou, Immunologin im Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ). Die
so maskierten Trypanosomen werden von den Antikörpern nicht mehr erkannt,
vermehren sich rasend, und die Infektion, die das Immunsystem zunächst in
Schach gehalten hatte, flammt wieder heftig auf.

"Wir sind jahrzehntelang davon ausgegangen, dass nur die veränderten
Aminosäurebausteine der neuen VSGs dafür verantwortlich sind, dass die
Erreger dem Immunsystem entkommen", sagt Erec Stebbins, ebenfalls am DKFZ.
"Doch jetzt haben wir entdeckt, dass auch Zuckermoleküle eine Rolle dabei
spielen und es dem körpereigenen Immunsystem noch schwerer machen, mit dem
Parasiten fertig zu werden."

Stebbins und sein Team haben nun verschiedene VSGs per
Röntgenstrukturanalyse untersucht. Bei einem der Moleküle, VSG3,
entdeckten die Forscher auf der dem Immunsystem zugewandten "Außenseite"
Bindestellen für Zuckermoleküle. Mit weiteren Untersuchungen stellte
Michael Ferguson von der Universität Dundee, Schottland, fest, dass diese
Bindestellen auch tatsächlich mit einer Vielzahl verschiedener Zucker
besetzt sind.

Um herauszufinden, ob die Zuckerketten Einfluss auf die Vermehrung der
Parasiten bzw. auf den Erfolg der Immunabwehr haben, schufen die
Wissenschaftler um Papavasiliou mit molekularbiologischen Methoden
Trypanosomen, deren VSG3 die Zuckerbindestelle fehlte. Während Mäuse, die
mit normalen Trypanosomen infiziert wurden, schnell an der Infektion
starben, überlebten die Tiere eine Infektion mit "zuckerfreien"
Trypanosomen und konnten den Erreger nach einigen Tagen gänzlich aus ihrem
Blut eliminieren.

Geimpft mit zuckerfreien, abgetöteten Trypanosomen entwickelten Mäuse eine
schützende Immunantwort. Die Übertragung von Erregern mit normalem,
zuckerhaltigem VSG löste dagegen keinen Impfschutz aus. Die Bindestellen
für den Zucker fanden die Forscher nicht nur am VSG3, sondern auch bei
zahlreichen anderen VSGs.

"Die Zuckerketten des VSG legen die Immunabwehr nicht komplett lahm. Aber
sie behindern sie eindeutig. Neben dem Umschalten auf neue VSGs sind die
verschiedenartigen Zucker eine zusätzliche Strategie, mit der die
Parasiten es dem Immunsystem schwer machen, den Erreger zu eliminieren",
erklärt Papavasiliou.

Wie genau die Zucker das Abwehrsystem behindern, können die Forscher
derzeit noch nicht sagen. "Möglicherweise verdecken sie teilweise die
Bindestellen der Antikörper", mutmaßt Stebbins und weist darauf hin, dass
veränderte Zuckermoleküle auch die Immunabwehr von Krebszellen
beeinflussen können: "Zuckermoleküle sind sehr wichtige
Erkennungsstrukturen für das Immunsystem. Das gilt für die Abwehr von
Mikroorganismen ebenso wie für die Immunabwehr von Tumoren."

Trypanosoma brucei, der Erreger der afrikanischen Schlafkrankheit, tritt
vor allem in West- und Zentralafrika auf. Der durch die Tsetse-Fliege
übertragene Erreger greift das zentrale Nervensystem an und verursacht
schwere neurologische Störungen. Ohne Behandlung kann die Infektion zum
Tod führen. Die Zahl der gemeldeten Fälle ging zuletzt zurück, sie sank
zwischen 1999 und 2015 um 90 Prozent, von 28.000 auf 2.800 Patienten
(Quelle: Medecins sans Frontieres).


Jason Pinger, Dragana Nešić, Liaqat Ali, Francisco Aresta-Branco, Mirjana
Lilic, Shanin Chowdhury, Hee-Sook Kim, Joseph Verdi, Jayne Raper, Michael
A. J. Ferguson, F. Nina Papavasiliou and C. Erec Stebbins: 

African trypanosomes evade immune clearance by O-glycosylation of the VSG surface coat

Nature Microbiology 2018, DOI: 10.1038/s41564?-018-0187

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Krebsforschungszentrum - 09.07.2018
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Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
28. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch die wunderbare SIGRID, die seit
ihrem BBC Sound of 2018-Gewinn weltweit für Aufsehen sorgt. Jetzt
erscheint ihre EP "RAW" mit fünf Tracks, darunter die brandneue
Single "Schedules". Martin Jensen veröffentlicht seine neue Single
"16 Steps" gemeinsam mit Olivia Holt.

Außerdem in den News: #RAPTAGS geht in die nächste Runde! Erste
Veröffentlichungen von zwei Siegern aus Stuttgart - Lupara und Mikael
& IGI erscheinen am Freitag! Und wir haben News von SDP für Euch!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

Tourtermine

 * 

Neuigkeiten

Sigrid präsentiert ihre EP "Raw" ++ Neuer Song "Schedules"

Mit "Strangers" legte sie eine grandiose Single vor und machte sich
auf, die ganze Welt zu erobern: SIGRID mischt seitdem die Charts auf
und veröffentlicht nun am Freitag ihre EP "RAW". Darauf enthalten
sind fünf Tracks, die es in sich haben! Neben der Single "High Five"
gibt es auch den brandneuen Song "Schedules" zu hören. Aber das ist
noch nicht alles, denn SIGRID hat soeben ihre bisher größte
Headliner-UK-Tournee angekündigt.

Die 21-jährige Norwegerin hat eigentlich alles abgeräumt, was
Newcomer als Ritterschlag erhalten können: Sie gewann den BBC Sound
of 2018, war zu Gast bei Jimmy Fallon und Graham Norton, spielte
Roskilde und hat bisher über 300 Millionen Streams weltweit erreicht.
Jetzt gibt es mit der EP "RAW" einen weiteren Grund, Sigrids
grandioses Songwriting und ihre unprätentiöse und authentische
Performances zu lieben.

Weitere Informationen:

http://www.thisissigrid.com/

https://www.facebook.com/thisissigrid

https://www.instagram.com/thisissigrid/

http://www.universal-music.de/sigrid/home


Martin Jensen veröffenticht neue Single "16 Steps"
gemeinsam mit Olivia Holt

Obwohl er mit gerade einmal sechs veröffentlichten Singles noch am
Anfang seiner Karriere steht, konnte der 26-jährige DJ aus Dänemark
mit 'Solo Dance' bereits einen globalen Hit feiern. Seine letzte
Single 'Wait' wurde bereits mehr als 60 Millionen Mal auf Spotify
gestreamed. Zählt man die Streams von all seinen Singles zusammen,
kommt man auf über 800 Millionen Streams - alleine auf Spotify. Er
verbirgt sich hinter offiziellen Remixen für Weltstars wie Ed Sheeran
und Katy Perry und wurde 2017 zu einem der 70 bekanntesten DJs der
Welt gekürt.

Sein nächster Erfolg steht bereits in der Startbahn. Martin Jensen
lädt amerikanisches Teenie-Idol dazu ein, ihn auf seiner neuen Single
'16 Steps' zu begleiten. An seine Seite holte er das amerikanische
Teenie-Idol, die Schauspielerin und Sängerin Olivia Holt. Auch Olivia
Holt hat bisher nur eine Handvoll Singles veröffentlicht, kann aber
bereits mehr als 200 Millionen Streams vorweisen. Somit befinden sich
beide Künstler in derselben Situation: Martin und Olivia haben die
perfekte Ausgangsposition um die nächsten großen, internationalen
Stars von morgen zu werden. Genau aus diesem Grund entschied Martin
Jensen, dass Olivia Holt die perfekte Sängerin für seine neue Single
ist.

https://www.universal-music.de/martin-jensen


RAPTAGS2018: Lupara und Mikael & IGI - Die Gewinner aus
Stuttgart veröffentlichen ihre Singles

Vorhang auf für die vierte Saison von #Raptags! Wie die vergangenen
Jahre bereits gezeigt haben, konnte der Hip-Hop-Contest etliche
Künstler erfolgreich in der Hip-Hop-Szene etablieren. Auch diesmal
warten auf die Gewinner exklusive Künstlerverträge und
Albumproduktionen bei Chapter ONE / Universal Music. 2018
ist #Raptags allerdings noch wesentlich aussichts- und umfangreicher
als bisher.

Neben den Solo-Künstlern und Crews stellen erstmals auch
Beatproduzenten ihr Können in einer eigenen Kategorie unter Beweis.
Zudem findet der Wettbewerb nicht nur online, sondern auch live in
Stuttgart, Köln und Hamburg statt.

Die erste Runde in Stuttgart, die im Event am 08.06. mündete,
entschieden 'MC' Lupara, 'Crew' Mikael & IGI und 'Produzent' Ringo
Slice für sich. Der Gewinn: Ein Single Release nebst
Musikvideoproduktion über Chapter ONE und der Einzug ins Halbfinale.
Die Resultate kommen am 13.07.!


"Zurück in die Zukunst" - SDP vergolden "Die Bunte Seite
der Macht", "So schön kaputt" und "Ich will nur dass du weißt"

Vincent Stein und Dag-Alexis Kopplin, Freunde seit der Schulzeit,
eilen mit großem Erfolg von Meilenstein zu Meilenstein. Mit ihren
beiden Alben "Zurück in die Zukunst" (2015) und "Die Bunte Seite der
Macht" (2017), gelang den zwei SDP Jungs, auch live, der große
Durchbruch. Seit 2015 vertraut die Band dabei dem von Ramin
Bozorgzadeh in 2014 gegründeten Universal Music Domestic Label
Chapter ONE, das für den Vertrieb ihrer Veröffentlichungen
verantwortlich ist. Nach der Platin "Auszeichnung" ihrer ersten
Hitsingle "Ich will nur dass du weißt" in 2016, für die sie ihren
Freund Adel Tawil gewinnen konnten, traf man sich in diesen Tagen im
Kreise von Freunden und Partnern in Berlin, um Gold für das Album
"Die Bunte Seite der Macht", der zugehörigen Single "So schön kaputt"
sowie Dreifach-Gold für die Single "Ich will nur dass du weißt" zu
feiern.

Ramin Bozorgzadeh (Label Head Chapter ONE): "Ich freue mich sehr,
Vincent und Dag nun schon im dritten Jahr auf ihrem Weg begleiten zu
dürfen. Seit Beginn der Zusammenarbeit in 2015 arbeiten wir sehr eng
zusammen. Wir bei Chapter ONE sind sehr stolz auf die Jungs sowie
darauf, Teil des SDP Freundeskreises sein zu dürfen. Ich freue mich
daher sehr auf die nächsten SDP Abenteuer und über das uns
entgegengebrachte Vertrauen auch in der Zukunft!"

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Sigrid / Raw (EP) / 13.07.2018

Massari / Tune In / 20.07.2018

Lary / hart fragil / 20.07.2018

Bozza / Thriller / 10.08.2018

Kerstin Ott / Mut zur Katastrophe / 17.08.2018

Clueso / Handgepäck I / 24.08.2018

Samy Deluxe - SaMTV Unplugged / 31.08.2018

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Singles

Naika / Oh Mama / 13.07.2018

Jako Diaz / I Don't Trust You / 13.07.2018

Luciano / Ballin / 13.07.2018

Lupara / Gewartet / 13.07.2018

Mikael & IGI / Fühl ich digga / 13.07.2018

TWIN / Meine Harley (IG) / 13.07.2018

Eno / Mercedes / 20.07.2018

Massari feat. Afrojack & Beenie Man / Tune In / 20.07.2018

The Dark Tenor feat. Yiruma / Written in the Scars / 27.07.2018

Showtek & MOTi feat. Starley & Wyclef Jean / Down Easy / 27.07.2018

D. Howell & Rico Bernasconi / Time 2 Party (feat. Sean Paul) / 10.08.2018

 * 

TV-Termine

Aloe Blacc

16.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Beatrice Egli 

28.07.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Starnacht am Wörthersee 

10.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Meine Schlagerwelt - Die Party mit Ross Antony 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Kerstin Ott

17.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie

19.08.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

26.08.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

31.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Monats

Lary

20.07.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

Michelle

20.07.2018 / 22:00 Uhr / WDR / Kölner Treff 

11.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Sommers 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Nico Santos

12.07.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

Sasha

28.07.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Starnacht am Wörthersee

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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Universal Music International Presse-Newsletter - 28. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch den Soundtrack zum Kinofilm
"Mamma Mia! Here We Go Again". Mit dabei sind neben der wundervollen
Meryl Streep auf Pop-Ikone Cher und weitere hochkarätige Schauspieler
und Musiker! Der Kinofilm startet am 19. Juli in den Kinos.

Außerdem in den News: Florence + The Machine live beim Melt!
Festival, Slaves kündigen ihr neues Album an, EDM-Superstars beim
Parookaville Festival und alles zum Debütalbum von The Gardener & The
Tree plus Tourdaten!

Gleich zwei Videos gibt es diese Woche als Highlight: Anlässlich des
50-jährigen Band-Jubiläums von Amerikas größtem Rockact, Creedence
Clearwater Revival, gibt es jetzt das Video zu "Fortunate Son".

Außerdem kommt von Shootingstar BILLIE EILISH, die jetzt den
Videoclip zu "Hostage" präsentiert.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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TV-Termine
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Neuigkeiten

Florence + The Machine live beim Melt! Festival ++ Album steigt
auf Platz 5 in die Charts ein ++ Neue Tourdaten für 2019

Am Wochenende versammeln sich Musikfreunde aus ganz Europa wieder
beim alljährigen Melt! Festival und dürfen sich diesmal auf eine ganz
besondere Performance freuen: Florence + The Machine sind als
Headliner dabei und werden ihr aktuelles Album "High As Hope"
präsentieren! Das Album stieg in dieser Woche direkt von 0 auf Platz
5 in die Offiziellen Deutschen Albumcharts ein, in den iTunes Charts
schoss es an die Spitze!

In diesem Jahr wird der Auftritt beim Melt! Festival zunächst der
einzige der Briten in Deutschland bleiben, aber die nächste Tournee
wurde soeben angekündigt: Im März kommen Florence + The Machine nach
Deutschland und werden ihre bisher größten Venues spielen! Die
Tickets sind ab Freitag erhältlich.

FLORENCE + THE MACHINE live

@Melt! Festival am 13. Juli 2018

Live 2019

02.03.2019 München | Olympiahalle

05.03.2019 Köln | LANXESS arena

09.03.2019 Hamburg | Barclaycard Arena

14.03.2019 Berlin | Mercedes-Benz Arena

http://www.universal-music.de/florence-and-the-machine/home


Soundtrack zu "Mamma Mia! Here We Go Again" ab Freitag
erhältlich 

Am Freitag ist es endlich so weit! Der Soundtrack zum Kinofilm "Mamma
Mia! Here We Go Again" kommt in den Handel! Pünktlich zum Kinostart
am 19. Juli gibt es jetzt eine weitere Single daraus zu hören:
"Dancing Queen", eingesungen von der hochkarätigen Besetzung!

"Mamma Mia! Here We Go Again" vereint dabei ein weiteres Mal die
vielen Weltstars aus dem ersten Teil: Meryl Streep, Amanda Seyfried,
Pierce Brosnan, Colin Firth, Stellan Skarsgård, Julie Walters,
Dominic Cooper und Christine Baranski werden auch in der Fortsetzung
auf der Leinwand singen, während Cher und Lily James zu den
Neuzugängen im Cast zählen. Darüber hinaus standen für den Film u.a.
auch Alexa Davies, Josh Dylan, Andy Garcia, Jeremy Irvine, Hugh
Skinner und Jessica Keenan Wynn vor der Kamera.


Slaves veröffentlichen neues Album "Acts Of Fear And Love"
am 17. August

Slaves haben es nur offiziell gemacht: Am 17. August erscheint ihr
neues Album "Acts of Fear And Love". Darauf zerlegen sie genau das
Regelsystem, das sie in den letzten Jahren selbst als Gegenentwurf
mit ihren ersten beiden Alben aufgestellt haben. Das neue Album
klingt dementsprechend ganz anders als das, was man von Slaves
erwarten würde. Über den Titel sagen sie: "Die Gesellschaft, in der
wir momentan leben, ist da echt aufgeladen. Dieses Album und der
Titelsong fühlen sich daher wie ein großes Selbstgespräch an: Es geht
um Selbsthilfe."

Stilistisch beziehen Slaves auf diesem neuen Album sehr viel mehr
Genres ein als zuvor: Der Nachdruck, der Vollgasfaktor, den man von
ihnen erwarten würde, ist zwar immer noch da, aber dazwischen tun
sich ruhigere, verträumtere Momente auf, die eher in Richtung
Neunziger-Indie gehen. Die dazugehörige Tracklist ist so aufgebaut,
dass man immer wieder überrascht wird und nie sagen kann, was als
nächstes kommt. Produziert wurde das neue Album von Jolyon Thomas
(U2, Royal Blood).

Es ist eine kurze, knackige, vertonte Absichtserklärung; eine
Explosion, die sich nichts aus Erwartungen macht und stattdessen klar
zum Ausdruck bringt, wie diese Band die Welt im Jahr 2018 sieht.
"Acts Of Fear And Love" ist ungeschminkt, unverblümt, kompromisslos.
Ein ehrlicher nächster Schritt - und das vielleicht beste Album, das
Slaves bisher abgeliefert haben.

http://www.universal-music.de/slaves/home


The Gardener & The Tree veröffentlichen Debütalbum "69591,
LAXÅ" am 24. August ++ Tourdaten

«69591, LAXÅ» vervollständigt nicht nur die Adresse von «Mossbo»
sondern ist auch die Fortsetzung der «Mossbo-EP». Der Nebel lichtet
sich - Wald, ein Boot, eine Insel. Dunkelheit, Sonnenschein. Ankunft.
Das Debut-Album von The Gardener & The Tree überzeugt mit
Facettenreichtum, gibt Songs einer langen Bandgeschichte wieder und
zeigt Bilder der Zukunft. The Gardener & The Tree veröffentlichen
mit «69591, LAXÅ» den ersten Longplay ihrer Karriere und beweisen
nicht nur eine einprägsame Linie sondern auch Mut zur Authentizität,
lassen in ihre Vergangenheit einblicken.

«Mossbo», 2014. Mossbo ist ein Ort in Schweden, der für die Band,
trotz seiner eigentlichen Bedeutungslosigkeit, ein Umbruch war. Es
war der Ort, es war die Zeit, es waren die ganz wenigen Menschen da,
die den Sturm legen konnten. Obwohl The Gardener & The Tree
eigentlich geplant hatten, mit neuen Songs aus Schweden heimzukehren,
haben sie im hohen Norden viel mehr gefunden. Nicht erwartete
Weisheit und Ruhe, um einmal in sich zu kehren, haben den neuen
Songs, die schlussendlich erst in der Schweiz geschrieben worden
sind, Veränderung verliehen. Veränderung, die nötig war, um komplett
sich selbst zu sein. Nicht zuletzt deswegen präsentieren sich die
neuen Songs mit so viel Grösse und Harmonie.

«Mama's Guitar». Es war einmal Mama's Guitar, welche der Stimme des
Sängers Manuel Felder im fernen Australien nicht nur gehen, sondern
fliegen lehrte. Sie war es, die liebevoll den Grundstein für die
kommende Geschichte, für ein der Musik gewidmetes Leben, legte. Im
Laufe der Jahre fand sich mit Patrik Muggli, Patrick Fet und Daniel
Fet eine Band zusammen, die nie lernte, Noten zu lesen, sie lernte
die Musik zu spüren und mit ihr zu experimentieren, wie es nur wenige
zu tun vermögen. Diese Gabe zeichnet die Songs bis heute aus. 2015
ergänzte Philippe Jüttner die Band mit viel Geschick am Bass.

"Life is like a waterfall - what comes down goes around"

The Gardener & The Tree live

17.11.2018 Wien - Chelsea 

18.11.2018 München - Ampere

04.11.2018 Nürnberg - Club Stereo

05.12.2018 Berlin -Galaxy (hochverlegt vom Badehaus) 

06.12.2018 Hamburg - Molotow hochverlegt vom Häkken)

07.12.2018 Cologne - Club Bahnhof Ehrenfeld (hochverlegt vom MTC)

08.12.2018 Frankfurt - Zoom

09.12.2018 Stuttgart - Keller Club


Parookaville Festival 2018 mit Axwell ^ Ingrosso, ZEDD,
Jonas Blue uva.

Vom 20. bis 22. Juli ist es wieder so weit: Parookaville öffnet seine
Festival-Pforten und die Party-Crowd erwartet ein hochkarätiges
Line-Up! Ein absolutes Highlight auf dem Airport Gelände in Weeze
sind in diesem Jahr die Headliner Axwell ^ Ingrosso, die aktuell mit
"Dancing Alone" die Charts aufmischen. Aber auch Grammy-Gewinner
ZEDD, Felix Jaehn, Martin Garrix, Jonas Blue und Kungs werden auf der
Bühne stehen.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Various Artists / OST Mamma Mia! Here We Go Again / 13.07.2018

Rise Against / The Ghost Note Symphonies, Vol. 1 / 27.07.2018

Nicki Minaj / QUEEN / 10.08.2018

Ariana Grande / Sweetener / 17.08.2018

Slaves / Acts of Fear And Love / 17.08.2018

The Gardener & The Tree / 69591, LAXÅ / 24.08.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Nile Rodgers & CHIC / It's About Time / 14.09.2018

Catalogue

Randy Bachman / By George By Bachman (CD/2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Don't Sweat The Technique (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Follow The Leader (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Let The Rhythm Hit 'Em (2LP) / 13.07.2018

Eric B. & Rakim / Paid In Full (2LP) / 13.07.2018

Doug Clifford / Doug "Cosmo" Clifford (LP) / 13.07.2018

Tom Fogerty / Excalibur (LP) / 13.07.2018

Smash Mouth / Fush Yu Mang (20th Anniversary Edition / 2CD) / 13.07.2018

Sunny Day Real Estate / The Rising Tide (2LP) / 13.07.2018

The Rolling Stones / From The Vault: No Security - San Jose 1999 (DVD/BD/DVD+CD/3LP) / 13.07.2018

Masta Ace Incorporated / Sittin' On Chrome (2LP) / 20.07.2018

Masta Ace Incorporated / SlaughtaHouse (2LP) / 20.07.2018

The Pharcyde / Labcabincalifornia (2LP) / 20.07.2018

Tone-Loc / Loc-ed After Dark (LP) / 20.07.2018

Young MC / Stone Cold Rhymin' (LP) / 20.07.2018

The Supremes / The Supremes Sing Holland-Dozier-Holland (Expanded Edition / 2CD) / 20.07.2018

Donna Summer / On The Radio: Greatest Hits Vol. I & II (2LP) / 20.07.2018

Various Artists / Eric Clapton: Life In 12 Bars (Original Motion Picture Soundtrack / 4LP) / 20.07.2018

Frank Zappa / Chunga's Revenge (LP) / 20.07.2018

Various Artists / Isle Of Dogs (Original Motion Picture Soundtrack / LP) / 20.07.2018

Public Image Limited / The Public Image Is Rotten (Songs From The Heart) (LP Box) / 20.07.2018

Public Image Limited / The Public Image Is Rotten (Songs From The Heart) (CD Box) / 27.07.2018

Boz Scaggs / Out Of The Blues (CD/LP) / 27.07.2018

Social Distortion / Live At The Roxy (2LP) / 27.07.2018

The Moody Blues / diverse LPs / 27.07.2018

U2 / Achtung Baby (Remastered 2018 / 2LP) / 27.07.2018

U2 / The Best Of 1980-1990 (Remastered 2017 / 2LP) / 27.07.2018

U2 / Zooropa (Remastered 2017 / 2LP) / 27.07.2018

Elton John / Captain Fantastic And The Brown Dirt Cowboy (2016 Remastered / LP) / 03.08.2018

Elton John / Madman Across The Water (2016 Remastered / LP) / 03.08.2018

Fairport Convention / A Tree With Roots - Fairport Convention And The Songs Of Bob Dylan (CD) / 03.08.2018

Genesis / diverse LPs (2018 Reissue) / 03.08.2018

Supertramp / Breakfast In America (LP) / 10.08.2018

Various Artists / Psychedelic And Freakbeat Masterpieces (LP Box) / 10.08.2018

 * 

TV-Termine

Mamma Mia

So 15.07., 10:30 - 11:00, RTL: Mamma Mia! Here We Go Again - Das große Special zum Film

So 15.07., 20:15 - 22:25, RTL II: Mamma Mia! (Spielfilm Teil 1)

So 15.07., 22:25 - 00:25, RTL II: Pop Giganten: ABBA - The Greatest Hits

So 15.07., 00:30 - 02:15, ZDF: ABBA - Greatest Hits

Mo 16.07., 02:10 - 03:50, RTL II: Mamma Mia! (Spielfilm Teil 1)

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10104: Theater Magdeburg - 1. Sinfoniekonzert am 20. und 21.09.2018


Das Theater Magdeburg im September 2018

1. Sinfoniekonzert am 20. und 21.09.2018 



Mit dem Eröffnungskonzert seiner letzten Spielzeit als Magdeburger
Generalmusikdirektor schließt Kimbo Ishii auch seinen ganz
persönlichen Robert-Schumann-Zyklus ab: Nach 2., 3. und 1. Sinfonie
steht nun die offiziell letzte Sinfonie des großen Romantikers auf dem
Programm, die allerdings bereits 1841, kurz nach der 1. - der
»Frühlingssinfonie« - konzipiert wurde. Wie in der unmittelbar zuvor
vollendeten einsätzigen Frühfassung des Klavierkonzertes verfolgt
Schumann auch in der Sinfonie den Weg von der Mehrsätzigkeit zur
Einsätzigkeit konsequent weiter. Ein enges motivisch-thematisches
Beziehungsgeflecht durchzieht alle Sätze. So schafft Schumann eine
»Einheit in der Mannigfaltigkeit«, wie man sie später bei Wagner,
Mahler oder Strauss findet.

Auch mit dem Solokonzert vor der Pause treibt Kimbo Ishii ein
musikalisches Herzens-Projekt weiter, konnte er doch zum mittlerweile
achten Mal Menahem Pressler für einen Auftritt mit seinem Orchester
gewinnen. Pressler wählte dafür Mozarts viertletztes Klavierkonzert
c-Moll KV 491 aus. Das von fast schon romantischem Geist durchwehte
Werk lotet alle Möglichkeiten der »düsteren« Tonart aus und gibt dem
großen Kammermusiker Pressler die Gelegenheit, seine immense
Künstlerschaft auszuspielen. Mit Auszügen aus Beethovens
»Prometheus«-Ballettmusik gibt der Auftakt des Konzertes den
klassisch-romantischen Ton der gesamten Spielzeit vor und schlägt den
Bogen zum Sonntagskonzert im Januar, in dem Profis und Jugendliche u.
a. die bekannte Ouvertüre der Ballettmusik gemeinsam spielen.

1. Sinfoniekonzert

Ludwig van Beethoven

Auszüge aus der Ballettmusik

»Die Geschöpfe des Prometheus« op. 43

Wolfgang Amadeus Mozart

Konzert für Klavier und Orchester c-Moll KV 491

Robert Schumann

Sinfonie Nr. 4 d-Moll op. 120

Menahem Pressler Klavier

Magdeburgische Philharmonie

GMD Kimbo Ishii Dirigent

Do. 20.9.2018, 19.30 Uhr

Fr. 21.9.2018, 19.30 Uhr

Opernhaus / Bühne

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5279: Magdeburg - LIFT, »Jubiläumskonzert« am 9.9.2018


Das Theater Magdeburg im September 2018

Gastspiel LIFT - »Jubiläumskonzert« am 9.9.2018



LIFT wird 45 und gehört damit zu den wenigen deutschen Formationen,
die sich bis heute großer Beliebtheit erfreuen. Die Musiker von LIFT
verstehen es, melodischen Rock und lyrische Texte auf ihre eigene Art
und Weise zu verbinden. Höhepunkte sind auch nach 45 Jahren Songs wie
»Wasser und Wein«, »Abendstunde«, »Nach Süden«, »Meeresfahrt« und
»Tagesreise«.

LIFT (Gastspiel)

»Jubiläumskonzert«

So. 9.9.2018, 18.00 Uhr, Opernhaus / Bühne


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8763: Aus aller Welt - 12.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Tschechiens Kommunisten stützen Minderheitsregierung

In Tschechien hat die Minderheitsregierung aus der populistischen
ANO-Partei von Ministerpräsident Andrej Babis und der
sozialdemokratischen CSSD eine Vertrauensabstimmung im Parlament
überstanden. Die Mehrheit kam nur mit Unterstützung der
Kommunistischen Partei (KSCM) zustande. Diese hatte Babis vor wenigen
Wochen ihre Hilfe zugesichert. Im Gegenzug soll die linke Partei
Einfluß auf das Regierungsprogramm erhalten. Die konservative
Opposition kritisierte das Tolerierungsabkommen mit der linken
Partei, die in ihrem Programm den Austritt des Landes aus der NATO
fordert. Die EU-Mitgliedschaft Tschechiens ist innerhalb der
kommunistischen Partei ebenfalls umstritten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8763: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Oberlandesgericht macht Weg für Auslieferung Puigdemonts frei

Der ehemalige katalanische Regionalpräsident Carles Puigdemont soll
an die spanischen Justizbehörden ausgeliefert werden. Eine
Auslieferung wegen des Vorwurfs der Rebellion erklärte das
schleswig-holsteinische Oberlandesgericht (OLG) in Schleswig für
unzulässig. Rebellion kann im Königreich Spanien mit bis zu 30 Jahren
Freiheitsentzug bestraft werden. Gemäß der geltenden Rechtsgrundsätze
dürfte sich Puigdemont damit in Spanien nur noch wegen Veruntreuung
öffentlicher Gelder vor Gericht verantworten müssen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8760: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Taliban erobern zwei Militärposten in Kundus

In der nordafghanischen Provinz Kundus haben Taliban-Kämpfer offenbar
zahlreiche Soldaten getötet. Nach Darstellung des
Verteidigungsministeriums in Kabul griffen die Aufständischen in der
Nacht zu Donnerstag mehrere Militärposten und Armeestandorte an. Im
Bezirk Daschte Artschi eroberten die Taliban demnach zwei
Militärposten. Offiziellen Angaben zufolge kamen 15 Soldaten bei den
Gefechten ums Leben. In Sicherheitskreisen war von etwa 40 Toten die
Rede. Im Rahmen der im Januar 2015 begonnenen NATO-Ausbildungsmission
Resolute Support unterhält die Bundeswehr ein Feldlager in Kundus.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8762: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Parteirat der Grünen nominiert Ska Keller für Europawahlkampf

Der Parteirat der Grünen hat Ska Keller zur Spitzenkandidatin für die
Neuwahl des EU-Parlaments 2019 nominiert. Für die erneute Kandidatur
braucht die 36jährige Politikerin aus Brandenburg die Unterstützung
von fünf weiteren nationalen Grünen-Parteien. Die in der Partei links
stehende Keller ist seit 2016 Fraktionsvorsitzende der Grünen/EFA im
Europäischen Parlament.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8761: Tragisches und Kurioses - 12.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Feuervulkan in Guatemala speit Asche in den Himmel

Nach weiteren heftigen Explosionen stieg über dem rund 3.760 Meter
hohen Feuervulkan in Guatemala eine mehr als ein Kilometer hohe
Aschesäule auf. Wie die Katastrophenschutzbehörde Conred mitteilte,
wurden bislang keine Evakuierungsmaßnahmen eingeleitet. Der 35
Kilometer südwestlich der Hauptstadt Guatemala-Stadt gelegene Vulkan
war am 3. Juni ausgebrochen. Nach offiziellen Angaben kamen dabei 113
Menschen ums Leben, mehr als 300 gelten immer noch als vermißt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7846: Aus Forschung und Technik - 12.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Weltraumforschung: Rußland und China vertiefen Zusammenarbeit

Die Raumfahrtbehörden Rußlands und Chinas erwägen offenbar eine
Zusammenarbeit bei der Schaffung einer neuen Weltraumstation. Nach
Informationen des Direktors des bemannten Raumfahrtprogramms, Wang
Zhaoyu, in Peking, will China im nächsten Jahr mit dem Bau einer
modularen Großstation beginnen und erwägt dabei, seine Kooperation
mit Rußland auszuweiten. Wie von russischer Seite verlautete,
verständigten sich Vertreter der chinesischen Weltraumorganisation
(CNSA) und der russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos zudem auf die
gemeinsame Erforschung und Erschließung des Mondes.

12. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7858: Aus aller Welt - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Subventionen für Hinkley Point C sind zulässig

Ohne staatliche Subventionen können Atomkraftwerke nach wie vor nicht
mit fossilen oder gar Öko-Kraftwerken konkurrieren. Dennoch soll in
Großbritannien der Atommeiler Hinkley Point C entstehen. Betreiber
sind der französische Staatskonzern EDF und ein chinesischer Partner.
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat den Weg für die Förderung des
Milliardenprojekts mit Steuergeldern freigemacht und die Klage
Österreichs dagegen abgewiesen. Das Gericht genehmigte zudem die
Beihilfen, welche die EU-Kommission 2015 für das AKW geleistet hat.
Die Regierung in London fördert Hinkley Point unter anderem mit einer
35 Jahre laufenden, garantiert hohen Einspeisevergütung für den
Betreiber. Der Gerichtshof begründete seine Entscheidung für die
Förderung der Kernenergie mit dem Beschluß der Euratom-Gemeinschaft,
Investitionen in Atomkraftwerke zu unterstützen. Laut EU-Kommission
ist die Entwicklung der Atomenergie von gemeinsamen Interesse.
Darüber hinaus kann jeder Mitgliedsstaat energiepolitisch machen, was
er will, befand der EuGH. Österreich, das selbst keine Atomkraftwerke
betreibt, hält die Subventionen für den britischen Meiler für
wettbewerbsverzerrend.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7818: Medizin und Gesundheitswesen - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Asthma erhöht Risiko auf Vorhofflimmern

Obgleich Asthma eine auf die Atemwege begrenzte Erkrankung ist, kann
es auch andere Organe in Mitleidenschaft ziehen. So hatten Studien
schon früher gezeigt, daß Asthma mit einem erhöhten Risiko auf eine
koronare Herzkrankheit, Schlaganfälle oder eine Herzinsuffizienz
einhergeht. Offenbar gilt das auch fürs Vorhofflimmern. Wie eine
Studie von Aivaras Cepelis von der Technisch-Naturwissenschaftlichen
Universität Norwegens in Trondheim und Mitarbeiter laut Deutschem
Ärzteblatt ergab, haben Patienten mit einem aktiven Asthma ein um 76
Prozent erhöhtes Risiko, an Vorhofflimmern zu leiden. Cepelis rät
daher, Patienten mit unkontrolliertem Asthma auf ein mögliches
Vorhofflimmern zu untersuchen. Schließlich geht dieses mit einem
erhöhten Schlaganfallrisiko einher.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7846: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Carles Puigdemont kann Spanien ausgeliefert werden

Schleswig-Holstein wird den katalanischen Separatistenführer Carles
Puigdemont an Spanien ausliefern. Das Oberlandesgericht in Schleswig
entschied am Donnerstag, die Auslieferung wegen des von Madrid gegen
Puigdemont erhobenen Vorwurfs der Veruntreuung öffentlicher Gelder
sei zulässig. Wegen des weiteren Vorwurfs hinsichtlich Rebellion wäre
die Auslieferung des früheren Regionalpräsidenten nicht möglich. Bis
zur Überstellung nach Spanien kann der 53jährige Puigdemont laut OLG
auf freiem Fuß bleiben, weil er bislang die Haftauflagen getreulich
erfüllt hat. Puigdemont hatte im Oktober vergangenen Jahres trotz
Verbots durch das Oberste Gericht Spaniens unter Verwendung
öffentlicher Mittel ein Unabhängigkeitsreferendum für Katalonien
durchführen lassen. Auf einer Fahrt von Dänemark nach Belgien wurde
der inzwischen im Exil lebende Politiker Ende März auf einer
schleswig-holsteinischen Autobahn festgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7770: Sprache, Kunst und Medium - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Wird das Taj Mahal abgerissen?

Das aus weißem Marmor errichtete Mausoleum Taj Mahal ist weltberühmt
und zählt schon lange zum Unesco-Weltkulturerbe. Doch aus der Nähe
betrachtet fällt der Verfall auf. Nicht nur, daß das Perlweiß von
einst längst in ein grünliches Braun umgeschlagen ist, das von
Millionen Insekten stammt, die aus dem nahen Fluß Yamuna kommen. Auch
die extreme Luftverschmutzung in der Region greift die Substanz an.
Immer wieder brechen nicht nur Verzierungen ab und gefährden Besucher
oder zwingen zu Absperrungen, Bauexperten befürchten sogar ein
Absinken des hölzernen Fundaments, weil der total verdreckte Fluß
zusehends austrocknet.

Nach einem Bericht der Zeitung Times of India hat das Oberste Gericht
des Landes nun der Zentralregierung sowie der Regionalregierung
vorgeworfen, sie würden tatenlos zusehen, wie das Taj Mahal verfällt,
das jährlich mehr als acht Millionen Touristen anzieht, die ein
wichtiger Wirtschaftsfaktor sind. Der Vorsitzende Richter warf den
verantwortlichen Politikern Gleichgültigkeit und eine lethargische
Haltung vor und forderte entschiedene Gegenmaßnahmen. Man stände vor
der Wahl, das Grabmal in absehbarer Zeit entweder zu schließen,
abzureißen oder aber zu restaurieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7836: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Foltergefängnisse im Jemen

Die Menschenrechtsorganisation Amnesty International wirft den
Antiterroreinheiten der Vereinigten Arabischen Emirate und von deren
Armee unabhängig agierenden Kräften vor, im Jemen Kriegsverbrechen zu
begehen. AI berichtet von systematischer Folter, Verschleppung und
Vergewaltigung. Außerdem ist von sogenannten Geistergefängnissen die
Rede. Die Menschenrechtler haben 51 Fälle dokumentiert, in denen
Jemeniten widerrechtlicht verschleppt und gefoltert wurden. Die
Führung der Emirate bestreitet die Vorwürfe.

Die Emirate intervenieren seit März 2015 zusammen mit Saudi-Arabien
und anderen arabischen Ländern im jemenitischen Bürgerkrieg auf der
Seite des von Huthi-Rebellen entmachteten, sunnitischen Präsidenten
Hadi.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7850: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Seehofer, Kickl und Salvini handeln Flüchtlingspolitik aus

Die Innenminister von Deutschland, Österreich und Italien, Seehofer,
Kickl und Salvini, haben in Innsbruck eine grenzüberschreitende
Zusammenarbeit zur Beschränkung der Zuwanderung durch Kriegs- und
Krisenflüchtlinge verhandelt. Die drei Politiker sprechen von einer
Kooperation der Tätigen. Seehofer gab sich optimistisch,
Binnenmigration verhindern und Ordnung schaffen zu können. Auch
Humanität soll gewährleistet sein. Dazu müßte Salvini sich nicht mehr
dagegen sperren, daß Flüchtlinge von Deutschland nach Italien
zurückgeschickt werden, wenn sie dort bereits ein Asylverfahren
angestoßen haben. Kickl wäre nur bereit mitzuziehen, wenn Salvini
nachgibt. In einer Woche wollen die drei Minister ihre Gespräche in
Wien fortsetzen. Zum Thema fand am Donnerstag in Innsbruck ein
informelles Treffen der EU-Innenminister statt.
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SONSTIGES/7820: Tragisches und Kurioses - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Nettes Zubrot für Weltfußballverband dank Konventionalstrafen

Daß die Fußballweltmeisterschaften ein Riesengeschäft sind, ist keine
Neuigkeit. Daß der Weltverband Fifa über alles, was irgendwie mit Geld
und Einkünften zusammenhängen könnte, streng wacht, dringt auch
immer wieder durch. In den letzten Tagen wurde aber auch deutlich, daß
der Verband hohe Strafen verhängt, wenn die Vertragsvereinbarungen
durch Teilnehmer verletzt werden. Es gibt offenbar Personal dafür, das
peinlich genau überprüft, wann die Mannschaften wo auftauchen, sprich,
ob sie die Zeitpläne einhalten, und ob sie genau die mit den Sponsoren
vertraglich festgelegten Kleidungsstücke und Utensilien am Körper 
haben.

Wie Spiegel Online berichtete, verhängte die Fifa im laufenden Turnier
etwa 687.000 SFr. (rund 590.000 Euro) an Konventionalstrafen.

So mußte das Team aus Uruguay 43.000 Euro zahlen, weil einige Spieler
und Betreuer nicht ganz pünktlich zur Stelle waren. Kroatische Spieler
hatten sich Wasserflaschen mitgebracht, die nicht vom Sponsor kamen -
macht gleich 60.000 SFr.

Die meisten Strafen wurden aber wegen falscher oder mit falschen
Firmenlogos versehener Kleidung verhängt. Das geht hin bis zu Socken,
deren Logos nicht einmal zu erkennen waren. Die Höchststrafe liegt im
Moment bei 100.000 SFr für einen Schweden, der gleich zweimal mit
falschen Strümpfen erwischt wurde.
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SOZIALES/7847: Arbeit, Soziales und Familie - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Weniger als 800 Euro gesetzliche Rente für Hälfte der Ruheständler

Ende 2016 bezogen in Deutschland 48 Prozent der Ruheständler eine
gesetzliche Rente von unter 800 Euro. 62 Prozent kommen nicht über
1000 Euro. Die Zahlen hatte die Bundestagsabgeordnete Zimmermann (Die
Linke) beim Bundesarbeitsministerium angefragt. Davon berichteten die
Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland. Demnach waren die
Renten im Westen und Osten sowie die von Männern und Frauen stark
unterschiedlich. Rund 50 Prozent des Rentenbetrags bezogen die
Senioren zusätzlich zur gesetzlichen Rente.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7829: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Anhaltende Hitzewelle in Ostkanada

Der Osten Kanadas wird von einer Hitzewelle heimgesucht. Nach einer
Mitteilung des kanadischen Wetterdienstes sollen die Temperaturen in
Québec und in der Nachbarprovinz Ontario bei über 34 Grad
Celsius gelegen haben. Laut Deutschem Ärzteblatt hat sich in der
Folge die Zahl der Hitzetoten auf 70 erhöht - 34 davon allein in
Montréal. Vor acht Jahren waren bei einer Hitzewelle in der
Gegend von Montréal rund 100 Menschen ums Leben gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7835: Märkte und Finanzen - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburg bringt autonome S-Bahnen auf die Schiene

Hamburgs Erster Bürgermeister Tschentscher, der Siemensvorstand Busch
und der Infrastrukturvorstand der Deutschen Bahn, Pofalla, haben ein
Projekt zur Digitalisierung der Bahnen in der Hansestadt vereinbart.
Unter anderem bedeutet das, daß autonome S-Bahnzüge ohne Fahrer in
Betrieb gehen. Als erstes wird die 23 Kilometer lange S-Bahnstrecke
zwischen Hauptbahnhof und Bergedorf vollständig automatisiert. Ab
2021 sollen dort vier Züge autonom verkehren. Im selben Jahr richtet
Hamburg den Weltkongreß für Intelligente Verkehrssysteme (ITS) aus.
Senat, Siemens und DB übernehmen je ein Drittel der
Investitionskosten von 60 Millionen Euro. Unter anderem verspricht
man sich von der Technologie kürzere Taktzeiten der Bahnen.
Deutschlandweit ist Hamburg damit Vorreiter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7852: Aus Forschung und Technik - 12.07.2018 (SB)




VOM TAGE



App-Entwickler setzen auf In-App-Käufe

Apps sind allgegenwärtig. Man kann mit ihnen Fremdsprachen lernen,
Nachrichten lesen, Aktien ordern, Pizzen bestellen oder sein Auto
navigieren und noch vieles mehr. Das hat Folgen: So meldete afp, daß
gerade einmal zehn Jahre nach dem Start des ersten App-Stores für
Smartphones in Deutschland in diesem Jahr voraussichtlich 1,6
Milliarden Euro mit mobilen Anwendungen für Smartphones oder Tablets
umgesetzt werden. Das ist fast eine Verdreifachung im Vergleich zu
2013, als der Umsatz noch bei 547 Millionen Euro lag. Dabei geht der
Großteil des App-Umsatzes dieses Jahr mit 1,2 Milliarden Euro auf das
Konto kostenpflichtiger Angebote innerhalb einer App. 283 Millionen
Euro und damit 18 Prozent entfallen auf Werbung in Apps und 92
Millionen oder sechs Prozent auf den direkten Kaufpreis.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/499: Andere erkennen, aber nicht sich selbst - Neue Erkenntnisse über die Paarung von Pflanzen (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 11.07.2018

Andere erkennen, aber nicht sich selbst: Neue Erkenntnisse über die
Paarung von Pflanzen

• ForscherInnen finden heraus, wie Vielfalt in Genen entsteht, die
Selbstbefruchtung verhindern

• Veröffentlichung in Genetics



Selbstbefruchtung ist ein Problem, denn sie führt zu Inzucht. Pflanzen
haben daher Erkennungssysteme die sicherstellen, dass sie sich nur mit
genetisch anderen Pflanzen paaren und nicht mit sich selbst. Die
Erkennungssysteme, die dieser Selbstunverträglichkeit zugrunde liegen,
sind allgegenwärtig: sie finden sich in mindestens 100 Pflanzenfamilien
und 40 Prozent der Arten. Wie sich die erstaunliche Vielfalt in diesen
Systemen entwickelt, war bisher unbekannt. Ein Forscherteam des Institute
of Science and Technology Austria (IST Austria) hat nun die ersten
Schritte unternommen, um zu entschlüsseln, wie sich neue Paarungstypen in
Selbsterkennungssystemen entwickeln. Diese führen zur unglaublichen
genetischen Vielfalt in der Natur. Die Ergebnisse werden in der aktuellen
Ausgabe von Genetics veröffentlicht.




[image: Foto: © Lewis Collard]

Petunien produzieren ein Toxin, das das Wachstum des Pollens hemmt um
Selbstbefruchtung zu verhindern

Foto: © Lewis Collard



Landet der Pollen zum Beispiel eines Löwenmäulchens oder einer Petunie auf
dem Stigma, keimt er und beginnt zu wachsen. Das Stigma jedoch enthält ein
Toxin (eine SRNase), das das Pollenwachstum stoppt. Der Pollen wiederum
hat eine Gruppe von Genen (sogenannte F-Box-Gene), die Gegenmittel gegen
alle Toxine produzieren, außer gegen das Toxin, welches das eigene Stigma
enthält. Er kann daher wachsen, wenn er auf dem Stigma einer anderen Pflanze
landet, aber nicht, wenn er auf dem Stigma der eigenen Pflanze landet. Es
mag nach einem harschen System klingen, aber das Toxin-Antidot-System
stellt sicher, dass sich Pflanzen nur mit genetisch anderen
Pflanzen paaren. Dies ist wichtig, da Selbstbefruchtung zur Inzucht führen
würde, die sich negativ auf die Nachkommen auswirkt.

In solchen Nicht-Selbsterkennungssystemen arbeiten die männlichen (Pollen)
und weiblichen (Stigma) Gene als Team zusammen, um die Erkennung zu
bestimmen. Bestimmte Varianten der männlichen und weiblichen Gene bilden
jeweils einen Paarungstyp. Nicht-Selbsterkennungssysteme haben eine
erstaunliche Vielfalt an Paarungstypen. Daher lautet die große Frage in
ihrer Evolution: Wie kann ein neuer Paarungstyp entstehen, wenn dies eine
Mutation auf beiden Seiten erfordert? Gibt es zum Beispiel eine
Veränderung in der weiblichen Seite (Stigma), produziert diese ein neues
Gift, für das kein Pollen ein Gegenmittel hat - also kann keine Paarung
stattfinden. Muss also stattdessen zuerst eine Veränderung der männlichen
Seite (Pollen) erfolgen, sodass ein neues Gegenmittel entsteht, welches
dann auf eine entsprechende Veränderung des Stigmas (weibliche Seite)
wartet? Aber wie funktioniert diese Koevolution, wenn Evolution ein
Zufallsprozess ist? Gibt es eine bestimmte Reihenfolge von Mutationen, die
eher zu einem neuen Paarungstyp führt?

Um zu entschlüsseln, wie solche komplexen Systeme der Nicht-Selbsterkennung
entstehen, kooperierte Melinda Pickup, Postdoc in der
Gruppe von Nick Barton am IST Austria und experimentelle Pflanzenbiologin,
mit den TheoretikerInnen und ehemaligen Postdocs in der Barton-Gruppe
Katarina Bodova, jetzt Assistant Professorin an der Comenius Universität
in Bratislava, Tadeas Priklopil, jetzt Postdoc an der Universität
Lausanne, sowie David Field, jetzt Assistant Professor an der Universität
Wien. Dieses Projekt ist ein Beispiel für eine Situation, in der
Interdisziplinarität der Schlüssel zum Erfolg ist, denn die Beantwortung
der biologischen Frage erfordert die Fähigkeiten von WissenschaftlerInnen
aus sehr unterschiedlichen Forschungsbereichen: aus der Evolutionsgenetik,
der Spieltheorie und der angewandten Mathematik. "Dieses Projekt zeigt,
wie die Zusammenarbeit von WissenschaftlerInnen mit sehr unterschiedlichen
Hintergründen biologische Erkenntnisse mit mathematischen Analysen
verbinden kann, um ein faszinierendes evolutionäres Rätsel zu lösen",
erklärt Nick Barton.

Durch theoretische Analyse und Simulation untersuchten die ForscherInnen,
wie neue Paarungstypen in einem Nicht-Selbsterkennungssystem entstehen.
Sie fanden heraus, dass es verschiedene Wege gibt, auf denen sich neue
Paarungstypen entwickeln können. In einigen Fällen geschieht dies durch
eine Zwischenstufe der Selbstbefruchtung, in anderen Fällen jedoch durch
Selbstunverträglichkeit. Sie fanden auch heraus, dass sich neue
Paarungstypen nur dann entwickelten, wenn die Kosten der Selbstbefruchtung
hoch waren. Die Unvollständigkeit, also das Fehlen von F-Box-Genen, die
Gegenmittel für weibliche Toxine produzieren, ist ebenfalls wichtig für
die Entwicklung neuer Paarungstypen: Komplette Paarungstypen (mit einem
vollständigen Satz von F-Box-Genen) blieben am längsten erhalten, da sie
die höchste Anzahl von Paarungspartnern haben. Neue Paarungstypen
entwickelten sich leichter, wenn es wenige Paarungstypen in der Population
gab. Auch die demographische Entwicklung einer Population beeinflusst die
Entwicklung von Nicht-Selbsterkennungsystemen: Populationsgröße und
Mutationsraten beeinflussen ihre Evolution.
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Auch Löwenmäulchen produzieren ein Toxin, das das Wachstum des
Pollens hemmt um Selbstbefruchtung zu verhindern

Foto: © David Field



Obwohl es so scheint, als ob der beste Weg, auf dem neue Paarungstypen
entstehen, der ist, bei der eine Pflanze ein vollständiges Team von
F-Box-Genen (und damit Gegenmittel) hat, ist dieses gesamte System komplex
und kann sich durch verschiedene Wege verändern. Interessanterweise fanden
die ForscherInnen in ihren Simulationen zwar, dass neue Paarungstypen
entstehen können, die Vielfalt der Gene in ihren theoretischen
Simulationen war aber geringer als die in der Natur beobachtete Vielfalt.
Für Melinda Pickup ist diese Beobachtung faszinierend: "Wir haben das
System verstanden, aber es gibt noch viele offene Fragen und das Geheimnis
der hohen Vielfalt in der Natur existiert weiterhin."


Originalpublikation

Evolutionary Pathways for the Generation of New Self-Incompatibility
Haplotypes in a Non-self Recognition System.

Katarína Bod'ová, Tadeas Priklopil, David L. Field, Nicholas H. Barton and
Melinda Pickup.

Genetics,

DOI:10.1534/genetics.118.300748


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Computerwissenschaften. Das Institut beschäftigt
ProfessorInnen nach einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen
sowie PhD StudentInnen in einer internationalen Graduate School. Neben dem
Bekenntnis zum Prinzip der Grundlagenforschung, die rein durch
wissenschaftliche Neugier getrieben wird, hält das Institut die Rechte an
allen resultierenden Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste
Präsident ist Thomas Henzinger, ein renommierter Computerwissenschaftler
und vormals Professor an der University of California in Berkeley, USA,
und der EPFL in Lausanne, Schweiz.

www.ist.ac.at

Weitere Informationen unter:

http://ist.ac.at/research-groups-pages/barton-group/

- Webseite der Forschungsgruppe um Prof. Barton

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2147

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute of Science and Technology Austria, 11.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ELEKTROTECHNIK/272: Auf dem Weg zu neuen Leistungstransistoren (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI), 11.07.2018

Auf dem Weg zu neuen Leistungstransistoren

von Jan Hattenbach



Von einem neuartigen Leistungstransistor aus Galliumnitrid verspricht
sich die Elektronikindustrie erhebliche Vorteile gegenüber derzeit
eingesetzten Hochfrequenztransistoren. Forschende am Paul Scherrer Institut
haben nun erstmals an der Synchrotron Lichtquelle Schweiz SLS des PSI den
Elektronen im angesagten Transistor beim Fliessen zugeschaut. Das Experiment
führten die PSI-Forschenden zusammen mit Kollegen aus Russland und Rumänien
durch. Ihr Ergebnis: Wenn man den Galliumnitrid-Transistor im
Hochspannungsbetrieb untersucht bewegen sich die Elektronen in bestimmte
Richtungen effizienter. Ihre Ergebnisse veröffentlichten die Forschenden
nun im Fachblatt Nature Communications.

Für Smartphones und allgemein für die mobile Kommunikationstechnologie der
nahen Zukunft wird eine neue Generation von Halbleiterbauelementen
zwingend nötig sein: Der heute gängige 3G/4G-Standard unserer mobilen
Kommunikation stösst an seine Leistungsgrenze. Ab 2020 soll der
Nachfolger, 5G, kommerziell verfügbar sein. Dieser wird höhere Frequenzen
(bis zu 100 Gigahertz), höhere Datenraten (bis zu 20 Gigabit pro Sekunde),
höhere Netzdichte und einen effizienteren Energieeinsatz bieten.
Allerdings sind die hierfür erforderlichen leistungsstärkeren
Hochfrequenz-Transmitter nicht mit traditionellen Transistoren und
konventioneller Halbleitertechnologie realisierbar. Forschende weltweit
arbeiten daher an einer Alternative: auf Galliumnitrid basierende "HEMT" -
kurz für "high electron mobility transistors", oder auf Deutsch:
"Transistoren mit hoher Elektronenbeweglichkeit". In einem HEMT können
sich Elektronen frei in einer millionstel Millimeter dünnen Schicht
zwischen zwei unterschiedlichen Halbleitern bewegen. In ihrem Experiment
gingen Vladimir Strocov vom PSI und seine Kollegen der Frage nach, wie man
durch geschickte Konstruktion eines HEMT dazu beitragen kann, dass die
Elektronen optimal fliessen können. Ihr Ergebnis: Wenn man den
Galliumnitrid-Transistor im Hochspannungsbetrieb untersucht bewegen sich
die Elektronen in bestimmte Richtungen effizienter.

Freiheit für die Elektronen

Halbleiter sind die Grundbausteine aller miniaturisierten Schaltkreise und
Computerchips. Sie leiten Strom nur dann, wenn man sie geschickt
"präpariert". In klassischen Halbleiterbauteilen, etwa in Transistoren,
geschieht das durch den gezielten Einbau einzelner Atome eines ergänzenden
chemischen Elements. Das Problem ist dann jedoch, dass die fremden Atome
die Elektronenbewegung verlangsamen. In den HEMT wird dieses Problem
elegant gelöst. Hier bringt man geeignete Kombinationen von reinen
Halbleitermaterialien in einer Art Sandwich so miteinander in Kontakt,
dass sich an der Grenze eine millionstel Millimeter dünne leitende Schicht
bildet. So kann auf die fremden Atome verzichtet werden. Diese Idee, die
zuerst in den frühen 1980er Jahren von dem Japaner Takashi Mimura
vorgeschlagen wurde, kommt bereits heute in den Hochfrequenzschaltkreisen
aller Smartphones zum Einsatz. In der Praxis spielt jedoch auch eine
Rolle, dass die Atome in einem Halbleiter stets in einer bestimmten,
wiederkehrenden Kristallstruktur angeordnet sind. So hat zum Beispiel der
von Strocov und seinem Team untersuchte HEMT aus Aluminiumnitrid und
Galliumnitrid in seiner Grenzschicht eine 6-fache Symmetrie: Es gibt sechs
gleichwertige Richtungen entlang der Atomketten. Um den Elektronenfluss
innerhalb der Grenzschicht zu untersuchen, legten die Forschenden ihren
HEMT unter ein besonderes "Mikroskop" - eines, das nicht die Positionen,
sondern die Ausbreitungsgeschwindigkeiten der Elektronen untersucht: Die
ADRESS-Strahllinie der Synchrotron Lichtquelle Schweiz SLS, die weltweit
intensivste Quelle für weiche Röntgenstrahlung.

Experiment am "lebenden" Transistor

Der technische Begriff dieser Untersuchungsmethode ist "ARPES"
("angle-resolved photoelectron spectroscopy" - winkelaufgelöste
Photoelektronspektroskopie). Bisher wurde sie mit Lichtquellen im
Ultraviolettbereich durchgeführt. Strocov und sein Team nutzten nun das
energiereichere Röntgenlicht der SLS dafür. Damit konnten die Forschenden
die Elektronen tief aus der leitenden Schicht des HEMT herausheben und sie
dann in ein Messinstrument leiten, das ihre Energie, Geschwindigkeit und
Richtung bestimmte: Ein Experiment am "lebenden Transistor" sozusagen.
"Das ist das erste Mal, dass sich die fundamentalen Eigenschaften von
Elektronen in einer Halbleiter-Heterostruktur direkt sichtbar machen
liessen", sagt Vladimir Strocov.

Leistungsschub für Mobilfunknetze

Die hohe Intensität der Strahlung an der SLS - die vergleichbare Anlagen
bei Weitem übertrifft - war dabei von entscheidender Bedeutung, wie Leonid
Lev und Ivan Maiboroda vom Kurchatov-Institut in Russland, wo die HEMT
hergestellt wurden, bestätigen: "Die einzigartige Instrumentierung der SLS
hat uns extrem wichtige wissenschaftliche Ergebnisse geliefert. Sie hat
uns Wege aufgezeigt, wie sich HEMT-Strukturen mit höherer Arbeitsfrequenz
und Leistung entwickeln lassen." Dass die Elektronen eine bestimmte
Fliessrichtung bevorzugen, lässt sich nämlich technisch nutzen, erklärt
Strocov: "Wenn wir die Atome im Galliumnitrid-HEMT so ausrichten, dass sie
mit der Fliessrichtung der Elektronen übereinstimmen, erhalten wir einen
wesentlich schnelleren und leistungsfähigeren Transistor." Die Konsequenz
ist ein Leistungsschub für die 5G-Technologie. Den HEMT aus Galliumnitrid,
die die Wissenschaftler nun untersucht haben, wird für die Entwicklung
neuer Transmitter bereits jetzt eine grosse Zukunft vorausgesagt. Mit den
jetzigen Erkenntnissen aus ihrem Experiment werde man die Leistung von
Funktransmittern nochmals um rund 10 Prozent erhöhen können, schätzen die
Forscher. Für Mobilfunknetzwerke bedeutet dies weniger
Transmitterstationen bei gleicher Netzabdeckung und Leistung - und damit
millionenschwere Einsparungen bei Wartungs- und Energiekosten.


Originalpublikation:

k-space imaging of anisotropic 2D electron gas in GaN/GaAlN
high-electron-mobility transistor heterostructures

L. L. Lev, I. O. Maiboroda, M.-A. Husanu, E. S. Grichuk, N. K. Chumakov,
I. S. Ezubchenko, I. A. Chernych, X. Wang, B. Tobler, T. Schmitt, M. L.
Zanaveskin, V. G. Valeyev & V. N. Strocov

Nature Communications, 11 July 2018 (online)

DOI: https://dx.doi.org/10.1038/s41467-018-04354-x


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 390
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution695
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Paul Scherrer Institut (PSI), 11.07.2018
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1265: Was macht Kooperationen und Verbünde erfolgreich? (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 11.07.2018

Was macht Kooperationen und Verbünde erfolgreich?



Kooperationen spielen in der Wissenschaft und im Bereich Innovation eine
große Rolle. Wie genau entstehen erfolgreiche Netzwerke und was macht sie
aus? Informatiker der Universität Würzburg erforschen dies - in einem
Verbundprojekt.

Cluster werden gebildet, Partnerschaften eingegangen, Verbünde
geschmiedet: Immer mit dem Ziel, ein Forschungsvorhaben möglichst gut
durchzuführen. Es gibt dabei Erfahrungswerte, wie Cluster, Verbünde und
Partnerschaften gut funktionieren. Ein neues Forschungsprojekt möchte es
nun aber genauer wissen: Was genau macht solche Vorhaben erfolgreich? Mit
dabei ist Professor Andreas Hotho von der Julius-Maximilians-Universität
Würzburg (JMU), dessen Teilprojekt mit 270.000 Euro unterstützt wird.

Die leitende Hypothese des Projekts "Regio" ist, dass für den Erfolg von
wissenschaftlichen Forschungsverbünden und regionalen Innovationsclustern
von großer Bedeutung ist, wie die wissenschaftliche Expertise in einem
Fach in einer Region verteilt ist. Dabei kann der Begriff Region
geographisch oder auch inhaltlich umrissen sein.

Verdeckte Netzwerke sichtbar machen

Das Würzburger Regio-Teilprojekt betrifft den Bereich "AuthorTrails".
Informatikprofessor Hotho möchte die Co-Autorenschaft bei
wissenschaftlichen Veröffentlichungen untersuchen. "Wir versuchen, diese
Beziehungen abzubilden und zu extrahieren. Es geht darum, Gruppen bilden
und Muster erkennen zu können", sagt Hotho. Die Ergebnisse werden dann mit
den Daten der Forschungsverbünde, etwa von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG), verglichen.

Hier kommt der "Hyptrails"-Ansatz zum Tragen. Hyptrails erlaubt den
Vergleich von mehreren Hypothesen bezüglich eines gegebenen Datensatzes.
Man könnte Hypothesen zum Publikationsverhalten (Wer hat wann mit wem zu
welchem Thema wo publiziert?), Hypothesen zur Wahrnehmung und Darstellung
von Forschungsergebnissen im Internet (Welches Blog oder welche Webseite
berichtet über bestimmte Ergebnisse?) und in den Sozialen Medien (Welche
Publikationen werden auf Twitter und Facebook erfolgreich von wichtigen
Forschern und Verbünden beworben?) aufstellen und sie mit dem eigentlichen
Veröffentlichungsverhalten vergleichen.

Denkbar wäre, dass dabei Netzwerke sichtbar werden, die in der
Zusammenarbeit sehr aktiv und erfolgreich sind, jedoch noch nicht explizit
als Verbund auftreten. Hier könnte man Empfehlungen aussprechen. Zudem
könnte auch eine Region begutachtet werden, mit Blick auf ihre Potenziale
in einem Fachgebiet. Oder einzelne Regionen und Städte können prüfen
lassen, wie ausgeprägt ein Netzwerk in einem bestimmten Thema bereits ist,
um hier die Regionalentwicklung ein wenig weiter voranzutreiben.

Künstliche Intelligenz in der Anwendung

Konkrete Aufgaben für Hotho und seinen Doktoranden Tobias Koopmann: sehr
große Datenmengen analysieren und Modelle entwickeln. Dabei hilft
Künstliche Intelligenz (KI). Konkret bedeutet dies: Maschinelles Lernen
(Machine Learning), Deep Learning und Data-Mining. Beim Maschinellen
Lernen setzen sich Computer mit historischen Daten auseinander und sind
dann in der Lage, neue Vorschläge und Perspektiven zu berechnen: "Lernen
aus Beispielen", sagt Hotho.

Deep-Learning beschreibt das Wiederaufleben neuronaler Netze in der
Informatik. "Dieses Teilgebiet des Maschinellen Lernens ist durch
neuronale Netze inspiriert", sagt Hotho. Es handelt sich dabei um
grundsätzlich relativ einfache Funktionen, die durch die Verknüpfung
jedoch sehr komplex werden können und deren Parameter aus den Beispielen
gelernt werden.

Beim Data-Mining, was auf Deutsch so viel wie "Daten abbauen" bedeutet,
steht die Analyse größter Datenmengen im Fokus. "Wie kann ich aus den
Daten, die ich habe, große, aussagekräftige Modelle erstellen und Muster
entdecken", erklärt Hotho die Aufgabe dabei.

Suche in "Web of Science" und Co.

Als Datenquelle kommt, neben Datensätzen der DFG und anderen Quellen, auch
das "Web of Science" zum Einsatz. Dies ist ein kostenpflichtiges 
Online-Angebot mit mehreren wissenschaftlichen Online-Zitations- und
Literaturdatenbanken für Forschende weltweit. Diese Daten werden dann auch
in eine zeitliche Relation gesetzt. "Wir versuchen, über Zeit Muster zu
erkennen, die uns Modelle erstellen lassen."

Das Gute an den dann vorliegenden Modellen: Hier können in Zukunft
einzelne Parameter verändert werden und somit der Einfluss von
Veränderungen, etwa durch gezielte Eingriffe, vorhergesagt werden. Man
wird nicht genau sagen können, was einen Verbund erfolgreich macht. Jedoch
lässt sich durch die Arbeit von Hotho und Kollegen in Zukunft leichter
ermitteln, wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass eine Kooperation in
einem bestimmten Bereich, abhängig von mehreren Faktoren, erfolgreich sein
kann.

Die weiteren Mitglieder des Regio-Konsortiums sind Professor Guido
Bünstorf vom International Center for Higher Education Research Kassel,
Robert Jäschke vom Institut für Bibliotheks- und Informationswissenschaft
an der Berliner Humboldt-Universität und Professor Gerd Stumme vom
Forschungszentrum L3S in Hannover.

Das Projekt wird in der Linie "Quantitative Wissenschaftsforschung" vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung unterstützt. Ein Ziel der
Förderlinie ist es, mit neuen Kennzahlen und einem Mehr an Wissen
Forschungspotenziale noch besser auszuschöpfen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 11.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / PRESSE





MELDUNG/590: Ohrenkuss iPeschl 60 - Ohrenkuss wird 20 Jahre alt und feiert Geburtstag (Ohrenkuss)


Ohrenkuss ipeschl 60 - Bonn, 12.07.2018

Ohrenkuss wird 20 



Ohrenkuss wird 20 Jahre alt und feiert Geburtstag

Alle sind herzlich eingeladen.

Wir wollen tanzen und feiern.

DJ Edgar macht die Musik dazu.

Wir feiern in der Harmonie in Bonn Endenich, Frongasse 28-30, 53121
Bonn.

Samstag, 15. September 2018

Einlass ab 18 Uhr

Verleihung des Ohrenkuss Preises um 19:30 Uhr

Beginn der Tanzparty um 19:45 Uhr

Ende: 22.30 Uhr oder später (!)

Eintritt 10,00 EUR

Getränke und leckeres Essen können bestellt werden.

Dresscode: Schick und edelgant

Sommer-Aktionen im Kiosk

Pünktlich zur Urlaubszeit haben wir 3 Sommer-Pakete für Euch
zusammengestellt:

Urlaubs-Paket

Das Paket erhält Sie die Magazine 40 SCHWEIZ und 15 MONGOLEI, sowie
das Goldpostkarten-Set mit Ohrenkuss-Zitaten für ihre Urlaubspost.
Sonderpreis: 15,- EUR statt 34,50 EUR (zzgl. Porto und Verpackung)

Urlaub in der Tasche

Beim zweiten Paket enthalten Sie zusätzlich zu den Magazinen und den
Postkarten noch eine Stoff-Tasche aus Bio-Baumwolle mit einem
Ohrenkuss-Zitat.

Sonderpreis: 20,- EUR statt 44,50 EUR (zzgl. Porto und Verpackung)

TOUCHDOWN 21-Paket

Das TOUCHDOWN 21-Paket enthält ein Postkarten-Set mit Comic-Motiven
von Vincent Burmeister, eine Stoff-Tasche mit Ohrenkuss-Zitat und als
Geschenk dazu das Buch zur TOUCHDOWN-Ausstellung.

Sonderpreis: 20,- EUR statt 29,- EUR (zzgl. Porto und Verpackung)

Die Sommer-Pakete und viele weitere Produkte findet ihr im Kiosk.

Ohrenkuss ist bei Instagram

Ohrenkuss ist jetzt bei Instagram.

Wir freuen uns über weitere Follower.

Hier findet Ihr uns: www.instagram.com/ohrenkuss

Ohrenkuss... ein Produkt der downtown Werkstatt für Kultur und
Wissenschaft gGmbH

 * 

Quelle:

Ohrenkuss ipeschl 60 vom 12.07.2018

Redaktion Ohrenkuss

Friedrich-Breuer-Straße 23, 53225 Bonn

Tel.: 0228 - 386 24 38, Fax: 0228 - 386 25 87

E-Mail: info@ohrenkuss.de

Internet: www.ohrenkuss.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1724: Beihilfe-Irrsinn für Hinkley Point C bestätigt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juli 2018

Beihilfe-Irrsinn für Hinkley Point C bestätigt



Zur Entscheidung des europäischen Gerichtshof im österreichischen Klageverfahren gegen die Beihilfe-Entscheidung der EU-Kommission erklärt Sylvia Kotting-Uhl MdB:

Mit diesem Urteil wurde die Atomhörigkeit in der Europäischen Union zementiert. Ein schwarzer für Tag für die Energiewende in Europa. Atomwillige Länder können nun beruhigt nachziehen und sich auf wohlwollende Entscheidungen für horrende und völlig absurde AKW-Beihilfen verlassen. Die heute schon tatsächlich viel günstigeren Erneuerbaren Energien geraten durch dieses Urteil ins Hintertreffen.

Die Bundesregierung hat Österreich und Luxemburg im Regen stehen gelassen. Das mindeste, was sie jetzt tun muss, ist vehement gegen die Sonderstellung von Atomkraft zu kämpfen: Die Privilegierung von Atomkraft durch den Euratom-Vertrag muss endlich beendet werden. Die Bundesregierung muss auf die Neuausrichtung des Vertrags drängen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





RECHT/814: GroKo-Trauerspiel bei Mietpreisbremse geht in die nächste Runde


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juli 2018

GroKo-Trauerspiel bei Mietpreisbremse geht in die nächste Runde



Zu aktuellen Berichten, demnach Ministerin Barley ihren Entwurf zur Mietpreisbremse abgeschwächt hat, erklärt Chris Kühn, Sprecher für Wohnungspolitik:

Das Trauerspiel der Großen Koalition bei den Mieten geht in die nächste Runde: Katharina Barley knickt vor Seehofer ein und lässt die Mieterinnen und Mieter im Regen stehen. Die Bundesjustizministerin versäumt mit ihrem Entwurf, die geplante Neuregelung der Mietpreisbremse zu verschärfen. Mit diesem Mietrechts-Entwurf setzt sich die Union gegenüber der SPD klar durch.

Ihr Vorschlag reicht in vielen Punkten nicht aus: Wir Grüne fordern in unserem Antrag zur Mietrechtsreform, dass die Mietpreisbremse verschärft wird. Die zulässige Miethöhe muss von derzeit zehn Prozent auf fünf Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete abgesenkt werden. Auch muss sie auf Dauer im Mietrecht integriert werden und ihre Geltung vor Ort auf mindestens zehn Jahre ausgeweitet werden. Vermieter sollten nur sechs Prozent der Modernisierungskosten auf Mieter umlegen dürfen - Frau Barleys acht Prozent reichen da nicht aus. Zudem soll die Umlage laut ihrem Entwurf auch nicht überall, sondern nur für Gebiete mit angespanntem Wohnungsmarkt gelten. Statt einer klaren Regelung bei der Modernisierungsumlage schafft Barley so einen Flickenteppich in Deutschland. Der neue Gesetzesentwurf sieht auch eine maximale Mieterhöhung nach Modernisierungen von drei Euro pro Quadratmeter innerhalb von sechs Jahren vor - das ist zu viel!

Frau Barleys Entwurf ist der Kotau vor der Immobilienlobby. Damit fährt sie die Mietenpolitik gegen die Wand, obwohl es doch eigentlich endlich eine richtige Reform geben muss, um den Mietenwahnsinn in den Städten zu stoppen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





VERKEHR/780: Verkehrssicherheit - Von Vision Zero weit entfernt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juli 2018

Verkehrssicherheit: Von Vision Zero weit entfernt



Zu den aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes zur Unfallentwicklung auf deutschen Straßen 2017 erklärt Daniela Wagner, Sprecherin für Stadtentwicklung:

Die Zahlen von getöteten oder schwer verletzten Verkehrsteilnehmern sind seit Jahren nahezu gleich hoch. Seit 2009 stellt die CSU den Verkehrsminister, das Thema Verkehrssicherheit vernachlässigten alle CSU-Minister jedoch sträflich. Zwar haben sie in ihrer Amtszeit immer wieder bekräftigt, die Anzahl der toten Verkehrsteilnehmer auf null begrenzen zu wollen und die Vision Zero zu unterstützen, tatsächlich passiert ist aber wenig.

Besonders gefährdet sind die ungeschützten Verkehrsteilnehmer. Die Sicherheit der Mobilität von Kindern, älteren und kranken Menschen sowie Zweiradfahrern zu verbessern, ist daher von zentraler Bedeutung. Da mit Assistenzsystemen 40 Prozent der schweren Unfälle durch Lkw vermieden werden können, begrüßen wir ausdrücklich, dass der Verkehrsminister unsere Initiative zu Abbiegeassistenten für Lkw aufgreift. Das ist ein erster Schritt, allerdings müssen weitere Maßnahmen für mehr Verkehrssicherheit folgen.

Im europäischen Vergleich ist der Bußgeldkatalog in Deutschland, angesichts der Tatsache, dass es um die Gesundheit von Bürgerinnen und Bürgern geht, ein Witz. Auch weist die Verkehrspsychologie darauf hin, dass das Fahrverhalten vor allem über Regeln und Straferwartungen beeinflusst wird. Der Bußgeldkatalog muss endlich angepasst werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MILITÄR/650: NATO-Partner sind keine Schmarotzer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juli 2018

NATO-Partner sind keine Schmarotzer

Bündnis zeigt sich beim Gipfel geschlossen - US-Kongress rückt
Trump-Äußerungen zurecht



Das zweitägige NATO-Gipfeltreffen in Brüssel geht am heutigen
Donnerstag zu Ende. Zum Ergebnis erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt, dass die NATO ihre
richtungsweisende Gipfel-Erklärung einvernehmlich beschlossen hat.
Die NATO hat sich damit als entscheidungs- und handlungsfähig
erwiesen. Sie kann und muss sich nun wieder auf die Bewältigung der
großen sicherheitspolitischen Aufgaben und Herausforderungen
konzentrieren, wie sie sie in ihrer Abschlusserklärung beschreibt,
statt in einer lähmenden Selbstbefassung zu verharren.

Diese Selbstbefassung ist nicht zuletzt auf US-Präsident Trump
zurückzuführen, der den Europäern mangelndes Engagement für das
Bündnis vorgeworfen hat. EU- und NATO-Partner sind aber keine
Schmarotzer, die die USA ausnutzen würden, sondern haben mit zu dem
weltpolitischen Status der USA beigetragen. Und die NATO dient
amerikanischen Sicherheitsinteressen genauso wie sie europäischen
Sicherheitsinteressen dient. Die USA ihrerseits haben in der
Vergangenheit durch einen integrativen Führungsstil den Westen stark
gemacht. Diesen Weg sollten sie fortsetzen.

Erfreulich ist in diesem Zusammenhang, dass Republikaner und
Demokraten im US-Kongress sich in großer Geschlossenheit eindeutig
und klar zum NATO-Bündnis bekannt haben. Das ist eine wichtige
Anerkennung der Leistungen der Europäer und ihrer Bedeutung für die
gemeinsame Sicherheit. Dies rückt zudem die gestrigen Äußerungen des
amerikanischen Präsidenten zurecht.

Klar ist, dass Deutschland für den Erfolg und den Zusammenhalt des
Westens seinen Beitrag leisten muss und wird. Dazu gehört zwingend
die Erfüllung aller Vereinbarungen im Rahmen der NATO. In Brüssel
sind hierzu bekräftigende und weiterführende Beschlüsse gefasst
worden. Die deutschen Verteidigungsausgaben müssen daher kräftiger
steigen als bisher geplant. Bis zum Ende der Legislaturperiode
sollten 1,5 Prozent des BIP erreicht werden. Nur dann ist es
überhaupt realistisch, sich dem in Brüssel erneut bekräftigten Ziel
von zwei Prozent im Jahre 2024 anzunähern. Vier Prozent - eine Zahl,
die US-Präsident Trump ins Spiel gebracht hat - sind weder politisch
durchsetzbar noch sicherheitspolitisch geboten.

Bedauerlicherweise erweckte der US-Präsident den Eindruck, als fühlte
er sich nicht von Partnern und Freunden, sondern von Gegnern umgeben.
Trumps Äußerungen sind in Stil und Form sehr irritierend und in der
Sache falsch. Wer gegen unseren Wunsch die unkonditionierte
Wiederaufnahme Russlands in die G7 fordert, sollte uns nicht
Abhängigkeit von diesem Land vorwerfen.

Präsident Trump sollte sich im Klaren darüber sein, dass der
NATO-Gipfel ein Treffen unter Freunden ist. Das Treffen mit dem
potenziellen Gegner des Bündnisses kommt erst noch am kommenden
Montag in Helsinki."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





MILITÄR/649: NATO braucht starken europäischen Pfeiler


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juli 2018

NATO braucht starken europäischen Pfeiler



Zum Abschluss des NATO-Gipfels in Brüssel können Sie den
verteidigungspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Henning Otte, mit folgenden Worten zitieren:

Die deutsche Sicherheitspolitik stellt sich robuster auf, um ihre
eigene Verteidigungsfähigkeit zu stärken. Es war richtig, daran
festzuhalten, das gesamte Spektrum an breiten militärischen
Fähigkeiten in der Struktur der Bundeswehr vorzuhalten. Hierauf
können wir nun aufbauen. Die NATO ist der wichtigste Pfeiler unserer
Verteidigung. Die USA sind und bleiben unser wichtigster
außereuropäischer Partner. Aber die sprunghaften Diskussionen auch
mit dem US Präsidenten Donald Trump beim aktuellen NATO-Gipfel
zeigen, wie wichtig ein eigener starker europäischer Pfeiler
innerhalb der NATO ist. Deutschland sollte hier weiter mit sichtbar
gutem Beispiel voran gehen. Auch deswegen ist es wichtig , dass wir
den Verteidigungshaushalt in den kommenden Jahren konsequent weiter
erhöhen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





RECHT/864: BGH-Grundsatzentscheidung zur Vererbbarkeit des digitalen Nachlasses zu begrüßen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juli 2018

BGH-Grundsatzentscheidung zur Vererbbarkeit des digitalen
Nachlasses zu begrüßen

Erben haben Zugriff auf Facebook-Konto wie auf Briefe oder andere
Schriftstücke von Verstorbenen



Der Bundesgerichtshof (BGH) hat am heutigen Donnerstag zu der Frage
entschieden, ob Eltern das Recht haben, auf den Facebook-Account
ihres verstorbenen Kindes zuzugreifen. Hierzu erklärten der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Stephan
Harbarth und die rechtspolitische Sprecherin Elisabeth
Winkelmeier-Becker:

"Mit seinem heutigen Urteil zur rechtlichen Bewertung des digitalen
Nachlasses hat der Bundesgerichtshof eine grundlegende
Richtungsentscheidung getroffen. Wir begrüßen das heutige Urteil der
Karlsruher Richter. Es macht deutlich, dass Maßstäbe und
Wertentscheidungen, die wir im Erbrecht für analoge Fallgestaltungen
getroffen haben, auch für Gegenstände des digitalen Erbes gelten.

Dabei teilen wir den Ansatz des III. Zivilsenats. Für
Wertentscheidungen im digitalen Kontext ist es richtig, zunächst
einen Vergleich zur analogen Welt zu ziehen. Auch dort ist es dem
Erben im Wege der Gesamtrechtsnachfolge nach
§ 1922 Abs. 1 BGB nicht verwehrt, etwa Tagebücher und Briefwechsel
des Erblassers mit Dritten einzusehen. Es ist zu begrüßen, dass der
BGH die Geltung dieses Grundsatzes auch für den digitalen Nachlass
klarstellt. Eine entsprechende Herangehensweise an die rechtliche
Bewertung und Einordnung digitaler Sachverhalte ist aus unserer Sicht
auch in übrigen Feldern der Plattformregulierung wünschenswert.

Der BGH hatte mit seiner Entscheidung ein Problem zu bewerten, das
auch in der Politik diskutiert wird. Ein entsprechender
Handlungsauftrag zur rechtssicheren gesetzlichen Regelung der
Vererbbarkeit digitalen Eigentums ist Bestandteil des
Koalitionsvertrags. Als Gesetzgeber werden wir nun zu prüfen haben,
ob im Lichte der heutigen BGH-Entscheidung weiterer gesetzgeberischer
Handlungsbedarf besteht. Wir erwarten, dass sich auch das BMJV dieser
Prüfung annimmt. Für legislative Klarstellungen spricht der Umstand,
dass die digitale Lebenswirklichkeit absehbar eine Vielzahl ähnlich
grundsätzlicher Fragen aufwerfen wird. Daher ist auch der Gesetzgeber
aufgerufen, ein möglichst hohes Maß an Rechtssicherheit in der
digitalen Lebenswirklichkeit zu gewährleisten.

Wir alle hinterlassen digitale Spuren im Netz. Gerade für die
jüngeren Generationen wird der digitale Nachlass von erheblicher
Bedeutung sein, wenn es um die Regelung erbrechtlicher Fragen geht.
Die Entscheidung des BGH macht zugleich deutlich, dass der Einzelne
im digitalen Zeitalter auch mit Blick auf den Todesfall seine Daten
aufmerksam verwalten muss. Hier wird insgesamt ein Bewusstseinswandel
erfolgen. Entsprechende rechtspolitische Grundsatzentscheidungen wie
der heutige Richterspruch sind daher ein Schritt in die richtige
Richtung."

Hintergrund:

Die am heutigen Donnerstag ergangene Entscheidung des
Bundesgerichtshofs (Az. III ZR 183/17) wurde weit über die
IT-interessierten Kreise hinaus mit Spannung erwartet. Schließlich
wurde vom BGH eine grundlegende Entscheidung zum Verhältnis des
Fernmeldegeheimnisses und erbrechtlichen Ansprüchen Hinterbliebener
erwartet. Im zu Grunde liegenden Fall hatte es Facebook der Mutter
verboten, auf den im sog. Gedenkmodus befindlichen Account ihrer
verstorbenen Tochter zuzugreifen. Während das Berliner Landgericht
zunächst der Mutter Recht gab, hob das Kammergericht diese
Entscheidung in zweiter Instanz auf. Der Bundesgerichtshof hat nun
entschieden, dass die erbrechtlichen Ansprüche der Hinterbliebenen
auch den Zugriff auf das Facebook-Konto der verstorbenen Tochter
umfassen. Das Urteil liegt noch nicht im Volltext vor.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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ARBEIT/1799: Managergehälter an Löhne koppeln


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2018

Managergehälter an Löhne koppeln



"Die DAX-Chefs verdienen so viel wie nie, während die Reallöhne stagnieren und fast jeder zweite Rentner mit weniger als 800 Euro im Monat abgespeist wird. Diese perverse Entwicklung gefährdet den sozialen Frieden und muss endlich gestoppt werden. Ein Vorstandsmitglied sollte nicht mehr als das 20-fache dessen verdienen, was ein Arbeiter in der untersten Gehaltsgruppe im selben Unternehmen bekommt. Würde man eine solche Regel zum Gesetz machen, wäre schnell Schluss mit Lohndumping in Konzernen", kommentiert Sahra Wagenknecht die Studie der Deutschen Schutzvereinigung Wertpapierbesitz (DSW) zur Entwicklung der Vorstandsgehälter in DAX-Unternehmen. Die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Im Schnitt verdienten DAX-Vorstände im letzten Jahr das 52-fache ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Nach einer Studie der Hanns Böckler Stiftung war es gar das 71-fache. Manche Manager streichen in wenigen Monaten so viel ein wie ein Beschäftigter in seinem ganzen Erwerbsleben verdient. Das hat nichts mit Leistungsgerechtigkeit zu tun, sondern mit Politikversagen. Wer in Wahlkämpfen regelmäßig über exorbitante Managergehälter wettert, aber in der Regierung nie etwas liefert, muss sich über sinkende Zustimmungswerte nicht wundern."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Juli 2018
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AUSSEN/1759: Für eine globale Friedensordnung ohne die Nato


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2018

Für eine globale Friedensordnung ohne die Nato



"Die Bundesregierung hat der weiteren Eskalationspolitik der Nato gegenüber Russland auf dem Gipfel in Brüssel nichts entgegengesetzt, und das ist ein fatales Signal gegen eine dringend benötigte Abrüstungs- und Entspannungspolitik für Europa. Im Gegenteil, der Ton gegenüber Russland wird noch einmal verschärft, auch durch die erneuten Vorwürfe in der Abschlusserklärung, Russland sei für die Giftattacke im britischen Salisbury verantwortlich, dabei liegen der Bundesregierung bis heute keine Beweise der britischen Regierung dazu vor", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Auch das Zwei-Prozent-Ziel der Nato wird von der Bundesregierung nicht in Frage gestellt - trotz anderslautender Behauptungen des Koalitionspartners SPD. Es zeigt sich deutlich, die Nato ist ein Kriegsbündnis, das nicht zu mehr Stabilität und Vertrauen beiträgt, sondern für neue militärische Auseinandersetzungen und Interventionen aufrüstet.

Es ist auch ein Skandal, dass die irrsinnige Forderung Trumps nach Rüstungsausgaben von sogar vier Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) von deutscher Seite unwidersprochen geblieben ist. Deutschland wird mit dem neuen Nato-Logistikzentrum in Ulm Dreh- und Angelpunkt für das gegen Russland immer aggressiver auftretende Bündnis.

Das pathologische Festhalten an einem Militärbündnis aus der Zeit des Kalten Krieges trägt ebenso wenig zu einem Zukunftsprojekt für Europa bei wie die verstärkte Militarisierung der EU und die enge Nato-Kooperation. Stattdessen setzt sich DIE LINKE für ein neues kollektives Sicherheitssystem unter Einschluss von Russland ein, für eine gemeinsame Abrüstungs- und Entspannungspolitik in Europa. Denn die Menschen in Deutschland und in ganz Europa brauchen keine neuen Rüstungsgüter und panzerfeste Straßen, sondern eine gute zivile Infrastruktur, bezahlbaren Wohnraum, gute Pflege, sichere Renten und stabile Sozialsysteme, für die jetzt schon an allen Ecken und Enden Geld fehlt."

 * 
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EUROPA/1631: EU ist sich nur noch einig, wenn es gegen Flüchtlinge geht


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2018

EU ist sich nur noch einig, wenn es gegen Flüchtlinge geht



"Auf der Achse Berlin-Wien-Rom wird nur noch darüber diskutiert, wie man Flüchtlinge fernhalten oder in Lager stecken kann. Immer offener wird das Grundrecht auf Asyl und das internationale Flüchtlingsrecht als lästige Angelegenheit behandelt, die man am liebsten loswerden möchte", kommentiert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, das heutige EU-Innenminister-Treffen und Berichte über die Begegnung der Innenminister von Deutschland, Österreich und Italien über Zurückweisungsabkommen. Jelpke weiter:

"Die EU kann sich schon lange nicht mehr auf ein solidarisches Verhalten untereinander einigen. Der kleinste gemeinsame Nenner besteht nur noch darin, gemeinsam gegen Flüchtlinge vorzugehen. Das läuft auf die Beerdigung aller humanistischen Werte hinaus, auf die sich EU-Politiker in Sonntagsreden so gern berufen.

Internierungszentren innerhalb Europas und Lager in Nordafrika, um das Asylrecht komplett auszulagern - mehr fällt der EU nicht mehr ein. Das ist erbärmlich. Dabei gibt es sehr wohl Alternativen: Die Innenminister müssten entschlossen und offensiv das nationale und internationale Recht verteidigen und bekräftigen, dass jeder Mensch, der Asyl beantragt, einen bedingungslosen Anspruch auf ein faires Verfahren hat und dafür einen legalen und sicheren Weg nach Europa verdient. Das wäre eine Leistung, auf die Europa tatsächlich stolz sein könnte. Abschottung hingegen nimmt nicht nur weitere Tote in Kauf, sondern ist der Abgesang der EU.

 * 

Quelle:
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MEDIEN/150: Anmaßung von Facebook auch politisch zurückweisen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2018

Anmaßung von Facebook auch politisch zurückweisen



"Das Urteil des Bundesgerichtshofs, nach dem Erben Anspruch auf den Zugriff auf Facebook-Konten verstorbener Angehöriger haben, ist zu begrüßen. Gleichzeitig verweist es aber auch auf schwerwiegende Versäumnisse der Politik. Es ist an der Zeit, dass die Bundregierung die Fragen des digitalen Erbes regelt", erklärt Amira Mohamed Ali, Sprecherin der Fraktion DIE LINKE für Verbraucherschutz. Mohamed Ali weiter:

"Es ist eine Anmaßung, dass Facebook sich zwischen die Angehörigen und die Verstorbenen drängt. Die Daten verstorbener User dürfen nicht der Willkür von Großkonzernen überlassen werden. In dem verhandelten Fall hatten die Eltern eines verstorbenen Mädchens bereits zu Lebzeiten ihrer Tochter das Passwort für ihr Facebook-Konto. Dennoch wurde ihnen der Zugriff vom Unternehmen verweigert.

Klar ist, dass weiterhin Regelungsbedarf besteht. Im Koalitionsvertrag von Union und SPD findet sich zwar eine Ankündigung, den digitalen Nachlass regeln zu wollen. Bislang aber ist es bei dieser Ankündigung geblieben. DIE LINKE wird die Bundesregierung drängen, eine umfassende Regelung des digitalen Erbes vorzunehmen. Ziel muss es sein, die Persönlichkeitsrechte und die besondere Vertrauensstellung zwischen Angehörigen vor der Willkür von Internet-Unternehmen zu schützen."

 * 

Quelle:
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RECHT/527: Der Generalstaatsanwalt darf die Auslieferung Puigdemonts nicht bewilligen 


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2018

Der Generalstaatsanwalt darf die Auslieferung Puigdemonts nicht bewilligen



"Der Fall Puigdemont war und ist nach wie vor politisch motiviert und kann auch nur politisch gelöst werden. Die Entscheidung des OLG Schleswig-Holstein ist in ihrer Konsequenz falsch. Die deutsche Justiz darf nicht Handlanger des spanischen Staates werden", erklärt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Entscheidung des OLG Schleswig-Holstein zur Auslieferung Puigdemonts. Nastic weiter:

"Der Generalstaatsanwalt muss und kann die Auslieferung verweigern, denn das OLG hat auch richtigerweise entschieden, dass eine Auslieferung wegen Rebellion unzulässig ist. Das Zuhilfeziehen steuer- und finanzrechtlicher Straftatbestände läuft leer, da diese in einem unmittelbaren Zusammenhang mit den Separatismusbestrebungen stehen.

Eine Auslieferung Carles Puigdemonts würde die Stimmung anheizen. Vielmehr muss es eine politische Lösung geben, die auf europäischer Ebene verhandelt wird. Dafür sollte die Bundesregierung ihre Kraft und ihre Bestrebungen einsetzen. Und letztlich stellt sich im vorliegenden Fall doch die Frage: Warum wird ein demokratisch gewählter Politiker in Deutschland festgenommen? Ist das europäische Rechtsstaatlichkeit?"

 * 
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SOZIALES/2533: 48 Prozent der Rentner bekommen unter 800 Euro


DIE LINKE - Presseerklärung vom 12. Juli 2018

48 Prozent der Rentner bekommen unter 800 Euro



Einer Anfrage der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag zufolge erhielten rund 8,6 Millionen Rentnerinnen und Rentner im Jahr 2016 eine Altersrente von unter 800 Euro monatlich. Dazu erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Es ist im wahrsten Sinne des Wortes ein Armutszeugnis für die Bundesregierung, dass fast jeder zweite Rentner in einem der reichsten Länder der Welt mit unter 800 Euro im Monat auskommen muss. Das sind die Folgen der katastrophalen Politik der Bundesregierung. Durch das fortgesetzte Aushöhlen der gesetzlichen Rente und dem viel zu niedrigen Mindestlohn ist die Altersmut vorprogrammiert. Ein Mindestlohn unter 12 Euro führt sicher in die Altersarmut, das hat die Bundesregierung selber ausgerechnet.

Es grenzt an Zynismus, wenn das Bundesarbeitsministeriums darauf verweist, dass Rentnerinnen und Rentner noch andere Einkommensquellen wie Einnahmen von anderen Haushaltsmitgliedern haben könnten. Die gesetzliche Rente muss vor Armut schützen und den Lebensstandard der Menschen sichern. Es ist skandalös wenn Menschen im Alter bei Hamburger-Ketten arbeiten oder Zeitungen austragen müssen, weil die Rente hinten und vorne nicht reicht.

DIE LINKE fordert die Anhebung des Rentenniveaus auf 53 Prozent, eine solidarische Mindestrente in Höhe von 1050 Euro und 12 Euro Mindestlohn. Denn die Hungerlöhne von heute sind die Armutsrenten von morgen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Presseerklärung vom 12. Juli 2018
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WIRTSCHAFT/2083: GroKo darf Windkraftbranche nicht das Genick brechen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2018

GroKo darf Windkraftbranche nicht das Genick brechen



"Die mutlose Energiewende-Politik der alten und neuen GroKo zeigt ihre ersten negativen Folgen. Das Ausbremsen des Windkraft-Ausbaus zugunsten der alten Kohle- und Atomkonzerne sind in Zeiten des Kohleausstiegs und verfehlter Klimaziele der völlig falsche Kurs. Den Preis für schlecht gemachte Gesetze zahlen die Beschäftigen mit einer unsicheren Zukunft, Arbeitsplatzabbau, Einkommenseinbußen und zunehmendem Stress im Job", kommentiert Lorenz Gösta Beutin, Sprecher für Energie- und Klimapolitik der Fraktion DIE LINKE und Sprecher seiner Partei in Schleswig-Holstein, die aktuelle Betriebsräte-Umfrage der IG Metall Küste bei den Beschäftigten der Windindustrie in Norddeutschland. Beutin weiter:

"Die Einschätzungen der Betriebsräte zur Marktentwicklung der Windbranche in Deutschland sind ein Beleg für den verheerenden Schaden, den die große Koalition in der letzten Legislaturperiode angerichtet hat. Der aktuelle Koalitions-Hickhack, wie die Uneinigkeit bei Windkraft-Sonderausschreibungen und beim Ausschreibungsdesign, gießt weiter Öl ins Feuer. Die Ausbaudeckel bei der Windenergie drücken die Stimmung zu Boden, es werden Fusionen, Übernahmen, Pleiten und Abwanderungen ins Ausland befürchtet.

Die Umstellung von der festen Ökostrom-Förderung auf das marktbasierte Ausschreibungssystem ist dabei, dem Standort Deutschland das Genick zu brechen. Schlecht gemachte Regelungen verunsichern die Branche weiter massiv, nicht nur im Norden, sondern im ganzen Land. Zwei Jahre nach Einführung des Ausschreibungssystems weht heute ein zunehmend rauer Wind in den Betrieben. Der Kostendruck steigt, es wird an Qualität, Service und Produktionsmitteln gespart. Auch die Unfallgefahr nimmt zu. Darunter leidet nicht nur die Produktqualität, auch steigt das Stresslevel am Arbeitsplatz.

Grüne Energie gibt es nur mit roten Rezepten. DIE LINKE fordert die Abschaffung des Ausschreibungssystems, eine Beschleunigung der Energiewende und Planungssicherheit, gute Arbeit in Windkraftunternehmen, keine prekäre Beschäftigung und sichere Arbeitsplätze."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7365: Heute im Bundestag Nr. 515 - 12.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 515

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.35 Uhr

1. Risikobewertung von Climate Engineering

2. Wirtschaftseinfluss auf die Politik

3. 14.600 Stellen in Veterinärverwaltungen

4. Jagdgesetz in Thüringen



1. Risikobewertung von Climate Engineering

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Der Bundesregierung liegt derzeit kein vollständiges
und ausreichend gesichertes Bild zu einzelnen Risikoaspekten von
Climate Engineering (CE) vor. Zudem besteht derzeit keine ausreichende
Wissensgrundlage, um eine Bewertung hinsichtlich der Erprobung und
Anwendung diskutierter Ansätze und Technologien beziehungsweise einer
Rolle bei der Bewältigung des Klimawandels vorzunehmen. Die Forschung
hat grundlegende Risiken aufgedeckt. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/3149) auf die Kleine Anfrage (19/2586) von
Bündnis 90/Die Grünen.

Die Grünen hatten unter anderem gefragt, welche Definition von Geo-
beziehungsweise Climate Engineering die Bundesregierung verwende,
welche Risiken für Umwelt, Gesundheit und Biodiversität bestehen
würden, sowie welche Gefahren für Frieden und Menschenrechte die
Bundesregierung bei der Anwendung des Geoengineering sehe.

Die Bundesregierung setze vor diesem Hintergrund in ihrer nationalen
und internationalen Klimapolitik auf die Minderung von
Treibhausgasemissionen, den Erhalt und die Verbesserung der
natürlichen Senkenleistung sowie auf Anpassungsmaßnahmen.

Die Bundesregierung unterstreicht, dass insbesondere eine summarische
Einschätzung von Geoengineering angesichts der vielen
Bewertungsdimensionen, des sehr unterschiedlichen Charakters und der
vielfach noch ungeprüften Annahmen hinsichtlich der Realisierbarkeit
einzelner unter CE subsumierter Methoden als nicht zielführend
erscheine. Vorliegende Studien basierten in der Regel auf
Modellannahmen und böten erste Einschätzungen zu grundlegenden, teils
erheblichen Risiken verschiedener, dem CE zugeordneten
Technologieansätzen. Die Studien zeigten zudem, dass bei der Bewertung
von Risiken auch Aspekte wie Machbarkeit, Wirksamkeit, Akzeptanz,
Kosten, internationale Abstimmung (Governance) sowie ethische und
rechtliche Fragen differenziert betrachtet werden müssten. Insgesamt
würden die Studien zu all diesen Aspekten noch einen erheblichen
Forschungsbedarf aufweisen.

Geoengineering sei ein inhaltlich breiterer Begriff, der auch
großangelegte Maßnahmen umfasse, die nicht auf eine Beeinflussung des
Klimas zielen würden. Unter Climate Engineering (CE) würden gezielte
großskalige, technische Eingriffe in das Klimasystem der Erde
zusammengefasst. Die Bundesregierung unterscheide zwischen
Technologien zur ursächlichen Rückführung des menschengemachten
Klimawandels einerseits und Technologien zu seiner symptomatischen
Kompensation andererseits. Die erste Gruppe umfasse Methoden der
Entnahme von Treibhausgasen - zuvorderst Kohlenstoffdioxid (CO2) - aus
der Atmosphäre. Sie würden daher als Greenhouse Gas Removal (GGR) oder
- im Falle der Beschränkung auf CO2 - als Carbon Dioxide Removal (CDR)
bezeichnet. Die Technologien der zweiten Gruppe würden unter Solar
Radiation Management (SRM) subsumiert. Sie zielten darauf ab, die
globale Strahlungsbilanz und damit die globale Temperatur
technologisch direkt zu beeinflussen. Der Begriff CE fasse damit ein
sehr breites Spektrum technologischer Ansätze zusammen.

Forschungsbedarf bestehe aus Sicht der Bundesregierung im Hinblick auf
das gesamte Spektrum der unter CE diskutierten Ansätze und
Technologien. Wegen der grundsätzlichen Unterschiede zwischen den
einzelnen Ansätzen und Technologien sei es wichtig, dass hierbei eine
differenzierte Betrachtung stattfinde. Die Forschung sollte geeignet
sein, die Bewertungskompetenz in Bezug auf Potenzial und
Umsetzbarkeit, Risiken sowie Wechselwirkungen mit anderen
Nachhaltigkeitszielen und komplexen und weitreichenden
Wirkungszusammenhängen im Erd- und Klimasystem zu erhöhen. Um hier zu
angemessenen Bewertungen zu kommen, sollte die Forschung inhaltlich
und disziplinär übergreifend angelegt sein und gleichermaßen
naturwissenschaftliche, technische wie auch gesellschaftliche,
politische, ethische, ökonomische und rechtliche Fragestellungen
aufgreifen.

 * 

2. Wirtschaftseinfluss auf die Politik

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die nachgefragten Daten umfassen Geschäfts- und
Betriebsgeheimisse der Auftragnehmer und wurden daher als
Verschlusssache "VS - Nur für den Dienstgebrauch"eingestuft. Alle dort
aufgeführten Aufträge an Unternehmen wurden gemäß den
vergaberechtlichen Vorschriften vergeben. Soweit von einer
öffentlichen Ausschreibung abgesehen wurde, erfolgte dies unter
Anwendung der vergaberechtlichen Ausnahmetatbestände. Das schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3200) auf die Kleine Anfrage der
Linken (19/2763) und führt in ihrer Antwort in Anlage 1 zahlreiche
Tabellen mit Zuwendungsempfängern, Themen und Bewilligungssummen auf.

Die Linke hatte in ihrer Kleinen Anfrage argumentiert, dass die Causa
Volkswagen und der Dieselskandal die Frage nach dem Einfluss von
Unternehmen und Unternehmensverbänden auf die Politik aufwerfe. Das
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) vergebe jährlich
mehrere Milliarden Euro an Zuwendungen, Aufträgen und anderen
staatlichen Zuschüssen. Dabei spielten Unternehmen,
Unternehmensverbände sowie diesen nahestehende Organisationen eine
große Rolle.

Die Bundesregierung betont, dass nach einer exemplarischen Auswertung
der rund 70 größten Stiftungen, deren Errichtung durch ein Unternehmen
beziehungsweise eine Unternehmenspersönlichkeit erfolgte, das BMBF
keine Aufträge im erfragten Zeitraum an diese Stiftungen vergeben
habe.

Lückenlose und umfassende Aufstellungen über den erfragten Zeitraum
von fünf Jahren zu allen vom BMBF beziehungsweise von Unternehmen und
Unternehmensverbänden und Organisationen seien nicht rekonstruierbar.
Die Teilnehmerzahl von Auftaktveranstaltungen zu neuen
Förderprogrammen oder bei vom BMBF veranstalteten Fachkongressen
könnten mehrere hundert oder tausend Personen umfassen. Eine
Anwesenheitsliste werde nicht regelmäßig geführt. Das BMBF lasse sich
anlässlich der Teilnahme von Mitgliedern der Leitungsebene des BMBF
bei Veranstaltungen von Unternehmen auch keine solchen vorlegen.

Die Bundesregierung stellt in ihrer Antwort grundsätzlich fest, dass
Forschung und Innovation zentrale Schlüsselfaktoren für den heutigen
und künftigen Wohlstand in Deutschland seien. Die Wirtschaft trage mit
eigenen Mitteln rund zwei Drittel zu den Ausgaben für Forschung und
Entwicklung in Deutschland bei. Dies seien im Jahr 2016 rund 62,8
Milliarden Euro mit steigender Tendenz. Mit im Vergleich dazu deutlich
kleineren Summen fördere das BMBF Empfänger der gewerblichen
Wirtschaft gezielt bei Verbundforschungsvorhaben, bei denen
Wirtschaft, Hochschulen und außeruniversitäre Forschungseinrichtungen
miteinander kooperieren und so die Stärken der Forschungsakteure in
Deutschland zusammenwirken können.

Im Jahr 2017 habe es sich um rund 940 Millionen Euro zugunsten von
mehr als 8.000 Vorhaben und mehr als 5.000 einzelnen Empfängern der
gewerblichen Wirtschaft gehandelt, hierunter viele kleinere und
mittlere Unternehmen. Dies seien rund 5,3 Prozent der Gesamtausgaben
des BMBF im vergangenen Jahr. Die Bundesregierung sei bestrebt, ihre
Forschungsförderung an den bestehenden gesellschaftlichen Bedürfnissen
und Herausforderungen auszurichten und sich abzeichnende Entwicklungen
zu erfassen und zu adressieren. Sie sei überzeugt, dass hierfür der
frühzeitige Dialog mit allen relevanten Akteuren aus Wissenschaft,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft im Stadium der Sachverhaltsermittlung
sinnvoll und unter Transparenzgründen geboten sei.

 * 

3. 14.600 Stellen in Veterinärverwaltungen

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/PK) In den Veterinärverwaltungen der Bundesländer waren
2017 insgesamt 14.600 Stellen ausgewiesen. Die Länder beschäftigen
Personal in den Bereichen Lebensmittel, Futtermittel, Tiergesundheit,
Tierschutz sowie Pflanzengesundheit, wie aus der Antwort (19/3195) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2820) der FDP-Fraktion
hervorgeht.

Bundesweit unterlagen den Angaben zufolge rund 1,2 Millionen
registrierte Betriebe der Lebensmittelüberwachung, davon die weitaus
meisten in Bayern (rund 240.000) und Baden-Württemberg (rund 239.000).

 * 

4. Jagdgesetz in Thüringen

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Novellierung des Jagdgesetzes in Thüringen
befasst sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3306). Mit
der geplanten Gesetzesänderung solle unter anderem der Einsatz von
bleihaltiger Munition untersagt werden. Viele Jagdgewehre seien jedoch
für den Einsatz bleifreier Munition ungeeignet.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, ob
Umweltschäden durch Bleimunition in Studien belegt sind.

 * 
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BUNDESTAG/7364: Heute im Bundestag Nr. 514 - 12.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 514

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Juli 2018, Redaktionsschluss: 13.19 Uhr

1. Monopolkommission legt Gutachten vor

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

3. Durchsuchung bei Wiens Geheimdienst

4. Ausreisepflichtige und geduldete Personen



1. Monopolkommission legt Gutachten vor

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/PEZ) Die Monopolkommission hat mit Blick auf das
Online-Angebot öffentlich-rechtlicher Rundfunkanstalten eine präzisere
Definition des publizistischen Auftrags empfohlen. Dies sei notwendig,
um den Anforderungen an einen wirksamen und diskriminierungsfreien
Schutz des unverfälschten Wettbewerbs und der privaten Marktteilnehmer
Rechnung zu tragen, schreibt die Kommission in ihrem von der
Bundesregierung als Unterrichtung vorgelegten 22. Hauptgutachten
(19/3300). Der Auftrag müsse so klar definiert sein, dass die privaten
Wettbewerber der Rundfunkanstalten ihre Tätigkeiten planen könnten und
die Behörden diesen Wettbewerb kontrollieren könnten. Die Kommission
rät weiter dazu, private Anbieter in die Auftragsdefinition
einzubeziehen. Sie sieht auch bei jüngeren Entwicklungen und
Beschlüssen, die etwa aus Einigungen der Ministerpräsidenten
hervorgingen, die Gefahr, dass private Akteure verdrängt werden.

Die Kommission hatte sich in ihrem Gutachten gesondert den
Entwicklungen im Bereich audiovisueller Medien gewidmet. Grundsätzlich
geht sie davon aus, dass der Markteintritt zahlreicher neuer Anbieter
in dem Bereich die Meinungsvielfalt stärkt. Die
Regulierungsbestimmungen seien allerdings nicht auf der Höhe der Zeit,
in der Tendenz gebe es Deregulierungsbedarf.

In dem Hauptgutachten geht die Monopolkommission zudem auf die
Konzentrationsentwicklung und die Arbeit von Kartellbehörden ein sowie
auf aktuelle wettbewerbspolitische Themen. So beschreiben die Experten
etwa die Problematik von Preisalgorithmen und die damit verbundenen
Herausforderungen für die wettbewerbsökonomische Kontrolle von
Marktteilnehmern. Sie regen an, Verbraucherschutzverbänden das Recht
einzuräumen, kartellbehördliche Sektoruntersuchungen zu initiieren.
Außerdem sollte die Haftung von Dritten geprüft werden, beispielsweise
IT-Dienstleistern, die an der Entwicklung solcher Algorithmen
beteiligt sind - etwa dann, wenn Verbraucher durch algorithmische
Preissetzungen Nachteile erleiden.

In Fragen der Preisregulierung von Apotheken und
Arzneimittelgroßhändlern hat sich die Monopolkommission dafür
ausgesprochen, den Versan handel mit verschreibungspflichtigen
Medikamenten zu erlauben - anders als im Koalitionsvertrag vorgesehen.

 * 

2. Politisch rechts motivierte Straftaten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um politisch rechts motivierte Straftaten geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/3153) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/2775). Danach waren drei von insgesamt 23 in
der Kleinen Anfrage aufgeführten Straf- und Gewalttaten aus den Jahren
2016 bis 2018 im Kriminalpolizeilichen Meldedienst als Fälle politisch
rechts motivierter Kriminalität erfasst. Zugleich weist die
Bundesregierung in der Antwort darauf hin, dass die Fallzahlen für
2018 bis Ende Januar kommenden Jahres "vorläufigen Charakter haben, es
also zu Nachmeldungen kommen kann".

 * 

3. Durchsuchung bei Wiens Geheimdienst

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine Durchsuchung von Räumlichkeiten des Bundesamtes
für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung (BVT) in Österreich
ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/3154) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2777). Wie die Fraktion darin
schrieb, wurden bei der Durchsuchung am 28. Februar 2018 Akten und
elektronische Datenträger sichergestellt.

Dazu führt die Bundesregierung aus, dass im Rahmen der Untersuchung
der BVT-Räumlichkeiten eine Festplatte mit Daten beschlagnahmt worden
sei. Welche Daten dies sind, entziehe sich ihrer Kenntnis, schreibt
die Bundesregierung weiter. Der Generalsekretär des österreichischen
Justizministeriums habe "öffentlich erklärt, es sei auszuschließen,
dass Daten aus Deutschland betroffen seien".

 * 

4. Ausreisepflichtige und geduldete Personen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende April haben sich ausweislich des
Ausländerzentralregisters (AZR) 232.838 ausreisepflichtige Personen in
Deutschland aufgehalten, von denen 171.584 eine Duldung hatten. Dies
geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/3150) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/2626) hervor. Danach waren 61.279 der
Ausreisepflichtigen, von denen 48.774 eine Duldung hatten, im Alter
unter 18 Jahren.

 * 
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BUNDESTAG/7363: Heute im Bundestag Nr. 513 - 12.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 513

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Juli 2018, Redaktionsschluss: 10.45 Uhr

1. Die Summe aller Target-Salden ist null

2. Teilzeitstellen in Staatsunternehmen

3. Rentenpläne der Koalition

4. Anerkennung von Wohnkosten

5. Sanktionspraxis in Brandenburg

6. Zielvereinbarungen in Jobcentern

7. Verwendung der Ausgleichsabgabe



1. Die Summe aller Target-Salden ist null

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bei den Target 2-Salden handelt es sich nicht um
Kreditgeschäfte oder Finanzhilfen aus öffentlichen Haushalten. Dies
stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3244) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/2848) fest. Über das Target 2-System
könne keine Liquidität geschaffen werden. Vielmehr würden die Target
2-Salden systeminterne Verrechnungssalden innerhalb des Eurosystems
dar. "Die Summe aller Target 2-Salden ist null", schreibt die
Regierung. An Spekulationen über den Austritt von Mitgliedstaaten aus
der Wirtschafts- und Währungsunion will sich die Regierung nicht
beteiligen, heißt es in der Antwort auf die Frage der AfD-Fraktion,
die sich nach den Folgen der hohen Staatsschulden von Italien (2,14
Billionen Euro) erkundigt und auch auf die Target 2-Verbindlichkeiten
des Landes in Höhe von 442,5 Milliarden Euro hingewiesen hatte.
Erwähnt worden auch waren die spanischen Target-Verbindlichkeiten in
Höhe von 381 Milliarden Euro.

 * 

2. Teilzeitstellen in Staatsunternehmen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In den 74 Unternehmen mit direkter und indirekter
Beteiligung des Bundes gibt es 133.431 Teilzeitbeschäftigte. Die Zahl
der Vollzeitbeschäftigten habe zum Jahresende 2017 478.244 betragen,
erläutert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3255) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2403). Angaben
zu den befristet Beschäftigten (auch sachgrundlos) kann die Regierung
nur unvollständig geben, da Deutsche Post und zum Teil auch Deutsche
Telekom keine Angaben gemacht hätten.

In der Bundesverwaltung soll die Zahl der sachgrundlos befristeten
Beschäftigungsverhältnisse reduziert werden. Derzeit seien noch 2,5
Prozent der Beschäftigten der unmittelbaren Bundesverwaltung ohne
Vorliegen eines Sachgrundes befristet beschäftigt.

 * 

3. Rentenpläne der Koalition

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Pläne der Bundesregierung für eine "Mütterrente
II" dienen nicht in erster Linie der Verhinderung von Altersarmut. Das
stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/3008) auf eine Kleine
Anfrage (19/2633) der FDP-Fraktion dar. Bei der Mütterrente gehe es in
erster Linie darum, erziehungsbedingte Nachteile zum Aufbau eigener
Rentenanwartschaften auszugleichen. Sie komme allen Eltern zu Gute,
unabhängig vom Einkommen. Mit der doppelten Haltelinie für
Sicherungsniveau und Beitragssatz in der gesetzlichen
Rentenversicherung soll ein angemessenes Verhältnis zwischen Löhnen
und Renten gewahrt bleiben und dafür gesorgt werden, dass
Beitragszahler nicht überfordert werden, schreibt die Regierung
weiter.

 * 

4. Anerkennung von Wohnkosten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahresdurchschnitt 2017 lagen bei bundesweit rund
588.000 Bedarfsgemeinschaften die anerkannten unter den tatsächlichen
Unterkunfts- und Heizkosten, dies sind rund 18 Prozent aller 3,26
Millionen Bedarfsgemeinschaften. Das teilt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/3073) auf eine Kleine Anfrage (19/2536) der Fraktion
Die Linke mit. Für diese Bedarfsgemeinschaften hat sich demnach im
Jahr 2017 eine Differenz von rund 560 Millionen Euro zwischen
tatsächlichen und angemessenen Unterkunfts- und Heizkosten ergeben.
Bezogen auf die genannten 588.000 Bedarfsgemeinschaften bedeutet dies
eine durchschnittliche monatliche Differenz von 80 Euro
beziehungsweise von 14 Euro bezogen auf alle Bedarfsgemeinschaften.

 * 

5. Sanktionspraxis in Brandenburg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Sanktionspraxis im Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch des Landes Brandenburg interessiert sich die
AfD-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/3103) fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach Umfang und Gründen der
Sanktionierungen.

 * 

6. Zielvereinbarungen in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach Anreizsystemen und Zielvereinbarungen in
Jobcentern fragt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/3263). Sie will von der Bundesregierung unter anderem erfahren, ob
jedes Jobcenter regulär eine Zielvereinbarung mit der Bundesagentur
für Arbeit abschließt und ob es Musterverträge dafür gibt.

 * 

7. Verwendung der Ausgleichsabgabe

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/3303)
zur Verwendung der Ausgleichsabgabe durch die Integrationsämter
gestellt. Darin will sie von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie sich die Erwerbsquote der schwerbehinderten Menschen seit 2013
verändert hat. Ferner fragt sie nach den Organisationsstrukturen in
den Integrationsämtern.

 * 
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BUNDESTAG/7362: Heute im Bundestag Nr. 512 - 12.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 512

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Juli 2018, Redaktionsschluss: 10.15 Uhr

1. Treibhausgasemissionen im Schiffsverkehr

2. Erbbaurecht im Bundeseisenbahnvermögen

3. Lärmsituation am Flughafen Düsseldorf

4. Kostensteigerung beim Bau der A14

5. Fragen zur elektronischen Patientenakte

6. Ärztliche Versorgung geistig Behinderter

7. Vorbeugende Therapien gegen HIV

8. Fragen zur Konzertierten Aktion Pflege



1. Treibhausgasemissionen im Schiffsverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der Ausstoß von Treibhausgasen im internationalen
Seeverkehr ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/3321). Die Grünen interessieren sich unter anderem
dafür, wie die Bundesregierung Pläne der Internationalen
Seeschifffahrts-Organisation zur Emissionsminderung bewertet.

 * 

2. Erbbaurecht im Bundeseisenbahnvermögen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/3259) Grundstücke des
Bundeseisenbahnvermögens, die im Erbbaurecht an
Eisenbahngenossenschaften vergeben worden sind. Von der
Bundesregierung wollen die Grünen unter anderem Auskunft über die
einzelnen Grundstücke. In der Vorbemerkung kritisieren die Grünen,
dass bei diesen Grundstücken - anders als bei Grundstücken der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben - kein Erstzugriffsrecht für
Kommunen bestünde, "um sich Liegenschaften für den sozialen
Wohnungsbau zu sichern".

 * 

3. Lärmsituation am Flughafen Düsseldorf

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Auswirkungen einer möglichen Ausweitung des
Flugbetriebs am Flughafen Düsseldorf auf die Lärmsituation vor Ort
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/3260). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter anderem
wissen, wie sich Start und Landungen auf die beiden Start- und
Landebahnen verteilten und wie viele Starts und Landungen in den
vergangene Jahren zwischen 22 Uhr und 6 Uhr registriert wurden.

 * 

4. Kostensteigerung beim Bau der A14

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Kostensteigerungen beim Bau eines Abschnitts der
Autobahn 14 zwischen Colbitz und Lüderitz thematisiert die
AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3265). In der Vorbemerkung
verweist die Fraktion auf einen Medienbericht, nach dem die Kosten in
Folge einer Klage des Umweltverbands BUND gestiegen sind. Von der
Bundesregierung will die AfD unter anderem Auskunft über die
Gesamtkosten für den Bau der A14 sowie die Kosten aus gerichtlichen
Umweltauflagen.

 * 

5. Fragen zur elektronischen Patientenakte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Rahmenbedingungen für die von der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) finanzierte elektronische Patientenakte sind
Thema einer Kleinen Anfrage (19/3269) der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. Die elektronische Patientenakte gelte als Schlüsselanwendung
der Digitalisierung im Gesundheitswesen.

Derzeit gebe es verschiedene gesetzliche Grundlagen zur Umsetzung von
durch die GKV finanzierten elektronischen Akten, für die
"elektronische Patientenakte", das "elektronische Patientenfach" sowie
die "elektronische Gesundheitsakte".

Zwar sei mit dem E-Health-Gesetz der Auftrag ergangen, bis zum
Jahresende 2018 die Voraussetzungen zu schaffen, um Daten der
Patienten in einer elektronischen Patientenakte bereitstellen zu
können. Es fehle aber ein einheitlicher Regulierungsrahmen für alle
von der GKV finanzierten elektronischen Akten.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun nach Details eines
möglichen einheitlichen Rechtsrahmens für die elektronische
Patientenakte.

 * 

6. Ärztliche Versorgung geistig Behinderter

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die medizinische Versorgung von geistig Behinderten
ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/3308) der FDP-Fraktion. Kinder und
Erwachsene mit geistiger Behinderung benötigten bei einer
medizinischen Behandlung eine besondere Fürsorge und Betreuung. Viele
Praxen und Krankenhäuser seien darauf nicht eingerichtet.

Mit der Regelung für eine Ermächtigung sozialpädiatrischer Zentren für
Kinder sowie der Ermächtigung medizinischer Zentren für Erwachsene
werde eine umfassende Gesundheitsversorgung für Menschen mit geistiger
Behinderung oder Mehrfachbehinderung angestrebt.

Die Abgeordneten erkundigen sich bei der Bundesregierung nun nach Zahl
der beantragten Ermächtigungen und der medizinischen Versorgungslage
für geistige Behinderte.

 * 

7. Vorbeugende Therapien gegen HIV

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Vorbeugende Therapien gegen die
Immunschwächekrankheit HIV sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/3316)
der FDP-Fraktion. Studien zeigten die Wirksamkeit einer neuen
Präventionsmethode, der Prä-Expositionsprophylaxe (PrEP), also der
vorbeugenden Einnahme von antiretroviralen Arzneimitteln zum Schutz
vor einer Ansteckung.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun mehr wissen über
diese präventive Behandlung, die Kosten und Erfolgsaussichten.

 * 

8. Fragen zur Konzertierten Aktion Pflege

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/3322) nach Details der Konzertierten Aktion
Pflege (KAP). Die Bundesregierung soll sich zur Organisation, den
Arbeitsaufträgen und Inhalten äußern.

 * 
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BUNDESTAG/7361: Heute im Bundestag Nr. 511 - 12.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 511

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Förderung durch Bundesprogramm

2. Männeranteil bei Kita-Betreuern steigt

3. Forschung zur NS-Vergangenheit

4. Handel mit Elfenbein

5. Das Sterben von Bienen und Insekten

6. Zeitplan für ein Weltraumgesetz

7. Folgen des Brexit für Euratom

8. Freibeträge im Steuerrecht



1. Förderung durch Bundesprogramm

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Informations- und Dokumentationszentrum für
Antirassismusarbeit e.V. (IDA) hat aus Mitteln der Bundesförderung im
Rahmen des Programms "Demokratie leben!" ein Honorar von 500 Euro für
die Erstellung der Publikation "Aktivitäten gegen den 'Gender-Wahn'"
gezahlt. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2926) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2474) mit. Die Regierung
weist darauf hin, dass die Publikation keine Meinungsäußerung des
Bundesfamilienministeriums darstellt und die Regierung deshalb den
Inhalt der Publikation nicht bewertet.

 * 

2. Männeranteil bei Kita-Betreuern steigt

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit waren 2017
bundesweit im Jahresdurchschnitt rund 11.000 unbesetzte Arbeitsstellen
für Fachkräfte in der Kindererziehung und -betreuung gemeldet. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2928) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2504) mit. Auf 100
gemeldete freie Stellen seien durchschnittlich 104 Arbeitslose mit
entsprechendem Zielberuf gekommen. Im vergangenen Jahr arbeiteten nach
Angaben der Regierung 593.683 pädagogische Fachkräfte einschließlich
Praktikanten und Freiwilligen im sozialen Jahr (FSJ) in
Kindertagesstätten. Der Männeranteil sei in den vergangenen zehn
Jahren von 3,1 auf 5,8 Prozent gestiegen.

 * 

3. Forschung zur NS-Vergangenheit

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Das Forschungsprojekt zur "Aufarbeitung der 
NS-Vergangenheit zentraler Behörden" wird von 2017 bis 2020 mit vier
Millionen Euro aus dem Etat der Bundesbeauftragten für Kultur und
Medien gefördert. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/2925) auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion (19/2391). Das für
die Koordinierung und Implementierung des Forschungsprgramms
zuständige Bundesarchiv rechne nicht vor Ende 2018 mit der Vorlage
aussagekräftiger Zwischenberichte aller Forschungsprojekte.

 * 

4. Handel mit Elfenbein

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) In diesem Jahr sind bisher zwölf Stück
Elfenbein-Schnitzereien aus Deutschland in Drittländer ausgeführt
worden. Im selben Zeitraum wurden Elfenbein-Klaviaturen mit einem
Gesamtgewicht von 8,825 Kilogramm exportiert. Dies geht aus einer
Antwort der Bundesregierung (19/3257) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2894) hervor. Im vergangenen Jahr
wurden 47 Schnitzereien exportiert. Die Ausfuhr von Klaviaturen wird
erst seit diesem Jahr gesondert erfasst.

 * 

5. Das Sterben von Bienen und Insekten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Das Bienen- und Insektensterben ist Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/3272). Von der Bundesregierung
wollen die Liberalen unter anderem Auskunft über nationales Bienen-
und Insektenmonitoring, Fördermöglichkeiten für Greeningmaßnahmen und
Wanderimkerschaft.

 * 

6. Zeitplan für ein Weltraumgesetz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Weltraumpolitik der Bundesregierung steht im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/3296) der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Die Abgeordneten möchten beispielsweise wissen, welche
Entwicklungen für besonders relevant für die Zukunft der zivilen
Raumfahrt gehalten und welche flankierenden politischen Maßnahmen
dafür als notwendig erachtet werden. Außerdem interessiert sie, wie
die Bundesregierung innovative Mittelständler in die wirtschaftliche
Entwicklung der Branche einbinden möchte. Die Abgeordneten fragen
schließlich auch nach Zeitplan und Inhalt des angekündigten
Weltraumgesetzes.

Sie begründen ihre Anfrage mit dem Schlaglicht, in das die
Weltraumfahrt etwa durch den Astronauten Alexander Gerst gerückt ist.
Angesichts der Mittel in Höhe von 1,5 Milliarden Euro, die der Bund
jährlich in die zivile Raumfahrt investiere, seien transparente
Verfahren und Förderstrukturen wichtig.

 * 

7. Folgen des Brexit für Euratom

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach den Folgen des Brexit für die europäische Atomgemeinschaft
Euratom. In einer Kleinen Anfrage (19/3323) geht es dabei unter
anderem um die Sicherheitslage in Großbritannien im Falle eines
Austritts des Landes aus Euratom, um denkbare Assoziierungsabkommen
und um mögliche Konsequenzen für den Kraftwerksbau in Großbritannien.
Die Abgeordneten begründen ihr Interesse mit der Ankündigung der
britischen Regierung, auch aus Euroatom auszusteigen. Gleichzeitig
habe die Regierungskoalition in Deutschalnd zugesagt, sich für eine
Reform des europäischen Atombündnisses einzusetzen.

 * 

8. Freibeträge im Steuerrecht

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Entwicklung von Freigrenzen, Freibeträgen,
Pausch- und Höchstbeträgen im Einkommensteuergesetz macht die
AfD-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/3270). So soll die
Regierung dazu Stellung nehmen, dass viele dieser Beträge zum Teil
seit Jahrzehnten nicht mehr erhöht wurden und damit keine Anpassung an
die Preisentwicklung erfolgt ist. Als Beleg weist die AFD-Fraktion auf
die Behinderten-Pauschbeträge hin, die seit 1975 nicht mehr angehoben
worden seien. "Während der normale Steuerzahler im Regelfall also
jahrzehntelang gleichbleibende oder gar herabgesetzte Freibeträge,
Freigrenzen sowie Pausch- und Höchstbeträge hinnehmen muss, sieht dies
bei den Abgeordneten des Deutschen Bundestages völlig anders aus. Die
steuerfreie Kostenpauschale, mit der die durch die Ausübung des
Mandats entstehenden Aufwendungen abgedeckt werden, wurde 2014 an den
Nominallohnindex gekoppelt. Sie wird jährlich angepasst und beträgt
derzeit 52.079,64 Euro p.a.", heißt es in der Vorbemerkung zur Kleinen
Anfrage.

 * 
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BUNDESTAG/7360: Heute im Bundestag Nr. 510 - 12.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 510

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 12. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.10 Uhr

1. Mitbestimmung in Betrieben

2. Europäische Arbeitsbehörde

3. Kinderarmut in Thüringen

4. Arbeitende Flüchtlinge

5. Falsche Angaben zu Vermögenswerten

6. Quoten von SGB-II-Beziehenden

7. SGB-II-Bezug von Alleinerziehenden

8. Arbeitslosigkeit von Lehrern



1. Mitbestimmung in Betrieben

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse
darüber vor, wie oft in den vergangenen Jahren Ordnungswidrigkeiten
nach dem Betriebsverfassungsgesetz begangen wurden. Diese Daten würden
statistisch nicht erfasst, schreibt die Regierung in ihrer Antwort
(19/3191) auf eine Kleine Anfrage (19/2778) der Fraktion Die Linke.
Die Regierung bekräftigt in der Antwort ferner ihr Ziel, das
vereinfachte Wahlverfahren bei Betriebsratswahlen ausdehnen zu wollen,
um dadurch der Behinderung von Betriebsratswahlen entgegenzuwirken.

 * 

2. Europäische Arbeitsbehörde

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesregierung begrüßt grundsätzlich die Pläne
für den Aufbau einer Europäischen Arbeitsbehörde. Die Prüfungen dazu
seien aber noch nicht abgeschlossen, schreibt die Regierung in ihrer
Antwort (19/3192) auf eine Kleine Anfrage (19/2786) der FDP-Fraktion.
Ziel einer solchen Behörde müsste es unter anderem sein, dass
europäische Vorschriften zum Schutz grenzüberschreitend entsandter und
mobiler Arbeitnehmer einschließlich Grenzgänger in der Praxis besser
eingehalten werden als bisher. Die Unterstützung der nationalen
Behörden durch eine Europäische Arbeitsbehörde könnte zum Beispiel
darin bestehen, Informationen über den Missbrauch der bestehenden
unionsrechtlichen Vorschriften zu sammeln, sowie diese auszuwerten,
heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Kinderarmut in Thüringen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In Thüringen waren im Jahr 2016 rund 15 Prozent der
Kinder und Jugendlichen von Armut bedroht. Das geht aus der Antwort
(19/3206) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2852) der
AfD-Fraktion hervor. Die Regierung betont darin ihre Ansicht, dass
Familien mit Sozialleistungsbezug oder mit geringen Einkommen von
Kostenbeiträgen für die Kinderbetreuung relativ gesehen besonders
stark belastet seien und diese deshalb von Gebühren entlastet werden
sollten.

 * 

4. Arbeitende Flüchtlinge

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Zum 30. September 2017 gab es in Deutschland 256.000
Beschäftigte mit einer Staatsangehörigkeit aus einem der acht
nichteuropäischen Asylherkunftsländer, aus denen in den vergangenen
Jahren die meisten Asylsuchenden kamen. Davon waren 195.000
sozialversicherungspflichtig und 61.000 ausschließlich geringfügig
beschäftigt. Das geht aus der Antwort (19/3207) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/2855) der AfD-Fraktion hervor. Die
Bundesregierung bezieht sich dabei auf aktuelle Statistiken der
Bundesagentur für Arbeit.

 * 

5. Falsche Angaben zu Vermögenswerten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine Daten über falsche
Angaben von ALG-II-Beziehenden zu Immobilienvermögen im Ausland vor.
Das schreibt sie in ihrer Antwort (19/3208) auf eine Kleine Anfrage
(19/2856) der AfD-Fraktion. Die Regierung verweist in der Antwort
ferner auf die leistungsrechtlichen Folgen von falschen Angaben zu
Vermögenswerten. Die Jobcenter nutzten regelmäßig die ihnen zur
Verfügung stehenden Mittel, um entsprechende Angaben zu überprüfen, so
die Regierung.

 * 

6. Quoten von SGB-II-Beziehenden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/3116)
zu Quoten von SGB-II-Leistungsberechtigten gestellt. Darin fragt sie
die Bundesregierung unter anderem, wie hoch der Anteil der
SGB-II-Leistungsberechtigten an der Bevölkerung ist.

 * 

7. SGB-II-Bezug von Alleinerziehenden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/3118)
zum SGB-II-Leistungsbezug von Alleinerziehenden gestellt. Darin fragt
sie die Bundesregierung unter anderem, wie hoch die Sanktionsquote bei
diesem Personenkreis ist.

 * 

8. Arbeitslosigkeit von Lehrern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/3120) zu Befristungen und Arbeitslosigkeit von Lehrkräften
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem, wie viele
gemeldete Stellen für Lehrtätigkeiten an allgemeinbildenden Schulen es
in den Jahren 2007 bis 2018 gab.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1711: Statement von Kanzlerin Merkel beim NATO-Gipfeltreffen, 12.07.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Brüssel - Mittwoch, 12. Juli 2018


Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel beim NATO-Gipfeltreffen



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, wir nähern uns dem Ende des
NATO-Gipfels. Eben haben wir noch einmal eine sehr grundsätzliche
Diskussion nur mit den Vertretern der NATO-Mitgliedsstaaten geführt, weil
heute Morgen noch einmal die Frage aufgekommen ist, was wir für unsere
Verteidigung tun müssen. Ich habe für Deutschland deutlich gemacht, dass
wir wissen, dass wir mehr tun müssen und das ja auch seit geraumer Zeit tun
die Trendwende ist längst eingeleitet , dass wir dies für unsere
Soldatinnen und Soldaten tun, aber natürlich auch für das Bündnis und dass
wir dies im Angesicht einer veränderten Sicherheitslage tun. Dies haben wir
spätestens mit dem Angriff auf die Ukraine und durch die Annexion der Krim
erkannt. Hinzu treten weitere Herausforderungen, wie wir sie in Syrien und
im Irak mit dem IS und anderen terroristischen Gefahren sehen. Die
Diskussion war eben deshalb sehr wichtig, weil alle europäischen
Verbündeten noch einmal deutlich gemacht haben, dass sie diese neue
Sicherheitslage annehmen und darauf mit Verstärkung und Modernisierung der
eigenen Streitkräfte reagieren. Deutschland tut dies auch.

Aber ich habe auch deutlich gemacht: Wir sind der zweitgrößte
Truppensteller der NATO; wir sind seit Jahren in Afghanistan engagiert.
Dieser Einsatz ist ein Einsatz nach Artikel 5, um den die Vereinigten
Staaten von Amerika bitten mussten, weil ihnen zu Anfang dieses
Jahrhunderts Schreckliches geschehen ist.

Das zeigt die Qualität dieses Bündnisses: Wir helfen uns gegenseitig, und
wir sind gemeinsam stärker. Das wollen wir auch in Zukunft sein. Aber es
ist keine Einbahnstraße, sondern es ist ein gegenseitiges Helfen und
gegenseitiges Stärkerwerden.

Ansonsten haben wir auf dieser Tagung unsere Bekenntnisse noch einmal
verstärkt, dass wir die Bündnisverteidigung voranbringen müssen. Dazu wird
es ein neues Hauptquartier in Ulm und in Zukunft schnellere Mobilität der
Kräfte geben. Das ist eine wichtige Botschaft.

Wir haben noch einmal unsere Verpflichtung gegenüber Afghanistan bekräftigt
und die Finanzierung bis 2024 ins Auge gefasst. Wir haben unsere
Unterstützung für Jordanien und Tunesien aufs Neue bekräftigt und auch
weiterentwickelt. Eben hatten wir die Sitzung mit der Ukraine und Georgien.
Auch hier ist die Zusammenarbeit gestärkt. Den beiden Ländern möchte ich
danken, dass sie trotz eigener innerer Konflikte sehr klar in unseren
NATO-Missionen helfen.

Wir haben die Politik der offenen Tür dadurch fortgesetzt, dass es jetzt
ein Angebot an Mazedonien gibt. Mit dem neuen Namen "Nordmazedonien" ist
ein wichtiges Problem gelöst, damit wir Mazedonien in die NATO aufnehmen
können. Das ist ein wichtiger Schritt, auf den wir ja auch schon seit
Jahren warten.

Alles in allem ist es also ein sehr intensiver Gipfel, auch ein Gipfel der
Selbstvergewisserung. Insofern hatten wir, denke ich, sehr ernste
Diskussionen, aber das hat, denke ich, auch geholfen, deutlich zu machen,
was wir an der NATO haben und was wir dazu beitragen wollen, aber auch dass
es im gegenseitigen Interesse ist.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, was hat Trump in der Sitzung konkret
gefordert? Hat er mit dem Austritt aus der NATO gedroht?

BK'in Merkel: Der amerikanische Präsident hat das gefordert, was seit
Monaten diskutiert wird, nämlich dass sich die Lastenteilung verändert. Ich
habe für mich deutlich gemacht andere haben das auch deutlich gemacht, dass
wir auf diesem Weg sind, dass dies in unserem eigenen Interesse ist und
dass uns dies insgesamt stärker machen wird.

Zusatzfrage: NATO-Austritt?

BK'in Merkel: Ich kann nur zusammenfassen, was das Ergebnis ist: klares
Bekenntnis aller zur NATO und eine deutliche Bereitschaft aller, angesichts
veränderter Sicherheitslagen den eigenen Beitrag zu leisten.

Frage: Wird aufgrund dieser Diskussionen Deutschland den angekündigten
Beitrag in Höhe von 1,5 Prozent noch weiter erhöhen?

BK'in Merkel: Wir werden darüber reden müssen, inwieweit wir mehr in die
Ausrüstung ich sage deutlich "Ausrüstung" und nicht "Aufrüstung" geben. Wir
haben den jetzigen Stand dargestellt. Aber angesichts der Diskussion auch
vieler europäischer Verbündeter hier es ist nicht nur die amerikanische
Diskussion, müssen wir, denke ich, immer wieder fragen, was wir
gegebenenfalls noch mehr tun können.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, es gibt Berichte, dass der amerikanische
Präsident während der Sitzung erneut das Thema des Handels angesprochen und
insbesondere auch deutsche Automarken genannt hat. Halten Sie es für
sinnvoll, diese Themen zu vermischen, oder gehören sie eigentlich nicht in
die NATO?

BK'in Merkel: Nein, ich denke, dass wir das eine Thema der Sicherheit haben
und dass das deutlich von der Frage von Zöllen zu unterscheiden ist.

Wir haben ja schon im Zusammenhang mit Aluminium und Stahl deutlich
gemacht, dass wir zu reden bereit sind. Die heutigen Zollregelungen wurden
im Rahmen von multilateralen Vereinbarungen 1994 getroffen. Wir können
jederzeit über bilaterale Handelsabkommen sprechen. Das haben wir ja mit
vielen anderen Ländern schon getan. Aber aus meiner Sicht sind die Frage
des Handels und die Frage der Sicherheit und der Verteidigung voneinander
zu trennen.

Frage: Herr Trump trifft Montag den russischen Präsidenten. Haben Sie
darüber gesprochen, wie er sich in Bezug auf die Krim möglicherweise
positionieren sollte?

BK'in Merkel: Natürlich habe ich gestern bei dem bilateralen Treffen über
das Treffen mit Präsident Putin gesprochen und noch einmal deutlich
gemacht, wo ich in der Politik gegenüber der Ukraine die gemeinsamen Linien
sehe. Minsker Vereinbarung das ist ja auch die gemeinsame Linie mit den
Vereinigten Staaten von Amerika. Wir arbeiten ja sehr eng zusammen.
Natürlich verurteilen wir die Annexion der Krim.

Ich denke und hoffe, dass vielleicht auch Fragen der nuklearen Abrüstung
besprochen werden. Es wäre für alle ein sehr gutes Zeichen, wenn Gespräche
darüber wieder in Gang kämen.

Insgesamt ist, denke ich, dieses Treffen mit Präsident Putin sehr wichtig.
Denn dass die Vereinigten Staaten von Amerika und Russland miteinander im
Gespräch sind, ist gut für uns alle, und es ist auch gut für die Sicherheit
insgesamt.

Donnerstag, 12. Juli 2018

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1710: Regierungspressekonferenz vom 11. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 11. Juli 2018

Regierungspressekonferenz vom 11. Juli 2018

Themen: Kabinettssitzung (Entwurf des Bundesberichts
Energieforschung 2018, Entwurf eines Gesetzes zum Übereinkommen von
Hongkong), Westbalkan-Konferenz in London, Masterplan Migration des
Bundesinnenministers, Asyl- und Flüchtlingspolitik der Bundesregierung, 
NSU-Prozess, Freilassung von Liu Xia, Handelskonflikt mit den USA,
Mobilfunkgipfel im BMVI, Forderung des Zentralrats der Muslime in
Deutschland nach einem Rücktritt des DFB-Präsidenten Reinhard Grindel und
des DFB-Managers Oliver Bierhoff


Sprecher: SRSin Fietz, Neymanns (BMI), Schwamberger (BMF), Breul
(AA), Kall (BMJV), Wagner (BMWi), Strater (BMVI)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Fietz: Guten Tag von meiner Seite. Das Kabinett hat heute den von
Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier vorgelegten Entwurf des
Bundesberichts Energieforschung 2018 beschlossen. Der Bericht stellt die
Entwicklung der Forschungsförderung moderner Energietechnologien im
Energieforschungsprogramm dar. Im Fokus steht das Erforschen und Entwickeln
innovativer Technologien und Lösungen für den Umbau des Energiesystems im
Zeichen einer umweltverträglichen, zuverlässigen und bezahlbaren Versorgung
in der Zukunft.

Im Rahmen des 6. Energieforschungsprogramms hat die Bundesregierung von
2012 bis einschließlich 2017 insgesamt rund 5 Milliarden Euro Fördermittel
aufgewendet, davon eine Milliarde alleine im vergangenen Jahr. Mit einem
Anteil von rund 80 Prozent lag der Schwerpunkt der Förderung auf
Energieeffizienz und erneuerbaren Energien. Derzeit erarbeitet die
Bundesregierung ein neues Energieforschungsprogramm, das im Herbst 2018 im
Kabinett verabschiedet werden soll.

Des Weiteren hat die Bundesregierung heute den vom Bundesminister für
Verkehr und digitale Infrastruktur, Scheuer, vorgelegten Entwurf eines
Gesetzes zu dem internationalen Übereinkommen von Hongkong von 2009 über
das sichere und umweltgerechte Recycling beschlossen. Kurz nennt man es
"Übereinkommen von Honkong". Die Bundesrepublik Deutschland schafft mit dem
Gesetzentwurf die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen für den Beitritt
der Bundesrepublik Deutschland zu dem Übereinkommen von Hongkong, und sie
setzt damit eine Vorgabe aus dem Koalitionsvertrag um.

Es geht darum, dass das Abwracken von Schiffen meist in
Abwrackeinrichtungen mit niedrigen Standards erfolgt, mit niedrigen
Standards im Bereich Umweltschutz, Arbeitsschutz und Arbeitssicherheit. Der
weit überwiegende Anteil der weltweit recycelten Schiffe wird in
Einrichtungen in Bangladesch, China, Indien, Pakistan und der Türkei
abgewrackt. Um die Arbeitsbedingungen in den Abwrackeinrichtungen und den
Umweltschutz zu verbessern, enthält das Übereinkommen unter anderem
Vorschriften bezüglich des Einsatzes von als gefährlich eingestuften
Materialien und die Verpflichtung, dass Schiffe nur in behördlich
zugelassenen Abwrackeinrichtungen nach Maßgabe eines vorab genehmigten
Schiffsrecyclingplans unter Einhaltung bestimmter Regelungen abgewrackt
werden dürfen.

Deutschland ist bereits jetzt zu den im Übereinkommen vereinbarten
Standards verpflichtet. Die Bundesregierung folgt mit der Ratifizierung
aber einer Aufforderung des Rats der Europäischen Union und trägt zum
Erreichen der Kriterien für das Inkrafttreten bei, um so verbindliche
Vorgaben auf internationaler Ebene zu erreichen. Zwar spielt Deutschland
aufgrund des geringen Abwrackvolumens seiner Flotte nur eine nachgeordnete
Rolle für das Inkrafttreten des Übereinkommens, durch einen Beitritt
Deutschlands jedoch wird eine wichtige Signalwirkung für die anderen
Mitgliedstaaten der Internationalen Maritimen Organisation erwartet, die
das Übereinkommen bislang noch nicht ratifiziert haben.

Das war es aus dem Kabinett. Jetzt noch eine Anmerkung zur
Westbalkan-Konferenz gestern in London.

Die Bundeskanzlerin hat gestern in London am fünften Gipfeltreffen zum
westlichen Balkan teilgenommen. Diese Veranstaltung fand im Rahmen der
Konferenzreihe statt, die die Kanzlerin 2014 selbst initiiert hatte.
Herauszuheben ist in diesem Jahr, dass sich schon am 9. Juli neben den
Außenministern auch erstmals die Innenminister der teilnehmenden Staaten
getroffen haben. Am 4. Juli kamen zudem die Wirtschaftsminister in Wien
zusammen.

Aus Sicht der Bundesregierung sind wichtige Beschlüsse erzielt worden. Dazu
hat sich die Bundeskanzlerin gestern in einer Pressekonferenz geäußert, und
sie hat dabei betont, welche Bedeutung sie dem Ausbau der Beziehungen
zwischen den Ländern des westlichen Balkans beimisst. Der Prozess trägt
bereits Früchte, zum Beispiel im Bereich des Infrastrukturausbaus, der
Wissenschaftskooperation sowie dem Jugendaustausch. Deutschland und
Frankreich haben sich zudem gemeinsam für eine Initiative stark gemacht,
die sich zum Ziel setzt, den illegalen Besitz und Missbrauch und den Handel
von Schusswaffen zu unterbinden.

Zusätzlich zu den Ministertreffen im Vorfeld der Konferenz gestern fand vom
2. bis 4. Juli in Berlin eine Tagung zum Thema berufliche Bildung auf dem
Balkan statt.

Gestern konnte zudem eine Einigung unter allen Teilnehmern erzielt werden.
Dabei geht es in einer gemeinsamen Erklärung um schwerwiegende Themen wie
Kriegsverbrechen, vermisste Personen und bilaterale Beziehungen in der
Region.

So viel von meiner Seite.

Frage: Mir geht es noch einmal um das Thema Flüchtlinge beziehungsweise um
den Masterplan von Herrn Seehofer. Erstens würde ich gern wissen - nicht
nur von der Regierungssprecherin, sondern auch von der Sprecherin des
Vizekanzlers -, ob es denn seinerzeit, als man den Koalitionskompromiss
abgesprochen hat, abgesprochen war, dass der Bundesinnenminister noch
einmal auf den Stand vor dem Kompromiss zurückgeht und seinen Masterplan
vorstellt. - Ich meine diese Pressekonferenz. - Oder war das eine autonome
Entscheidung des Ministers?

Zum Zweiten interessiert mich - Frage an das Innenministerium -, wie es
denn jetzt mit dem Zeitplan zur Umsetzung der verschiedenen Maßnahmen
aussieht. Gibt es ein Enddatum, bis zu dem Herr Seehofer quasi seine
paarundsechzig Punkte abgearbeitet haben will?

Neymanns: Ich will einleitend sagen: Der Minister hat gestern sehr
ausführlich und mit vielen Fragen den Masterplan Migration, seinen
Masterplan - darauf hat er ausdrücklich hingewiesen - vorgestellt. Er hat
auch ausdrücklich dargestellt, warum er den Stand vom 4. Juli
veröffentlicht hat, und hat auch, so finde ich, durchaus überzeugend
dargestellt, wie es jetzt weitergeht.

Der Masterplan ist das Arbeitsprogramm, sein Arbeitsprogramm, im Bereich
Migration für die laufende 19. Legislaturperiode. Die einzelnen Maßnahmen -
es sind ja sehr viele -, sind manchmal sehr detailliert ausgeführt, sind
zum Teil relativ einfach und, sagen wir einmal, eher operativ umzusetzen.
Für andere - das wissen Sie - sind Gesetzgebungsvorhaben erforderlich.
Insofern fällt es mir schwer, jetzt sozusagen einen Stufenplan oder
Ähnliches vorzusehen.

Das geht jetzt in die Umsetzung. Manche der angesprochenen Maßnahmen lassen
sich in eigener Zuständigkeit des BMI oder auch mit nachgeordneten Behörden
umsetzen. Andere Maßnahmen, wenn es jetzt beispielsweise Gesetzesvorhaben
gibt - auch das ist ja gestern erwähnt worden -, etwa was die
Mitwirkungspflicht der sicheren Herkunftsstaaten im Widerrufsverfahren
betrifft, sind Sachen, die ganz regulär in die Ressortabstimmung und dann
in die Kabinettsbefassung und dann ins parlamentarische Verfahren gehen. -
So viel von meiner Seite.

Schwamberger: Mein Kollege des Innenministeriums hat schon betont, dass das
ein Arbeitsprogramm des Bundesinnenministers und des Innenministeriums und
nicht Bestandteil des Regierungshandelns ist. Ich sehe jetzt, ehrlich
gesagt, keine Veranlassung für die Frage, ob es abgestimmt war, das interne
Arbeitsprogramm des BMI öffentlich vorzustellen.

Zusatzfrage: Auch vonseiten der Bundeskanzlerin würde mich schon
interessieren, ob man denn darüber im Vorhinein gesprochen hat. Denn das
ist ja nun ein Thema, das die Arbeit der Koalitionsregierung nicht nur für
Tage, sondern für Wochen bestimmt und lahmgelegt hat. Dass das jetzt quasi
so verläppert - ein Minister erzählt quasi in halb privater Form etwas -,
verwundert mich schon. Ist das vorher kommuniziert worden, oder ist das
vorher nicht in der Koalition besprochen worden?

SRSin Fietz: Die Bewertung des Vorgangs, die Sie vorgenommen haben, mache
ich mir nicht zu eigen. Ich kann nur noch einmal darauf hinweisen, dass die
Bundeskanzlerin immer wieder betont hat, dass es sich bei dem Masterplan um
einen Plan des Bundesinnenministers handelt, den sie in weiten Teilen
unterstützt, und dass sich die Bundesregierung darin einig ist, dass
weiterhin alles getan werden muss, um die illegale Migration zu verringern
und auch die Sekundärmigration einzudämmen. Hierfür gelten die
Vereinbarungen auf europäischer Ebene als Grundlage. Nach wie vor ist es
für die Bundesregierung wichtig, dass die Verhandlungen geprägt werden von
diesem Dreiklang, dass die in Rede stehenden Maßnahmen nicht einseitig,
nicht unabgestimmt und nicht zu Lasten Dritter ausfallen dürfen. In diesem
Sinne arbeitet jetzt die gesamte Bundesregierung.

Frage: Ich wollte zu dem Punkt kommen, über den sich Herr Seehofer gestern
gefreut hat: sein Geburtstagsgeschenk, also die 69 Menschen, die nach
Afghanistan abgeschoben worden sind. Können Sie uns sagen, wer diese
Menschen genau waren? Waren das nur Männer? Was wurde ihnen vorgeworfen?
Waren es Straftäter, Menschen, die keine Identität vorzuweisen hatten?
Können Sie uns das einmal auflisten?

Frau Fietz, ist es mit den Werten der Kanzlerin und der Bundesregierung
vereinbar, wenn sich ein Minister an seinem Geburtstag über die Abschiebung
von Menschen freut und das als Geburtstagsgeschenk ansieht?

Neymanns: Den Satz und auch die Herstellung eines möglichen Zusammenhangs
möchte ich hier nicht weiter kommentieren.

Zusatz: Das hat er ja selbst gemacht.

Neymanns: Eben. - Ich habe jetzt, ehrlich gesagt, keine Passagierliste
dabei. Es waren sicherlich auch wieder Straftäter dabei, es waren
Mitwirkungsverweigerer bei der Identitätsfeststellung dabei, aber ich habe
keine detaillierte Passagierliste.

Wichtig ist, glaube ich, immer darauf hinzuweisen, dass die Entscheidung
über die Abschiebung und auch die Frage, ob irgendwelche rechtlichen
Hinderungsgründe bestehen, Länderentscheidung ist. Die Ausländerbehörden
der Länder prüfen also, ob die Person abzuschieben ist, ob vielleicht ein
Abschiebungshindernis vorliegt. Wenn die Länder zu dem Punkt kommen, dass
die Person abgeschoben werden kann, wenn sie, einmal etwas vereinfacht
gesprochen, dem Bund gemeldet wird, dann kann die tatsächliche Abschiebung
auch durchgeführt werden.

SRSin Fietz: Ich kann dazu nur die Haltung der Bundesregierung betonen,
dass die Abschiebungen auf der Basis geltenden Rechts erfolgt sind und man
gleichzeitig natürlich im Blick behalten muss, dass hinter jedem
Abgeschobenen ein Mensch und auch ein menschliches Schicksal steht.

Zusatzfrage: Hat sich denn die Kanzlerin darüber gefreut, Frau Fietz?

Herr Neymanns, wie viele davon kamen aus Bayern, wie viele aus den anderen
Bundesländern? Früher war es, wie Sie gerade gesagt haben, immer so: Es
wurden Gefährder, Straftäter und Menschen, die keine Identität vorzuweisen
hatten, abgeschoben und sonst niemand. Es waren immer Männer. Ich würde
gerne wissen, ob das jetzt nicht nur Männer waren und ob es Menschen waren,
die diese Sachen vorher nicht gemacht haben, also Menschen, die quasi
einfach nur abgeschoben werden sollten.

Neymanns: Ich habe einfach keine Passagierliste dabei. Deswegen kann ich
auch nicht sagen, ob es nur Männer waren oder ob auch Frauen etc. dabei
waren. Das Thema haben wir, glaube ich, vor vier bis sechs Wochen hier
schon einmal besprochen - da schaue ich auch zum Kollegen aus dem
Auswärtigen Amt hinüber -, dass ja die Bewertung der Sicherheitslage in
Afghanistan die Bundesregierung zu dem Schluss veranlasst hat, dass nicht
mehr nur ausschließlich diese drei Gruppen abgeschoben werden, nämlich
Straftäter, Gefährder und sogenannte Identitätstäuscher, sondern auch -
nach sorgfältiger Einzelfallprüfung - andere Personen, die nicht in diese
Gruppen fallen.

Zusatzfrage : Darum ja die Frage: Waren dieses Mal schon andere Menschen
dabei? Das konnten Sie sonst auch immer einen Tag später beantworten.

Neymanns: Mir liegt diese Information nicht vor. Ich kann versuchen, es
nachzureichen. Vielleicht schaffe ich es noch innerhalb der nächsten 45
Minuten. Aber derzeit kann ich darüber nur spekulieren.

SRSin Fietz: Ich kann nicht erkennen, dass in diesem Kontext der Begriff
der Freude eine Rolle spielen würde, weder beim Bundesinnenminister noch
bei der Kanzlerin.

Frage: Ich möchte auch noch einmal bei Herrn Neymanns nachfragen. Herr
Neymanns, Sie sagten, Sie wollten es nicht weiter kommentieren. Der
Darstellung, dass sich der Bundesinnenminister darüber gefreut hat, würden
Sie aber nicht widersprechen? Das war ein Ausdruck der Freude von Herrn
Seehofer?

Neymanns: Nein, das würde ich auch nicht sagen. Ich bin dankbar, dass Frau
Fietz an dem Punkt etwas hellhöriger war als ich. Er hat zwei Sachverhalte,
die keinerlei inhaltlichen und sachlichen Zusammenhang haben, in einen Satz
gepackt.

Zusatzfrage: Nämlich seinen Geburtstag und die Tatsache, dass 69 Menschen
abgeschoben wurden?

Neymanns: Die beiden gleichen Zahlen. Ja.

Zusatzfrage: Und er hat Sie jetzt auch nicht gebeten oder beauftragt, ein
Wort der Klarstellung oder des Bedauerns oder gar der Entschuldigung für
diesen Satz hier zu äußern?

Neymanns: Das ist, glaube ich, bei Äußerungen des Ministers nicht
erforderlich.

Zusatzfrage: Dann habe ich noch eine Frage an Sie oder an das Auswärtige
Amt. Ich weiß nicht genau, wer dafür zuständig ist. Können Sie Berichte
bestätigen, dass sich einer dieser 69 abgeschobenen Afghanen in Kabul das
Leben genommen hat, und wenn ja, können Sie mit weiteren Informationen
behilflich sein?

Neymanns: In der Tat haben wir heute Morgen von den afghanischen Behörden
eine Bestätigung erhalten, dass einer der Passagiere, der auf dem benannten
Rückführungsflug war, tot in einer Zwischenunterkunft in Kabul aufgefunden
wurde. Nach Auskunft der afghanischen Behörden handelt es sich um
Selbstmord. Das BMI steht jetzt in engem Kontakt mit den afghanischen
Behörden, um das aufzuklären, hat aber auch Kontakt zum Bundesland Hamburg
aufgenommen, woher nach derzeitigem Stand die abgeschobene Person stammt.

Das ist natürlich ein fürchterlicher Vorfall. Das ist ganz klar. Das ist
sehr zu bedauern.

Frage: Im Nachgang zu dem, was Sie gerade gesagt haben: Haben Sie
zusätzliche Informationen über die tote Person? Sie sagten, sie kam
anscheinend aus Hamburg. Können Sie sagen, ob es sich bei der Person um
einen Straftäter gehandelt hat, wie alt sie war? War es ein Mann?

Neymanns: Ich muss einmal kurz schauen. - Ich glaube, es war ein Mann, und
es gab verschiedene rechtskräftige Verurteilungen wegen Diebstahls und
Körperverletzung.

Zusatzfrage: Und er kam aus Hamburg - aus der Stadt Hamburg?

Neymanns: Das kann ich nicht näher sagen.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, wie lange er in Deutschland war?

Neymanns: Das kann ich auch nicht sagen, nein.

Frage: Sie sagten gerade, das war jemand, der auf dem Flug gestern - -

Neymanns: Nein, auf dem benannten Flug vom 4. Juli. Da habe ich mich
missverständlich ausgedrückt.

Zusatzfrage: Nun hat ja Selbstmord immer Gründe. Es gibt wahrscheinlich
einen guten Grund, warum sich der junge Mann das Leben genommen hat.

Neymanns: Ich finde die Formulierung "einen guten Grund", ehrlich gesagt,
zynisch.

Zusatzfrage: Andere bewerten die Abschiebungspolitik der Bundesregierung
als zynisch. Darum muss ich nachfragen: Führt dieser Selbstmord eines
gerade Abgeschobenen beim Außenminister zum Umdenken in der
Abschiebepraxis? Die gleiche Frage geht auch an die Sprecherin der
Kanzlerin.

Breul: Die Abschiebepraxis - ich glaube, das wissen Sie - wird nicht vom
Auswärtigen Amt gestaltet. Was wir beisteuern, ist der Asyllagebericht.
Darüber haben wir uns hier mehrfach unterhalten. Wir sind natürlich
betroffen angesichts dieses Vorfalls. Die Botschaft ist natürlich
eingebunden, im engen Kontakt mit dem BMI. Weitere Einzelheiten zu dem
Fall, auch auf Ihre Frage hin, können wir aus Gründen des
Persönlichkeitsschutzes nicht preisgeben. Bei einem so tragischen Unglück
muss ich das, so denke ich, nicht näher erläutern.

Für uns ist es wichtig, auch noch zu betonen, dass die Rückgeführten vor
Ort durchaus betreut werden, dass es in solchen Fällen auch ein von
Deutschland unterstütztes psychosoziales Betreuungsangebot gibt. Das
geschieht in der Regel in Zusammenarbeit mit der Internationalen
Organisation für Migration. Trotzdem nimmt das natürlich nichts von der
Tragik dieses Vorfalls.

Zusatzfrage: Wissen Sie, ob dieser junge Mann diese psychologische
Betreuung in Anspruch genommen hat? Er war ja in einem solchen
IOM-Auffangzentrum.

Frau Fietz, wie begegnet die Kanzlerin diesem Selbstmord?

SRSin Fietz: Ich habe mit der Kanzlerin darüber noch nicht sprechen können.
Allerdings ist man natürlich immer betroffen, wenn sich ein Mensch das
Leben nimmt. Grundsätzlich würde ich jetzt aber dazu raten, dass wir
abwarten, ob wir noch nähere Umstände des gesamten Vorgangs erfahren
können, bevor wir dahin kommen, über politische Konsequenzen zu
diskutieren.

Breul: Nein, mir ist nicht bekannt, ob er das Angebot angenommen hat.

Frage: Sie haben alle vorsichtig formuliert. Wir sprechen jetzt von einem
Selbstmord, aber bestätigt ist das noch nicht. Kann man Mord ausschließen,
oder wäre auch das eine Möglichkeit?

Neymanns: Ich kann nur noch einmal das wiederholen, was ich gerade schon
gesagt habe, dass nach Angaben - warten Sie kurz - der afghanischen
Behörden alles auf Selbstmord hindeutet. Mehr weiß ich nicht.

Frage: Erstens. Herr Breul, Sie sagten gerade, die Abschiebepraxis werde
nicht vom Auswärtigen Amt geprägt. Nur noch einmal zur Klarstellung: Die
Entscheidung, dass nicht mehr nur diese drei vorhin schon benannten Gruppen
nach Afghanistan abgeschoben werden, sondern alle möglicherweise zur
Abschiebung stehenden afghanischen Bürger, ist ja ein Kabinettsbeschluss
gewesen. Ich erinnere mich noch, dass die Bundeskanzlerin im Rahmen der
Fragestunde im Bundestag darüber informiert hat. Es ist schon so, dass alle
SPD-geführten Ministerien diesen Kabinettsbeschluss mitgetragen haben? Oder
gibt es eine Protokollnotiz, die ich nicht kenne, oder einen mündlichen
Widerspruch?

Zweitens. Ich habe gelesen, dass es eine Vereinbarung mit der afghanischen
Regierung geben soll - ich frage Sie; das ist eine Lernfrage -, dass in
einem Flug möglichst nicht mehr als 50 Personen abgeschoben werden sollen,
weil das die dortigen Behörden überfordern könnte. Können Sie das
bestätigen, oder ist das falsch?

Breul: Entschuldigen Sie, wenn ich mich missverständlich ausgedrückt haben
sollte. Ich wollte das nur nicht noch einmal im Einzelnen ausführen, weil
wir diese Diskussion hier, glaube ich, schon ein paar Mal hatten. Ich
wollte damit aber nicht insinuieren, dass sich das Auswärtige Amt in
irgendeiner Form von dem Kabinettsbeschluss distanzieren würde. Die
Bundeskanzlerin hat sich ja Anfang Juni zu dieser Thematik im Bundestag
geäußert. Worauf es mir ankam, ist, dass die Entscheidung im Einzelfall -
es ist ja immer eine Entscheidung im Einzelfall - nicht im Auswärtigen Amt
getroffen wird, sondern von den Innenbehörden der Länder und dann
gegebenenfalls von den Gerichten und dass der Asyllagebericht, auf den der
Kollege, glaube ich, anspielte, nur eine von vielen Erkenntnisquellen ist,
die von den Innenbehörden und den Gerichten für ihre Entscheidung
herangezogen werden. - Das wollte ich sagen.

Zusatzfrage: Alle SPD-Ministerien tragen also den Kabinettsbeschluss mit?

Breul: Wenn das Kabinett etwas beschließt - -

Zusatzfrage: Dann ist das so, ja genau. - Und die Vereinbarung "nicht mehr
als 50"? Ist sie Ihnen oder dem BMI bekannt?

Neymanns: Aus dem Ärmel weiß ich das nicht.

Zusatzfrage: Könnten Sie das prüfen?

Neymanns: Klar.

Frage: Ich habe eine Lernfrage zu der Aufhebung der Einschränkung bei der
Abschiebung: Wer hat das beschlossen? Das Kabinett? Der Innenminister? Die
Kanzlerin?

Neymanns: Diese Frage hatten wir, glaube ich vor sechs Wochen schon
genauso.

Zusatz: Damals wollten Sie sie auch nicht beantworten.

Neymanns: Das war eine Entscheidung der Bundesregierung.

Zusatzfrage: War das ein Kabinettsbeschluss der Bundesregierung, die
Entscheidung des Innenministers für die Bundesregierung, eine Entscheidung
der Kanzlerin für die Bundesregierung? Das würde ich gerne verstehen.

Neymanns: Ich kann jetzt nicht mehr sagen als schon vor ein paar Wochen.

Zusatzfrage : Frau Fietz?

SRSin Fietz: Ich müsste das nachreichen. Ich kann Ihnen jetzt nicht
explizit sagen, wer damals konkret die Entscheidung getroffen hat.

Zusatzfrage: Aber es war ein Kabinettsbeschluss?

SRSin Fietz: Da bin ich nicht mehr ganz sicher.

Vorsitzender Feldhoff: Das können wir vielleicht noch im Laufe dieser
Pressekonferenz herausfinden.

Frage: Frau Fietz, die Bundeskanzlerin hat bei der zentralen Trauerfeier
für die NSU-Opfer im Februar 2012 sinngemäß gesagt, die Bundesregierung
werde alles dafür tun, diese schrecklichen Verbrechen aufzuklären, die
Hintermänner zu finden und auch die Täter einer gerechten Strafe
zuzuführen. Vor diesem Hintergrund wüsste ich gerne, ob und wie die
Kanzlerin die heutige Entscheidung des OLG München kommentiert. Die gleiche
Frage ginge auch an die Ministerien Inneres und Justiz.

SRSin Fietz: Sie wissen, dass es nicht Aufgabe der Bundesregierung ist,
Urteile der Gerichte zu kommentieren. Trotzdem möchte ich Ihnen sagen, dass
die Bundesregierung es als richtig und wichtig erachtet, dass dieser
Prozess mit großer Gründlichkeit geführt wurde. Unser Mitgefühl und unsere
Betroffenheit gelten nach wie vor den Angehörigen der Opfer. Ich darf daran
erinnern, dass die Bundeskanzlerin bei der Gedenkfeier für die Opfer der
Terrorzelle die Taten des NSU als Schande für Deutschland bezeichnet hat.
Für die Zukunft bleibt darum bestimmend, dass Politik und Gesellschaft
alles daran setzen, dass Hass und Gewalt vermieden werden und somit solche
Taten nicht noch einmal geschehen können.

Neymanns: Auch ich muss das Urteil, glaube ich, an dieser Stelle nicht
kommentieren. Ich kann in Ergänzung zu den Dingen, die Frau Fietz gesagt
hat, vielleicht noch darauf hinweisen, dass das BMI von den
Untersuchungsausschüssen natürlich maßgeblich betroffen war. Die zwei
Untersuchungsausschüsse des Bundes und die zehn beziehungsweise elf
Landesuntersuchungsausschüsse, von denen einige noch nicht abgeschlossen
sind, haben wir, soweit es uns möglich war, unterstützt. Aus dem Bericht
des ersten oder zweiten Untersuchungsausschuss - ich bin mir da jetzt nicht
ganz sicher- gibt es ziemlich viele Empfehlungen, wie sich das BMI ein
bisschen anders aufstellen kann und wie die Verfassungsschutzbehörden sich
weiter aufstellen können. Diese Empfehlungen sind, soweit ich das weiß, zum
Teil bereits umgesetzt oder befinden sich in der Umsetzung. Da gibt es ja
einen langen Bericht des Untersuchungsausschusses mit vielen, vielen Seiten
an Empfehlungen. Die haben wir alle in der Aufarbeitung sehr ernst
genommen.

Kall: Auch für das Bundesjustizministerium kann ich wegen der
Unabhängigkeit des Gerichts das Urteil selber natürlich nicht kommentieren.
Ich kann aber schon sagen, dass dieser NSU-Prozess natürlich einer der
größten und aufwendigsten Strafprozesse der Nachkriegsgeschichte war -
vielleicht allenfalls noch vergleichbar mit den RAF-Prozessen, aber
sicherlich ein einzigartiger Strafprozess - und dass dieser Prozess
natürlich nur ein Teil der Aufklärungsarbeit war. Es gab zwei
Untersuchungsausschüsse im Deutschen Bundestag, das haben Sie gerade schon
gesagt; es gab diverse Untersuchungsausschüsse in den Landtagen, die zum
Teil - zum Beispiel in Thüringen - auch noch laufen. Das heißt, die
Aufklärung ist nicht zu Ende, und sie kann aus Sicht der
Bundesjustizministerin auch keinesfalls zu Ende sein.

Der Strafprozess hat die Aufgabe, die Schuld eines oder mehrerer
Angeklagten festzustellen, und kann diese ganz umfassende
Aufklärungsarbeit, die die Opfer beziehungsweise deren Hinterbliebenen zu
Recht erwarten, gar nicht in dem umfassenden Sinne leisten; vielmehr
gehören dazu gerade auch die Untersuchungsausschüsse und die Arbeit, die
diese schon geleistet haben und weiter leisten werden.

Vielleicht noch ein Hinweis: Dass gerade aus den Untersuchungsausschüssen
heraus vielfältige Konsequenzen aus den Verbrechen des NSU gezogen worden
sind, beispielsweise bezüglich der Architektur der Sicherheitsbehörden. Der
Generalbundesanwalt hat zusätzliche Kompetenzen bekommen, um gerade im
Bereich Rechtsterrorismus schneller Ermittlungen an sich ziehen zu können
und diese sozusagen auch bundeseinheitlich führen zu können. Darüber hinaus
sind - das ist auch ein Thema des BMI - sowohl in der Justiz als auch in
den Sicherheitsbehörden gerade in der Fortbildung Konsequenzen gezogen
worden. Beispielsweise geht es darum, interkulturelle Kompetenzen
auszuprägen, damit es nie wieder passieren kann, dass die Opfer, wie das
beim NSU der Fall war, kriminalisiert werden und der Blick auf die
rassistischen Tatmotive jedenfalls am Anfang der Ermittlungen nicht da war.
Solche Kompetenzen in der Justiz und in den Sicherheitsbehörden weiter
auszubauen, ist wiederum auch ein wichtiger Teil des Pakts für den
Rechtsstaat, der im Koalitionsvertrag verabredet ist.

Vielleicht noch ein letzter Hinweis. Natürlich kann das das Leid der
Angehörigen, das es bis heute gibt, nicht lindern, aber es ist immerhin
eine kleine Unterstützung des Staates: Der Deutsche Bundestag hat mit dem
neuen Bundeshaushalt am letzten Donnerstag eine Verdreifachung der
sogenannten Härteleistungen für die Opfer rechtsextremistischer Gewalt
beschlossen, was auch rückwirkend den Angehörigen der Opfer des NSU
zugutekommt.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, die Aufklärung sei noch nicht zu Ende: Wo ist
sie denn Ihrer Meinung nach noch notwendig?

Kall: Das kann ich von hier aus nicht abschließend beurteilen. Man wird
sehen, welche Fragen gerade aus Sicht der Opfer, der Nebenkläger, im
Münchner Prozess offenbleiben. Wie gesagt, dazu laufen weiterhin
Untersuchungsausschüsse; da geht es vielfach um Fragen der Fehler, die in
Behörden gemacht worden sind. Das konnte und kann nicht alles im Rahmen
eines Strafprozesses aufgearbeitet werden, sondern muss teilweise eben im
Rahmen der Untersuchungsausschüsse aufgearbeitet werden. Wie gesagt, die
laufen ja auch noch.

Frage: Frau Fietz, zum Versprechen der Kanzlerin - bedingungslose
Aufklärung usw. -: Sieht sie dieses Versprechen als eingelöst an? Wurden
die Hintermänner gefunden?

Herr Neymanns und Herr Kall, ein roter Faden zieht sich ja durch den ganzen
Prozess, nämlich die Prozessverhinderung, sage ich einmal, durch den
Verfassungsschutz: Da wurden Unterlagen geschreddert, in Ausschüssen und
bei Zeugenaussagen wurde gemauert. Ich habe in den Aussagen von Ihnen und
auch von Herrn Seehofer bisher noch nicht gehört, dass das für die nächste
Zeit ein Thema für Sie beziehungsweise für Herrn Seehofer werde. Herr
Neymanns, wurden jemals schon Konsequenzen aus dem gezogen, was der
Verfassungsschutz gemacht hat?

Neymanns: In der Tat gab es den Vorwurf der Aktenvernichtung
beziehungsweise es gab die tatsächliche Aktenvernichtung, das ist richtig.
Soweit noch Reststücke da waren oder Akten teils doppelt geführt wurden,
konnten aber, soweit ich das weiß, ca. 80 Prozent der Akten rekonstruiert
werden und wurden dann auch dem Untersuchungsausschuss zur Verfügung
gestellt. Das hat, ich glaube, im ersten Bericht des
Untersuchungsausschusses auch zu Zufriedenheit geführt. Darüber hinaus
sind, um für Transparenz zu sorgen, verschiedene Verfahren erstmalig
eingeführt worden, die vorher - das ist jetzt vielleicht ein bisschen
überspitzt formuliert - nicht denkbar waren, etwa. Dass in
Untersuchungsausschüssen tatsächlich auch V-Mann-Führer oder auch V-Leute
als Zeugen vernommen werden konnten, war im NSU-Untersuchungsausschuss
einmalig beziehungsweise erstmalig der Fall. Auch dass dann besonders
sensible Akten ungeschwärzt im sogenannten Treptow-Verfahren - also auf dem
Gelände des BfV in Treptow - für die Mitglieder des
Untersuchungsausschusses einsehbar waren, ist etwas Neues. Insofern: Ja,
die Vorwürfe sind bekannt, aber ich glaube, die Maßnahmen, die das BMI
zusammen mit dem BfV ergriffen hat, lassen sich auch sehen.

SRSin Fietz: Zum einen muss man sich jetzt einmal anschauen, wie das
juristische Verfahren weiterläuft - es ist ja bereits Revision angekündigt
worden. Grundsätzlich ist aber sicherlich festzuhalten, dass für die
Zukunft gilt, dass Fehler, die bei der Fahndung und bei der Aufarbeitung
des gesamten Komplexes entstanden sind, möglichst nicht wieder auftreten
können, und dass Betroffenheit bleibt angesichts der Fehler, die auch im
Rahmen der Aufklärung dieser Mordserie erfolgt sind.

Die Bundeskanzlerin hat ja, wie ich das eben auch schon sagte, in diesem
Zusammenhang von Scham gesprochen, und setzt nun darauf, dass im
politischen Prozess in Zukunft darauf hingewirkt wird, dass sich derlei
Taten zum einen nicht wiederholen. Es ist, wie die Kollegen das ausgeführt
haben, im ganzen prozessualen Verfahren schon viel getan worden, damit sich
solche Fehler nach Möglichkeit nicht wiederholen.

Neymanns: Ich möchte noch einen kurzen Zusatz machen, nur damit das nicht
falsch zitiert wird: Die 80 Prozent möchte ich streichen, die stehen in
einem anderen Zusammenhang. Die Akten sind, soweit irgendwie möglich,
rekonstruiert worden beziehungsweise aus anderen Aktenbeständen
zusammengeführt und zur Verfügung gestellt worden, aber die 80 Prozent
kommen aus einem anderen Zusammenhang - damit das nicht falsch zitiert
wird.

Zusatz : Jede geschredderte Akte ist, glaube ich, zu viel.

Neymanns: Ja, eindeutig, das ist ganz klar.

Zusatzfrage: Frau Fietz, ich habe Sie jetzt so verstanden - Sie können mich
gerne korrigieren -, dass die Kanzlerin ihr Versprechen als nicht eingelöst
ansieht.

Herr Kall, wie bewertet das Justizministerium die Arbeit beziehungsweise
die Mithilfe des Verfassungsschutzes - ob Bundes- oder
Landesverfassungsschutzbehörden - im NSU-Prozess?

SRSin Fietz: Sie haben mich definitiv nicht richtig verstanden. Es geht
darum, dass die Bundesregierung von hier aus juristische Verfahren und
Gerichtsurteile nicht bewertet. Deshalb kann sie auch nicht in jedem Fall
Einzelheiten bewerten. Mehr kann ich Ihnen zu diesem Komplex jetzt nicht
sagen.

Kall: Ich kann die Fehler, die in den Verfassungsschutzbehörden gemacht
worden sind, über das hinaus, was Herr Neymanns hier schon erläutert hat,
nicht in irgendeiner Weise kommentieren oder erläutern; die gehören nicht
zu unserem Geschäftsbereich, sondern zu dem des BMI, und Herr Neymanns hat
schon etwas gesagt. Dieses Behördenversagen, diese Fehler sind, wie schon
mehrfach gesagt, in den Untersuchungsausschüsse aufgearbeitet worden - ob
vollständig oder welche Fragen offenbleiben, kann ich von hier aus nicht
beurteilen. Ich habe ja gerade schon gesagt: Was wir als Justizministerium
als einen bis heute ungeheuerlichen Fehler und auch als eine bis heute
wirklich den Rechtsstaat erschütternde Erkenntnis sehen, ist, dass über
Jahre die Opfer selbst und ihre Familien selbst kriminalisiert worden sind
und man ihnen unterstellt hat, dass es um sogenannte Milieutaten ginge. Ich
glaube, eine Angehörige eines Opfers hat einmal gesagt, dass sie zum
zweiten Mal zu Opfern gemacht worden sind, und das vonseiten des Staates.
Daraus sind schon Konsequenzen gezogen worden, damit sich das hoffentlich
nie wiederholen kann.

Eines würde ich dem, was ich vorhin schon gesagt habe, noch hinzufügen:
Auch im Strafgesetzbuch ist 2015 ganz ausdrücklich klargestellt worden,
dass rassistische Tatmotive strafschärfend wirken. Das war vorher in der
Bewertung vieler Gerichte natürlich auch schon so, aber vielleicht fehlte
hier und da noch die nötige Sensibilität. Deswegen ist es wichtig, dass
Rassismus ausdrücklich auch ein strafschärfendes Kriterium ist. Auch das
ist ein Ergebnis der NSU-Untersuchungsausschüsse.

Frage: Herr Kall, wenn Sie von Fehlern des Verfassungsschutzes sprechen,
dann meinen Sie das Aktenschreddern? Das sind einfach "Fehler" gewesen,
keine kriminellen Handlungen oder vielleicht sogar Verbrechen?

Kall: Ich habe von Fehlern von Sicherheitsbehörden gesprochen. Wie gesagt,
ich kann nicht im Einzelnen das Handeln des Verfassungsschutzes beurteilen,
und das ist als Sprecher des Bundesjustizministeriums auch nicht meine
Aufgabe. Das Bundesamt für Verfassungsschutz ist nachgeordnete Behörde des
BMI, und in den Landesämtern für Verfassungsschutz - auch das ist ja
hinreichend dokumentiert, zum Beispiel wenn man an Thüringen denkt - sind
ja ganz klar Fehler gemacht worden. Das kann man so auch benennen, aber ich
kann das nicht von hier aus weiter ausführen.

Neymanns: Vielleicht nur noch einmal zur Ergänzung: Sofort nach
Bekanntwerden dieser Aktenvernichtung, über die ja auch breit berichtet
wurde, hat das BMI sofort einen Sonderbeauftragten zur Aufklärung
eingesetzt, der ganz minutiös, ganz gründlich im BfV die Vorgänge überprüft
hat und auch zu dem Schluss kam, dass die Person, die die Akten vernichtet
hat, nicht auf Grundlage irgendeiner Weisung - ich sage einmal vereinfacht:
von oben beispielsweise - gehandelt hat.

Zusatzfrage : Verwirrter Einzeltäter. - Eine Frage noch: Amnesty
International fordert eine lange überfällige Untersuchung, inwieweit
institutioneller Rassismus in den Behörden eine bessere Aufklärung
verhindert hat. Wie steht der Innenminister dazu, den institutionellen
Rassismus in deutschen Sicherheitsbehörden aufzuklären?

Neymanns: Das ist, glaube ich, eine Frage, die man hier nicht so schnell
aus dem Ärmel beurteilen kann. Ich weiß nicht, wann Amnesty diese Forderung
aufgestellt hat. Der Minister hat sich ja selber auch noch einmal zu dem
Komplex zu Wort gemeldet und hat, genauso wie die Justizministerin, gesagt:
"Nach Jahren der Ungewissheit und zum Teil falschen Verdächtigungen durch
die Strafverfolgungsbehörden wurden die Menschen bei der gerichtlichen
Aufarbeitung mit den Details der menschenverachtenden Taten konfrontiert" -
ähnlich wie Herr Kall es gerade noch einmal dargestellt hat.

Ohne jetzt konkret auf diese Forderung von Amnesty, die ich so nicht kenne,
einzugehen: Ich glaube, dieser sehr umfassende Prozess, diese sehr
umfassende Aufarbeitung des ganzen NSU-Komplexes mit zwei
Untersuchungsausschüssen des Bundes und zehn beziehungsweise elf der Länder
- ich habe es schon gesagt -, hat dazu geführt, dass man auf diesem
Themengebiet und was solche Strukturen und Zusammenhänge betrifft, deutlich
sensibler geworden ist.

Frage: Ich habe eine Frage zu Frau Liu Xia aus China, die gestern in Berlin
eingetroffen ist: Wie bewertet die Bundesregierung ihre Freilassung?
Außerdem möchte ich fragen: Welchen Aufenthaltsstatus hat sie? Müsste sie,
wenn sie länger hier bleiben wollte, politisches Asyl beantragen, oder gibt
es andere Möglichkeiten?

SRSin Fietz: Ich kann grundsätzlich sagen, dass die Bundesregierung froh
und erleichtert ist und sich darüber freut, dass Liu Xia gestern in
Deutschland eingetroffen ist.

Neymanns: Ich kann dazu sagen, dass sie einen Aufenthaltstitel nach 22
Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes bekommen hat. Das ist der sogenannte
Aufenthalt aus völkerrechtlichen oder humanitären Gründen. Der ist
unbegrenzt und würde auch die Aufnahme von Arbeit erlauben. Insofern muss
sie kein Asyl beantragen.

Frage: Nachdem ja eine große chinesische Delegation hier war, würde ich
gerne wissen, ob die Kanzlerin oder vielleicht auch ein anderes
Kabinettsmitglied von vornherein vom chinesischen Ministerpräsidenten über
diesen Schritt informiert worden sind. Ist da schon ein Signal gesendet
worden?

SRSin Fietz: Ich bitte um Verständnis dafür, dass wir aus vertraulichen
Gesprächen, die im Rahmen dieses Besuchs stattgefunden haben, nicht
berichten.

Frage: Wann hat die Bundesregierung denn von dem Fall erfahren? Wann wurde
dieser Aufenthaltstitel also eingeleitet?

Neymanns: Das weiß ich technisch nicht. Sie vielleicht, Herr Breul?

Breul: Ich kann Ihnen da jetzt auch kein Datum nennen. Aber ich glaube, das
Thema hatten wir hier auch schon mehrfach. Der Ausreisewunsch von Frau Liu
Xia war bekannt. Die Botschaft stand mit ihr in engem Kontakt und hat
sozusagen versucht, sie bei ihrem Ausreisewunsch zu unterstützen. Wie Sie
wissen, geht es dabei ja jetzt in erster Linie einmal um die ärztliche
Behandlung. Daher kann ich Ihnen jetzt kein Datum nennen. Aber das war
schon ein Fall, der natürlich seit Längerem bekannt war.

Zusatzfrage: Gab es eine Reaktion von der chinesischen Delegation, Frau
Fietz? Hat die sich gefreut?

SRSin Fietz: Wie gesagt: Ich kann Ihnen aus den Gesprächen nichts
berichten.

Frage: Frau Fietz, Herr Wagner, mich würde angesichts der neuen Drohungen
und der Dimensionierung der Drohungen, was Zölle zwischen den USA und China
angeht, interessieren: Ist damit nach Ihrer Auffassung eine neue Dimension,
eine neue Qualität des Handelskonflikts erreicht? Sprechen Sie eigentlich
schon von einem tatsächlichen Handelskrieg?

Vom Wirtschaftsministerium würde mich noch einmal konkret etwas
interessieren. Herr Altmaier fährt ja heute nach Paris. Kann man daraus
folgern, dass es zwischen Deutschland und Frankreich im Hinblick auf die
Strategie im Handelskonflikt und im Verhalten zu den USA noch
Klärungspunkte gibt, die man heute und morgen möglicherweise lösen will und
hinsichtlich der man eine gemeinsame Linie finden will?

Wagner: Die Meldungen haben wir natürlich zur Kenntnis genommen. Das kann
ich jetzt nicht im Einzelnen kommentieren.

Klar ist unsere Haltung, dass wir immer klargemacht haben, dass die Abkehr
von offenen Märkten für uns keine Option ist; denn offene Märkte schaffen
Wohlstand und Arbeitsplätze. Wir wollen und brauchen den freien, fairen und
regelgebundenen Handel; denn Abschottung vernichtet Wachstum. Das ist,
glaube ich, die Grundprämisse, die wir immer artikuliert haben.

Zu den konkreten aktuellen Diskussionen und Entwicklungen in der
Handelspolitik hat sich ja Minister Altmaier heute noch vor seiner Reise
nach Paris im "Morgenmagazin" der ARD geäußert. Vielleicht zitiere ich das
einfach noch einmal. Er sagte: Ich werbe seit vielen Wochen dafür, dass wir
in der Zollpolitik einen Handelskrieg vermeiden, aber auch unsere
europäischen Interessen und die Arbeitsplätze in Deutschland sichern und
schützen. Das heißt für mich, dass es besser ist, wenn wir die Zölle
senken, als wenn wir in einen Wettlauf um höhere Zölle eintreten. - Ziel
des Ministers ist es also, und das hat er eben auch noch einmal sehr
deutlich gesagt, dass wir in keine Zollspirale eintreten, sondern uns
vielmehr alle gemeinsam Gedanken darüber machen, wie wir Zölle senken
können und nicht in einen Wettlauf um noch höhere Zölle eintreten.

Dann gab es noch die Frage nach der Paris-Reise. Es ist richtig: Der
Minister reist heute nach Paris. Er wird dort verschiedene bilaterale
Gespräche führen, unter anderem mit dem französischen Wirtschafts- und
Finanzminister Le Maire. Er wird dort auch den französischen Minister
Nicolas Hulot, der auch für Energie zuständig ist, sowie die französische
Ministerin für Hochschulbildung, Forschung und Innovation, Frau Frédérique
Vidal, treffen.

Insgesamt wird es bei der Reise eben um gemeinsame Zukunftsthemen gehen, um
die Stärkung des Wirtschaftsstandorts Europa, um Investitionen für mehr
Wachstum und Arbeitsplätze, um Innovation sowie auch um die
Herausforderungen angesichts der aktuellen handelspolitischen
Entwicklungen; das wird auf jeden Fall auch ein Schwerpunkt sein.

Sie wissen ja, dass der Kommissionspräsident Ende des Monats in dieser
Frage auch zu Gesprächen nach Washington reisen wird, und natürlich wird
sich vorher auch die Europäische Union darauf verständigen, welche Optionen
dort genau besprochen werden. Die Gespräche laufen derzeit, und zu diesen
Gesprächen gehört natürlich auch, dass sich die Mitgliedstaaten
untereinander und mit der Kommission darüber austauschen. In diesen Kontext
ist auch das Gespräch mit Minister Le Maire einzuordnen.

SRSin Fietz: Die Bundeskanzlerin hat sich immer wieder dazu geäußert, dass
sie einen freien Welthandel für ein hohes Gut hält. Ich kann Sie in diesem
Zusammenhang noch einmal auf die gemeinsame Erklärung verweisen, die
gestern nach den Konsultationen veröffentlicht wurde. Darin haben sich
beide Regierungen deutlich zum Multilateralismus und zu einer
regelbasierten Weltordnung bekannt. Dies ist auch gerade vor dem
Hintergrund der Herausforderungen im Handelsbereich von besonderer
Bedeutung.

Zusatzfrage: Ist das Wort Handelskrieg für Sie Moment schon gegeben?
Passiert so etwas schon, oder kann ich aus dem, was Sie, Herr Wagner,
gesagt haben, herauslesen, dass zum Beispiel der Wirtschaftsminister noch
nicht von einem Handelskrieg spricht, sondern diesen vielmehr vermeiden
will?

Wagner: Ich würde jetzt gerne vermeiden, über Begrifflichkeiten zu
debattieren. Ich glaube auch, es gibt keine Definition dessen, was ein
Handelskrieg ist. Klar ist: Es gibt derzeit Handelskonflikte mit
zunehmenden protektionistischen Tendenzen.

Der Minister hat das Wort Handelskrieg ja heute im Rahmen des Interviews im
"Morgenmagazin" in den Mund genommen und verwendet, und er hat gesagt, er
wolle einen Handelskrieg vermeiden. Aber, wie gesagt, eine genaue Bewertung
dessen, wie ein Handelskrieg genau einzuordnen ist - ab wann er beginnt, ab
wann nicht -, möchte ich hier jetzt nicht vornehmen.

Frage: Ich wollte fragen, ob morgen im Verkehrsministerium der
Mobilfunkgipfel stattfinden wird und was dort konkret besprochen werden
soll, falls er stattfindet.

Strater: Meine Kollegin hatte sich hier ja schon am Montag dazu geäußert.
Es geht um die flächendeckende Versorgung mit Mobilfunk in Deutschland. Die
Gespräche werden morgen stattfinden. Ich kann Ihnen jetzt noch nichts
Genaues sagen. Presseaktivitäten oder so etwas sind im Moment noch nicht
geplant. Natürlich kann ich den Gesprächen heute auch nicht weiter
vorgreifen. Wir müssen einfach einmal abwarten, was dort morgen besprochen
wird.

Neymanns: Ich habe zwei Dinge nachzuliefern, ohne dass ich das jetzt
unnötig in die Länge ziehen möchte, noch einmal zum Thema Afghanistan: Die
zurückgeführten Personen waren alle männlich. An der Rückführungsmaßnahme
haben sich folgende Bundesländer beteiligt: Berlin, Baden-Württemberg,
Bayern, Hessen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt. Vielleicht auch von Interesse: 134 Beamte der
Bundespolizei waren dabei, ein Arzt, ein Dolmetscher sowie ein 
Frontex-Mitarbeiter.

Zu der Frage, ob nur die drei bisherigen Gruppen vertreten waren oder
nicht, kann ich keine Auskunft geben, weil die Länder nach dem Wegfall der
Beschränkung auf die drei Gruppen nicht mehr melden müssen, ob eine Person
zu einer der drei Gruppen gehört. Deswegen gibt es dieses Kriterium
sozusagen nicht mehr zuverlässig. Die Informationen liegen uns also leider
nicht vor.

Einen anderen Punkt habe ich noch, zu der Amnesty-International-Forderung
zu setzen, einfach einmal nur, um irgendwie zu erläutern, was passiert ist:
Nach den Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses sind ja irgendwie
verschiedene Maßnahmen - ich hatte es vorhin schon gesagt - ergriffen
worden, unter anderem Workshops und sozusagen ein Ausbau des Themas
"interkulturelle Kompetenz und Fortbildung". Die Taten des NSU sind in die
Ausbildungszyklen eingeflossen, in denen es genau um solche Strukturen
geht, um sie auch frühzeitig zu erkennen.

Dann ist ja auch das Thema Aktenvernichtung im Rahmen einer Überarbeitung
der Vorschriften zur Aktenvernichtung im BfV eingeflossen, sodass so etwas
eben nicht mehr passieren kann.

Vielleicht ein allerletzter Punkt; dann bin ich durch: Es gibt ja ein
sogenanntes Aktenvernichtungsmoratorium, sodass Akten, die irgendwie im
Zusammenhang mit dem NSU-Prozess stehen können, nicht mehr vernichtet
werden dürfen, wenngleich die Vorschrift sozusagen eigentlich die
Vernichtung fordern würde. Das gilt selbstverständlich weiterhin, zumindest
so lange, bis alle Untersuchungsausschüsse abgeschlossen sind.

Frage: Zu diesen aus Berlin und allen Bundesländern abgeschobenen Afghanen:
Können Sie sagen, woher die meisten kamen?

Neymanns: Zahlen zur Verteilung habe ich leider nicht vorliegen, sonst
hätte ich die Ihnen genannt.

Zusatzfrage: Zu diesem Vorwurf von Amnesty International: Können Sie denn
sagen, wie hoch in etwa der Anteil (von Menschen) mit einem
Migrationshintergrund zum Beispiel im Verfassungsschutz ist?

Neymanns: Das kann ich herauszufinden versuchen, aber das weiß ich hier
nicht ad hoc.

Vorsitzender Feldhoff: Frau Fietz kann noch etwas zum Kabinettsbeschluss
bezüglich Afghanistan sagen.

SRSin Fietz: Das Thema wurde am 6. Juni ohne formalen Beschluss im Kabinett
besprochen. Der Außen- und der Innenminister berichteten dort über den
aktualisierten Asyllagebericht die Aufhebung der Beschränkung auf Gefährder
etc. Es gab keine weitere Diskussion und damit eine Zustimmung in diesem
Verfahren. Am selben Tag berichtete auch die Bundeskanzlerin in der
Regierungsbefragung darüber.

Frage: Die Aufhebung der Beschränkung hat der Innenminister eingebracht.
Korrekt?

SRSin Fietz: Die Aufhebung der Beschränkung basiert auf dem
Asyllagebericht, den der Außenminister eingebracht hat.

Zusatz: Also ist der Außenminister schuld.

SRSin Fietz: Von Schuld würde ich überhaupt nicht reden, sondern es gab den
Asyllagebericht des Außenministers, und aufgrund dessen ist diese
Entscheidung getroffen worden.

Zusatzfrage: Dürfen wir noch einmal das Auswärtige Amt danach fragen? Ich
verstehe das jetzt so, dass Herr Maas eingebracht hat, dass durch diesen
Bericht jetzt auch wieder Frauen und Kinder abgeschoben werden können.

Breul: Nein, das ist so nicht ganz korrekt. Der Asyllagebericht - das habe
ich ja vorhin noch einmal gesagt - ist eine Erkenntnisquelle, eine
Beschreibung der tatsächlichen Situation in Afghanistan. Der enthält keine
Empfehlungen für eine Abschiebepraxis. Frau Fietz hat es gerade gesagt: Im
Kabinett haben dazu der Innenminister und der Außenminister vorgetragen.

Zusatzfrage: Wer hat die Aufhebung der Einschränkung denn jetzt empfohlen,
Frau Fietz?

SRSin Fietz: Das ist das Ergebnis eines Diskussionsprozesses.

Zusatz: Aber es wurde doch gar nicht diskutiert, haben Sie gerade gesagt!

SRSin Fietz: Es wurde nicht formell beschlossen, habe ich gesagt.

Frage: Frau Fietz, die Bundeskanzlerin wurde ja im Bundestag von einer
Abgeordneten der Union gefragt - ich weiß nicht, ob Sie den Wortlaut der
Antwort vorliegen haben -, und - - -

SRSin Fietz: Nein, habe ich nicht.

Zusatzfrage: Ich kann mich täuschen, aber ich meine mich zu erinnern, dass
sie gesagt hat, das Kabinett habe das beschlossen oder entschieden.
Deswegen würde mich schon interessieren, wie da der formale
Entscheidungsablauf gewesen ist.

Vorsitzender Feldhoff: Wenn das jetzt nicht zu klären ist, dann würden wir
um eine Nachlieferung bitten. Wir würden das dann auf der Homepage der
Bundespressekonferenz veröffentlichen. Dann kann man nachschauen.

Frage: Das Thema Sport ist ja selten ein Thema, aber ich würde gerne einmal
das Sportministerium zur aktuellen Özil-Debatte befragen, weil das er jetzt
auch einen politischen Hintergrund bekommt. Der Zentralrat der Muslime in
Deutschland fordert den Rücktritt des DFB-Präsidenten und auch des 
DFB-Managers aufgrund der Aussagen über Herrn Özil, der ja jetzt zum Sündenbock
für das Ausscheiden bei der WM gemacht wird. Wie sieht das denn der
Bundesinnenminister?

Neymanns: Ich möchte die Äußerungen von Herrn Mazyek, wie Sie sich
vorstellen können, von hier aus nicht kommentieren. Ich glaube, das
Ausscheiden der Nationalmannschaft bei der Fußball-WM - aber auch das
möchte ich eigentlich nicht kommentieren - ist bedauerlich und liegt
sicherlich nicht an einer einzelnen Person.

Zusatz: Es geht um den Umgang des größten Sportverbandes der Welt mit einem
Spieler, der als Sündenbock - - -

Neymanns: Wir haben uns hier schon vor ein paar Wochen dazu geäußert. Wie
der DFB mit dem Vorgang umgeht, muss der DFB selbst entscheiden. Dazu würde
ich keine öffentlichen Empfehlungen abgeben, und das kann ich auch nicht
tun.

Zusatzfrage: Hat die Kanzlerin einen Kommentar dazu - sie ist ja auch Fan
der Mannschaft, sie kennt die Mannschaft -, wie jetzt mit einem jungen
Spieler mit Migrationshintergrund umgegangen wird?

SRSin Fietz: Es ist sicherlich Sache des DFB und auch der Mannschaft,
dieses Thema zu regeln. Dazu sollte die Bundesregierung jetzt keine
öffentlichen Ratschläge abgeben.

Im Übrigen gilt für die Bundesregierung: Eine Mannschaft gewinnt zusammen,
und eine Mannschaft verliert auch zusammen.

Mittwoch, 11. Juli 2018
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WIRTSCHAFT/2969: Mobilfunkgipfel ist Paradebeispiel für visionslose Digital-Politik


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Juli 2018

SITTA: Mobilfunkgipfel ist Paradebeispiel für visionslose
Digital-Politik



Zum Mobilfunkgipfel erklärt der stellvertretende Vorsitzende der
FDP-Fraktion Frank Sitta:

"Der Mobilfunkgipfel ist ein Paradebeispiel der visionslosen
Digital-Politik der Großen Koalition: große Ankündigungen, vage
Ergebnisse, keine Lösungen. Ganz nach dem Motto: "The show must go
on." Wir erinnern uns: Herr Dobrindt hatte die Schließung der
Funklöcher bereits für dieses Jahr angekündigt. Herr Scheuer hat sie
jetzt auf das Ende der Legislatur verschoben. Zudem bleibt offen, was
investitionsfördernde Rahmenbedingungen sein sollen. Erfolgreich ist
anders. Der Bund will vor allem "prüfen" und "unterstützen". Warum
das bis heute nicht geschehen ist, bleibt schleierhaft. Auch beim
5G-Ausbau hat der Gipfel keine Fortschritte gebracht. Dabei ist er
entscheidend für eine erfolgreiche Digitalisierung Deutschlands."

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1021: EU-Ausschuss im Gespräch mit dem Botschafter der Republik Österreich (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 85/2018

EU-Ausschuss im Gespräch mit dem Botschafter der Republik Österreich

Erörterung der Schwerpunkte der österreichischen EU-Ratspräsidentschaft



Stuttgart. Der Ausschuss für Europa und Internationales des Landtags
von Baden-Württemberg hat in seiner Sitzung am Mittwoch, 11. Juli
2018, mit dem Botschafter der Republik Österreich, Dr. Peter Huber,
die Schwerpunkte der österreichischen Ratspräsidentschaft erörtert.
Dies teilte der Vorsitzende des Gremiums, der CDU-Abgeordnete Willi
Stächele, mit. "Eine europäische Lösung für die illegale Migration
nach Europa sowie mehr Sicherheit für die Europäische Union, eine
gerechte Besteuerung im digitalen Binnenmarkt, der nächste Mehrjährige
Finanzrahmen sowie ein geordneter Abschluss der Brexit-Verhandlungen
werden die großen Herausforderungen dieser Ratspräsidentschaft sein",
informierte Stächele.

Der Botschafter der Republik Österreich, Dr. Peter Huber, habe die
Mitglieder des Ausschusses für Europa und Internationales über die
zentralen Anliegen des österreichischen Ratsvorsitzes informiert.
Österreich habe am 1. Juli 2018 zum dritten Mal, nach 1998 und 2006,
für sechs Monate den Vorsitz im Rat der Europäischen Union übernommen.
Der Ratsvorsitz im zweiten Halbjahr 2018 finde jedoch unter anderen
Rahmenbedingungen statt als die früheren.

Eine europäische Lösung für die illegale Migration nach Europa sowie
die Schaffung von mehr Sicherheit in der Europäischen Union seien die
zentralen Fragen, für welche die Europäische Union schnell eine Lösung
finden müsse. Weitere Schwerpunkte lege der Vorsitz auf das Thema
Subsidiarität und die künftige Aufgabenverteilung zwischen der
Europäischen Union, den Mitgliedstaaten und ihren Regionen. Ebenfalls
von großer Bedeutung sei für den Vorsitz eine weitere Heranführung der
Westbalkanstaaten an die Europäische Union.

"Diese EU-Ratspräsidentschaft findet unter besonderen
Rahmenbedingungen statt. Der Fortgang der Brexit-Verhandlungen, die
kontroversen Debatten zur Migration nach Europa, der nächste
Mehrjährige Finanzrahmen sowie die anstehenden Ergebnisse zum
Weißbuchprozess zur Zukunft Europas schaffen ein in hohem Maße
forderndes Arbeitsumfeld für das Vorsitzland Österreich", ergänzte der
Ausschussvorsitzende Stächele. Er mahnte dringend auch das Thema
Solidarität bei der Flüchtlingsverteilung innerhalb der EU an.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1020: Mehr Transparenz und Bürgernähe durch öffentliche Sitzungen gefordert (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 84/2018

Petitionsausschuss des Landtags

Vorsitzende Böhlen fordert mehr Transparenz und Bürgernähe durch
öffentliche Sitzungen



Stuttgart. 2341 Bürgerinnen und Bürger wandten sich von Mai 2016 bis
Mai 2018 an den Petitionsausschuss des Landtags von Baden-Württemberg.
508 Petitionen aus der vorigen Wahlperiode wurden weiter behandelt,
250 davon positiv erledigt. Die Zahlen teilte die Vorsitzende des
Petitionsausschusses, Beate Böhlen (Grüne), am 11. Juli 2018, mit.
Traditionell gibt der Petitionsausschuss zur Halbzeit der
Legislaturperiode im Plenum einen mündlichen Bericht ab. Böhlen nutzte
in ihrer Rede die Chance, auf die Kollegen in Bayern zu verweisen, die
alle Sitzungen öffentlich abhalten - mit Ausnahme solcher Fälle, in
denen der Persönlichkeitsschutz zu beachten ist. "Transparenz und
Öffentlichkeit sind mir ein Anliegen. Wir haben Bürgersprechstunden
eingeführt. Ich würde mich freuen, wenn auch wir in Baden-Württemberg
noch einen weiteren Schritt hin zur öffentlichen Sitzung des
Petitionsausschusses kommen könnten."

Für diese Position bekam sie parteiübergreifende Unterstützung aller
im Ausschuss vertretenen Fraktionsvertreter. Bislang hätten vier
Bürgersprechstunden in Stuttgart, Heidelberg, Villingen-Schwenningen
und Ulm stattgefunden und seien gut angenommen worden. Öffentliche
Sitzungen würden diese vom Petitionsausschuss gepflegte Bürgernähe
verstärken. "Nichts ist so gut, dass es nicht verbessert werden kann",
so die Vorsitzende.

Petitionen zum Ausländerrecht sowie Bausachen führen thematisch die
Rangliste an. Es folgten Verkehrsfragen, Justizvollzug, kommunale
Angelegenheiten, Sozialversicherung, Öffentliche Sicherheit und
Ordnung, Staatsanwaltschaften, Beschwerden über Behörden,
Gesundheitswesen und Schulthemen. "Bei den Anliegen war wieder alles
dabei: Banal anmutende Bitten und Beschwerden, bewegende Schicksale,
Großprojekte", berichtete Böhlen im Landtag. Auch das mache die Arbeit
im Petitionsausschuss so interessant. "Der Ausschuss kümmert sich
gleichermaßen sorgfältig um jedes einzelne Anliegen, egal wie wichtig
oder unwichtig es erscheinen mag und egal, wieviel Unterstützer eine
Petition hat oder nicht", versicherte Böhlen.

Der Rückgang der Zahl der Petitionen um 16,5 Prozent gegenüber dem
Vergleichszeitraum der 15. Wahlperiode führt die Ausschussvorsitzende
unter anderem darauf zurück, dass im Februar 2017 Volker Schindler,
der erste Bürgerbeauftragte des Landes, seine Arbeit aufgenommen habe
und die örtlichen Verwaltungen in ihrer Bürgernähe von Landesseite aus
unterstützt und bestärkt werden.

Hintergrundinformation: Das Petitionsrecht basiert auf Artikel 17
Grundgesetz: "Jedermann hat das Recht, sich einzeln oder in
Gemeinschaft mit anderen schriftlich mit Bitten und Beschwerden an die
zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden." Bei einem
Start einer Petition auf einer privaten Petitionsplattform
(Online-Petition) besteht kein Anspruch auf eine sachliche Prüfung
eines Sachverhalts, über den Beschwerde geführt wird. Petitionen auf
Basis von Artikel 17 GG können gleichwohl auch über das
Online-Formular der Landtags-Webseite
www.landtag-bw.de/online/Petitionen unter Einhaltung aller
datenschutzrechtlichen Vorschriften eingereicht werden.
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HAMBURG/4434: Nach einem Jahr U-Haft - Haftverschonung für G20-Gefangenen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 12. Juli 2018

Nach einem Jahr U-Haft: Haftverschonung für G20-Gefangenen



Nach über einem Jahr in Untersuchungshaft hat das Landgericht Hamburg heute eine Haftverschonung des beim G20-Gipfel festgenommenen Peike S. beschlossen. Der 21-jährige Niederländer war im August 2017 unter dem Vorwurf zweier Flaschenwürfe zu einer unverhältnismäßig langen Haftstrafe von zwei Jahren und sieben Monaten verurteilt worden, das Urteil ist allerdings noch nicht rechtskräftig. "Die Verschonung von der U-Haft ist eigentlich schon seit langem überfällig", erklärt dazu der justizpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Martin Dolzer. "Es war angesichts der Vorwürfe und der dürftigen Beweislage schon kaum nachvollziehbar, dass Peike S. nicht bereits zu Beginn des Berufungsverfahrens haftverschont wurde."

Dolzer erinnert daran, dass in anderen G20-Verfahren wegen ähnlicher Vorwürfe zwar unüblich hohe Strafen verhängt, allerdings zur Bewährung ausgesetzt wurden. "Daher ist die Haftverschonung der einzig richtige Schritt. Das eine Jahr in Haft ist damit allerdings nicht wieder gutzumachen. Statt rigider Strafen zur Abschreckung von Protest wäre eine selbstkritische Auswertung der Durchführung von fragwürdigen Veranstaltungen wie dem G20-Gipfel notwendig, um den gesellschaftlichen Frieden wiederherzstellen."

Weiter kritisiert der Abgeordnete, dass die Vorsitzende Richterin im Berufungsverfahren monatelang nahezu sämtliche Anträge der Verteidigung abgelehnt hat, etwa auf Einführung von potenziell entlastendem oder klärendem Videomaterial oder auf Anhörung von weiteren Polizeizeug_innen. "Insbesondere vor dem Hintergrund, dass es offenkundig eine Einflussnahme auf Tatzeugen durch die SoKo Schwarzer Block gab und dass die Zeugen im Verfahren widersprüchliche Aussagen machten, ist diese Haltung der Richterin zumindest sehr ungewöhnlich", so Dolzer. "Die Unschuldsvermutung und ein faires Verfahren sind zentrale Momente eines demokratischen Rechtsstaats, die auch im G20-Verfahren gegen Peike S. gelten müssen!"

 * 
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HAMBURG/4433: Arbeitsamt statt Ferien - Rabe wirft hunderte Lehrkräfte raus (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 12. Juli 2018

Arbeitsamt statt Ferien: Rabe wirft hunderte Lehrkräfte raus



"Arbeitsamt statt Sommerferien" - so heißt es auch in diesem Jahr wieder für viele Hamburger Lehrer_innen. Das belegt eine aktuelle Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft (Drs. 21/13671). Demnach verloren zum Ferienstart mindestens 823 Lehrer_innen ihren Job. "Es ist und bleibt beschämend: Nur um ein paar Euro zu sparen, schickt der Schulsenator wieder einmal hunderte Lehrer_innen pünktlich zum Schuljahresende in die Arbeitslosigkeit, nur um sie dann zum Schuljahresbeginn Ende August neu zu beschäftigen", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion. "Das ist unwürdig und verantwortungslos." Wie schon in den Vorjahren treffe dieses Los vor allem Vertretungslehrkräfte. Mit ihnen so umzugehen sei fahrlässig und destabilisiere die gesamte Schullandschaft, so Boeddinghaus: "Zudem riskiert Rabe jedes Mal aufs Neue unnötig, dass diese Fachkräfte ihrem Job den Rücken kehren."

Angesichts der harten persönlichen Konsequenzen für die Betroffenen erklärt die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Fraktion, Carola Ensslen: "Durch diese Praxis wird den Lehrer_innen vorsätzlich ein volles Jahr Beschäftigung verwehrt. Das lässt ihnen zur Überbrückung der sechs Wochen ohne Lohn nur die Wahl, sich arbeitslos zu melden oder zum Ersparten zu greifen. Gleichzeitig schmälert es ihren Rentenanspruch und schadet ihrer Erwerbsbiographie. Das ist in höchstem Maße unfair, sowohl jeder einzelnen Lehrkraft als auch der Allgemeinheit gegenüber, die dafür die Kosten tragen muss."

DIE LINKE erneuert ihre Forderung an den Senat, endlich alle Lehrkräfte an den Schulen, ob befristet oder nicht, durchgängig auch über die Ferien zu beschäftigen.

 * 
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2339: Weiter Englischunterricht (Li)


Landtag intern 5/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Aus den Ausschüssen

Weiter Englischunterricht



9.5.2018 - An nordrhein-westfälischen Grundschulen wird auch in
Zukunft das Fach Englisch unterrichtet. Den Antrag der AfD-Fraktion,
das Fach zu streichen, hat der Ausschuss für Schule und Bildung mit
den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD, FDP und Grünen ebenso
abgelehnt wie der mitberatende Wissenschaftsausschuss. Die
AfD-Fraktion hatte den Englischunterricht in der Primarstufe
abschaffen und dafür die Fächer Deutsch und Mathematik stärken
wollen. Seit 2003 werde an allen deutschen Grundschulen Englisch
unterrichtet, die Richtlinien seien aber von Bundesland zu Bundesland
unterschiedlich, hieß es im Antrag (17/794). Experten hätten die
Qualität des Unterrichts kritisiert, zudem sei er nicht
altersgerecht. Studienergebnisse legten nahe, dass ein früher Beginn
des Englischunterrichts für die weitere Schullaufbahn "keine
nennenswerten Vorteile" bringe. Die anderen Fraktionen teilten diese
Auffassung nicht und verwiesen u. a. auf eine
Sachverständigenanhörung zum Thema. Die Landesregierung teilte mit,
dass der Englischunterricht in der Primarstufe "systematisch
verbessert" werden solle. Das Plenum wird sich mit dem Antrag nicht
mehr befassen.

 * 
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FRAGEN/055: Jung sein in Nicaragua (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Interview: Jung sein in Nicaragua

Von Andrea Serrano Bran



(Fortaleza, 30. Juni 2018, adital) - Das folgende Interview mit einer
jungen Frau aus Nicaragua kommt von dem Jugendbüro des Jesuitenordens
Zentralamerika. Aus Sicherheitsgründen wird ihr Name nicht genannt.
Das Interview führte Andrea Serrano Bran.

Wie würdest du das Umfeld beschreiben in dem du dich gerade
befindest?

Es ist eine große Spannung zu spüren, sehr viel Unsicherheit und
Angst. Auf den Straßen wird Terror gesät, was die Unregierbarkeit nur
noch verschärft. Man kann nicht zu jeder Uhrzeit auf die Straße gehen.
Ab 17 Uhr sollte man seine Erledigungen draußen abgeschlossen haben.

Was bedeutet es heute in Nicaragua jung zu sein?

Das bedeutet vor allem der Hauptfeind der Regierung zu sein. Man wird
automatisch zu jemandem, der durch die Regierung eliminiert werden
soll. Für die Bevölkerung sind wir allerdings die
Hoffnungsträger*innen, die Erbauer*innen eines gerechteren und
bewussteren Nicaraguas. Wir sind die Stimmen derjenigen, die ihr Leben
verloren haben, die Kinder eines Landes, das nicht weiter durch die
Gewalt entstellt werden will.

Welche Dynamiken beobachtest du in diesem historischen Moment, den
Nicaragua gerade erlebt?

Es gibt viele Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Jeden Tag stehen
wir auf, um zu sehen, wie viele von der Polizei ermordet wurden, wie
viele Verletzte es gibt und wie viele man hat verschwinden lassen. Als
Katholikin hat mich der Einsatz unserer Priester und Bischöfe mit
Stolz erfüllt. Sie haben ihr Leben aufs Spiel gesetzt, als sie im
Kreuzfeuer auf die Angreifer*innen eingeredet haben, unser Recht auf
friedlichen Widerstand zu respektieren.

Gab es auch Momente der Hoffnung in diesem Konflikt?

Es gibt sehr viel Solidarität. Lebensmittel und Medikamente werden
gesammelt für die Leute aus den Teilen im Land, die ausgeplündert und
in Brand gesteckt wurden, für die Leute auf den Barrikaden und für
jene, die sich in den Universitäten verschanzt haben. Es gibt auch
viel Empathie, uns alle schmerzen die Ermordeten. Der Schmerz der
Mütter berührt uns, wie sie in den Gefängnissen nach ihren Kindern
suchen und es schmerzt auch uns, wenn die verschwundenen Kinder nicht
in den Gefängnissen, sondern von Folter gezeichnet in der
Rechtsmedizin auftauchen.

Was möchtest du deinem Land sagen?

Dass wir Geduld haben mögen. Leider wird unser Land von einem Pärchen
regiert, das blind vor Macht und Hochmut ist. Aber unser Kampf ist
richtig und das Blutvergießen wird sich eher früher als später
auszahlen. Nicaragua in wirtschaftlicher Hinsicht wieder auf die Beine
zu stellen, wird nicht so schwer sein, mit Kapital und Investor*innen
kann das gelingen. Die eigentliche Herausforderung besteht im Aufbau
einer gerechten Gesellschaft, die am Gemeinwohl und nicht am
Wohlergehen Einzelner interessiert ist. Wir müssen erreichen, auch
denjenigen, die daran gewöhnt sind immer alles zu kriegen, Werte
beizubringen und sie zu leben.


URL des Artikels:
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LATEINAMERIKA/1795: Drogen? Nicht mit Kuba (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Drogen? Nicht mit Kuba

Von Flo Osrainik, 11. Juli 2018



In Kuba stellt der Konsum von Drogen zwar kein schwerwiegendes
gesellschaftliches Problem dar, trotzdem geht man auf der Karibikinsel
konsequent gegen Rauschgift vor, wie Antonio Israel Ybarra Suárez,
Sekretär der Nationalen Drogenkommission (CND), nach Angaben der
staatlichen kubanischen Tageszeitung Granma letzte Woche in Havanna
betonte. Die kubanische Rechtsprechung verbietet Drogen und Substanzen
mit vergleichender Wirkung.


Weltweites Problem

Man wolle weder Zielland, noch Durchgangsland für Drogen sein. Dabei
setze man auch auf Präventivmaßnahmen, etwa auf die Erziehung einer
Kultur der Ablehnung berauschender Substanzen. Weltweit würde die
Problematik allerdings zunehmen, wie in einigen Ländern etwa die
Freigabe von Marihuana, die ansteigende Kokainproduktion - Kolumbien
ist der weltweit größte Kokainproduzent - oder das Aufkommen neuer und
starker Drogen zeigen würde.

Nach dem Weltdrogenbericht 2018 des Büros für Drogen und
Verbrechensbekämpfung der Vereinten Nationen (UNODC), konsumierten im
Jahr 2016 rund 5,6 % der erwachsenen Weltbevölkerung Drogen. Im Jahr
2015 ging man noch 5 % aus. Laut WHO starben im Jahr 2015 rund 450.000
Menschen weltweit an den Folgen von Drogenkonsum.

Aber auch in Kuba wurden vergangenes Jahr rund 5,5 Tonnen Drogen -
hauptsächlich Marihuana - sichergestellt, so Ybarra Suárez. Im Vorjahr
waren es 3,2 Tonnen. Allerdings würde der größte Teil davon - rund
95% - verpackt ins Meer geworfen und von der Strömung wieder an Land
gespült. Nach Angaben des CND-Sekretärs eigne sich das Klima in Kuba
zwar nicht zum Anbau von Marihuana, trotzdem hätte man letztes Jahr
über 67.000 Pflanzen beschlagnahmt. Ybarra Suárez berichtete auch über
19 Fälle von Drogenhandel auf der Insel und 94 Festnahmen bei der
Einreise, wobei es zu 56 Prozessen gekommen sein soll. Nach einer zwei
Jahre alten Umfrage sei in Kuba von einem Konsum von 0,038 pro 100.000
Einwohner auszugehen, so der CND-Beamte. Am häufigsten würden
Marihuana und Medikamente, kombiniert mit Alkohol, genommen.


Globale Kooperation nötig

Der Sekretär mahnte auch eine internationale Zusammenarbeit an, da dem
Problem "nicht allein mit inländischen Maßnahmen zu begegnen" sei und
eine Zusammenarbeit nötig wäre, weshalb Kuba mit 50
Anti-Drogen-Agenturen und 46 Staaten zusammenarbeiten würde.

Auch den Vereinigten Staaten - die USA sind, etwa mit ihrem
Geheimdienst CIA in Lateinamerika oder in Afghanistan in die weltweite
Drogenproduktion verstrickt - hätte man trotz schwankender bilateraler
Beziehungen in den letzten Jahren Informationen in über 500 Fällen
mitgeteilt, was zur Sicherstellung von Drogen im Ausmaß von rund 40
Tonnen in den USA geführt hätte, so der kubanische Beamte in der
Tageszeitung Granma weiter.


Über den Autor

Flo Osrainik. Der in München geborene und aufgewachsene
Deutsch-Österreicher ist Redakteur und freier Journalist. Er wohnt,
lebt und arbeitet in München und Istanbul. Seine Themen sind
Gesellschaft & Globales. Er hat unter anderem Beiträge für RT Deutsch,
junge Welt, Telepolis, amerika21 und das Weblog NEOPresse verfasst.
Außerdem ist er ehrenamtlicher Redakteur bei acTVism Munich und
Mitglied bei Freischreiber.
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AUSTAUSCH/349: TU Clausthal - Millionenprojekt mit chinesischer Elite-Uni (idw)


Technische Universität Clausthal - 11.07.2018

Millionenprojekt mit chinesischer Elite-Uni: Verträge unterzeichnet



Chengdu. Es ist das größte internationale Projekt in der Geschichte der
Harzer Universität. Gemeinsam investieren die TU Clausthal und die Sichuan
University in den kommenden zwölf Jahren 20 Millionen Euro in ein
forschungs- und innovationsstarkes Bildungsprojekt: das Chinesisch-Deutsche
Internationale Hochschulkolleg (CDIHK). Am 8. Juli haben die
Präsidenten beider Universitäten, Professor Thomas Hanschke und Professor
Li Yanrong, auf dem Jiangan-Campus der Sichuan University in Chengdu die
Verträge unterzeichnet.

"Mit dem CDIHK erreicht die erfolgreiche Zusammenarbeit der beiden
Hochschulen eine neue Dimension. Ich bin überzeugt davon, dass das Projekt
eine Erfolgsgeschichte wird", sagte Professor Hanschke nach dem
Vertragsabschluss in der pulsierenden 15-Millionen-Einwohner-Stadt im
Westen Chinas. Auch Amtskollege Li unterstrich die neue Qualität der
Partnerschaft: "Das Hochschulkolleg wird beispielgebend für die
Kooperation mit anderen Universitäten sein." Zudem wünschte er: "Die
Einrichtung soll den Geist deutscher Ingenieurkunst verströmen."

Sowohl in Clausthal als auch in Chengdu wird das neue Hochschulkolleg als
institutionalisierte Einrichtung zum 1. September 2019 an den Start gehen.
Beide Standorte werden, rechtlich unabhängig, über eine gemeinsame
virtuelle Organisationsstruktur verbunden sein. Das bilaterale Projekt
beginnt mit drei identischen Studiengängen - Geoumwelttechnik
(Geoinvironmental Engineering), Informatik und Elektrotechnik - sowie
einem Promotionskolleg.

Wer am CDIHK studiert und sich auf dem Campus in Südniedersachsen und in
Fernost ausbilden lässt, erhält einen Doppelabschluss der
traditionsreichen Harzer Universität und der chinesischen
Exzellenzuniversität. Zum Auftakt werden 100 Studierende aus Chengdu nach
Clausthal kommen, später sollen es pro Jahrgang 150 sein. Das Projekt
passt ideal in die China-Strategie des Bundes. "Die deutsch-chinesische
Kooperation ist richtig und wichtig. Die jüngsten chinesischen Erfolge und
Investitionen in Forschung und Innovation machen das immer wieder
deutlich." Dies hat Anja Karliczek, Chefin des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF), dieser Tage in der Broschüre "40 Jahre
deutsch-chinesische wissenschaftlich-technologische Zusammenarbeit"
herausgestellt.

Zu den Unterstützern des CDIHK zählt auch der Deutsche Akademische
Austauschdienst (DAAD), der die Clausthaler Initiative als "innovativ und
außergewöhnlich" bewertet und finanziell fördert. Daneben bringt sich die
Wirtschaft ein. Unternehmen wie die Volkswagen AG und Continental AG
wollen für die Studierenden Praktikumsplätze bereitstellen. Geplant ist,
das Deutsch-Chinesische Internationale Hochschulkolleg an beiden
Standorten - zusätzlich zu den regulären Professoren- und
Mitarbeiterstellen - mit jeweils acht Stellen auszustatten, jeweils
sechs Dozenten und zwei Sprachlehrer. Hinzu kommen weitere Stellen im
flankierenden China-Kompetenzzentrum der TU Clausthal, das vom BMBF
gefördert wird.

"Dem CDIHK liegt die Idee zugrunde, die Wissenschaft in einem identischen
Kontext voranzubringen und sich dabei interkulturell inspirieren zu
lassen", erklärte Hanschke. Der chinesischen Seite gehe es um eine
innovative, hochwertige, internationale Ausbildung mit dem Gütesiegel
"Made in Germany", so die Vertreter der Sichuan University. "Neben der
Lehre wird die Forschung im CDIHK zunehmend an Bedeutung gewinnen",
ergänzte Professor Alfons Esderts, der als Vizepräsident für Forschung und
Technologietransfer ebenfalls zur China-Delegation der TU zählte. So
werden 40 Doktorandenstipendien in das Projekt einfließen. Die
Investitionssumme von rund 20 Millionen Euro für das gesamte CDIHK wird
laut Vertrag zu etwa drei Vierteln von der chinesischen Seite übernommen.
Für den Clausthaler Teil werden auch Fördermittel eingebracht. Die TU
schreitet mit dem ambitionierten Großprojekt in ihrer
Internationalisierungsstrategie voran, steigert das wissenschaftliche
Renommee und holt weitere Studierende in den Oberharz.

Mehr als zwei Jahre intensiver Vorbereitung waren dem feierlichen
Unterzeichnen der Verträge für das CDHIK vorausgegangen. Die Idee eines
bilateralen Hochschulkollegs entstand am 10. April 2016. Es war der Tag,
als der damalige chinesische Forschungsminister Professor Wan Gang, ein
Clausthaler Alumnus, an der TU zum Honorarprofessor bestellt worden war.
Beim Verwirklichen des Plans kam den Clausthalern ihre lange China-Tradition
zugute. Seit 2004 unterhält die Hochschule intensive Beziehungen
zur Sichuan Universität, die 70.000 Studierende und 11.000
wissenschaftliche Beschäftigte zählt. Von Anfang an kennen sich die
Präsidenten Professor Thomas Hanschke und Professor Heping Xie, der bis
vor kurzem an der Spitze der chinesischen Universität stand und
Ehrendoktor in Clausthal ist. Viel Vertrauen, ja Freundschaften sind
entstanden. Zum Gelingen des CDIHK trugen auch der China-Beauftragte der
TU, apl. Professor Michael Z. Hou, und weitere Fachexperten bei.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution3
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Clausthal, 11.07.2018
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FINANZEN/527: Studienkredite - 50 Millionen monatlich an Studierende ausgezahlt (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 11.07.2018

Studienkredite: 50 Millionen monatlich an Studierende ausgezahlt



Aktuell nutzen rund 100.000 Personen in Deutschland einen Studienkredit
zur Studienfinanzierung. Kreditgeber wie Banken oder Studentenwerke zahlen
dabei insgesamt rund 50 Millionen Euro pro Monat aus. Diese Werte
ermittelte das CHE Centrum für Hochschulentwicklung exklusiv im Rahmen
seines jährlichen Studienkredit-Tests.

Laut einer aktuellen Anbieter-Befragung durch das CHE im Juni 2018 gab es
im vergangenen Jahr 280.000 aktive Studienkredit-Verträge. Hierbei
befinden sich mit 180.000 rund zwei Drittel der Kreditnehmer bereits in
der Rückzahlungsphase. Die übrigen 100.000 Personen sind noch in der
Auszahlungsphase. Damit nehmen aktuell 3,5 Prozent aller Studierenden
einen Studienkredit in Anspruch. Sie erhalten hierbei - meist monatlich -
Geld zur Studienfinanzierung aus einem Studienkredit oder Bildungsfonds.
Solche Angebote werden in Anspruch genommen, wenn ein Studium durch BAföG,
Stipendien oder Nebenjob nicht oder nicht mehr ausreichend finanziert
werden kann.

Das Gesamtvolumen der Auszahlungen entspricht nach Anbieter-Angaben
derzeit einem Umfang von mehr als 600 Millionen Euro pro Jahr. Bundesweit
werden also durchschnittlich monatlich rund 50 Millionen Euro an
Studierende ausgezahlt. Die Zahl der neu abgeschlossenen
Studienkreditverträge ist von 2014 bis 2017 um ein Drittel gesunken, von
59.000 auf 41.000. Besonders betroffen sind die beiden Marktführer, der
KfW-Studienkredit und der Bildungskredit des Bundesverwaltungsamtes. Rund
92 Prozent aller Verträge im vergangenen Jahr wurden bei den beiden
staatlichen Anbietern unterzeichnet.

Erstmals erfragte das CHE auch das Geschlechterverhältnis bei den
Kreditnehmern. Bezogen auf die Vertragsabschlüsse liegt der Frauenanteil
aktuell bei 47 Prozent. Dies entspricht nahezu dem Frauenanteil bei den
Studierenden insgesamt. Obwohl damit fast jeder zweite Studienkredit von
einer Frau in Anspruch genommen wird, sind Aus- und
Rückzahlungsbedingungen im Falle von Schwangerschaft und Elternzeit nicht
bei allen Anbietern vertraglich klar geregelt.

Ein Versäumnis, wie Studienkredit-Experte Ulrich Müller angesichts von
Rückzahlungs-Zeiträumen von bis zu 25 Jahren anmerkt: "Während der
Elternzeit sollte einem allein der Nachwuchs den Schlaf rauben und nicht
die Sorge um die Rückzahlung eines Studienkredites". Der Leiter politische
Analysen beim CHE Centrum für Hochschulentwicklung fordert deshalb, dass
Anbieter hier nicht auf vertragsrechtlich wenig belastbare "individuelle
Lösungen" verweisen sollten. Stundungen oder reduzierte Raten während
Schwangerschaft und Elternzeit sollten bei Vertragsabschluss besser
schriftlich fixiert werden.

Die gängigen Finanzierungsangebote in Deutschland stuft der
CHE-Studienkredit-Test 2018 als durchweg seriös und gut gestaltet ein. Unter
den 46 untersuchten Studienkrediten, Studiendarlehen und Bildungsfonds
erreichten viele Spitzenergebnisse in mehreren der fünf
Bewertungskategorien (Zugang, Kapazität, Kosten, Risikobegrenzung und
Flexibilität).

Weiterhin erfasst der CHE-Studienkredit-Test keine Peer-to-peer-Angebote.
Hierbei werden die Kredite nicht von der Bank, sondern über ein Webportal
von einzelnen oder mehreren Privatpersonen bereitgestellt. CHE Experte
Müller mahnt hier zur Vorsicht und warnt: "Nicht überall wo
'Studienkredit' drauf steht, geht es auch um studentische Bedürfnisse,
etwa eine monatliche Aus- und Rückzahlung." Das gelegentlich angeführte
Argument der schnellen und unbürokratischen Bearbeitung der Kreditanfrage
mache die Nachteile von teilweise horrend hohen Zinssätzen nicht wett.


Über den CHE-Studienkredit-Test:

Der CHE-Studienkredit-Test 2018 entstand in Zusammenarbeit mit dem
Handelsblatt und erscheint in diesem Jahr in seiner 13. Auflage. Er
bewertet anhand von 21 Einzelkriterien Vor- und Nachteile von 46 aktuell
verfügbaren Studienkreditangeboten. Datenbasis sind Selbstauskünfte der
Anbieter. Mit seinen zahlreichen Detailinformationen bietet er eine
transparente Marktübersicht für Studierende und Studieninteressierte.
Zusätzlich kann man anhand von Tabellen eine eigene Bedarfskalkulation
erstellen. Der CHE-Studienkredit-Test ist frei verfügbar unter

www.che-studienkredit-test.de.


Weitere Informationen unter:

http://www.che-studienkredit-test.de

- Der aktuelle CHE-Studienkredit-Test 2018 zum Download

http://www.che.de/studienkredit 

- CHE kurz + kompakt mit FAQs, Linktipps und Checklisten zum Thema
Studienkredit

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409
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UNIVERSITÄT/2728: Erfolgsstrategie - Universität Leipzig veröffentlicht Hochschulentwicklungsplan 2025 (idw)


Universität Leipzig - 11.07.2018

Erfolgsstrategie:
Universität Leipzig veröffentlicht Hochschulentwicklungsplan 2025



Die Universität Leipzig möchte ihre Erfolgsgeschichte in einem
dynamischen Prozess fortschreiben und ihre Besonderheiten noch deutlicher
nutzen und greifbar machen. Ihre Pläne in den Bereichen Forschung, Lehre und
Transfer skizziert sie in ihrem neuen Hochschulentwicklungsplan (HEP) 2025,
den sie beim Sächsischen Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst (SMWK)
eingereicht hat.

"Wir wollen noch internationaler werden, unsere Forschungsexzellenz
systematisch vorantreiben auf eine Weise, die wir den 'Leipziger Weg'
genannt haben, und wir wollen die hohe Qualität in der Lehre in unseren
vielen Fächern nachhaltig sichern", sagt Rektorin Prof. Dr. Beate
Schücking. Darüber hinaus wachse die Bedeutung des Themas Transfer von
Wissen in die Wirtschaft und die Gesellschaft. "Die sogenannte Third
Mission ist für unsere Universität gelebte Praxis und wird mit dem HEP zum
Programm. Wir werden zum Beispiel analog zu unserem Transfer-Büro für die
Lebenswissenschaften auch eines für die Geistes-, Sozial- und
Kulturwissenschaften etablieren." Auch die weitere Digitalisierung der
Hochschule sei ein wichtiges Thema.

Beim "Leipziger Weg" geht es in erster Linie um einen Zyklus, in dem
Forschungsexzellenz zu gesellschaftlich relevanten Themen gezielt
gefördert wird. "Wir wollen systematisch zukunftsträchtige
Forschungsfelder identifizieren, die entsprechenden Themen
weiterentwickeln, Akteure zusammenführen und passende Verbundprojekte
einwerben", erläutert Beate Schücking. "Die Projekte können dann zu
interdisziplinären Forschungsnetzwerken weiterentwickelt oder sogar zu
einem international sichtbaren und konkurrenzfähigen sogenannten
'integrative Center' ausgebaut werden."

Blaupause für ein solches "iCenter" könne das bereits erfolgreich
etablierte Deutsche Zentrum für integrative Biodiversitätsforschung (iDiv)
Halle-Jena-Leipzig sein. IDiv ist ein Forschungszentrum der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG), das die drei Universitäten Halle, Jena und
Leipzig gemeinsam mit dem Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung- UFZ
betreiben. "Für uns sind als nächstes Zentren zur Adipositas- und zur
Globalisierungsforschung denkbar", sagt Schücking. Ein erster Schritt sei
gemacht: "Wir haben im Rahmen der Exzellenzstrategie des Bundes und der
Länder einen Vollantrag für ein Exzellenzcluster 'Adipositas verstehen'
eingereicht und hoffen natürlich auf den Zuschlag."

Insgesamt habe sich die von Fächervielfalt und Forschungsstärke geprägte,
weltoffene Universität mit dem neuen, rund 50 Seiten starken
Hochschulentwicklungsplan selbst einen wesentlichen Meilenstein gesetzt.
"Unser HEP zeigt, wo wir 2025 stehen könnten, mit Innovationen in allen
Bereichen. Wir haben den Plan in der Universität mit breiter Beteiligung
erarbeitet und machen uns auf zu einer ehrgeizigen Weiterentwicklung",
erklärt die Rektorin. "Erfolgsnachrichten wie unser Abschneiden im
jüngsten DFG-Förderatlas stimmen mich optimistisch, dass wir viel
erreichen können."

Im Bereich Lehre und Studium will die Universität bis 2025 nur noch in
akkreditierte grundständige Bachelor- und Masterstudiengänge
immatrikulieren, die ein internes Qualitätsmanagement durchlaufen haben.
Die Studieninhalte sollen internationaler und interdisziplinärer
gestaltet, Lehre mit digitalen Werkzeugen gestärkt und mithilfe
hochschuldidaktischer Angebote neue Lehrformate entwickelt werden. Mit
speziellen Programmen will die Hochschule die Studienerfolgsquote weiter
erhöhen und Auslandsaufenthalte der Studierenden gezielt fördern.



Die 1409 gegründete Universität Leipzig gehört zu den ältesten Europas.
Als weltoffene, moderne Volluniversität strebt sie einen führenden Rang
unter den deutschen Universitäten an. Heute gehört sie als Mitglied im
Verbund der German U15 zu den großen, forschungsstarken und
medizinführenden Universitäten in Deutschland. Die 14 Fakultäten mit über
130 Instituten und Zentren sowie die 17 Zentralen Einrichtungen der UL
setzen auf fächer- und fakultätsübergreifende sowie internationale
Zusammenarbeit in Forschung und Lehre und auf Kooperation mit anderen
Forschungseinrichtungen und der Wirtschaft.

An der Universität Leipzig forschen und lehren über 450 Professoreninnen
und Professoren sowie mehr als 2.800 wissenschaftliche Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter. Insgesamt beschäftigt die Hochschule rund 5.300 Personen.

Mit über 150 Studiengängen von A wie Afrikastudien bis Z wie Zahnmedizin
bietet die Universität eine in Sachsen einmalige Fächervielfalt, die sie
zur nachgefragtesten Hochschule im Freistaat macht. Derzeit sind über
30.000 Studierende immatrikuliert - mehr als 7.000 junge Menschen beginnen
jährlich ein Studium.

In der Lehre profiliert sich die Universität als Sachsens Zentrum für
Fächer der staatlichen Daseinsvorsorge (Rechtswissenschaft, Medizin,
Lehramt, Pharmazie). Ihr Forschungsprofil hat sie in den zurückliegenden
Jahren geschärft und in den drei strategischen Forschungsfeldern
"Veränderte Ordnungen in einer globalisierten Welt", "Intelligente
Methoden und Materialien" sowie "Nachhaltige Grundlagen für Leben und
Gesundheit" gebündelt.

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-leipzig.de/+hep 

- Hochschulentwicklungsplan 2025 der Universität Leipzig (PDF-Dokument)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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MELDUNG/138: Neue Publikation - "Rückkehr in ein friedliches Myanmar? Eine Illusion verabschiedet sich" (idw)


Bonn International Center for Conversion (BICC) - 10.07.2018

Neue Publikation: "Rückkehr in ein friedliches Myanmar? Eine Illusion
verabschiedet sich"



Zwangsrekrutierungen, Landminen und religiöse Diskriminierung bilden für
viele Menschen in Myanmar Fluchtursachen und Rückkehrhemmnisse. In BICC
Policy Brief 8\2018 analysiert Markus Rudolf das aktuelle
Konfliktgeschehen und formuliert Empfehlungen zum Umgang mit Flucht und
Vertreibung in Myanmar aus der Perspektive nachhaltiger
Entwicklungszusammenarbeit.

Um nachhaltige und langfristige Lösungen für Situationen andauernder
Flucht im In- und ins Ausland zu finden, ist zunächst eine nuancierte
Analyse der Herausforderungen und Optionen der Entwicklungszusammenarbeit
(EZ) in Myanmar nötig. Zu diesem Ergebnis kommt BICC Policy Brief 8\2018
"Rückkehr in ein friedliches Myanmar? Eine Illusion verabschiedet sich".
Um die Rahmenbedingungen außerdem so zu ändern, dass in der Flucht
entstandene Überlebensstrategien als Entwicklungspotential genutzt werden
können, muss die Geberseite Projekte sowohl international als auch
grenzüberschreitend regional sowie mit Basisinitiativen lokal abgestimmt
und partizipativ entwickeln.

Der Autor Markus Rudolf formuliert die folgenden Empfehlungen an die
deutsche Entwicklungszusammenarbeit:

• Monitoring- und Evaluierungsmechanismen zur Umsetzung des
Friedensprozesses in die EZ Projekt-Strategien zur Fluchtsituation in
Myanmar einbeziehen;

• EZ an Bedingungen wie gute Regierungsführung, Wahrung der
Menschenrechte sowie Reintegrations- oder Entschädigungsmaßnahmen knüpfen;

• Nachhaltige Maßnahmen ergreifen, um Fluchtursachen langfristig
bekämpfen und freiwillige Rückkehr zu fördern;

• Ganzheitliche Szenarien schaffen, die auch die (transnationale)
Mobilität der Flüchtlinge als Überlebensstrategie einbeziehen.


Originalpublikation:

https://www.bicc.de/publications/publicationpage/publication/rueckkehr-in-ein-friedliches-myanmar-eine-illusion-verabschiedet-sich-813/

Weitere Informationen unter:

https://www.bicc.de/fileadmin/Dateien/pdf/press/2018/PE_PB_8_2018_Myanmar/PM_PB_8_2018_Myanmar.pdf

https://www.bicc.de/press/press-releases/press/news/new-publication-return-to-peaceful-myanmar-letting-go-of-an-illusion-586/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution445
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Quelle:
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Bonn International Center for Conversion (BICC), 10.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





WISSENSCHAFT/1417: Ergebnisse der Sommersitzungen des Wissenschaftsrats in München (idw)


Wissenschaftsrat - 09.07.2018

Ergebnisse der Sommersitzungen in München (04.-06. Juli 2018)



Auf seinen diesjährigen Sommersitzungen in München (04.-06. Juli 2018) hat
sich der Wissenschaftsrat intensiv mit den Folgen globaler Entwicklungen
für die grenzüberschreitende Wissenschaft beschäftigt. Zudem wurden drei
Verfahren der Institutionellen Akkreditierung, darunter die Universität
Witten/Herdecke, die EBC Hochschule, Hamburg, sowie die Fachhochschule der
Diakonie, Bielefeld, beraten. Zu den Ergebnissen im Einzelnen:

Wissenschaft und Hochschulen in Deutschland sehen sich einer veränderten
weltpolitischen Lage gegenüber: Aufstrebende Wissenschaftsnationen bieten
neue Partner und zusätzliche Kooperationsmöglichkeiten in Lehre und
Forschung. Gleichzeitig erschwert eine zunehmende Wissenschaftsskepsis bis
hin zu Wissenschaftsfeindlichkeit in Staaten innerhalb und außerhalb
Europas den grenzüberschreitenden Austausch und die internationale
Zusammenarbeit. "Alle Akteure in der Wissenschaft sollten sich bewusst
sein, dass sie sich immer in einem politischen Umfeld bewegen. Die
Spannungen und Zielkonflikte von Partnern, die in Bezug auf Leistung und
Ressourcen sehr ungleich sein können, muss man im Blick behalten, aber
auch die unterschiedlichen Motive und Werthaltungen können wir nicht
ignorieren", kommentiert Martina Brockmeier, Vorsitzende des
Wissenschaftsrats, die aktuelle Situation.

Um die deutschen Hochschulen für Chancen und Risiken im Umgang
insbesondere mit neuen Partnerstaaten zu sensibilisieren, empfiehlt der
Wissenschaftsrat, eine zentrale Beratungsstelle beim Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD) oder bei der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) zu schaffen. "Wir müssen in allen
internationalen Konstellationen klar für unsere Werte und
Qualitätsansprüche eintreten und als Botschafter für die freie Ausübung
von Wissenschaft, die wissenschaftliche Integrität und den Schutz
geistigen Eigentums in die Welt gehen", so Martina Brockmeier.

Die vorliegenden Empfehlungen des Wissenschaftsrats zur
Internationalisierung der Hochschulen sind vorrangig aus einer
systemischen Perspektive entwickelt und auf Institutionen fokussiert. Sie
schlagen eine Brücke zwischen den weltpolitischen Rahmenbedingungen und
der Entwicklung institutioneller Strategien. Adressaten sind die
politischen Akteure und die wissenschaftlichen Förderorganisationen, die
die Rahmenbedingungen für die Internationalisierung von Hochschulen
verbessern können, und natürlich die Hochschulen selbst.

Auf seinen Sommersitzungen hat der Wissenschaftsrat zudem drei Verfahren
der Institutionellen Akkreditierung beraten. Die Ergebnisse im Einzelnen:

Die Universität Witten/Herdecke wird vom Wissenschaftsrat mit Auflagen für
fünf Jahre reakkreditiert. Dem Land Nordrhein-Westfalen wird ferner
empfohlen, der Universität Witten/Herdecke - bis auf ihre Fakultät für
Kulturreflexion in ihrem gegenwärtigen Zuschnitt - die Ausübung des
Promotionsrechts weiterhin zu gewähren. Reakkreditiert mit Auflagen werden
die EBC Hochschule, Hamburg, für die Dauer von drei Jahren, die
Fachhochschule der Diakonie, Bielefeld, für die Dauer von fünf Jahren.

 * 

Wissenschaftsrat - 09.07.2018

Wissenschaftrat | Internationalisierung von Hochschulen: Jetzt erst
recht! 



Die weltpolitische Lage und die wissenschaftspolitische Landkarte
verändern sich in den letzten Jahren dynamisch: Aufstrebende
Wissenschaftsnationen bieten neue Kooperationsmöglichkeiten in Lehre und
Forschung, der internationale Wettbewerb nimmt zu. Gleichzeitig erschwert
eine zunehmende Wissenschaftsskepsis bis hin zu Wissenschaftsfeindlichkeit
in Staaten innerhalb und außerhalb Europas den grenzüberschreitenden
Austausch und die internationale Zusammenarbeit.

Martina Brockmeier, Vorsitzende des Wissenschaftsrats, weist darauf hin:
"Alle Akteure in der Wissenschaft sollten sich bewusst sein, dass sie sich
immer in einem politischen Umfeld bewegen. Die Spannungen und
Zielkonflikte von Partnern, die in Bezug auf Leistung und Ressourcen sehr
ungleich sein können, muss man im Blick behalten, aber auch die
unterschiedlichen Motive und Werthaltungen können wir nicht ignorieren."
Um die deutschen Hochschulen für Chancen und Risiken im Umgang
insbesondere mit neuen Partnerstaaten zu sensibilisieren, empfiehlt der
Wissenschaftsrat, eine zentrale Beratungsstelle beim Deutschen
Akademischen Austauschdienst (DAAD) oder bei der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) zu schaffen. "Wir müssen in allen
internationalen Konstellationen klar für unsere Werte und
Qualitätsansprüche eintreten und als Botschafter für die freie Ausübung
von Wissenschaft, die wissenschaftliche Integrität und den Schutz
geistigen Eigentums in die Welt gehen", so Martina Brockmeier.

Besondere Chancen erkennt der Wissenschaftsrat in der Idee einer
Europäischen Hochschule, die Anregungen für viele Hochschulen
unterschiedlichen Typs für alle ihre Leistungsdimensionen geben kann. Mit
einem solchen Profil kann überzeugend für die Werte des europäischen
Hochschulraums geworben werden, gleichzeitig mit dem Einstehen für
Wissenschaftsfreiheit, Weltoffenheit, Verantwortung und kulturelle
Vielfalt ein Gegenentwurf zu nationalistischen und
wissenschaftsskeptischen Tendenzen gesetzt werden. Die Studierenden
könnten von Mehrsprachigkeit, interkulturellen Erfahrungen und
Doppelabschlüssen profitieren. Um die innereuropäische Kooperation in der
Forschung und die Mobilität von wissenschaftlichem Personal zu fördern,
empfiehlt der Wissenschaftsrat den politischen Akteuren, ihre Programme so
zu gestalten, dass auch unterschiedlich starke Partner zusammenarbeiten
und Drittmittel grenzüberschreitend verwendet werden können.

Die Hochschulen verzeichnen steigende Anteile ausländischer Studierender
und Beschäftigter und verfügen damit über einen wachsenden internationalen
Erfahrungsschatz und kulturelle Vielfalt. Um diesen Schatz zu heben und
die "Internationalisierung zu Hause" zu intensivieren, empfiehlt der
Wissenschaftsrat den Hochschulen eine zu ihrem Profil passende
Sprachenpolitik, die auch die Verwaltung einbezieht. Sie sollten
Einzelmaßnahmen für die Internationalisierung in ein institutionelles
Gesamtkonzept zusammenführen, die Strategie auf ihr fachliches Profil
abstimmen, aber auch entsprechend der dynamischen Veränderungen immer
wieder adjustieren. Internationalisierung wird derzeit stark über
Drittmittel finanziert. Die Ausstattung der bewährten Fördereinrichtungen,
insbesondere des DAAD und der Alexander von Humboldt-Stiftung, sollte
verbessert werden. "Um ihre Strategien langfristig zu verfolgen, benötigen
die Hochschulen aber auch für die Internationalisierung eine auskömmliche
Grundfinanzierung", so Brockmeier.



Weitere Informationen unter:

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/7118-18.pdf 

Empfehlungen zur Internationalisierung von Hochschulen (Drs. 7118-18)

 * 

Wissenschaftsrat - 09.07.2018

Wissenschaftsrat | Drei Entscheidungen im Verfahren der
Institutionellen Akkreditierung



Auf seinen Sommersitzungen hat der Wissenschaftsrat drei Verfahren der
Institutionellen Akkreditierung beraten: Universität Witten/Herdecke, EBC
Hochschule, Hamburg, sowie Fachhochschule der Diakonie, Bielefeld. Die
Ergebnisse im Einzelnen:

Die Universität Witten/Herdecke wird vom Wissenschaftsrat mit Auflagen für
fünf Jahre reakkreditiert. Ferner empfiehlt der Wissenschaftsrat dem Land
Nordrhein-Westfalen, der Universität Witten/Herdecke - mit Ausnahme ihrer
Fakultät für Kulturreflexion in ihrem gegenwärtigen Zuschnitt - die
Ausübung des Promotionsrechts weiterhin zu gewähren.

Die Universität Witten/Herdecke wurde 1982 gegründet und vom Land
Nordrhein-Westfalen als Hochschule mit Promotions- und Habilitationsrecht
unbefristet staatlich anerkannt. Die Erstakkreditierung durch den
Wissenschaftsrat erfolgte 2005 und die Reakkreditierung 2011 für sieben
Jahre. Die Universität Witten/Herdecke gliedert sich in die drei
Fakultäten für Gesundheit, für Wirtschaftswissenschaft und für
Kulturreflexion. Sie verfolgt einen interdisziplinären Profilanspruch, der
unter anderem mit dem sogenannten Studium fundamentale gleichermaßen die
Persönlichkeitsentwicklung und die fachliche Qualifikation als Ziel hat.
Zum Wintersemester 2017/2018 hatte die Universität ca. 2.000 Studierende
und 69 hauptberufliche Professorinnen und Professoren.

Der Wissenschaftsrat würdigt das besondere Profil der Universität
Witten/Herdecke mit ihrem partizipativen Studienkonzept und dem in allen
Fakultäten obligatorischen Studium fundamentale. Die Leistungen in der
Forschung und in der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses bewegen
sich im Ganzen auf einem dem institutionellen Anspruch einer Universität
angemessenen Niveau. Als kritisch erachtet es der Wissenschaftsrat jedoch,
dass der personelle Aufwuchs im Department für Humanmedizin und in der
Fakultät für Kulturreflexion dauerhaft hinter dem im Rahmen der letzten
Reakkreditierung geforderten Umfang zurückgeblieben ist. Ungeachtet
einzelner herausragender Leistungen fehlt der Fakultät für Kulturreflexion
angesichts der Vielzahl der vertretenen Disziplinen zudem die für
qualitätsgesicherte Promotionen nötige fachliche Binnendifferenzierung der
jeweiligen Disziplinen. Die in Absprache mit dem Land Nordrhein-Westfalen
avisierte Verdopplung der Studienanfängerplätze in der Humanmedizin, mit
der die ambulante Versorgung auf dem Land gefördert werden soll, ist nach
Ansicht des Wissenschaftsrates nur dann zu verantworten, wenn die
erforderlichen personellen, räumlichen und finanziellen Kapazitäten für
Forschung und Lehre in der stationären und der ambulanten Ausbildung
sichergestellt sind. Der Wissenschaftsrat verbindet seine
Reakkreditierungsentscheidung mit Auflagen zur Restrukturierung des
Bereichs Kulturreflexion, zur Hochschulgovernance, zur Absicherung der
nötigen Personalausstattung und zum Anteil der hauptberuflichen
professoralen Lehre.

Die EBC Hochschule, Hamburg, wird vom Wissenschaftsrat für die Dauer von
drei Jahren mit Auflagen reakkreditiert.

Die EBC Hochschule ist seit dem Jahr 2008 befristet staatlich anerkannt.
Die institutionelle Erstakkreditierung erfolgte 2014. Die Hochschule
verfügt neben dem Standort Hamburg über Dependancen in Berlin und
Düsseldorf. Derzeit sind an der Hochschule knapp 800 Studierende in
vorwiegend betriebswirtschaftlichen Bachelor- und Masterstudiengängen
eingeschrieben. Zum Wintersemester 2017/2018 hat die Hochschule einen
zusätzlichen Schwerpunkt im sozialwirtschaftlichen Bereich eingerichtet
und baut zu diesem Zweck derzeit eine zweite Fakultät auf.

Der Wissenschaftsrat würdigt zwar, dass die EBC Hochschule die Auflagen
aus der Erstakkreditierung erfüllt hat, indem der akademische Bereich im
Präsidium deutlich gestärkt wurde und die Hochschule Maßnahmen zum Ausbau
des Forschungsbereichs ergriffen hat. Zudem wurde durch die Schließung der
Standorte Leipzig und Stuttgart die Konsolidierung abgeschlossen, sodass
nunmehr ein hinreichend großer akademischer Kern an allen Standorten
gewährleistet ist. Bedingt durch die Gründung einer fachlich deutlich
anders ausgerichteten Fakultät befindet sich die Hochschule allerdings
derzeit in einem tiefgreifenden Umbruchprozess. Das bisher klar definierte
Hochschulprofil droht in diesem Zusammenhang, an Kohärenz zu verlieren.
Der Aufbau der neuen Fakultät ist des Weiteren mit erheblichen Kosten
verbunden, so dass sich die wirtschaftliche Lage der Hochschule derzeit
defizitär darstellt. Schließlich wird die Lehre nicht an allen Standorten
und in allen Studiengängen mehrheitlich durch hauptberufliche
Professorinnen und Professoren erbracht. Die Ordnungen der Hochschule sind
unter anderem mit Blick auf die sich ändernde Hochschulstruktur
überarbeitungsbedürftig. Der Wissenschaftsrat verbindet die
Reakkreditierung mit Auflagen zur Steigerung des Anteils hauptberuflicher
professoraler Lehre, zur Bibliotheksausstattung sowie zur Governance der
Hochschule.

Die Fachhochschule der Diakonie, Bielefeld, wird vom Wissenschaftsrat für
die Dauer von fünf Jahren mit Auflagen reakkreditiert.

Die Fachhochschule der Diakonie - University of Applied Sciences,
Bielefeld (FHdD), wurde im Jahr 2006 gegründet und erhielt im selben Jahr
die befristete staatliche Anerkennung als kirchliche Fachhochschule. Die
Erstakkreditierung durch den Wissenschaftsrat erfolgte im Oktober 2013 für
fünf Jahre unter Auflagen zu den Leitungsstrukturen.

Der Wissenschaftsrat würdigt, dass die FHdD nicht-traditionellen
Studierenden besondere Unterstützungsleistungen zukommen lässt und somit
einen wichtigen Beitrag zur Durchlässigkeit zwischen beruflicher und
akademischer Bildung leistet. Das im Sozial-, Gesundheits- und
Pflegebereich angesiedelte Studienangebot fügt sich stimmig in das Profil
der Hochschule ein. Die im Rahmen der Praxisphasen stattfindende
Zusammenarbeit mit den Praxispartnern ist vorbildlich organisiert.
Verbesserungswürdig ist hingegen die Informations- und Literaturversorgung
der Hochschulangehörigen, der es an einem systematischen Beschaffungswesen
mangelt. Anpassungsbedarf gibt es ferner mit Blick auf die Grundordnung
der Hochschule. Die Reakkreditierung ist mit Auflagen zu den
Leitungsstrukturen und zur Bibliotheksausstattung verbunden.



Weitere Informationen unter:

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/7082-18.pdf - UWH

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/7080-18.pdf - EBC-Hochschule

https://www.wissenschaftsrat.de/download/archiv/7084-18.pdf - FHdD

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution415

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftsrat, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PROPAGANDA/1497: Medien - Im Flutlicht der Interessen ... (SB)




Die auf den ersten Blick einleuchtende Kritik, das Höhlendrama in Thailand werde
im Vergleich zum alltäglichen Flüchtlingstod im Mittelmeer über Gebühr in den
Medien präsentiert, wird weder den jungen Fußballspielern, deren Ausflug sich
tatsächlich als Abenteuer erwies, noch den Flüchtenden gerecht, die vielen
Menschen zum Ärgernis unausgegorener Schuldgefühle oder gar zum Anlaß offener
Aggression geworden sind. Als sei das Spektakel um die Jugendmannschaft eigens
zur Fußball-WM der Männer bestellt worden, wurden die von Unwetter
eingeschlossenen Höhlentouristen auf eine Weise vermarktet, bei der alle
Register eines Abenteuerfilms Marke Indiana Jones gezogen werden. Der
Medienkonsument wird mit erwartbaren und vertrauten Sichtweisen abgefüttert, und
nur das Wissen darum, daß es sich um ein reales Ereignis handelt, unterscheidet
es vom fiktiven Geschehen im Kino.

Den meisten LeserInnen und ZuschauerInnen dürfte ohnehin bewußt sein, daß das
Geschehen in Thailand zum Zwecke angenehmen Verbrauchs zum Unterhaltungsevent
aufgebauscht wurde. Schließlich glauben nicht alle Menschen alles, was im
Fernsehen gezeigt wird und in der Zeitung steht, sondern beteiligen sich einfach
angeregt an den darüber entstehenden Gesprächen und Spekulationen. So etwas wie
genuine Betroffenheit zu erwarten, die beim Endlosdrama um ertrinkende
Flüchtlinge längst aufgebraucht zu sein scheint, reflektiert nicht zuletzt das
Entsetzen über den Eventcharakter lebensbedrohlicher Ereignisse und die Angst,
selbst einmal unter das schnell rotierende Rad flüchtigsten Infotainments zu
geraten. Gefühle werden produziert und stimuliert, um Abwechslung und Ablenkung
in den grauen Alltag zu bringen, das gilt für reale Ereignisse ebenso wie für
fiktive Produktionen. Dementsprechend durchlässig ist die Grenze zwischen
beiden. Ein guter Journalist ist kein Bürokrat, der die Welt eins zu eins
abbildet, um mit einem moralinsauren Kommentar die Bestätigung eigener Ohnmacht
zu erwirtschaften. Anstatt mit der Lebenswürze hausieren zu gehen, daß es
anderen noch schlechter als einem selbst ergeht, erzählt ein guter Autor
Geschichten, die über sich selbst hinausweisen und kognitive Erregungszustände
für individuelle wie kollektive Handlungsfähigkeit produktiv machen.

Die anwachsende Zustimmung zur staatlichen Flüchtlingsabwehr auch mit Hilfe von
Internierungslagern nach dem Motto "Aus den Augen, aus dem Sinn" ist die
eigentlich interessante Geschichte, die sich dem medialen Scheinwiderspruch
entzieht. Das tägliche vermeidbare Sterben vor der eigenen Haustür in Kauf zu
nehmen, um sich in der Mangelordnung einen aussichtsreicheren Platz an den
Fleischtöpfen zu sichern, läßt sich mit dem an die Medien erhobenen Anspruch,
per se Gleichheits-, Wahrheits- und Neutralitätsidealen unterworfen zu sein,
nicht in Übereinstimmung bringen. Der Appell an diese von Herrschaftsinteressen
durchdrungene Instanz, die Welt doch so zu schildern, wie sie ist, damit alles
wieder in Ordnung kommt, entspringt der infantilen Weigerung, einen Blick auf
die Knochenmühle zu werfen, von der alle leben und an die sie zugleich gefesselt
sind. 

Auf eine Menschen und den sie betreffenden Verhältnissen angemessene Art und
Weise über all die Ausbeutung und Unterdrückung in der Welt zu berichten, mit
der die große Maschine am Laufen gehalten wird, verlangte nicht nur ein
herrschaftstechnisch kontraproduktives Ausmaß an Selbstkritik, für das in der
gesellschaftlichen Anerkennungs- und Erfolgsordnung kein Platz ist. Es setzte
ohne Umstände die völlige Umwälzung herrschender Verhältnisse auf die
Tagesordnung. Warum akzeptieren, daß nur ein Mensch mehr ohnmächtig und
alleingelassen an Bedingungen stirbt, die von seinen Artgenossen als
zivilisatorischer Fortschritt gefeiert werden? Warum die Trennung, Teilung,
Spaltung akzeptieren, die Lebewesen als Beute des jeweils anderen zum Objekt
schmerzerfüllten Konsums machen? Da ist es doch viel einfacher, in die
zivilreligiöse Beschwörung einer Hoffnung einzustimmen, die ein gutes Ende wider
besseren Wissens um die Ohnmacht, die sie beschönigt, suggeriert.

12. Juli 2018
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GEWERKSCHAFT/1681: T-Systems - ver.di macht mit Warnstreik Druck vor vierter Verhandlungsrunde (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
11. Juli 2018

Tarifkonflikt bei T-Systems: 

ver.di macht mit Warnstreik Druck vor vierter Verhandlungsrunde



Berlin - Im bundesweiten Tarifkonflikt bei der T-Systems erhöht die
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) vor der vierten
Verhandlungsrunde am Donnerstag mit Warnstreiks ihren Druck auf das
Unternehmen. "Der Arbeitgeber muss endlich ein einigungsfähiges
Angebot vorlegen", sagte ver.di-Verhandlungsführer Michael Jäkel.
Wichtig sei, dass es keine Abkoppelung von der Tarifentwicklung bei
der Deutschen Telekom gebe. Am Dienstag und Mittwoch hatten insgesamt
rund 1.300 Beschäftigte an den vollschichtigen Warnstreiks
teilgenommen. Für Donnerstag ruft ver.di bundesweit ebenfalls zu
Warnstreiks auf. Die vierte Tarifverhandlungsrunde beginnt am
Donnerstagvormittag in Euskirchen.

Die Tarifverhandlungen für die rund 11.000 tarifgebundenen
Beschäftigten waren Anfang April in Bonn begonnen worden. In den
bisherigen drei Verhandlungsrunden hatte der Arbeitgeber kein Angebot
vorgelegt. Die Gewerkschaft ver.di fordert eine Entgelterhöhung von
5,5 Prozent bei einer Laufzeit von zwölf Monaten.

Parallel zur laufenden Tarifrunde hat der Arbeitgeber Pläne zur
"Neuausrichtung" des Unternehmens entwickelt. ver.di lehnt diese
Pläne vehement ab, weil sie einen Kahlschlag bei den Standorten und
einen massiven Arbeitsplatzabbau vorsehen. Weltweit sollen 10.500
Stellen wegfallen, davon allein in Deutschland 6.000.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11.07.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/812: Nachhaltige Schülerfirmen im Bergischen Land gründen (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 11.07.2018

Nachhaltige Schülerfirmen im Bergischen Land gründen



Wie entstehen nachhaltige Geschäftsideen? Was ist bei der Gründung von
Unternehmen zu beachten? Welche Bildungsformate unterstützen Schülerinnen
und Schüler bei diesem Prozess? Und welche regionalen Netzwerke können
helfen? Antworten auf diese und andere Frage will das Projekt "Nachhaltige
Schülerfirmen im Bergischen Land" liefern, das die Bergische Universität
Wuppertal gemeinsam mit KURS 21 e.V. und dem Genossenschaftsverband -
Verband der Regionen e.V. entwickelt hat. Gefördert wird das auf drei
Jahre angelegte Vorhaben fachlich und finanziell durch die Deutsche
Bundesstiftung Umwelt (DBU) mit einem Volumen von knapp 125.000 Euro.

Thomas Pyhel, DBU-Fachreferent für Umweltbildung: "Nachhaltige Unternehmen
wirtschaften sozial, umweltfreundlich und ökonomisch. An diesem
zukunftsfähigen Ansatz sollen sich auch die Schülerfirmen orientieren und
neue Geschäftsfelder entwickeln."

Professor Christine K. Volkmann, Direktorin des Jackstädtzentrums für
Unternehmertums- und Innovationsforschung sowie Leiterin des Lehrstuhls
für Unternehmensgründung und Wirtschaftsentwicklung und des
UNESCO-Lehrstuhls für Entrepreneurship und Interkulturelles Management,
freut sich: "Mit dem Projekt 'Nachhaltige Schülerfirmen im Bergischen Land'
soll die Kooperation zwischen der Bergischen Universität, regionalen Schulen
sowie Unternehmen gestärkt werden. Ziel ist es vor allem, im Kontext
nachhaltiger Geschäftsideen das unternehmerische Denken und Handeln junger
Menschen zu fördern."

In Kooperation mit KURS 21 e.V. und dem Genossenschaftsverband - Verband
der Regionen e.V. soll damit ein schlagkräftiges Netzwerk entstehen, das
Schülerfirmen bei der Entwicklung und Umsetzung nachhaltiger
Geschäftsideen unterstützt. Geplant ist u.a. die Entwicklung eines
Zertifikates, das die Schülerinnen und Schüler während ihrer Schulzeit
erwerben können. Durch diese Maßnahme soll nicht zuletzt auch die
Zusammenarbeit zwischen Universität und regionalen Schulen weiter gestärkt
werden.

Norbert Peikert, 1. Vorsitzender der Bildungsinitiative KURS 21 e.V.,
zeigt sich begeistert: "Von der Kooperation profitieren alle: die Schulen
der Region, weil sie ihre Angebote im Bereich der Schülerfirmen erweitern
und nachhaltiger gestalten können, die Schülerinnen und Schüler, weil sie
ihr wirtschaftliches Wissen einsetzen können, ihre sozialen Kompetenzen
erproben und dabei gleichzeitig nachhaltiges Handeln kennenlernen können,
und nicht zuletzt die nachhaltig ausgerichteten Unternehmen der Region,
weil sie ihr Engagement transparent machen und an den Nachwuchs der Region
weitergeben können."

Die Beteiligung des Genossenschaftsverbandes - Verband der Regionen e.V.
ermöglicht es dem Netzwerk außerdem, Schülerfirmen in Form von
Schülergenossenschaften zu gründen. Diese Konstruktion trägt wesentlich
dazu bei, die jungen Firmen über mehrere Schülergenerationen nachhaltig zu
entwickeln und zu erhalten. Auch ist der den Genossenschaften innewohnende
Charakter zur Verfolgung gemeinsamer und bisweilen gemeinnütziger Ziele
sehr gut geeignet, nachhaltige Geschäftsideen zu fördern.

Pyhel: "Insgesamt kann mit dem Vorhaben ein Modellprojekt realisiert
werden, das auch auf andere Bundesländer übertragbar ist."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, 11.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1533: Alles auf eine Karte? (WZB)


WZB Mitteilungen - Nr. 159/März 2018

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Alles auf eine Karte? 


Kooperationen von Nahverkehr und Mobilitätsanbietern gestalten sich
schwierig

von Christian Scherf



Kurz gefasst: Kooperationen zwischen Nahverkehrsbetreibern,
Parkraummanagern, Leihrad- oder Carsharing-Anbietern sind noch immer
selten. Ein Hemmnis bei der Vernetzung verschiedener
Mobilitätsdienste durch Chipkarten ist nicht nur die mangelnde
Nachfrage, sondern auch die Bedingung der Kooperation zwischen
Anbietern. Denn nur der Nahverkehr zählt zur Daseinsvorsorge. Andere
Angebote folgen anderen Regeln.

Die Verkehrswende, also der Umstieg auf klimaschonende und
ressourceneffiziente Mobilität, scheitert am Privatwagen: Viel zu
viele der Schadstoffe verursachenden Autos sind nach wie vor auf den
Straßen unterwegs. Die herkömmliche Alternative zum Privatauto bildet
der öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV), bestehend aus Bussen,
Bahnen und Taxis. Doch wer versucht, auf den ÖPNV umzusteigen, merkt
schnell: Das Ticket gilt nur in den Verkehrsmitteln des jeweiligen
Verbunds. Mit derselben Fahrkarte weiterzufahren, Carsharing zu
nutzen oder ein Taxi zu zahlen, ist nahezu unmöglich. Noch abwegiger
erscheint die Nutzung der Fahrkarte als Parkausweis oder gar als
Flugticket. Bis heute gibt es in Deutschland keinen Anbieter, der all
diese Dienstleistungen bundesweit aus einer Hand anbietet. Ohne
Anbieterkooperationen sind daher keine nahtlosen
Mobilitätsdienstleistungen denkbar.

Ein Versuch, den Nutzern die Übergänge zwischen den Angeboten zu
erleichtern, ist die Mobilitätskarte. Damit wird eine Kunststoffkarte
im Scheckkartenformat bezeichnet, die oft mit Mikrochip ausgestattet
ist. Von einer herkömmlichen Fahrkarte unterscheidet sich eine
Mobilitätskarte dadurch, dass sie nicht nur im ÖPNV als Ticket gilt,
sondern darüber hinaus auch zum Öffnen von Carsharing-Autos oder zum
Entriegeln von Leihfahrrädern einsetzbar ist. Zudem kann eine
Mobilitätskarte Zugänge zu Parkhäusern und Radabstellanlagen bieten,
zum Entleih von Mietwagen oder Wohnmobilen berechtigen sowie als
bargeldloses Bezahlmedium in Taxis und als Rabattkarte in Geschäften
dienen.

Personenbeförderung ist in Deutschland jedoch ein besonderes Gewerbe,
das einer starken Regulierung unterworfen ist. Es zählt zur
Daseinsvorsorge, also zur Grundabsicherung des modernen Lebens, die
von der Bevölkerung nicht selbst erbracht werden kann. Bis zur
automobilen Massenmotorisierung war damit die Gewährleistung aller
Fahrten gemeint, die nicht aus eigener Kraft beziehungsweise mit
privaten Reit- und Zugtieren unternommen werden konnten. Nahezu alle
vollwertigen Personenverkehrsmittel wurden damals als Teil der
Daseinsvorsorge definiert. Aus diesem Grund - wie auch aus Interesse
öffentlicher Unternehmen - wurde der ÖPNV schon in der
Zwischenkriegszeit staatlich reguliert. Die Gesetze aus dieser Zeit
gelten im Wesentlichen bis heute. Darum besteht im ÖPNV unter anderem
die Genehmigungs- und Betriebspflicht: Erhält ein
Nahverkehrsbetreiber die Genehmigung zur Bedienung bestimmter Linien
oder Areale, ist der Betrieb planmäßig durchzuführen und bis zum Ende
der Genehmigung aufrechtzuerhalten. Ausgenommen sind lediglich Fälle
höherer Gewalt, zum Beispiel Unwetter. Im Gegenzug werden die
Betreiber des ÖPNV vor direkter Konkurrenz durch direkte Wettbewerber
geschützt. Angebote, die wirtschaftlich nicht gedeckt, aber politisch
gewünscht sind, erhalten Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln, die
Mobilitätsdienstleistern außerhalb des ÖPNV nicht gewährt werden.
Dies betrifft das Carsharing, das überwiegend von kleinen und
mittleren Unternehmen, aber auch von Ablegern der Autoindustrie
angeboten wird. Diese Akteure besitzen erheblich größere Freiräume in
der Angebotsgestaltung. Fahrradverleihsysteme befinden sich in einer
Schnittmenge zwischen öffentlicher Daseinsvorsorge und
Privatwirtschaft: Einige werden von Städten gegen Gewährung von
Zuschüssen ausgeschrieben, andere aber auch völlig
eigenwirtschaftlich betrieben. Ergänzende Dienstleistungen wie zum
Beispiel das Parkraummanagement, für das es sowohl öffentliche als
auch private Betreiber gibt, lassen sich ebenfalls nicht eindeutig
der Daseinsvorsorge zuordnen.

Es sind zum einen die abweichende äußere Regulierung und zum anderen
die inneren Aktivitätsunterschiede, die mit Mobilitätskarten
zusammengebracht werden. Damit das für die Nutzer reibungslos
funktioniert, müssen sich sämtliche teilnehmenden Anbieter auf die
Karteneigenschaften verständigen und mindestens für die Geltungsdauer
des Angebots zusammenarbeiten. Angesichts abweichender Regeln und
Aufgaben gestalten sich die Kooperationen jedoch schwierig. Um mehr
über die Herausforderungen und Hemmnisse herauszufinden, wurden 28
Interviews mit Entwicklern und Herausgebern von Mobilitätskarten
geführt. Die Charakterisierung der befragten Dienstleister geschah
aus der Perspektive der sozialen Welten, die von dem
US-amerikanischen Soziologen Anselm L. Strauss geprägt wurde.

Angehörige einer bestimmten sozialen Welt sind dadurch
gekennzeichnet, dass sie derselben Kernaktivität nachgehen. Diese
Aktivität kann ein Gewerbe, aber auch ein Hobby oder eine Religion
sein. Den Prozess des Austauschs zwischen Repräsentanten
verschiedener sozialer Welten bezeichnet Strauss als Arena. Mit
diesen Begriffen lassen sich die Kooperationen auf Basis von
Mobilitätskarten beschreiben: Soziale Welten umfassen
Mobilitätsdienstleister mit derselben Dienstleistungsform. Die Arenen
umfassen Kooperationen zur Kartenherausgabe, in denen Vertreter der
verschiedenen Dienstleister ihre jeweiligen Aktivitäten aufeinander
abstimmen. Die Anbieter des ÖPNV führen im Kern
Verrichtungsleistungen aus, bei denen firmeneigene Verkehrsmittel im
Auftrag von Aufgabenträgern Linien oder Areale bedienen.
Mobilitätsdienstleister außerhalb des ÖPNV bieten hingegen
mehrheitlich Bereitstellungsleistungen an, indem Leihfahrzeuge oder
auch Parkraum und Infrastrukturen für eine befristete Dauer an
Endkunden bereitgestellt werden. Im Unterschied zu den
Verrichtungsleistungen des ÖPNV beziehen sich die
Bereitstellungsleistungen weniger auf den Akt der Fortbewegung
selbst, als vielmehr auf vor- und nachgelagerte sowie rahmende
Leistungen. Ferner gibt es Mobilitätsdienstleister, die sich auf
Vermittlungsleistungen fokussieren, bei denen Privatpersonen ihre
eigenen Fahrzeuge anbieten oder selbst die Beförderung übernehmen.
Die Dienstleister bieten dazu die Vermittlungsplattform an.

Die Befragung der unterschiedlichen Anbieter von Mobilitätskarten
ergab folgendes Bild: Verbreitet sind zumeist nur solche Karten, die
zugleich Trägermedien gängiger ÖPNV-Fahrscheine sind und daher auch
von Menschen genutzt werden, die vom Leistungsumfang der Karte sonst
nichts in Anspruch nehmen. Mobilitätskarten, die separat
beziehungsweise zusätzlich zu Standardprodukten des ÖPNV angeboten
werden, sind hingegen nur in geringen Stückzahlen im Umlauf, die
selten vierstellig sind. Dieser nahezu flächendeckende Befund über
ganz Deutschland deutet darauf hin, dass zwischen den Anbietern
allgemeine Hemmnisse vorliegen, die die Kooperationen von vorneherein
erschweren. Als Ergebnis der Befragung ließen sich drei typische
Erschwernisse identifizieren:

Erstens beschränkt sich die Sicht der Kooperationspartner oft auf die
Funktion der Karte für die jeweils eigene Dienstleistung. Viele
Kartenanbieter eint kein unmittelbarer und umfassender Konsens,
sondern der Bezug auf dasselbe Objekt, das sie auf unterschiedliche
Weise in ihre bestehende Kernaktivität einbetten. Wenn Akteure nicht
direkt, sondern vermittels spezifischer Objekte kooperieren, spricht
die US-amerikanische Soziologin Susan L. Star von boundary objects
(Grenzobjekten). Mobilitätskarten sind aufgrund ihrer Eigenschaften
mögliche Grenzobjekte, denn sie können vieles zugleich sein:
Ticketträger, elektronischer Fahrzeugschlüssel,
Authentifizierungskarte oder Zahlungsmittel. Die Nutzer benötigen
kein eigenes mobiles Endgerät (Smartphone). Der technische
Innovationsgrad kann gering sein: Das ÖPNV-Ticket wird bei einigen
Karten einfach als Beschriftung aufgedruckt und per Sichtkontrolle
geprüft. Sofern gewünscht und rechtlich zulässig, gewährleisten die
Karten aber auch komplexeres Ticketing wie die elektronische
Speicherung von Abo-Daten oder die fahrtgenaue Kontrolle via Sensoren
beim Ein- und Ausstieg. Diese Multifunktionalität von
Mobilitätskarten kann die Anbieter dazu verleiten, nur jene Funktion
der Karte mitzugestalten, die die eigene soziale Welt betrifft. Für
den ÖPNV bleiben die Mobilitätskarten in erster Linie
Fahrscheinträger, für die Carsharing-Anbieter sind es elektronische
Autoschlüssel, für die Parkhausbetreiber Schrankenöffner usw. Die
meisten Mobilitätskarten bieten wenig Leistungen, die nicht auch in
separater Form angeboten werden. Sie sind bislang kaum mehr als die
Summe ihrer Teile und erscheinen in vielen Fällen als kleinster
gemeinsamer Nenner, für den sich die Anbieter nicht auf Veränderungen
in ihrer jeweiligen Kernaktivität zu einigen brauchen.

Zweitens wird die Fokussierung auf eine gemeinsame Karte spätestens
dann zum Problem, wenn dieses Medium nicht mehr von allen Anbietern
zugleich eingesetzt wird. Trotz der rasanten Verbreitung mobiler
Endgeräte gilt im ÖPNV der Grundsatz, dass stets alternative
Vertriebs- und Authentifizierungswege aufrechtzuerhalten sind. Auch
unter kooperationsbereiten ÖPNV-Betreibern besteht daher eine Tendenz
zur Pluralisierung und Parallelisierung der Zugangsmedien. Das
erschwert die Einigung auf ein neues, zentrales Zugangsmedium. Zwar
sind Chipkarten noch immer in der Lage, viele Funktionen abzudecken,
doch die Neigung, auf neuere Medien wie das Smartphone umzusteigen,
nimmt bei den Anbietern außerhalb des ÖPNV merklich zu. Die
unterschiedlichen Geschwindigkeiten beim Einsatz neuer Medien liegen
an der Daseinsvorsorge: Sie soll gewährleisten, dass möglichst viele
potenzielle Nutzer erreicht werden. Ein Ausschluss bestimmter
Nutzergruppen - die etwa kein Smartphone verwenden oder keine Daten
weitergeben möchten - steht daher im ÖPNV unter erhöhtem
Rechtfertigungsdruck. Mobilitätsanbieter außerhalb des ÖPNV sind
deutlich freier in der Wahl und Einstellung von Zugangsmitteln.
Manche Carsharing-Anbieter verzichten auf separate Mikrochips und
setzen in ihrer sozialen Welt ganz auf Smartphone-Applikationen als
alleiniges Zugangs- und Zahlungsmedium. Da hingegen die meisten
ÖPNV-Betreiber keine oder nur wenige Tickets per Smartphone anbieten,
besteht in vielen Gebieten kein gemeinsames Medium mehr.

Drittens bestehen für die Anbieter kaum Anreize, die über
Mobilitätskarten angebotenen Leistungen den Erfordernissen der
jeweiligen Kooperation anzupassen: Die Nahverkehrsbetreiber haben
kaum Veranlassung, mehr anzubieten, als in Ausschreibungen oder
Nahverkehrsplänen festgelegt ist. Sie bringen meistens nur
Bestandteile ein, die sie ohnehin schon anbieten. Andere
Mobilitätsdienstleister wechseln ihre Operationsgebiete hingegen
entsprechend der Nachfrage. Aufgrund der unterschiedlichen
Rahmenbedingungen können Anbieter von Mobilitätskarten weder eigene
Regeln setzen noch gemeinsame Ressourcen erschließen. Im Teufelskreis
aus geringem Entwicklungsanreiz und mangelnder Nachfrage bleiben
viele Karten Ladenhüter.

Auf Basis der Befragungen und weiterführender Recherchen kann
geschlussfolgert werden, dass die geringe Nachfrage nach
Mobilitätskarten nicht alleine mit mangelnder Nutzerakzeptanz zu
erklären ist. Dass es trotz der Bemühungen kaum einem der
untersuchten Herausgeber gelang, eine Karte dauerhaft und umfassend
zu etablieren, dürfte an Strukturbedingungen liegen, die neue
Angebote bereits vor dem Markteintritt erschweren. Für einen
Mehrwert, der sich aus der Kombination oder Neukreation von
Leistungen ergeben könnte, braucht es zunächst eine Konsensgrundlage,
die über einzelne Karten hinausreicht. Für die Förderung nahtloser
Mobilitätsdienstleistungen ist es daher empfehlenswert, auch die
Handlungsoptionen der Anbieter zu erhöhen. Denn eine größere Wirkung
der Anbieterkooperationen wäre durchaus möglich, wenn die
Regulierungen harmonisiert würden. Die rein technische Ertüchtigung
der Übertragungsmedien reicht alleine nicht aus, um dem Endnutzer die
Mobilität zu vereinfachen. Es bedarf auch eines größeren
Gestaltungsfreiraums für die Anbieter und Betreiber. Der ÖPNV könnte
von Aufgaben der Daseinsvorsorge entlastet werden, wenn andere
Dienstleister stärker beteiligt und entsprechend gefördert würden.
Parallel könnte die Regulierung vom öffentlichen auf den
individuellen Verkehr verlagert werden, um die Privilegierung des
Privatautos abzubauen. Dieser neue Kooperationsrahmen sollte zunächst
in Experimentierräumen praktisch erprobt werden, um dann
deutschlandweit und letztlich international vereinheitlicht zu
werden.
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FRAGEN/017: Nordrhein-Westfalen will Polizeigesetz verschärfen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 27 vom 6. Juli 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

NRW will Polizeigesetz verschärfen

Markus Bernhardt im Gespräch mit Nils Jansen, Sprecher der Initiative
Grundrechte verteidigen



UZ: Die nordrhein-westfälische Landesregierung aus CDU und FDP
will das Polizeigesetz novellieren. Was konkret haben Sie an den
Plänen von Landesinnenminister Herbert Reul (CDU) auszusetzen?

Nils Jansen: In NRW soll künftig jede Einwohnerin und jeder
Einwohner unter dem Vorwand der Verbesserung der Sicherheit und der
"Terrorismusbekämpfung" komplett durchleuchtet, abgehört und sogar
weggesperrt werden können, zum Teil sogar unter Umgehung von Richtern,
direkt durch die Polizeibehörden. So will es Reuls im Juni
zurückgezogener Gesetzesentwurf, und das wird auch im September bei
der Neuvorlage Thema sein. Kern des neuen Polizeigesetzes ist die
Einführung des Rechtsbegriffes der "drohenden Gefahr".

Durch die Fixierung auf die bloße Vermutung einer Gefahr, ohne dass
Straftaten begangen würden, wird die Polizeitätigkeit grundlegend
verändert und vorverlagert in einen Bereich, in dem keine konkrete
Gefahr existiert. Verbrechen so weit im Vorfeld zu verhindern, mag
vielleicht manchem im ersten Moment wünschenswert erscheinen, erhebt
aber unverdächtiges, grundrechtlich geschütztes und auch
gesellschaftlich wünschenswertes Handeln in den Bereich des
Verdächtigen.

Es handelt sich um ein zutiefst politisches Polizeigesetz, das die
"Sicherheit" der Regierung und der herrschenden gesellschaftlichen
Verhältnisse im Blick hat, nicht aber die Sicherheit der Bevölkerung.
Für die Bevölkerung ist das Gesetz sogar brandgefährlich: Wer in
Zeiten zunehmender sozialer Konflikte Proteste organisiert, z.B. gegen
eine Werksschließung oder gegen Rassismus und die Verherrlichung von
neonazistischem Gedankengut, wird in Zukunft ganz konkret durch Haft
bedroht.

Das hat spätestens die erste Anwendung dieser Regelung im neuen
bayrischen "Polizeiaufgabengesetz" gegen einen Jugendlichen am 26.
Juni eindrücklich gezeigt. Der junge Antirassist ohne Vorstrafen wurde
eingesperrt, weil er an der Demonstration gegen den Augsburger
AfD-Parteitag teilnehmen wollte. Die Polizei sah darin eine drohende
Gefahr, was für den Freiheitsentzug ausreichte.

Das Gesetz in NRW ähnelt dem bayrischen Gesetz. Es sieht vor, von der
Polizei definierte "Gefährder" bis zu einen Monat in
"Präventivgewahrsam" stecken zu können - ohne Gerichtsverfahren. Aber
die schweren Grundrechtseingriffe betreffen bei Weitem nicht nur das
Versammlungsrecht. Die neuen Regelungen ermöglichen der Polizei,
Menschen auch ohne konkreten Verdacht anzuhalten und zu durchsuchen
oder mit Hausarrest und elektronischen Fußfesseln zu belegen - nicht
nur racial profiling ist da programmiert. Die Polizei soll das Recht
erhalten, nach ihrem Belieben Smartphones und vor allem Messenger wie
WhatsApp zu hacken und mitzulesen - der völlige Verlust der
Privatsphäre. Zudem wird auch die Videoüberwachung des öffentlichen
Raums ausgeweitet - ein handfester Alptraum für unsere demokratischen
Grundrechte.

UZ: Sie befürchten also - auf den Punkt gebracht - dass sich
die BRD in Richtung eines autoritären Polizeistaates entwickelt?

Nils Jansen: Ja, offensichtlich. Seit 1945 hat es in
Deutschland keine Ausweitung polizeilicher Befugnisse in dieser
Größenordnung gegeben. Die Verschärfung des Polizeigesetzes ist zudem
leider nur der Gipfel einer langen Reihe von Grundrechtseingriffen.

Viele Elemente eines Polizeistaates sind ja längst da: Sei es die
Einschränkung des Versammlungsrechts, der Ausbau von
Facebook/WhatsApp-Überwachung durch den Bundestrojaner oder die
Einschränkung des Streikrechts durch die "Tarifeinheit" oder auch die
faktische Aufhebung der Grundrechte von Millionen Migranten und
Geflüchteten in den letzten Jahren, z.B. durch das "Asylpaket II".
Auch die ganz materielle Gewalt des existierenden Polizeiapparates ist
groß und wurde in den letzten Jahren durch viele Gesetze und Maßnahmen
weiter ausgebaut, so dass mittlerweile auf 177 Einwohner ein Polizist
kommt. Zudem wurden die antifaschistischen Lehren des
Hitler-Faschismus durch den Kamin gejagt: Geheimdienste und
Polizeibehörden haben gleich mehrfach gemeinsame Datenbasen und
Hauptquartiere geschaffen, wie z.B. das GTAZ und das GTEZ. Und
zunehmend erklären dieselben Innenpolitiker, dass dies Maßnahmen sind,
die auch dazu dienen, die politische Linke zu bekämpfen. Es ist an der
Zeit, dem Rad in die Speichen zu greifen!

UZ: Aber ist es in Zeiten zunehmender "terroristischer
Bedrohung", die die etablierte Politik ausgemacht hat, nicht
tatsächlich notwendig, die Befugnisse der Sicherheitsbehörden
anzupassen?

Nils Jansen: Wer beim Wort "Gefährder" an Terroristen denkt,
liegt daneben! Denn festgelegte Kriterien für "Gefährder" gibt es
nicht, das entscheidet zunächst die Polizeibehörde selbst. Betroffen
von diesen Eingriffen in Grundrechte ist wirklich jeder: Fußballfans
oder Streikführer, Whistleblower oder Demonstranten - treffen kann das
neue Gesetz nahezu jede und jeden. Es reicht schon, bestimmte
Internetseiten anzuklicken, mit "verdächtigen" Personen in Kontakt zu
stehen oder einfach zur falschen Zeit am falschen Ort zu sein. In
Thüringen wurde im Mai der Anmelder eines linken Musikfestivals von
der Polizei zum "Gefährder" erklärt, weil er eine Band auftreten ließ,
die dem türkischen Präsidenten Erdogan nicht passt: Grup Yorum.

Um gegen die wachsenden terroristischen Bedrohungen auf dieser Welt
effektiv etwas unternehmen zu können, müssen nicht Millionen Menschen
überwacht werden. Da wäre natürlich viel effektiver, und ohne jeden
Grundrechtseingriff machbar, dass die deutsche Regierung die
Rüstungszusammenarbeit mit den Hauptfinanciers des Terrors
unterbindet: Saudi-Arabien, Türkei und Qatar, um nur einige zu nennen.
Oder dass, wie beim Lafarge-Prozess in Frankreich, die Geldwäsche von
Organisationen wie dem IS angegriffen würde. Leider gab es in dieser
Hinsicht fast keine Bemühungen, was auch zeigt, dass die Begründung
der aktuellen Grundrechtseingriffe nur vorgeschoben sein kann. Der
Lafarge-Prozess ist der erste seiner Art. In Wirklichkeit wollen
Regierung und Wirtschaft - hier vor allem die größten Konzerne - neue
Unterdrückungsmechanismen gegen die eigene Bevölkerung, in stürmischen
Zeiten wachsender sozialer Spannungen.

UZ: Nun dürften Ihnen viele Bürgerinnen und Bürger entgegnen,
dass wer nichts zu verbergen habe, auch nichts befürchten müsse. Was
antworten Sie darauf?

Nils Jansen: Oh, das ist sehr naiv und kurz gedacht. Dieser
Gedanke dreht ja den grundlegenden Gedanken der
bürgerlich-demokratischen Revolutionen um in: "Tu, was der Obrigkeit
genehm ist, dann passiert dir nichts." Man möge die Bill of Rigths von
1789 ansehen - dem Staat werden von Beginn des bürgerlichen
Rechtsdenkens an Grenzen gesetzt: Der Staat darf nicht durchsuchen,
außer, der Staat darf nicht deine Freiheit rauben, außer. Der neue
Grundsatz: "Wer nichts zu verbergen hat, ?" ist eine Umkehr dessen. Es
ist die Einwilligung in die Aneignung unserer Nachrichten, unserer
Bilder, unserer Videos, unserer Privatsphäre, unseres intimen Lebens,
unserer gesellschaftspolitischen Beziehungen durch den Staat und
besonders durch die Polizei. Ein digitales Ticket zurück ins
Mittelalter.

UZ: Zunehmend sollen Personen bei einer "drohenden Gefahr" auch
bis zu vier Wochen in Gewahrsam genommen werden können. Kommt das
nicht einer Art Schutzhaft gleich?

Nils Jansen: Ja, Gefährderhaft oder Präventivhaft ist nur ein
neuer Name für die alte politische "Schutzhaft". Ursprünglich von
Kaiser Wilhelm gegen die Arbeiterbewegung erlassen, die gegen den
ersten Weltkrieg protestierte, richtete sich die Schutzhaft schon von
Anfang an gegen Links. Mit der demokratischen Revolution vor 100
Jahren wurde die Schutzhaft dann abgeschafft, aber dann 1933 mit
Hitlers Machtantritt wieder eingeführt. Derjenige sei in Schutzhaft zu
nehmen, der bei Juden einkaufe und daher seine staatsfeindliche
Gesinnung zum Ausdruck bringe, heißt es in damaligen
Schutzhaftbefehlen beispielsweise. Nach 1945 gab es dann eine erneute
Anwendung nur gegen die Gegner der Remilitarisierung, also vor allem
gegen Kommunisten und andere Linke.

UZ: Sie persönlich haben einschlägige Erfahrungen mit Polizei
und Justiz bei den Protesten gegen den G20-Gipfel im vergangenen Jahr
in Hamburg gemacht. Können Sie diese kurz schildern?

Nils Jansen: Fast der gesamte Jugendvorstand der ver.di-Jugend
NRW-Süd, mehrere weitere ver.di-Kollegen und andere Bonner Mitstreiter
wurden beim Protest gegen den G20-Gipfel zum Opfer von politischer
Verfolgung, von tagelanger Freiheitsberaubung und massiver Aushebelung
der demokratischen Grundrechte durch Polizei und Staatsanwaltschaft.
Es waren mehr als 30.000 Polizisten in Hamburg, das muss man sich mal
vorstellen, eine kleine Armee. Bereits am Freitagmorgen dem 7. Juli
griff die Polizei aus dem Nichts unsere Blockade-Demonstration mit
Schlagstöcken und Wasserwerfern an. Wir waren nur 200 Personen. Die
Menschen flohen in Panik, viele wurden verletzt, zum Teil schwer. Bei
der Polizei wurde nach eigenen Angaben niemand verletzt. Den ganzen
Gipfel verbrachten wir hinter Gittern und konnten nicht an der
Großdemonstration teilnehmen. Hinterher wurden zehn Wohnungen von
ver.di-Kollegen durchsucht, allein hier in Bonn und Umgebung,
zeitgleich, mit mehr als 100 Beamten. Auffällig sind bei dieser
Polizeistaats-Übung Sonderformationen von Polizei und Justiz, wie die
Gerichtsstelle "Neuland", das bayrische "USK", eine Prügeleinheit oder
auch die "Soko Schwarzer Block", die uns bis heute mit
Gerichtsverfahren bedroht, weil wir an einer Demonstration
teilgenommen haben. Hier sollen Übungsräume und Präzedenzfälle
geschaffen werden für einen Ausbau des Polizeistaats.

UZ: Was löst es vor dem Hintergrund Ihrer Erfahrungen bei Ihnen
aus, dass potentielle polizeiliche Gewalttäter und Rechtsbrecher
künftig noch mehr Möglichkeiten haben sollen, gegen Demonstranten
vorzugehen?

Nils Jansen: G20 war für jeden freiheitsliebenden Menschen und
für alle Demokraten ein Warnsignal. Viele damals illegale polizeiliche
Maßnahmen sollen nun im Nachhinein in Gesetze gegossen werden. Ein
Beispiel ist da die faktische Präventivhaft in der
Gefangenensammelstelle.

UZ: Gehen Sie davon aus, dass die starken linken Proteste gegen
den G20-Gipfel nun missbraucht werden, um in den meisten Bundesländern
äußerst repressive Neufassungen der Polizeigesetze zu installieren?

Nils Jansen: Ja, das sieht ganz danach aus. Zum Beispiel beim
Vorgehen in einer Straße in Hamburg, aus der sich die Polizei
stundenlang zurückgezogen hat, und dann später die Bilder brennender
Barrikaden von dort nahm, um nach einer Ausweitung ihrer Befugnisse zu
rufen - gemeinsam mit Politikern aus CDU, SPD, FDP, AFD und im Kontext
einer offensichtlich gut finanzierten und koordinierten Medienkampagne
gegen Links.

Kurz vor dem G20-Gipfel wurde zudem der neue Paragraphen 113, 114 StGB
erlassen. Das ist eine Vorschrift, die pünktlich zum Gipfel in Kraft
getreten ist und den ?tätlichen Angriff? gegen Vollstreckungsbeamte
unter eine Mindeststrafe von drei Monaten Gefängnis stellt, bei
"kollektivem Vorgehen" von sechs Monaten. Das ist vor allem ein
Angriff auf die Versammlungsfreiheit, mit der in Hamburg wie in einem
Feldversuch praktische Erfahrungen gesammelt worden sind. Im Rahmen
der Verfolgung von Gipfelgegnern hat die Staatsanwaltschaft ihre
Auslegung der Vorschrift offenbart: Schon das gemeinsame Zugehen im
Pulk auf Polizeibeamte stelle eine "erhebliche Kraftentfaltung" dar,
die "auf einen unmittelbaren körperlichen Zwang gerichtet" sei. Einer
tatsächlichen Berührung bedürfe es nicht.

UZ: Sie planen für Sonnabend eine Großdemonstration gegen die
Novellierung des Polizeigesetzes. Über 200 Organisationen und
Persönlichkeiten unterstützen Ihr Ansinnen bereits. Wie ist die
Stimmung bezüglich des neuen Gesetzesvorhabens in den Gewerkschaften?

Nils Jansen: Verschiedene ver.di-, IGM- und GEW-Gliederungen
und -Fachbereiche in NRW sowie dutzende gewerkschaftlich Aktive sind
aktiver Teil des Protestbündnisses und werden auch auf der Bühne am 7.
Juli vertreten sein. Der ver.di-Landesvorstand hat sich zudem bei
seiner Sitzung Mitte Juni gegen das Gesetz ausgesprochen. Es wäre aber
wünschenswert, wenn hier noch mehr getan würde, z. B. um das
Problembewusstsein bei den Mitgliedern zu schärfen. Viele wissen noch
gar nicht, was ihnen da blüht und wie weit manche Maßnahmen der
letzten Jahre bereits reichen.

UZ: Aber könnten die Pläne des Landesinnenministers künftig -
zum Beispiel bei Streik- oder Blockadeaktionen - nicht auch für eine
Kriminalisierung von Gewerkschaftsprotesten genutzt werden?

Nils Jansen: Genau das ist ein Kern der Gefahr - das Gesetz
könnte den Gewerkschaften böse auf die Füße fallen. Gerade in
Kombination mit der jüngsten Einschränkung des Streikrechts durch die
"Tarifeinheit", die kleinen Gewerkschaften das Streiken verbietet, ist
so eine Entwicklung brandgefährlich. Da ist eine Aktion schnell zum
"wilden Streik" erklärt, und die Polizei kann dann ganz legal
gewerkschaftliche Aktivisten wegsperren - ohne Gerichtsbeschluss. Und
man kann sich ausmalen, was bei einem Generalstreik wie in Frankreich
oder Italien dann alles passieren würde?

UZ: Gehen Sie davon aus, dass sich die Gewerkschaften noch
stärker gegen das Gesetz positionieren werden?

Nils Jansen: Auf jeden Fall. Hoffentlich noch bevor die neuen
Maßnahmen greifen und die Interessen der Gewerkschaftsmitglieder durch
die Massenüberwachung ihrer Kommunikation weiter voranschreitet. Im
Interesse der Mitglieder müssen da auch die Bundesgremien jetzt
dringend reagieren - es geht schließlich um neue Polizeigesetze in 15
von 16 Bundesländern!

UZ: In Nordrhein-Westfalen hat die "schwarz-gelbe"
Landesregierung nur kurz nach ihrer Regierungsübernahme die
Kennzeichnungspflicht für die Polizei kassiert. Warum halten Sie das
für falsch?

Nils Jansen: Ein verschwindend kleiner Teil der Übergriffe von
Polizisten werden zur Anzeige gebracht, noch viel weniger führen zu
einer Verurteilung. Die Kennzeichnungspflicht war zumindest ein winzig
kleiner Schritt in die richtige Richtung, der es Betroffenen zumindest
theoretisch möglich gemacht hätte, den verantwortlichen Polizisten
überhaupt zu identifizieren. Nun soll sogar dieses kleine Stück Recht
gegenüber der Polizei wieder genommen werden, die Polizei wird zum
"schwarzen Block". Anscheinend wünscht man sich im
NRW-Innenministerium eine Polizei, die straffrei und anonym agieren
kann, damit sie härter gegen ihre Bevölkerung zupackt.

UZ: Zu guter Letzt: Sehen Sie tatsächlich die Chance, dass neue
Polizeigesetz noch zu stoppen?

Nils Jansen: Natürlich kann man einzelne Gesetze auch stoppen,
das hängt an den gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen. Schon jetzt
zeigt der Protest Erfolg: Vor wenigen Wochen musste Innenminister Reul
(CDU) zurückrudern und erklärte, dass er die Kritik am Gesetz
angeblich "genau prüfen" werde. Einige Tage später legte dann
Koalitionspartner FDP nach, auch sie wolle das Gesetz überarbeiten.
Das ist ein wichtiger Erfolg, wir lassen uns von solchen
Versprechungen auf - kosmetische? - Verbesserungen aber nicht
einschläfern, was wahrscheinlich der Zweck der Übung ist: Wir nutzen
die gewonnene Zeit und setzen weiterhin alles darauf, das Gesetze
endgültig zu verhindern, wenn es im Herbst erneut in den NRW-Landtag
eingebracht wird. Der erste bedeutende Schritt ist die
Großdemonstration am 7. Juli in Düsseldorf!

 * 
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INTERNATIONAL/337: Soziale Kontrolle durch Medikamente in brasilianischen Gefängnissen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilianische Gefängnisse: Soziale Kontrolle durch Medikamente

Von Lu Sudré



(Sao Paulo, 26. Juni 2018, Brasil de Fato) - "Ich hatte mich
geschnitten und hatte zwei Monate eine offene Wunde; diese wurde nicht
genäht oder mit Medikamenten behandelt. Ein Mal pro Woche gibt es eine
ärztliche Sprechstunde, bei der jeweils zwei Insassinnen behandelt
werden. Als ich an der Reihe war, sagten sie, dass da nichts mehr zu
machen sei, ich müsse warten, bis die Wunde von alleine verheilt. Die
einzigen Medikamente, die sie uns geben, sind Schlaftabletten und
Beruhigungsmittel. Jeden Tag bekommen wir einen Plastikbecher mit
Amytril, Neozine und Rivotril."

Das ist die Schilderung einer Gefangenen, die von der
Gefängnisseelsorge auf der Internetseite "Voces Marcadas por la
Cárcel" [1] veröffentlicht wurde. Sie zeigt uns einen Aspekt des
brasilianischen Gefängnissystems, über den wenig bekannt ist: Die
exzessive und unterschiedslose Gabe von psychoaktiven Medikamenten an
Gefangene. Die Abgabe dieser Medikamente ist nicht auf forensische
Kliniken beschränkt, wo strafbar gewordene Personen eingewiesen
werden, die aufgrund psychischer Erkrankungen unzurechnungsfähig sind.

Doña Claudia erzählt, dass ihr Sohn Rodrigo ohne Medikamente nicht
mehr einschlafen könne. Während seines Aufenthalts in einer der
Haftanstalten von Lavínia, Bundesstaat São Paulo, habe man ihm
Medikamente ohne ärztliche Verordnung oder ein psychiatrisches
Gutachten verabreicht. Diese Praxis sei erst unterbrochen worden, als
seine Ehefrau dagegen vorgegangen war. "Er bekam starke Schlafmittel
und schlief viele Stunden lang, so dass meiner Schwiegertochter bei
ihren Besuchen auffiel, dass etwas nicht stimmte", erzählt Claudia.
"Meine Schwiegertochter geht ihn besuchen, für uns ist es sehr weit
weg, wir können da nicht hinkommen. Sie geht ein Mal im Monat. Bei
einem ihrer Besuche hat sie mit ihm darüber gesprochen und ihn
gebeten, diese Mittel nicht mehr zu nehmen. Daraufhin hat er damit
aufgehört. Nun versucht er, sich tagsüber so gut es geht zu
beschäftigen, damit er nachts schlafen kann", so Claudia weiter. Nicht
einmal ihr Sohn habe gewusst, was er da eigentlich einnehme, so die
besorgte Mutter. "Wir haben ihm Briefe geschrieben, damit er was zu
lesen hat und zurückschreiben muss, um ihn geistig ein bisschen
auszupowern."


Verschreibungspflichtung, aber ohne Rezept

Sara Antunes, Mitglied der Arbeitsgruppe "Geistige Gesundheit und
Freiheit" der Gefängnisseelsorge, sieht einen allgemeinen Anstieg der
Hypermedikation in allen sozialen Bereichen, aber in den Haftanstalten
handele es sich eindeutig um eine Strategie der sozialen Kontrolle.
Die Entwicklung von psychischen Krankheitsbildern ist nach einem
Gefängnisaufenthalt, laut Sara, gang und gäbe: "Heute haben die
Psychopharmaka (zugelassene psychoaktive Substanzen) die Aufgabe die
Insass*innen zu beruhigen, mögliche Revolten im Zaum zu halten und die
Gefangenen ruhig zu stellen. Das passiert auf informelle Weise.
Krankenpflegepersonal und Gefängnismitarbeiter*innen geben die
Medikamente ohne ärztliche Verordnung aus, einfach so", empört sich
Sara. Sie verweist aber auch nachdrücklich darauf, dass dieses
Vorgehen symptomatisch für die unterdrückerische Dynamik im
Strafvollzug sei und daher nicht den einzelnen Mitarbeiter*innen
angelastet werden könne.

In dem Artikel "Neurochemische Methoden: Tabletten und Injektionen im
Gefängnis" von Fabio Mallart, Doktorand der Soziologie an der
Universität von São Paulo USP, geben die Gefangenen an, am
häufigsten Antidepressiva und Beruhigungmittel zu erhalten. Mallart
analysiert, dass die verbreitete Einnahme von Psychopharmaka in
Gefängnissen, wie Diazepam (Valium), Clonazepam (Rivotril), Fluoxetin
(Antidepressivum) und Carbamazepin, aus verschiedenen Blickwinkeln
betrachtet werden müsse. "Es liegt an der Funktionsweise der
Gefängnisse selbst, die durch Überbelegung, Gewalt, Ungewissheit über
den Prozessausgang, fehlende Studien- und Arbeitsmöglichkeiten
gekennzeichnet sind. Diese Dynamik führt zu Schlaflosigkeit und
Angstzuständen, die mit psychiatrischen Substanzen behandelt werden."
Es handele sich um eine Art der neurochemischen Verwaltung der
Gefangenen: "Einige dieser Medikamente, vor allem Injektionen wie das
hochpotente Antipsychotikum Haloperidol, funktionieren wie Instrumente
zur Ruhigstellung und Folter", gibt Mallart an.

Sara weist darauf hin, dass die Situation in Einzelhaft oder in den
Zellen, die "seguros" genannt werden und wo Gefangene eingesperrt
werden, die mit anderen Gefangenen Konflikte haben, noch schlimmer
sei. "Es ist wichtig, dies als Gewalt zu begreifen. Die Bedingungen
sind dermaßen unerträglich, dass die Leute sich lieber 30 Tage lang
"zudröhnen" lassen, um die Zeit durchzustehen. Die Kellerräume sind
noch perverser als die gewöhnlichen Zellen, entsprechend höher ist
dort der Medikamentenkonsum.", erklärt sie. Für Sara ist die
Hyper-Medikation eher eine Folter innerhalb eines Systems, das durch
strukturellen Missbrauch charakterisiert ist.

"Ich habe vorher noch nie etwas eingenommen. Ich habe angefangen,
 weil ich nicht mehr einschlafen konnte. Durch die Verhaftung wurde
 ich abhängig von diesem Sch... Diazepam."



Caio, Gefangener der Männerstrafanstalt Lucelia



Der Psychiater Mauro Aranha, juristischer Koordinator des
Medizinischen Regionalrats im Bundesstaat São Paulo CREMESP,
bezeichnet die Situation im Gefängnis als "stressig und
krankheitsfördernd" und klagt die fehlende ärztlichen Versorgung der
Gefangenen an, die unter unwürdigen und unmenschlichen Bedingungen
leben müssten. Dabei ist die medizinische Begleitung grundlegend
wichtig für die Gesundheit der Gefangenen: "Wenn jemandem ein
Beruhigungsmittel oder ein anderes Medikament verabreicht wurde, muss
das in seiner Akte dokumentiert sein. Die Medikamentengabe muss
grundsätzlich durch einen Arzt verordnet werden. Meistens wurden die
Gefangenen nicht aufgeklärt und gehen dementsprechend unvorsichtig mit
den Medikamenten um. Das muss sich unbedingt ändern." Aranha stimmt
überein, dass man niemandem Medikamente verabreichen darf, wenn es
nicht darum geht, den gesundheitlichen Zustand zu verbessern: "Man
kann nicht einfach Medikamente verabreichen, um die Patienten zu
sedieren. Die Medikamente müssen einen therapeutischen Zweck erfüllen
und dürfen nur auf ärztliche Verordnung und nach eingehender
behördlicher Überprüfung verabreicht werden."

Für die Vereinigung der Familienangehörigen und Freund*innen von
Gefangenen AMPARAR (Asociación de Familiares y Amigos de Presos [2])
ist das Ziel des einfachen Zugangs zu den Medikamenten klar und
deutlich: "Die Gefangenen müssen nur danach fragen, und dann kriegen
sie es. Sie wollen nicht wissen, wie es den Leuten geht, sie wollen
sie nur kontrollieren. Ihnen ist es nur recht, wenn die Leute
zugedröhnt in der Ecke liegen und vor sich hindämmern", gibt eine
Sprecherin der Organisation an, die aus Angst vor Repressalien nicht
namentlich genannt werden möchte.

Diese Praxis werde auch in der Jugendhaftanstalt Fundação Casa
angewendet, so die AMPARAR-Aktivist*innen. Sie erzählen, dass es keine
psychiatrischen Gutachten gebe, die die Medikation der Jugendlichen
rechtfertigen würde. Auch der Umgang mit Strafgefangenen, die an
regelmäßigen Drogenkonsum gewöhnt sind, sei besorgniserregend.


Forensik und Sicherheitsverwahrung

Brasilien ist nach den USA und China das Land mit den meisten
Häftlingen weltweit. Nach Angaben der Nationalen Gefängnisstatistik
INFOPEN von Ende 2017, saßen im Juni 2016 726.712 Gefangene in
brasilianischen Gefängnissen ein. Im Dezember 2014 waren es noch
622.202. Von den insgesamt 1449 Haftanstalten in Brasilien sind 28 für
die Sicherungsverwahrung vorgesehen.

Die derzeit einzige veröffentlichte Studie über die
Sicherungsverwahrung und psychiatrische Behandlung in forensischen
Kliniken wurde 2013 von Débora Diniz, Professorin der Universität von
Brasilia UnB (Universidad de Brasilia) und Forscherin bei der NGO
Institut für Bioethik, Menschenrechte und Gender ANIS (Instituto de
Bioética, Derechos Humanos y Género) veröffentlicht. Auch wenn die
Daten aus dem Jahr 2011 stammen, war diese Erhebung die erste, die die
Informationslücke über forensische Kliniken, die in Brasilien seit 90
Jahren bestehen, ein wenig geschlossen hat. Laut der Studie waren 3989
Frauen und Männer in forensischen Kliniken untergebracht. Das
entspricht 21 Prozent aller Gefangenen in Sicherheitsverwahrung. Davon
verbrachten 606 Personen mehr Zeit in den psychiatrischen
Einrichtungen als das für ihr Vergehen angesetzte Höchststrafmaß.

Ich bin in Sicherheitsverwahrung und seit sechs Monaten wurden
 keine psychiatrischen Untersuchungen durchgeführt. Wenn man hier
 einen Entlassungsschein bekommt, lassen sie die Person nicht gehen,
 sie ist weiterhin gefangen.



Stimmen aus dem Knast, veröffentlicht von der Revolutionären
 Kommunistischen Partei PCR



Dieser Studie nach zu urteilen, ist eine von vier Personen zu Unrecht
in einer forensische Klinik und bei einem Drittel wurde die Begründung
für die Einweisung nicht bestätigt. Bei 47 Prozent der dort Gefangenen
(1.866 Personen) gibt es keine rechtlichen oder psychiatrischen
Grundlage für eine Einweisung.


Krankmachende Umgebung

Nach Meinung des Koordinators von CREMESP stehe die Frage nach der
menschlichen Würde an erster Stelle, "sei es in der Untersuchungshaft,
den Gefängnissen oder den forensischen Einrichtungen. Solange die
Gesellschaft nicht sensibel genug ist, die Würde der Gefangenen ebenso
anzuerkennen, wie bei allen anderen Personen auch, wird sich an dieser
Situation nichts ändern", sagt der Psychiater Mauro Aranha.

Sara Atunes betont, dass es sich bei der Hyper-Medikation nicht um ein
Versehen oder ein Versagen des Gefängnissystems handele, sondern der
inhärenten Dynamik des strukturellen Missbrauchs entgegenkomme: "Es
ist eine subtile, quasi eine 'sanftere' Form der Kontrolle, und sie
wird immer häufiger angewendet, weil sie funktioniert. Und das ohne
die Grenze zur Illegalität zu überschreiten", schließt sie.

Bis zum Redaktionsschluss hat die Ministerialabteilung Strafvollzug
SAP (Secretaría de Administración Penitenciaria) nicht auf Fragen zur
sozialen Kontrolle mit Hilfe psychotroper Stoffe in den
Strafvollzugsanstalten geantwortet.

Zum Schutz der Identität der Quellen wurden die Namen geändert.

Die hier veröffentlichten Zitate stammen aus dem Artikel
"Neurochemische Methoden im Gefängnis: Tabletten und Injektionen" von
Fabio Mallart.


Anmerkungen:

[1] http://carceraria.org.br/combate-e-prevencao-a-tortura/vozes-marcadas-pelo-carcere-depoimentos-de-presos-sobre-o-sistema-carcerario

[2] http://associacaoamparar.blogspot.com/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/brasilianische-gefaengnisse-soziale-kontrolle-durch-medikamente/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06623: Rücksichtslos gegen das Alter (SB)


Stolze siebzig Jahre hatte der einstige Weltklassespieler Ludek
Pachmann 1995 auf dem sprichwörtlichen Buckel, als er in Prag in der
tschechischen Extraliga bewies, daß er zwar betagt war an Jahren, doch
nicht ergraut in seinem Schaffen. Mit den weißen Steinen griff er zu
einer komplizierten Variante der Englischen Eröffnung. Nun hätte man
wohl angenommen, daß ein Siebzigjähriger eher eine beschauliche
Eröffnung wählen würde, vielleicht das Vierspringerspiel oder einen
gemütlichen Spanier. Doch nicht so Pachmann, vielmehr ging er mit dem
festen Vorsatz, keine Konfrontation strategisch-taktischer Natur zu
vermeiden, in die Partie, und siehe da, er gewann das Kräfteringen.
Auch von anderen Großmeistern kannte man so solches. Man denke nur an
Lasker oder Smyslow, und auch Petrosjan überzeugte noch im hohen
Alter. Das einzige, was erschwerend für sie hinzugekommen war mit den
Jahren, war das anstrengende stundenlange Sitzen. Nicht dem Geist
fehlte es an Beweglichkeit, sondern dem spröde und leicht lustlos
werdenden Körper. Ein Umstand, der leider von vielen
Turnierorganisatoren nicht berücksichtigt wird. So geht das
Verschwinden der ergrauten Häupter auf Turnieren auf die Rechnung
ebendieser Rücksichtslosigkeit. Größere Pausen zwischen den Partien
wären ein geeignetes Mittel, um die alten Großmeister zurückzurufen,
aber das verträgt sich offenbar nicht mit unserer leistungsbezogenen
Zeit, wo jede eingesparte Minute kostbarer scheint, als Menschlichkeit
zu wahren. Pachmanns Kontrahent im heutigen Rätsel der Sphinx hatte
zuletzt 1...Dc7-a5!? gezogen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06623: Rücksichtslos gegen das Alter (SB)]



Pachmann - Lerch

Prag 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Drejew mußte sich komplizierte Manöver im Kopf zurechtlegen, ehe er
den Siegesweg fand. Zunächst nahm er seinen König mit 1...Kg8-f8! aus
der Läuferdiagonale. Nach 2.Se5xf7 - hoffnungslos war auch 2.La2xf7
La3-d6! 3.Se5xg6+ Kf8-g7 - 2...Td8-a8! stand er deutlich besser und
damit das Turnier: 3.Sf7xh6 - oder 3.Sf7-e5 La3-d6 bzw. 3.La2-c4 d4-
d3! - 3...La3-d6 4.Tc7-c2 d4-d3 5.Tc2-d2 Ld6-b4 6.Td2xd3 Ta8xa2 7.Sh6-
g4 Le8-c6 8.Sg4-e3 Ta2-e2 9.Td3-d1 Lb4-c5 10.Kg1-f1 Lc6-f3 11.Td1-e1
Te2-a2 12.h2-h4 Kf8-g7 13.Te1-c1 Lc5-b6 14.Tc1-b1 Lb6-d4 15.Tb1-c1 Kg7-
h6 16.Tc1-b1 Ld4xe3 17.f2xe3 Ta2-g2 und Weiß gab in unrettbarer
Stellung auf.



Erstveröffentlichung am 15. Juli 2005

12. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2278: Schwergewicht - Gefahrenzulage verschmäht ... (SB)




Wer fürchtet sich vor Kubrat Pulew?

Der bulgarische Schwergewichtler Kubrat Pulew wartet nach wie vor auf
einen Gegner, der es wagt, mit ihm einen Ausscheidungskampf der IBF zu
bestreiten, obgleich dessen Sieger die Herausforderung des
Weltmeisters Anthony Joshua winkt. Epic Sports hat die Versteigerung
der Austragungsrechte an diesem Kampf mit einer relativ hohen Summe
gewonnen und will ihn in Bulgarien über die Bühne bringen, wo Pulew
sehr populär ist und den Heimvorteil auf seiner Seite hätte. Das
dürfte der entscheidende Grund sein, warum mögliche Kandidaten kalte
Füße bekommen und das Risiko scheuen. Zunächst war der Brite Dillian
Whyte nominiert, der bei Promoter Eddie Hearn unter Vertrag steht.
Whyte, der noch nie einen attraktiven Kampf abgelehnt hat, machte
diesmal einen Rückzieher. Dann kam der US-Amerikaner Jarrell Miller an
die Reihe, der jedoch nach reiflicher Überlegung ebenfalls darauf
verzichtete. Als nächster könnte nun Hughie Fury zugreifen, der an
Nummer fünf der IBF-Rangliste notiert wird.

Der 23 Jahre alte Cousin des früheren Weltmeisters Tyson Fury hat 21
Auftritte gewonnen und einen verloren. Für den 37jährigen Kubrat
Pulew, der schon sehr viel länger im Geschäft ist, stehen 25 Siege und
eine Niederlage zu Buche. Er hat im Laufe seiner Karriere
vergleichsweise wenige Kämpfe bestritten, was unter anderem auf die
Turbulenzen beim Niedergang seines früheren Promoters Sauerland Event
zurückzuführen ist. Der Bulgare gilt als erfahrener und robuster
Boxer, der über einen ausgezeichneten Jab verfügt und noch immer zu
den anspruchsvollsten Akteuren im Schwergewicht zählt. Er zog
lediglich im Jahr 2014 gegen Wladimir Klitschko den kürzeren, der
damals noch in erstklassiger Verfassung war. Einen im Oktober 2017
anberaumten Titelkampf gegen Anthony Joshua mußte Pulew aufgrund einer
Trainingsverletzung kurzfristig absagen.

Dies könnte Hughie Furys Chance sein, den Beweis anzutreten, daß er
doch in die oberen Ränge der Königsklasse gehört. Viele Fans sind der
Überzeugung, er sei lediglich im Kielwasser seines prominenten Cousins
mitgespült worden und habe darüber einen Bekanntheitsgrad erlangt, der
ihm ohne diese Protektion nie zuteil geworden wäre. Da der jüngere
Fury in den Ranglisten der Verbände WBA, WBC und WBO nicht besonders
günstig positioniert ist, kann er nur als Pflichtherausforderer der
IBF in die Nähe Joshuas kommen, wozu er allerdings Kubrat Pulew
überwinden müßte. Noch hat sich der Brite nicht geäußert, ob er die
Gelegenheit beim Schopf ergreifen möchte oder doch lieber davon
Abstand nimmt.

Wie es um Furys Können steht, zeigte sich im vergangenen Jahr bei der
Punktniederlage gegen den früheren WBO-Weltmeister Joseph Parker.
Wollte man den Auftritt des Briten wohlwollend werten, müßte man ihm
den taktischen Fehler attestieren, zwölf Runden in Bewegung geblieben
zu sein, statt häufiger in die Offensive zu gehen und zu punkten.
Nimmt man Furys Darbietung kritischer unter die Lupe, ist er ständig
vor dem Neuseeländer weggelaufen, um dessen gefährlichen Schlägen zu
entgehen. Hätte er seinerseits ernsthaft angegriffen, wäre er
vermutlich auf den Brettern gelandet. Daß die Niederlage dennoch sehr
knapp ausfiel, lag an dem Heimvorteil, den ihm die Punktrichter
zukommen ließen.

Es wäre sehr mutig, würde sich Hughie Fury mit Kubrat Pulew in
Bulgarien messen, nachdem die stärker einzuschätzenden Dillian Whyte
und Jarrell Miller dies abgelehnt haben. Daß es die Anerkennung wert
wäre, sich von Pulew vermöbeln zu lassen, darf indessen bezweifelt
werden. Der Brite könnte nur dann zwölf Runden mit dem Bulgaren
überstehen, wenn er nach der Blaupause des Kampfs gegen Joseph Parker
verfährt. Das liefe jedoch auf eine klare Punktniederlage hinaus, da
er das Kampfgericht diesmal nicht auf seiner Seite hätte.
Vernünftigerweise müßte er also die Finger von dieser Option lassen,
doch da die Furys nicht gerade für Bescheidenheit und eine nüchterne
Einschätzung der eigenen Talente bekannt sind, ist alles möglich. [1]

Jarrell Miller, der in den USA lebt, aber wie Joshua und Whyte bei
Eddie Hearn unter Vertrag steht, taucht an Nummer drei der
IBF-Rangliste auf und hat bislang 21 Siege sowie ein Unentschieden
eingefahren. Sein Co-Promoter Dimitri Salita begründet die
strategische Entscheidung, dem gefährlichen Pulew aus dem Weg zu
gehen, mit dem Austragungsort. Man wäre einverstanden gewesen, in den
USA oder wenigstens auf neutralem Boden gegen ihn anzutreten, nicht
aber in Bulgarien. Miller schlug damit eine Börse von rund 527.000
Dollar aus, die bislang höchste seiner Karriere. Wenngleich man noch
nie davon gehört hat, daß Pulew vor heimischem Publikum regelrecht
bevorteilt worden wäre, ist sich das Team des 29jährigen
US-Amerikaners offenbar seiner Sache ebenso wenig sicher wie zuvor
Dillian Whyte, der noch nie im Ausland gekämpft hat.

Miller strebt nun als Alternative einen Kampf gegen Manuel Charr an,
den regulären Weltmeister der WBA. Dieser trifft am 29. September in
Köln auf Fres Oquendo, der seit Jahren nicht mehr im Ring gestanden
hat und deshalb als Außenseiter gilt. Für Jarrell Miller ist das ein
Weg, sich auf vergleichsweise leichte Weise einen Titel zu sichern,
wenngleich dieser unter dem des Superchampions der WBA angesiedelt und
damit nachrangig ist. Charr, der es bislang auf 31 Siege und vier
Niederlagen gebracht hat, vermarktet sich in Eigenregie. Er sollte
indessen nicht unterschätzt werden, ist er doch eine Kämpfernatur und
in der Vergangenheit schon des öfteren über sich hinausgewachsen. [2]

Im Laufe der letzten beiden Jahre hat sich Miller gegen seinen
Landsmann Gerald Washington, den Polen Mariusz Wach und Johann
Duhaupas aus Frankreich durchgesetzt. Wie insbesondere sein letzter
Auftritt zeigte, dürfte er vorerst nicht in der Lage sein, den
Weltmeistern Anthony Joshua (WBA, WBO, IBF) und Deontay Wilder (WBC)
Paroli zu bieten. Das steht ohnehin nicht vor 2019 an, wobei er mit
dem regulären WBA-Titel in der Tasche eine etwas günstigere
Verhandlungsposition hätte. Geplant ist ein zwischenzeitlicher
Aufbaukampf im Herbst, für den noch ein geeigneter Gegner gefunden
werden muß. Miller hat einen Vertrag mit dem Sender HBO, der wohl auch
diesen Auftritt übertragen wird. Nach dem Rückzieher im Falle Pulews
steht der US-Amerikaner unter einem gewissen Druck, seine Qualitäten
zu beweisen, um sich für einen künftigen Kampf gegen Anthony Joshua zu
empfehlen, bei dem er soviel Geld wie nirgendwo sonst verdienen
könnte. Ob es tatsächlich dazu kommt, wird letzten Endes Eddie Hearn
entscheiden. Joshua ist sein Flaggschiff und seine Goldgrube, so daß
der britische Promoter niemals einen unbedachten Zug tun würde, der
sein größtes Kapital über Gebühr gefährden könnte.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/07/hughie-fury-next-up-for-kubrat-pulev-in-ibf-eliminator/#more-266534

[2] www.boxingnews24.com/2018/07/jarrell-big-baby-miller-turns-down-kubrat-pulev-fight/#more-266532

12. Juli 2018
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - MUSICAL/251: Wertheim - Zeitreise durch 50 Jahre Musicalgeschichte am 14.7.


Zeitreise durch 50 Jahre Musicalgeschichte

"Set Musical Company" gastiert auf der Burg



Wertheim. Das international besetzte Ensemble der "Set Musical
Company" gastiert am Samstag, 14. Juli, um 20 Uhr auf der Wertheimer
Burg. Unter der Regie der Hauptdarstellerin aus der Hamburger
Erfolgsproduktion "Das Phantom der Oper" werden die Hits aus den 23
beliebtesten Musicals in einer Nacht auf die Bühne gebracht. Bereits
vor drei Jahren gab es ein Gastspiel im Burggraben und die Presse
berichtete: Wenn am Ende einer Veranstaltung, die, inklusive einer
Pause, annähernd drei Stunden gedauert hat, fast alle Besucher sagen,
"schade, dass es schon vorbei ist", dann muss es sich um ein
außergewöhnliches Erlebnis gehandelt haben.

Mit einer bestens eingespielten Live-Band begeben sich das Publikum
und die Sänger um Musical-Star Colby Thomas aus New York auf eine
Zeitreise durch mehr als 50 Jahre Musicalgeschichte: Von "Cabaret" und
"Phantom der Oper", von "Jesus Christ Superstar" und "Der König der
Löwen" über "Sister Act" und "Aladdin" oder "West Side Story" bis
"Mamma Mia", "We will rock you" und "Ich war noch niemals in New
York", folgt ein Ohrwurm-Titel dem anderen.

Bandleader Axel Törber ist nicht nur ein exzellenter Schlagzeuger,
sondern ein charmanter Plauderer und Moderator, der zu den einzelnen
Titel und Musicals Wissenswertes und Interessantes zu erzählen weiß
und dem Ensemble so immer wieder den Boden bereitet. Das wiederum
zeigt sich von einer erstaunlichen Vielseitig- und Wandelbarkeit, wozu
auch die schnellen, manchmal fliegend wirkenden Kostümwechsel
beitragen.

Karten ab 40 Euro sind bei den Geschäftsstellen der Zeitungen, online
bei Eventim unter www.eventim.de und an der Abendkasse erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. Juli 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





MUSIKTHEATER - OPER/785: Magdeburg - Die Walküre, von Richard Wagner, Termine 02.09.-23.11.2018


Das Theater Magdeburg im September 2018

Premiere Musiktheater »Die Walküre« 



Als einziger Teil von Richard Wagners Tetralogie »Der Ring des
Nibelungen« kann nur »Die Walküre« für sich allein stehen. Sie enthält
nicht nur die gesamte Vorgeschichte, die Wotan in seinem Monolog noch
einmal für alle zusammenfasst, sondern verknüpft die beiden zentralen
Handlungsstränge des Zyklus: Das Dilemma der Mächtigen, gegen eigene
Gesetze verstoßen zu müssen, und die Erfahrung der Menschen, ein
bloßer Spielball der Götter zu sein.

»Die Walküre« handelt von Siegfrieds Elternpaar, den Zwillingen
Siegmund und Sieglinde. Ihre tragische Liebesgeschichte stellt sich
als Teil eines raffinierten Plans heraus, mit dem sich Göttervater
Wotan gegen den Untergang seiner Götterwelt stemmt. Doch Wotan
verstrickt sich in seine eigenen Gesetze und muss das Heft des
Handelns aus der Hand geben: Siegmund wird getötet und Wotans
Lieblingstochter, die Walküre Brünnhilde, vom Vater selbst auf einen
Felsen gebannt. Die schwangere Sieglinde kann fliehen ...

Regisseur Jakob Peters-Messer, der in Magdeburg bereits zwei
Telemann-Opern sowie Korngolds »Die tote Stadt« inszenierte,
interessiert sich vor allem für Wotans Entwicklung: »Neben dem
tragischen Schicksal der durch Wotan fremdgesteuerten und planvoll
zusammengeführten Wälsungen geht es um das Scheitern dieses Plans, um
Wotans Gespaltenheit und Kapitulation. Zunächst gefällt er sich in der
Rolle als Schöpfer eines autonomen Geschlechts. Doch seine Gattin
Fricka erinnert ihn daran, was er in Wirklichkeit ist: Machtmensch und
Politiker. Danach ist seine aktive Rolle für den Rest des 'Rings' zu
Ende, während die Walküre Brünnhilde durch das Erleben von Liebe und
Empathie zur Hoffnungsträgerin wird.«

Neben der eindrucksvollen szenischen Umsetzung im Bühnenbild von Guido
Petzold, dessen Lichtelemente für Furore sorgen werden, bietet das
Theater Magdeburg eine beeindruckende sängerische Besetzung auf. Die
musikalische Leitung liegt in den Händen von GMD Kimbo Ishii.

Die Walküre

Handlung in drei Aufzügen von Richard Wagner

Erster Tag des Bühnenfestspiels

»Der Ring des Nibelungen«

Mit Übertiteln

Musikalische Leitung: GMD Kimbo Ishii

Regie: Jakob Peters-Messer

Bühne: Guido Petzold

Kostüme: Sven Bindseil

Dramaturgie: Ulrike Schröder

Mit: Richard Furman, Noa Danon, Johannes Stermann, Julia Borchert,
Lucia Lucas, Ks. Undine Dreißig, Jeanett Neumeister, Raffaela Lintl,
Uta Zierenberg, Monica Mascus, Isabel Stüber Malagamba, Emilie Renard,
Lucia Cervoni, Henriette Gödde

Magdeburgische Philharmonie

Statisterie des Theaters Magdbeurg

Premiere am Sa. 8.9.2018, 16.00 Uhr, Opernhaus

Premierenfieber So. 2.9.2018, 15.30 Uhr, Opernhaus / Café

(im Rahmen des »Tags der offenen Tür«)

Weitere Vorstellungen: 

So. 16.9. / So. 30.9. / So. 14.10. / Sa. 3.11. / Fr. 23.11.2018

Karten Premiere: 

zwischen 17,- und 36,- / ermäßigt zwischen 12,- Euro und 26,- Euro

Vorstellungen:

zwischen 13,- und 32,- Euro / erm. 8,- und 22,- Euro

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TANZ - BALLETT/218: Magdeburg - Ballettabend »Diva«, Termine 16.09.-24.11.2018


Das Theater Magdeburg im September 2018

Premiere im Ballett »Diva« 



In seinem neuen Ballettabend »Diva« widmet sich Gonzalo Galguera den
»Göttinnen« der Bühne. Ob in der Oper, im Ballett oder im Schauspiel -
spätestens Mitte des 19. Jahrhunderts begann man, besonders virtuose,
auratische und teils extravagante Künstlerinnen als »Diven« zu
bezeichnen. Auch spielt für die Diva die Strategie der
Selbstinszenierung eine entscheidende Rolle: Sie verleiht der »Diva«
einen Schleier des Geheimnisvollen und Unnahbaren.

Ballettdirektor Gonzalo Galguera macht sich mit seiner Kompanie auf
den Weg, dem Phänomen »Diva« auf den Grund zu gehen. Dabei
interessieren ihn besonders die verschiedenen Perspektiven: Zum einen
die Perspektive der Diva selbst, die ihre Fähigkeiten bewusst
einsetzt, um Ruhm und Unsterblichkeit zu erlangen, die sich durch ihre
Inszenierung als Diva selbst erschafft. Zum anderen ist es der Blick
von außen auf die Diva: Was lässt sie im Bewusstsein der Bewunderer
zur strahlenden Ikone werden? Warum wird die Diva vergöttert und was
projiziert der Zuschauer auf sie? Und wie steht es mit den Allüren der
Diven? Ist die Attitüde um ihr eigenes Erscheinungsbild und die
Verlängerung ihrer Auftritte ins Private für den Betrachter manchmal
sogar attraktiver als ihr eigentliches Können? Mit »Diva« stellen sich
auch mehrere für die Kompanie neu engagierte Tänzerinnen dem Publikum
vor - ist eine kommende Diva dabei?

Diva - Ballett von Gonzalo Galguera

Uraufführung

Choreografie/Regie: Gonzalo Galguera

Bühne: Christiane Hercher

Kostüme: Stephan Stanisic

Dramaturgie: Thomas Schmidt-Ehrenberg

Mit: Ballett Magdeburg

Statisterie des Theaters Magdeburg

Premiere Sa. 30.9.2017, 19.30 Uhr, Opernhaus

Premierenfieber So. 16.9.2018, 11.00 Uhr

Opernhaus / Wagnerfoyer

Vorstellungen:

So. 7.10. / So. 21.10. / Sa. 27.10. / So. 4.11. / Sa. 24.11.2018

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





TREFF/442: Magdeburg - Tag der offenen Tür am 2. September 2018


Das Theater Magdeburg startete in die neue Spielzeit!

Tag der offenen Tür mit u.a. Kostümverkauf, Premierenfieber »Die
Walküre« und Spielzeitrevue

Sonntag, 2.9.2018, 15.00 Uhr, Opernhaus/Bühne



Gibt es etwas Schöneres, als am ersten Sonntag im September mit einem
abwechslungsreichen »Tag der offenen Tür« in die neue Spielzeit zu
starten - eventuell kombiniert mit einem Besuch des
Kaiser-Otto-Festes? Während im Domviertel eine mittelalterliche
Metropole entsteht, beginnt die Theatersaison im Opernhaus im
mythischen Mittelalter der Nibelungensage: Richard Wagners »Walküre«
entführt das Publikum in die Welt der Götter und Helden. Die dazu
nötige Zauberkraft der Bühne demonstriert die Bühnentechnik in einer
Technikshow, während Künstler aller Sparten im gesamten Haus Groß und
Klein durch Text, Musik und Tanz verzaubern. So informieren die
verschiedenen Künstler in einer Talkrunde über ihr Lieblingsprojekt
der neuen Spielzeit, das Ballett präsentiert sich mit Probeneinblicken
und die Musiker der Magdeburgischen Philharmonie geben Einblicke in
den Orchesteralltag mit ihren Instrumenten. Und wem noch das Outfit
für Mittelaltermarkt oder Opernpremiere fehlt: Beim großen
Kostümverkauf ist für jeden etwas dabei. Höhepunkt des Tages ist die
Spielzeitrevue aller Sparten am Abend: Dabei lassen sich neue
Produktionen genauso bestaunen wie das ein oder andere neue Gesicht
entdecken.

Tag der offenen Tür

Spielzeitstart mit u.a. Kostümverkauf,

Premierenfieber »Die Walküre« und Spielzeitrevue

So. 2.9.2018, 15.00 Uhr, Opernhaus/Bühne

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





VERBAND/120: Einsatz von Herdenschutzhunden - Verbände fordern Rechtssicherheit (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 12. Juli 2018

Einsatz von Herdenschutzhunden

Verbände fordern Rechtssicherheit



Ein Bündnis aus neun Landwirtschafts-, Natur- und Tierschutzverbänden,
darunter der Deutsche Tierschutzbund, veröffentlicht einen Entwurf zur
Reform der Tierschutz-Hundeverordnung. Die Verbände wollen den Einsatz von
Herdenschutzhunden rechtssicher machen, ohne das Wohl der Hunde zu
gefährden.

"In den deutschen Wolfsgebieten sind Herdenschutzhunde angesichts der
Rückkehr des Wolfes für viele Betriebe unersetzlich geworden, weshalb ihr
Einsatz rechtssicher möglich sein muss", so die Verbände. Obwohl
Herdenschutzhunde bewährte "Mitarbeiter" vieler Schäferinnen und Schäfer
sind, werde ihr Einsatz durch das geltende Tierschutzrecht unnötig
behindert. Es schreibt selbst auf Naturschutzflächen teure Schutzhütten
vor, die von den Hunden oft nicht genutzt werden. Auch die Haltung der
Hunde hinter Stromzäunen ist verboten, obwohl sie den Herdentieren
zusätzlichen Schutz bieten, gerade vor Wölfen.

Der Bundestag hat die Bundesregierung am 28. Juni zur Anpassung der
Tierschutz-Hundeverordnung aufgefordert. Die Verbände machen dafür
gemeinsame Vorschläge: Anstelle des Hüttenzwangs soll vorgeschrieben
werden, dass Herdenschutzhunde ausreichend Möglichkeiten des
Witterungsschutzes vorfinden müssen, beispielsweise durch Büsche, Bäume
oder andere Unterstände. Auch die Haltung hinter stromführenden Zäunen soll
während ihrer "Arbeitszeit" erlaubt werden. Allerdings nur, sofern die
Tiere genug Raum haben, um Abstand zu den Einfriedungen halten zu können.
Im Einsatz auf weitläufigen Weiden ist dies gut möglich. Die Anbindehaltung
soll dagegen für Herdenschutzhunde verboten werden.

Hintergrund: Im Einsatz für den Herdenschutz

Ausgebildete Herdenschutzhunde schützen ihre Herde, auch gegen Wölfe. Sie
sind aber nicht für jeden Betrieb und jede Fläche geeignet.
Herdenschutzhunde werden seit Generationen darauf gezüchtet, selbständig
mit Nutztieren in der Natur zu leben. Sie sind unabhängige und robuste
Individuen. Mit Kälte etwa kommen sie gut zurecht, indem sie sich
gegenseitig oder in der Herde wärmen. Ihre Haltungsansprüche lassen sich
nicht direkt mit denen von Hunden in Privathaushalten vergleichen.

Jeder Herdenschutzhund kostet einen Weidetierhalter nach Angabe der
Verbände etwa 2.500 Euro im Jahr. Dazu kommen Aufwendungen für die
Anschaffung und den Unterhalt von wolfsabweisenden Zäunen. Die
ertragsschwache und ökologisch bedeutsame Weidetierhaltung kann und sollte
diese Kosten nicht alleine tragen. Neben vollkostendeckenden Beihilfen zum
Herdenschutz fordern die Verbände daher schon länger gemeinsam den
unkomplizierten Ausgleich von Tierverlusten bei Wolfsübergriffen auf
geschützte Weidetiere und einheitliche Regelungen zum Umgang mit
auffälligen Wölfen. Auch ein Kompetenzzentrum Herdenschutz werde dringend
benötigt, um die Entwicklung von Praxis und Technik voranzubringen.




Folgende Verbände haben sich an dem Entwurf beteiligt:

Bundesverband Berufsschäfer (BVBS), Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Deutscher Grünlandverband (DGV), Deutscher
Tierschutzbund (DTSchB), International Fund for Animal Welfare (IFAW),
Naturschutzbund Deutschland (NABU), Vereinigung der Freizeitreiter - und
Fahrer in Deutschland (VFD), Arbeitsgemeinschaft Herdenschutzhunde (AGHSH),
WWF Deutschland

Den Änderungsvorschlag der Verbände zur Tierschutz-Hundeverordnung
(TierSchHuV) finden Sie hier: 

https://tinyurl.com/VorschlagTierSchHuV

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 12. Juli 2018

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





REPTILIEN/044: Schlangenvielfalt im Rhein-Sieg-Kreis geht zurück (Rhein-Sieg-Kreis)


Rhein-Sieg-Kreis - Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Schlangenvielfalt im Rhein-Sieg-Kreis geht zurück



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Trotz seiner ländlichen Gebiete - der
Rhein-Sieg-Kreis bietet heimischen Schlangen keine optimalen
Bedingungen. Die Artenvielfalt reduziert sich zunehmend. Darauf macht
das Umweltamt des Rhein-Sieg-Kreises zum Weltschlangentag am
16.07.2018 aufmerksam.

"Schlangen brauchen Ruhe", sagt der Leiter des Umweltamtes, Rainer
Kötterheinrich. "Wir Menschen haben einen großen Teil ihres
Lebensraums zerstört, entweder durch intensive Landwirtschaft oder
indem ehemals freie Flächen bebaut wurden". Ein verhältnismäßig
ungestörtes Gebiet für viele Tiere - und damit auch für unsere
heimischen Schlangen - ist die Wahner Heide. Aber selbst dort ist
beispielsweise die Kreuzotter nicht mehr zu finden.

Inzwischen leben im Rhein-Sieg-Kreis noch die Ringelnatter und die
Schlingnatter. Die Ringelnatter hat eine blau-graue bis grün-graue,
manchmal auch bräunliche Grundfärbung. Ihr Hauptmerkmal sind die zwei
gelben bis weißen "Halbmondflecken" im Nacken. Meist werden die Tiere
etwa einen Meter lang. Ringelnattern ernähren sich hauptsächlich von
Amphibien, aber auch Fische und kleine Säugetiere stehen auf ihrem
Speiseplan.

Im Frühjahr paaren sich die Tiere. Etwa einen Monat später legen die
Weibchen 10 bis 50 Eier, aus denen nach weiteren ein bis zwei Monaten
die Jungen schlüpfen. Die Ringelnatter ist eine Wassernatter, lebt
also an Gewässern und in Feuchtgebieten. Sie kann sich bei Gefahr tot
stellen und ein stinkendes Sekret abgeben - ist aber völlig
ungefährlich.

Im Gegensatz zur Ringelnatter liebt die ebenfalls bei uns heimische
Schlingnatter eine eher trockene Umgebung. Sie lebt auf Waldlichtungen
oder an Waldrändern, und an nur spärlich bewachsenen Berghängen. Die
Schlingnatter hat eine dunkle Rücken- und Kopfzeichnung. Deshalb wird
sie oft mit der Kreuzotter verwechselt.

Die Schlingnatter ernährt sich hauptsächlich von anderen Reptilien,
wie beispielsweise Eidechsen oder Blindschleichen, aber auch von
kleinen Nagetieren.

Die Schlingnatter ist lebendgebärend und bringt im Spätsommer 3 bis 15
Junge zur Welt.

"Beide Schlangenarten sind für Menschen völlig ungefährlich. Wer den
Tieren begegnet, sollte ihnen die Möglichkeit zur Flucht geben -
Schlangen haben viel mehr Angst vor Menschen, als umgekehrt", sagt
Rainer Kötterheinrich.

Übrigens: die Blindschleiche ist keine Schlange - und auch ganz
bestimmt nicht blind. Bei dem Tier handelt es sich um eine meist
30-40 Zentimeter lange Echse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.07.2018

Rhein-Sieg-Kreis, Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de

Internet: www.rhein-sieg-kreis.de
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LÄRM/137: Fluglärm in Hamburg - Wenn nur noch klagen hilft (BAW)


BAW Bürgerinitiative
für Fluglärmschutz in Hamburg und Schleswig-Holstein (BAW) -
Pressemitteilung, 12. Juli 2018

Fluglärm in Hamburg: Wenn nur noch klagen hilft 

Planfeststellungsbeschluss fehlerhaft - Schutzbestimmungen unbestimmt



Die Bürgerinitiativen für Fluglärmschutz in Hamburg und
Schleswig-Holstein (BAW) unterstützen ausdrücklich die juristische
Klärung des Sachverhaltes um die Einhaltung der Schutzbestimmungen für
die Bevölkerung am innerstädtisch gelegenen Hamburger Verkehrsflughafen
"Helmut Schmidt".

Mit der Mitteilung der BIG-Fluglärm Hamburg e.V.,
"Flughafen-Planfeststellungsbeschluss ungültig wegen unzureichender
Einbindung von Schutzbestimmungen für die Bevölkerung - Initiativen
fordern erneutes Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung", an die
Mitglieder des Umweltausschusses der Hamburgischen Bürgerschaft und
die Presse (Anlage), wurde ein neues Kapitel im bereits Jahrzehnte
andauernden Streit zwischen dem kommerziellen Flughafenbetreiber
(Flughafen Hamburg GmbH) sowie der Flughafen-Genehmigungsbehörde
(Hamburger Wirtschaftsbehörde, BWVI) einerseits und den betroffenen
Bürgerinnen und Bürgern andererseits eröffnet.

Hierzu Martin Mosel, Sprecher der BAW sowie des Arbeitskreises
Luftverkehr im BUND Hamburg: "Mit dem nochmaligen Belastungszuwachs im
laufenden Jahr und der fortwährenden Hinhaltetaktik der
Entscheidungsträger in Verwaltung und Politik ist der Geduldsfaden bei
den Betroffenen gerissen. Noch nie gab es am Hamburger Flughafen derart
viele Regelverstöße und Umgehungen der Schutzbestimmungen für die
Bevölkerung. Punktepläne und Pünktlichkeitsoffensiven sowie die
Anhebung der Start- und Landeentgelte haben nachgewiesener Maßen keine
Verbesserung gebracht. Es ist jetzt der richtige Zeitpunkt den
Sachverhalt juristisch aufzuarbeiten und durch eine unabhängige
Gerichtsbarkeit klären zu lassen. Das begrüsse ich ausdrücklich und es
bestärkt uns in unserer gemeinsamen Forderung nach dem konsequenten
Nachtflugverbot zwischen 22 und 6 Uhr. Die von Fluglärm und Flugdreck
übermäßig belasteten Bürgerinnen und Bürger in Hamburg und
Schleswig-Holstein haben ein Recht auf körperliche und seelische
Unversehrtheit."




www.nachts-ist-ruhe.de
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BIG Fluglärm-Hamburg e.V. - Hamburg, 11.7.2018

Flughafen-Planfeststellungsbeschluss ungültig wegen unzureichender
Einbindung von Schutzbestimmungen für die Bevölkerung -
Initiativen fordern erneutes Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung


Nachdem die Hamburger Wirtschaftsbehörde als zuständige
Luftverkehrsaufsichtsbehörde keine aktuelle Betriebserlaubnis für den
Hamburger Flughafen vorlegen konnte, fordern Anwohner und
Fluglärmschutzinitiativen den dann auch offenbar mangelhaften
Planfeststellungsbeschluss von 1998 zu erneuern.

Nach Ansicht unseres Luftrechtsexperten Karsten Sommer ist der
Planfeststellungsbeschluss fehlerhaft. Es wurde versäumt, die
Benutzungsregeln der Start- und Landebahnen als Schutzbestimmungen für
die Bevölkerung rechtsverbindlich in den Beschluss einzubinden.

Diese sog. Bahnbenutzungsregelungen legen fest, dass durch den
Flugbetrieb möglichst wenig bewohnte Gebiete überflogen werden dürfen,
um die Lärmbelästigungen für die Menschen möglichst gering zu halten
und sind als anerkannte Schutzregelungen im Luftfahrthandbuch
niedergelegt. Sie fehlen aber in der Betriebsgenehmigung des
Flughafens, wie jetzt festgestellt wurde.

Weil inzwischen meist nicht nach diesen Bahnbenutzungsregeln gestartet
und gelandet wird, hatten Hamburger Anwohner bei der
Wirtschaftsbehörde und der Deutschen Flugsicherung beantragt, dass der
Luftverkehr sich an diese Regeln halten müsse und diese nicht zur
Ausnahme gemacht werden dürften. Nachdem diesem Antrag aber nicht
nachgekommen wurde, haben sie nun Klage beim Hamburger
Oberverwaltungsgericht eingereicht.

Wirtschaftsbehörde und Deutsche Luftaufsicht berufen sich seit Jahren
regelhaft auf Ausnahmesituationen, die Abweichungen von den Regeln
erlauben. Ursache des Problems ist die inzwischen entstandene
Überlastung des Hamburger Flughafens, die die Einhaltung der
Schutzregeln nicht mehr möglich macht.

Flughafen-Planfeststellungsbeschluss ungültig

Uwe Schröder vom Dachverband BIG Fluglärm-Hamburg e.V. dazu: Wenn
Schutzbestimmungen, wie die Bahnbenutzungsregeln nicht mehr
eingehalten werden, die Nachtruhe nicht geschützt werden kann, wenn
pausenlos im Minutentakt geflogen, immer größeres Fluggerät verwendet
werden muss, mit dem jeder Flug lauter wird und dann auch mehr
Wirbelschleppen mit Potential von Schadensfällen mit sich bringt, kann
schon lange nicht mehr von Stadtverträglichkeit des Flughafens
gesprochen werden, sondern eher von einem dringenden Bedarf nach
Wiederherstellung von Sicherheit und Ordnung.

Das nun eingeleitete Verwaltungsverfahren mit dem Antrag, den
Planfeststellungsbeschluss von 1998 wieder aufzunehmen, und die Klage
gegen Luftverkehrsaufsichtsbehörde und Deutsche Flugsicherung könnten
für die Hansestadt Hamburg brisant werden. Bei einem Wiederaufgreifen
des Planfeststellungsverfahrens von 1998 wird mit Anwendung strengerer
Umweltschutzstandards als damals, mit der Beteiligung der
Öffentlichkeit und möglicherweise jahrelangen gerichtlichen
Auseinandersetzungen zu rechnen sein.

BIG Fluglärm-Hamburg e.V.

Dachverband der Bürgerinitiativen gegen Fluglärm e.V.

Willersweg 23 22415 Hamburg

big-fluglaerm@web.de

www.fluglaerm.de/big

https://www.big-fluglaerm-hamburg.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 12.07.2018

BAW Bürgerinitiative für Fluglärmschutz

in Hamburg und Schleswig-Holstein

Bilenbarg 21, 22397 Hamburg

E-Mail: presse@baw-fluglärm.de

Internet: www.baw-fluglaerm.de
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EUROPA/617: Schärfere EU-Regeln für Weichmacher in Kunstoffen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 12. Juli 2018

EU-Chemikalienpolitik

Schärfere EU-Regeln für Weichmacher in Kunstoffen



Die EU-Kommission schränkt den Einsatz von Kunststoff-Weichmachern in
Spielzeug, Sportgeräten und anderen Alltagsgegenständen weiter ein.
Dazu wurde eine Ausweitung der bestehenden Beschränkungen in der
Europäischen Chemikalien-Verordnung REACH beschlossen. Bestimmte
Weichmacher, so genannte Phthalate, wirken ähnlich wie Hormone und
können damit das menschliche Hormonsystem beeinträchtigen. Verbraucher
und Verbraucherinnen können diese Stoffe und ihre Kombinationen durch
verschiedene Quellen aufnehmen, neben dem Kontakt mit phthalathaltigen
Produkten auch durch das Einatmen von Luft und Staub in Innenräumen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Wir müssen bei Weichmachern
immer kritisch hinschauen. Die Stoffe weisen teilweise eindeutige
Gesundheitsrisiken auf. Daher kann ich den Beschluss, den Einsatz
bedeutender Kunststoff-Weichmacher weiter deutlich einzuschränken, nur
begrüßen."

Gemäß der im REACH-Ausschuss vorgeschlagenen Beschränkung dürfen vier
Phthalate nicht mehr in bestimmten Alltagsprodukten enthalten sein.
Betroffen sind die vier Weichmacher DEHP, DBP, BBP und DIBP. Diese
Stoffe wirken nachgewiesenermaßen auf das Hormonsystem, können die
menschliche Fortpflanzungsfähigkeit beeinflussen und sich schädlich
auf die Entwicklung von Kindern im Mutterleib auswirken.

Der Beschränkungsvorschlag berücksichtigt die Wirkung der Einzelstoffe
und mögliche Wirkungen, die die Stoffe zusammen in verschiedenen
Kombinationen auslösen können. Der REACH-Ausschuss, in dem alle
Mitgliedsstaaten vertreten sind, unterstützte die von der Kommission
vorgeschlagene Maßnahme einstimmig. Erarbeitet wurde der Vorschlag von
Dänemark zusammen mit der Europäischen Chemikalienagentur ECHA: Das
Europäische Parlament und der Rat haben nun drei Monate Zeit, um die
formalen Kriterien der Maßnahme vor ihrer Annahme durch die Kommission
zu prüfen. Die Beschränkung wird dann im Amtsblatt der Europäischen
Union veröffentlicht und gilt 18 Monate nach Inkrafttreten für
Produkte des EU-Marktes, unabhängig davon ob sie innerhalb oder auch
außerhalb der EU hergestellt werden.

Weitere Informationen

"REACH" ist die europäische Verordnung über die Registrierung,
Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe. Sie trat 2007
in Kraft und ersetzte den früheren Rechtsrahmen für Chemikalien in der
EU, der in den späten 1960er und den 1970er Jahren eingeführt worden
war. Grundsätzlich gilt REACH für praktisch alle Industriechemikalien.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 151/18, 12.07.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin
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Internet: www.bmub.bund.de
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EUROPA/616: Mehr Kreislauf, weniger Mikroplastik (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.07.2018 / Abfall

Mehr Kreislauf, weniger Mikroplastik



Der Umweltausschuss (ENVI) des EU-Parlaments hat am Dienstag seine
Position zur Plastikstrategie der EU verabschiedet.

Neben den Vorschlägen der Kommission (siehe EU-Umweltnews vom 18.01.
[1]) fordern die Parlamentarier*innen ein Verbot von absichtlich
zugefügtem Mikroplastik in Kosmetika und Reinigungsmitteln bis 2020.
Für weitere Quellen von Mikroplastik wie Textilien, Reifen, Farben und
Zigarettenfilter sollen Mindestanforderungen in Produktvorschriften
den Eintrag der kleinen Kunststoffpartikel in die Umwelt verhindern.

Biobasierte Kunststoffe betrachten die ENVI-Mitglieder als
zweischneidiges Schwert. Während biologisch abbaubare Kunststoffe den
Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft erleichtern könnten, seien sie
'kein Allheilmittel gegen Abfälle im Meer'. Harmonisierte Vorschriften
sollen bestehende Fehlvorstellungen und Missverständnisse in Bezug auf
Bioplastik bekämpfen. Oxo-abbaubare Kunststoffe, die nicht biologisch
abbaubar sind, sondern in Mikroplastik zerfallen, sollen bis 2020
komplett verboten werden.

Den Vorschlag der EU-Kommission für eine Kunststoffsteuer als mögliche
Finanzierungsquelle der EU (siehe EU-Umweltnews vom 03.05. [2]) lehnt
der Ausschuss ab und verweist auf die Steuerhoheit der einzelnen
Mitgliedsländer. Stattdessen empfiehlt der Bericht den
Mitgliedstaaten, die Mehrwertsteuer für Produkte mit wiederverwerteten
Materialien anzupassen. Auch Qualitätsstandards für Sekundärrohstoffe
sollen den Markt für Rezyklate fördern.

Meadhbh Bolger, Referentin für Ressourcengerechtigkeit bei Friends of
the Earth Europe, begrüßt im Namen des NGO-Netzwerks Rethink Plastic
den Bericht. Der ENVI-Ausschuss habe ein starkes Signal für die
Bekämpfung der Plastikflut gesendet. Die Verbändeallianz kritisiert
jedoch fehlende stärkere wirtschaftliche Anreize, um die Produktion
und den Verbrauch von Kunststoffen grundsätzlich zu reduzieren.

Im September wird das Parlamentsplenum über den Bericht abstimmen.
[km]



Bericht des ENVI-Ausschusses

http://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2014_2019/plmrep/COMMITTEES/ENVI/PR/2018/07-09/1148640DE.pdf

Pressemitteilung Rethink Plastik Alliance

https://us3.campaign-archive.com/?e=[UNIQID]&u=8cbf453c18e9074b9004eb8a0&id=7b637e94e1

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/eu-kommission-will-plastik-an-den-kragen/

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/mitgliedstaaten-sollen-fuer-ihren-plastikmuell-bezahlen/

 * 
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EU-News, 10.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





EUROPA/216: Konferieren und konsultieren zur EU-Klimastrategie 2050 (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 11.07.2018 / Klima & Energie

Konferieren und konsultieren zur EU-Klimastrategie 2050



Eine neue EU-Klimastrategie 2050 war Gegenstand einer hochrangigen
Konferenz am Dienstag und Mittwoch in Brüssel. Für Umweltverbände ist
die Richtung klar: Höhere EU-Ziele müssen her.

EU-Klimakommissar Miguel Arias Canete erklärte auf der Konferenz, dass
die Kommission im November eine aktualisierte Fassung der
Langzeitstrategie vorlegen werde. Diese habe allerdings keinen
Gesetzescharakter und sei somit rechtlich nicht bindend. Canete
deutete an, die europäischen Reduktionsziele für 2030 und 2050
anzuheben, um sie in Übereinstimmung mit dem Pariser Klimaabkommen zu
bringen. Besonderes Augenmerk soll auf der Landnutzung liegen, die auf
klimaneutrale Bioenergie und CO2-Senken abheben soll.

Vizekommissar Maros Sefcovic, zuständig für die Energieunion,
unterstrich in seiner Rede, dass Meilensteine und Zielpfade
unerlässlich seien auf dem Weg in eine emissionsfreie Wirtschaft und
Gesellschaft. Abschließend forderten Sefcovic und Canete alle
Stakeholder*innen auf, sich am Austausch über die Strategie zu
beteiligen.

Die Kommission plant, Anfang der kommenden Woche eine öffentliche
Konsultation zur langfristigen Klimastrategie ins Leben zu rufen. Sie
soll 12 Wochen dauern.

Nach Informationen des Umweltnachrichtendienstes ENDS vermutete Wendel
Trio, Direktor des Climate Action Network (CAN) Europe, dass der für
Oktober erwartete Weltklima-Bericht das 1,5 Grad-Ziel nach wie vor für
erreichbar halte. Doch werde dies eine Reduktion von Treibhausgasen in
einem Ausmaß bedeuten, wie 'wir es noch nie zuvor getan haben.'

Julia Christian von der Umweltorganisation Fern erläuterte, dass die
EU nicht nur den CO2-Ausstoß verringern, sondern gleichzeitig CO2 aus
der Atmosphäre entfernen müsse. 'Der einzig sichere Weg, dies zu tun,
ist die Wiederaufforstung.'

Das europäische Büro des WWF veröffentlichte am Dienstag ein
Positionspapier. Darin fordert die Umweltstiftung, dass die EU bereits
für das Jahr 2040 Netto-Null-Emissionen anpeilen müsse. Zu erreichen
sei dieses Ziel, indem Kohle, Öl und Gas nicht mehr genutzt, die
Energieeffizienz beträchtlich gesteigert und Energie aus 100 Prozent
erneuerbare Energien gewonnen würden. Auch müsse der Wandel in eine
Kreislaufwirtschaft stattfinden.

Vor der Konferenz riefen Bürgermeister*innen aus zehn europäischen
Städten in einem offenen Brief Sefcovic und Canete dazu auf, die
EU-Klimaziele an die Vorgaben des Abkommens von Paris anzupassen. Der
mehrjährige Finanzrahmen 2021 bis 2027 müsse in Einklang mit dem
Klimaschutz gebracht werden. Zudem müsse das 2030-Ziel erheblich nach
oben korrigiert werden. Die Stadtoberhäupter aus Arendal, Barcelona,
Bonn, Heidelberg, Kopenhagen, London, Mailand, Paris Stockholm, Turku
erklärten, bereits bis 2030 die Dekarbonisierung des Verkehrs und von
Gebäuden, 100 Prozent erneuerbare Energien sowie die
Kreislaufwirtschaft zu verwirklichen. [aw]



Rede von Canete 

http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-18-4447_en.htm

Rede von Sefcovic 

http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-18-4451_en.htm

Fern Briefing

http://fern.org/ProtectAndRestore

WWF EU Positionspapier 

http://d2ouvy59p0dg6k.cloudfront.net/downloads/eu_long_term_climate_strategy___wwf_position___july_2018_final.pdf

Bürgermeister*innen-Brief

https://www.c40.org/blog_posts/eu-long-term-strategy

 * 
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EUROPA/215: EU-Länder berichten wenig über Fortschritte beim Klimaschutz (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.07.2018 / Klima & Energie

EU-Länder berichten wenig über Fortschritte beim Klimaschutz



Berichten der Europäischen Umweltagentur (EEA) zufolge haben
EU-Mitgliedstaaten in 2017 nur eingeschränkt darüber informiert, wie
weit sie ihrem Ziel gekommen sind, Treibhausgasemissionen zu
verringern.

Die EEA veröffentlichte am Donnerstag einen Bericht und zwei Briefings
über die Klimaschutzpolitik und Klimaschutzmaßnahmen in den einzelnen
Mitgliedsländern. Alle drei Dokumente liefern einen Überblick über
rund 1.500 verschiedene Vorschriften und Maßnahmen.

Allerdings übermittelten lediglich neun EU-Länder Informationen über
das vergangene Jahr an die EEA. Die Berichterstattung von Bulgarien,
Dänemark, Finnland, Frankreich, Griechenland, Ungarn, Litauen,
Luxemburg und Polen umfasste dabei lediglich 65 Maßnahmen. Laut EEA
ist die Datengrundlage zu dünn, um verlässliche Aussagen über
Auswirkungen und Wirksamkeit der nationalen Maßnahmen treffen zu
können.

Immerhin deuten die vorliegenden Daten darauf hin, dass die meisten
nationalen Vorschriften auf mehr Effizienz, mehr erneuerbare Energien
und weniger Fahrzeugemissionen abzielen. Zumeist würden EU-Länder
wirtschaftliche und regulatorische Instrumente nutzen, um den Ausstoß
von Treibhausgasen zu reduzieren. [aw]



EEA-Mitteilung 

https://www.eea.europa.eu/highlights/countries-give-only-limited-information-1

EEA Bericht "National policies and measures on climate change
mitigation in Europe in 2017" 

https://www.eea.europa.eu/publications/national-policies-and-measures-on-climate-change-mitigation

EEA Briefing "Tracking climate policies in European Union countries"


https://www.eea.europa.eu/themes/climate/national-policies-and-measures/tracking-climate-policies-in-european

EEA Database "Climate change mitigation policies and measures in
Europe"

https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/data/data-viewers/climate-change-mitigation-policies
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EUROPA/126: EU-Kommission soll Natura-2000-Gebiete in Bulgarien schützen (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 10.07.2018 / Naturschutz & Biodiversität

EU-Kommission soll Natura-2000-Gebiete in Bulgarien schützen



Mehrere Europaabgeordnete haben in einem Brief EU-Umweltkommissar
Karmenu Vella aufgefordert, sich für den Schutz des
Pirin-Nationalparks und der Kresna-Schlucht in Bulgarien einzusetzen.

Beide Gebiete sind Teil des Natura-2000-Netzes und somit durch
EU-Recht geschützt. Vella solle Druck auf die bulgarische Regierung
ausüben, beide Schutzgebiete unberührt zu lassen. Bulgarien strebt an,
den Management-Plan von Pirin dahingehend zu ändern, dass Baumaßnahmen
und Abholzungen erlaubt würden. Ein Skigebiet soll damit vergrößert
werden (EU-News vom 30.01.2018 [1]).

Durch die Kresna-Schlucht soll die Strouma-Autobahn gebaut werden
(EU-News vom 08.06.2018 [2]). Nach Ansicht der Abgeordneten ließe sich
eine Alternativroute außerhalb der Schlucht erschließen, die von der
EU-Kommission bereits genehmigt wurde. Es sei 'höchste Zeit für die
Kommission' einzuschreiten. Denn ein bulgarisches Gericht hatte
kürzlich den Bau mitten durch das Natura-2000-Gebiet für rechtens
erklärt.

Abschließend fordern die Abgeordneten, dass die Kommission ein
Vertragsverletzungsverfahren gegen Bulgarien wegen Missachtung
europäischen Umweltrechts einleitet.

Unterzeichner*innen des Briefs sind Sirpa Pietikainen (EVP), Svetoslav
Malinov (EVP), Jo Leinen (S&D), Mark Demesmaeker (EKR), Catherine
Bearder (ALDE), Merja Kyllonen (KVEL/NGL), Ska Keller und Rebecca
Harms (Grüne/EFA) sowie Eleonora Evi (EFDD).

Der WWF begrüßte den Appell an die Kommission. Diese müsse
unverzüglich handeln. In ihrer Rolle als ?Hüterin der Verträge? müsse
sie der bulgarischen Regierung und allen übrigen EU-Staaten
klarmachen, dass diese das EU-Umweltrecht nicht einfach ignorieren
können. [aw]



Brief der Europaabgeordneten 

https://www.skakeller.de/fileadmin/material/Europa/pdf/05072018_Letter_to_Commissioner_Vella_on_Bulgaria.pdf

Reaktion WWF EU

http://www.wwf.eu/?uNewsID=330754

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/skigebiet-bedroht-natura-2000-schutzgebiet-in-bulgarien/

[2] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-naturschutz-biodiversitaet/bulgarien-finanziert-die-eu-eine-autobahn-im-schmetterlingstal/
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FORSCHUNG/466: Drohnen zählen Tiere in Afrika (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 11.07.2018

Drohnen zählen Tiere in Afrika



In Zusammenarbeit mit einem Naturschutzgebiet in Namibia entwickeln
vom SNF unterstützte Forschende einen neuen Weg, um Tiere zu zählen:
eine Kombination aus Drohnenüberflügen und automatischer Bildanalyse.

Drohnen fotografieren vom Himmel herab die Wildnis, eine
Bilderkennungssoftware analysiert die Aufnahmen automatisch und
Menschen übernehmen die Schlusskontrolle: Eine neue, von Schweizer
Forschenden entwickelte Methode ermöglicht eine schnelle und präzise
Zählung von Wildtieren in Naturschutzgebieten, wie Gnus, Oryxantilopen
und Nashörner. In der Zeitschrift Remote Sensing of Environment wurde
ein Artikel dazu veröffentlicht.(*)

"Die Herausforderung ist beachtlich: Gewisse afrikanische
Nationalparks erstrecken sich über Flächen, die halb so gross sind wie
die Schweiz", erklärt Devis Tuia, SNF-Förderungsprofessor, seit Kurzem
an der Universität Wageningen (Niederlande) und Mitglied des Teams,
das 2014 an der EPFL das Projekt namens Savmap initiierte. "Indem wir
einen Teil des Zählprozesses automatisieren, wollen wir das Sammeln
von genaueren und aktuelleren Daten erleichtern."

Kein Tier verpassen

Mit Drohnen lassen sich grosse Gebiete zu geringeren Kosten
überfliegen. Dabei werden über 150 Bilder pro Quadratkilometer
geschossen. Allein mit Fotos von der Landfläche ist das Problem aber
nicht gelöst: Es ist gar nicht so einfach, Tiere von
Landschaftselementen wie Sträucher und Felsen zu unterscheiden.

Um das Rohmaterial visueller Informationen auswerten zu können, setzen
die Forschenden künstliche Intelligenz (KI) ein, die auf "Deep
Learning" basiert. Mit dem vom Doktoranden Benjamin Kellenberger
entwickelten Algorithmus können die meisten Bilder ohne Tiere sofort
eliminiert werden. Für die anderen Bilder kennzeichnet das Programm
Objekte, bei denen es sich um Tiere handeln könnte.

"Diese erste Phase zur Bereinigung des Bildmaterials ist die längste
und mühsamste", erklärt Devis Tuia. "Sie kann aber nur durch KI
übernommen werden, wenn kein Tier übersehen wird. Die Software muss
deshalb eine recht grosse Toleranz aufweisen, auch wenn dadurch mehr
falsch-positive Befunde resultieren, zum Beispiel fälschlicherweise
als Tiere identifizierte Büsche, die anschliessend manuell eliminiert
werden müssen."

In einem ersten Schritt stellte das Team das Material zusammen, das
notwendig ist, um die KI so zu trainieren, dass sie die relevanten
Elemente erkennt. Im Rahmen einer internationalen
Crowdsourcing-Kampagne der EPFL haben rund 200 Freiwillige in
Tausenden von Luftbildern, die Forschende von der Savanne im
Naturschutzgebiet Kuzikus in Namibia aufgenommen hatten, Tiere
aufgespürt.

Diese Bilder wurden dem KI-Programm zur Auswertung vorgelegt, wobei es
für verschiedene Arten von Fehlern jeweils andere Sanktionen erhielt:
Wenn es einen Busch als Tier interpretierte, gab es einen Strafpunkt,
wenn es hingegen ein Tier nicht erkannte, war der Abzug 80-mal
grösser. So lernt die Software, Tiere von unbeweglichen Gegenständen
zu unterscheiden, vor allem aber, kein Tier zu übersehen. Wenn die KI
die Bilder bereinigt hat, kann ein Mensch das abschliessende Sortieren
vornehmen. Erleichtert wird dies durch farbige Rahmen, die automatisch
um verdächtige Elemente platziert werden.

100 Quadratkilometer pro Woche

Diese halbautomatische Methode wurde in Zusammenarbeit mit den
Biologen des Reservats Kuzikus entwickelt. Seit 2014 überfliegen die
Forschenden das Reservat regelmässig mit Drohnen, die von der
Schweizer Firma SenseFly entwickelt und optimiert wurden und mit
handelsüblichen Kompaktkameras ausgestattet sind. "Anfangs waren wir
ziemlich skeptisch", erzählt Friedrich Reinhard, Direktor des
Reservats. "Die Drohnen fertigen so viele Bilder an, dass mir das kaum
verwertbar schien."

Doch dank der Bereinigung durch die künstliche Intelligenz kann eine
einzige Person in rund einer Woche eine vollständige Zählung der Fauna
im namibischen Reservat vornehmen - für eine Fläche von 100
Quadratkilometern. Bei konventionellen Methoden hingegen müssen ganze
Teams mit einem Helikopter das Gebiet überfliegen. Diese Methoden sind
zudem ungenau und so teuer, dass sie selten zum Einsatz kommen - auf
Kuzikus höchstens einmal pro Jahr.

Die Schweizer Forschenden werden ihre Arbeit mit dem namibischen
Wildreservat, das regelmässig von Studierenden der EPFL besucht wird,
weiterführen. Auch die kenianischen Behörden haben Interesse bekundet,
ebenso der Nationalpark Veluwe in den Niederlanden. Devis Tuia, der
kürzlich zum Professor der Universität Wageningen in den Niederlanden
berufen wurde, wird weiterhin eng mit der Universität Zürich (wo er
seine SNF-Förderungsprofessur erhielt) zusammenarbeiten, sowie mit der
EPFL, welche das Projekt Savmap koordiniert.

Unterstützung für den wissenschaftlichen Nachwuchs

Der SNF hat ein neues Förderungsinstrument lanciert, um
Wissenschaftler auf dem Weg zur Professur zu unterstützen. Mit einem
SNSF Eccellenza Grant können Assistenzprofessorinnen und
Assistenzprofessoren mit Tenure Track ein eigenes Forschungsteam auf
die Beine stellen und ein ambitioniertes wissenschaftliches Projekt
leiten. Ein SNSF Eccellenza Professorial Fellowship finanziert den
Lohn der Assistenzprofessur und die Projektkosten. Eccellenza ersetzt
die SNF-Förderungsprofessuren. Dieses Instrument hat seit 2000 691
Forschende unterstützt, und das mit grossem Erfolg: 80% der
Beitragsempfangenden sicherten sich in der Folge eine Professur in der
Schweiz oder im Ausland.



Eccellenza:

http://www.snf.ch/fr/encouragement/carrieres/eccellenza/Pages/default.aspx

Originalpublikation:

(*) Detecting Mammals in UAV Images: Best Practices to address a
substantially Imbalanced Dataset with Deep Learning, Remote Sensing of
Environment (2018).

DOI: 10.1016/j.rse.2018.06.028

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0034425718303067

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/medienmitteilung-drohnen-zaehlen-tiere-in-afrika

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news699231 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Medien, 11.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLIMA/655: Kollateral - Produktiv- und Sozialschäden ... (SB)




Mit dem Green Climate Fund und anderen Finanzierungsmechanismen sollen
angeblich riesige Summen in die Länder des globalen Südens fließen,
damit sie besser mit den Folgen des Klimawandels zurechtkommen und
selber weniger dazu beitragen, daß sich die Erde aufheizt. Es wird
sich jedoch zeigen, ob die wohlhabenderen Länder bereit sind, wie
versprochen ab dem Jahr 2020 jährlich Investitionen in Höhe von 100
Milliarden Dollar, die vorwiegend über den Green Climate Fund
geschleust werden, in die Entwicklungsländer zu investieren. Und es
wird sich ebenfalls noch zeigen, ob die Finanzmittel nicht etwa dazu
dienen werden, um - über Bande gespielt - die eigene Exportindustrie
zu subventionieren, den eigenen Einfluß in den ärmeren Länder zu
sichern oder gar dort auf Schnäppchenjagd zu gehen.

Doch lange bevor die reicheren Staaten auch nur einen einzigen Dollar
abgetreten haben, sind die Entwicklungsländer unmerklich in
Vorleistung gegangen. Nicht nur, daß sie am wenigsten Verantwortung
dafür tragen, daß sie von den verheerenden Schadenskonsequenzen der
industriellen Entwicklung anderer heimgesucht werden, sie sind
bereits heute diskriminiert und müssen hohe Summen dafür bezahlen,
daß irgendwann klimabedingte Naturkatastrophen über sie
hereinbrechen.

Einer Studie zufolge, die von den Vereinten Nationen in Auftrag
gegeben wurde, erhalten 48 ärmere Länder, von denen angenommen wird,
daß sie in Zukunft schwer von den Klimawandelfolgen ereilt werden,
vom globalen Kapitalmarkt eine schlechtere Bonitätsbewertung und
müssen deswegen höhere Zinsen zahlen, als wenn es keinen Klimawandel
gäbe. Rein rechnerisch müssen sie pro zehn Dollar, die sie sich
ausleihen, einen weiteren Dollar nur für die Kompensation jenes
Klimawandel-Effekts an die Kreditgeber abtreten. In den nächsten zehn
Jahren wird sich die Gesamtsumme dieser zinsbedingten Mehrkosten aus
staatlichen und privaten Krediten auf voraussichtlich 146 bis 168
Milliarden Dollar belaufen. [1]




[image: Eine in Tücher gehüllte, hockende Frau gräbt eine kleine Mulde vor sich in den knochentrockenen Boden - Foto: Oxfam East Africa, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

"Die Anfälligkeit Kenias für Dürreauswirkungen, insbesondere in Hinblick auf die Kosten einer möglichen Nahrungsmittelinflation und sozialer Verwerfungen, stellen ein potentielles Risiko für die Kreditwürdigkeit Kenias dar." [1]

Dürre in Kenia. Eine Mutter ist mit ihrer Familie tagelang bis an den Stadtrand von Grifto gewandert, weil es dort Wasser gibt, und gräbt nun ein Latrinenloch für ihre Behausung.

Foto: Oxfam East Africa, CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Der Klimawandel trifft alle Länder, die reichen und die armen. Die
ärmeren werden jedoch größere Schwierigkeiten haben, die Folgen zu
beheben oder sie zu vermeiden, indem sie beispielsweise höhere Deiche
bauen. Da die globale Erwärmung das Auftreten von Wetterextremen
verstärkt, wächst die Gefahr, daß landwirtschaftliche Anbaugebiete
durch Dürre, Überschwemmungen oder Stürme getroffen werden und ganze
Ernten ausfallen. Deshalb gelten agraisch ausgerichtete Länder als
besonders anfällig für Naturkatastrophen. Außerdem wird der
Meeresspiegel weiter steigen, so daß das Salzwasser beispielsweise
Brunnen von flachen Inselstaaten wie Tuvalu oder auch Reisfelder in
den niedrig gelegenen Küstengebieten Vietnams und Bangladeschs
verdirbt. Hitzestreß und Dürre gefährden wiederum den Maisanbau in
Guatemala, tropische Wirbelstürme den Tourismus auf Barbados, heißt es
in der Studie, die von der Imperial College Business School und SOAS
University of London erstellt wurde.

Bereits in den zurückliegenden zehn Jahren mußte eine Reihe von
Entwicklungsländern nur aufgrund des Klimawandels höhere Zinsen im
Wert von zusammen 40 Milliarden Dollar aufbringen. In der Studie
wurden die Ländergruppe des Climate Vulnerable Forums (CVF) und die
V20-Staaten untersucht, die zusammen 48 Länder zählen. Das CVF war
2009 als internationale Partnerschaft von Ländern gegründet worden,
die besonders anfällig gegenüber der globalen Erwärmung sind. Die
V20-Staaten (Vulnerable 20 Staaten) wurden 2015 mit dem Costa Rica
Action Plan gegründet.

Die Autorengruppe schreibt, daß bis heute keine der größeren
Ratingagenturen die Bonität eines Staates aufgrund von "Klimarisiken"
heruntergesetzt hat. Der Begriff taucht für sich genommen in der
veröffentlichten Bewertung eines Landes nicht auf. Die Studienautoren
nehmen deshalb an, daß Risiken, die mit dem Klima zu tun haben,
bislang in andere Felder mit eingeflossen sind. Die Ratingagenturen
haben allerdings bereits angedeutet, daß sie das ändern werden, wobei
die Folgen in der Regel als negativ einzustufen sind. Mehr noch, es
wird damit gerechnet, daß der Klimawandel in den nächsten Jahrzehnten
einen beträchtlichen Einfluß auf die Bonitätsbewertung von Staaten
haben wird. Im November 2017 schreibt die Ratingagentur S&P dazu :

"In den nächsten Jahrzehnten könnte der Klimawandel erhebliche
Auswirkungen auf staatliche Bewertungen haben." [2]

Die Ratingagentur Moody's wird etwas konkreter und sagt voraus, daß
dies die ärmeren Staaten härter treffen wird:

"In der Regel sind staatliche Emittenten mit einer kleineren, weniger
diversifizierten Volkswirtschaft und Geographie, niedrigeren
Einnahmen und geringerer Qualität der Infrastruktur und fiskalischer
Flexibilität anfälliger für die Auswirkungen des Klimawandels auf die
Kreditvergabe." [3]




[image: Luxusyachten in der Bucht von Monaco bei Nacht - Foto: pixabay]

Die Eigner dieser seetauglichen Komfortzonen müssen vermutlich zeit ihres Lebens keine Latrinenlöcher in irgendeinen Wüstenboden buddeln.

Foto: pixabay



Die Analysten der Ratingagenturen beobachten die Folgen des
Klimawandels sehr genau und leiten daraus ihre Bewertungen ab.
Beispielsweise hatte im Februar dieses Jahres Kapstadt den "Day Zero"
angekündigt, an dem aufgrund der anhaltenden Trockenheit und des
hohen Verbrauchs die öffentliche Wasserversorgung hätte eingestellt
und ein Notprogramm aufgelegt werden müssen. [4] Moody's schreibt
dazu:

"Die beispiellose Wasserversorgungskrise in Kapstadt wird sich im
Geschäftsjahr 2018 direkt auf den Betriebs- und Kapitalhaushalt der
Stadt auswirken und zu wirtschaftlichen Herausforderungen führen,
deren Ausmaß von der Dauer der Situation abhängt." [5]

Ihre Analyse bestätige, daß Länder mit einer höheren Anfälligkeit für
Klimawandelfolgen das Risiko zusätzlicher Kosten durch die
Staatsschulden tragen. Die Mehrkosten für die Kreditaufnahme bzw.
Rückzahlung werden an private Schuldner weitergereicht werden, was
bedeutet, daß Volkswirtschaften auf breiter Front getroffen werden.

Zum Fallbeispiel Bangladesch heißt es, daß seine Kreditwürdigkeit
sinkt, weil durch den Klimawandel einerseits Meerwasser die
Reisfelder kontaminiert und diese andererseits durch Überschwemmungen
mit Süßwasser verdorben werden. Das gehe womöglich mit einer höheren
Staatsverschuldung, höheren Nahrungsmittelpreisen und einer sich
verschlechternden Außenhandelsbilanz einher und würde von den
Ratingagenturen entsprechend negativ bewertet, so daß es für
Bangladesch schwerer wird, günstige Kredite auf dem Weltmarkt zu
generieren, heißt es in der Studie.

Die Studienautoren sprechen einige allgemeinere Empfehlungen aus, von
denen sie sich erhoffen, daß der beschriebene Effekt abgemildert
wird. Genannt werden Investitionen in das "natürliche Kapital",
beispielsweise in klima-resiliente Infrastruktur wie
Flutschutzanlagen oder auch das Anpflanzen von Bäumen.

Eigentlich hätte so eine Studie eine größere Aufmerksamkeit verdient,
demaskiert sie doch die verbreitete Ansicht, daß sich die reichen Länder -
selbstlos wie sie sind - ihrer historischen Verantwortung für den
Klimawandel bewußt sind und nun anderen Ländern dabei helfen, sich
gegen die katastrophalen Folgen zu wappnen. Faktisch unterstützen
jedoch die ärmeren Staaten mittels ihrer teureren Kredite die global
tätigen Finanzinstitutionen.


Fußnoten:

[1] http://unepinquiry.org/wp-content/uploads/2018/07/Climate_Change_and_the_Cost_of_Capital_in_Developing_Countries.pdf

[2] tinyurl.com/y9whrt9o

[3] https://www.eticanews.it/wp-content/uploads/2017/01/Moodys-climate-change-and-sovereigns-November-7.pdf

[4] Näheres zum "Day Zero" Kapstadts im Schattenblick unter:

http://schattenblick.de/infopool/politik/redakt/afka2161.html

[5] https://www.moodys.com/research/Moodys-Cape-Towns-water-crisis-to-have-direct-impact-on--PR_380582
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AKTION/231: Plas-tik-tik Boom! - Erste Plastic Attack in Hamburg, 16.7. (BUNDjugend)


BUNDjugend / BUND-Landesverband Hamburg - 11. Juli 2018

Plas-tik-tik Boom!

BUNDjugend Hamburg lädt zur ersten Plastic Attack in der Hansestadt
ein



Wir werden am Montag gemeinsam unseren Wocheneinkauf erledigen: Obst,
Gemüse, Brot und alles was man so braucht. Nur auf eines könnten wir
dabei verzichten: Plastik und Verpackungsmüll!
Deshalb lädt die BUNDjugend Hamburg zur ersten Plastic Attack in der
Hansestadt ein:

Wir treffen uns am 16.07. um 18.00 Uhr vor dem Edeka in der
Eppendorfer Landstraße 41

Eine Plastic Attack ist ein Aktionsformat aus Großbritannien, welches
auch auf dem europäischen Festland immer beliebter wird. Möglichst
viele Menschen verabreden sich zum gemeinsamen Einkauf in einem
Supermarkt. Nach dem Bezahlen der Waren werden diese aus ihren
Verpackungen befreit. Der entstehende Müll wird aufgehäuft und im
Laden zurückgelassen.

Die entstandenen Müllberge zeigen, dass die Uhr tickt. Der Müll, der
den Supermarkt verlässt, landet häufig über Umwege im Meer - weltweit
ca. 30 Millionen Tonnen im Jahr! Wenn wir nicht alle zusammen die
Verschmutzung der Meere mit Plastikmüll verhindern, wiegt in 30 Jahren
das Plastik im Meer mehr als alle Fische zusammen! Technologische
Methoden wie das Abfischen oder Einfangen von Plastik oder gar Plastik
fressende Bakterien sind wissenschaftlich bedenklich - es geht also
darum zu verhindern, dass Plastik überhaupt erst ins Meer gelangt!

Deshalb müssen wir auf vielen Ebenen angreifen: Wir fordern
geschlossene Müllentsorgungssysteme weltweit, ein Verbot von
Mikroplastik in Produkten (z.B. Kosmetika) und möchten alle Menschen
dazu animieren, den eigenen Plastikverbrauch zu reduzieren. Damit
fängt man am besten dort an, wo das Problem entsteht: im Supermarkt!
Wir möchten auf den alltäglichen Plastikwahnsinn aufmerksam machen und
Supermarktleitungen und Menschen inspirieren, Einkaufsverhalten und
Plastikverbrauch in Frage zu stellen.

Ein besseres Leben für Alle - ohne Plastik; mit sauberen Meeren!

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.07.2018

Herausgeber:

BUNDjugend Hamburg

c/o Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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BILDUNG/3255: Vortrag "Waldwildnis - das Leben im Wald", am 19. Juli in Schierke (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 11. Juli 2018

 Nationalparkwälder rund um den Brocken auf dem Weg zur Waldwildnis
- Vortrag am 19. Juli 2018 in Schierke



Schierke. Andreas Pusch, der Leiter der Nationalparkverwaltung Harz,
hält am 19. Juli 2018 um 19 Uhr im Rathaus Schierke einen Vortrag zur
Waldentwicklung im Nationalpark Harz. Wie funktioniert ein natürlicher
Wald? Welches Leben gibt es im Totholz und warum sehen die
Nationalparkwälder teilweise braun aus?

Das emotional besetzte Thema des Absterbens alter Fichten infolge der
Massenvermehrung des Borkenkäfers wird vom Nationalparkleiter
aufgegriffen und mit zahlreichen Hintergrundinformationen erläutert.
Aber: "Es beseht kein Grund zur Sorge", so Nationalparkleiter Andreas
Pusch: "Am Ende steht nicht ein toter Wald, sondern sprießendes Leben
aus jungen Fichten, Ebereschen, Weiden und Birken - ein Wald, der
stabiler, vielfältiger und artenreicher ist als zuvor."

Wollen Sie mehr wissen? Dann sind Sie herzlich willkommen. Der
Eintritt ist frei.

Termin: Donnerstag, 19. Juli 2018

Uhrzeit: 19:00 Uhr

Ort: Rathaus, Brockenstraße 5, Schierke

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.07.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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TOUR/527: BUNDjugend organisiert 1. polit. Fahrrad-Camp "FRE!LAUF DIY BIKE CAMP", 24.-26.8. (BUND BE)


BUNDjugend / BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung -
Berlin, 11. Juli 2018

1. politisches Vernetzungscamp für Fahrradbegeisterte: "FRE!LAUF
DIY BIKE CAMP"

24.-26.8.2018 in Wriezen (Brandenburg)



Vom 24. bis 26.08.2018 veranstaltet die BUNDjugend Berlin in Wriezen
(Brandenburg) das erste deutschlandweite, unkommerzielle Fahrradcamp:
das FRE!LAUF DIY-BIKE-CAMP. Das Camp soll ein Raum für Vernetzung,
Informationsaustausch, Kreativität und Vielfältigkeit sein.

Im Angesicht von EU-Verfahren wegen verpesteter Stadtluft, verstopfter
Straßen und Klimawandel rückt das Fahrrad langsam auch bei
Verkehrsplanern wieder stärker in den Fokus der Verkehrspolitik.
Berlin hat gerade das erste deutsche Mobilitätsgesetz beschlossen.
Angestoßen wurde es durch den Volksentscheid Fahrrad. Auch in anderen
Städten bilden sich Initiativen mit dem Ziel, die Verkehrswende
einzuleiten und auf lokaler Ebene werden Umsetzungen
kritisch-produktiv begleitet. Aber auch unabhängig von der Politik
bilden sich zahllose Fahrradinitiativen, die Lust auf Fahrradfahren
machen.

Um diese verschiedenen Initiativen, Fahrradbegeisterte und
Aktivistinnen und Aktivisten zu vernetzen, veranstaltet die
FahrradBande der BUNDjugend Ende August das 3-tägige Fahrradcamp
"Fre!lauf" mit einem Mix aus Workshops, Vorträgen, Filmen,
Diskussionen und Konzerten. Gemeinsam mit anderen Fahrradbegeisterten
will die FahrradBande in Vorträgen wie "Automachos" oder "Radstreifen
freiräumen" Neues lernen, Ideen diskutieren und diese in neue
fahrradpolitische Projekte umsetzen. In verschiedenen Workshops werden
unter anderem aus ausgedienten Materialien Fahrradmützen genäht und in
der mobilen Freiluft-Fahrradwerkstatt wird getüftelt und geschraubt.
Auch beim Abendprogramm ist das Fahrrad elementarer Bestandteil: beim
KLAK Fahrradkino muss die Energie für den Film mit eigener Muskelkraft
erstrampelt werden, die der Fahrradkaraoke bestimmen die besten
Strampler die nächsten Lieder.

Für das Programm sorgen viele Initiativen, die sich in die Planung
einbringen. Aber auch die Teilnehmer*innen selbst sind aufgerufen, das
Camp aktiv mitzugestalten. "Das FRE!LAUF DIY Bike-Camp wird, was die
Teilnehmenden daraus machen. Der Kreativität und Fantasie der
Teilnehmenden werden während des Camps keine Grenzen gesetzt," freut
sich Initiator Florian Keiper von der FahrradBande auf das Camp und
führt aus: "Mit dem FRE!LAUF DIY Bike-Camp erschaffen wir einen so
noch nicht dagewesenen Freiraum für Fahrradfahrenden, um ihre Visionen
und Utopien ausleben zu können."

Das Camp steht Interessierten zwischen 16 und 96 Jahren offen. Eine
Anmeldung ist erforderlich und es wird ein Teilnahmebeitrag von
mindestens 40 Euro für die Verpflegung und die Logistik erbeten.

Informationen unter www.fahrrad-bande.org/freilauf/

 * 

Quelle:

Presseinformation, 11.07.2018

Herausgeber:

BUNDjugend Berlin

c/o Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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AKTION/1429: Magdeburg - Botanische Mittagspause in den Gruson-Gewächshäusern am 19.7.


Botanische Mittagspause in den Gruson-Gewächshäusern am Mittwoch,
den 19.7. um 12.30 Uhr



Die nächste botanische Mittagspause in den Gruson-Gewächshäusern ist
am nächsten Mittwoch, 19. Juli, um 12.30 Uhr. In einem halbstündigen
Kurzrundgang werden aktuelle botanische und zoologische Besonderheiten
vorgestellt.

Das können seltene Blüh-Ereignisse sein, aber auch Fruchtentwicklung,
Neupflanzungen oder unscheinbare Blüten, die von den Besuchern oft
unentdeckt bleiben. Zurzeit sind bemerkenswerte Blüten von Seerosen,
fleischfressenden Pflanzen, dem Bienenkorbingwer und von manchen
Orchideen zu sehen.

Der Eintritt kostet 3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro. Die Eintrittskarte
berechtigt zum Aufenthalt in den Gruson-Gewächshäusern im Rahmen der
Öffnungszeit am Veranstaltungstag.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 12. Juli 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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AKTION/1428: Borken - "Ganz in weiß" - Diner en Blanc 2018 am 15. Juli 2018


Ganz in weiß: Diner en Blanc 2018 in Borken



"Dinner in weiß" am Sonntag, den 15. Juli 2018 ab 15 Uhr auf dem
Borkener Marktplatz. Der Eintritt ist frei. Schlemmen im Freien auf
dem Borkener Marktplatz, ganz in Weiß gekleidet und eine edel
dekorierte Tafel - das "Diner en blanc" ist das mit Abstand schönste
Picknick der Stadt. Wichtig beim Diner en Blanc 2018 in Borken:

Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer sollen komplett weiß gekleidet
sein. Stühle, Tische, Tischdecken, Picknickdecke, Geschirr
(selbstverständlich aus Porzellan), Gläser, sonstige Utensilien und
natürlich Getränke sowie Essen werden von den Teilnehmerinnen und
Teilnehmern mitgebracht. Wichtig: Bitte eine Mülltüte für evtl.
anfallenden Müll nicht vergessen. Die Farbe ist egal!

Vorsorglich haben wir Getränke, einen WC-Wagen und für ca. 250
Personen auch Sitzmöglichkeiten vor Ort. Veranstalter ist die Stadt
Borken und das Organisatorenteam der "Borkener Fanmeile 2018". Schönes
Wetter ist bestellt! Die Stadt Borken freut sich auf zahlreiche
Besucherinnen und Besucher. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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KINO/5707: Borken - Harry Potter Filmabend open air am 14. Juli 2018


Harry Potter Filmabend auf dem Borkener Marktplatz



Ein Harry Potter-Abend für GROSS und klein am Samstag, den 14. Juli
2018 von 17:00 bis 23:00 Uhr. Der Eintritt ist frei! Besonderes
Highlight ist die Prämierung der besten Verkleidung mit einem
attraktiven Preis.

Leider hat sich die deutsche Nationalmannschaft schon frühzeitig aus
der Fußball-Weltmeisterschaft in Russland verabschiedet. Auf der
"Borkener Fanmeile" geht es trotzdem weiter: Die Stadt Borken und das
Organisatorenteam um Carsten Bacher, Alfred Lanfer und Raimund Stroick
sind in den Vorbereitungen für ein Kinoevent für Kinder und für
Erwachsene.

Am Samstag, den 14. Juli 2018 wird es einen Harry Potter-Abend für
GROSS und klein geben. Die Harry-Potter-Filmreihe besteht aus den
Verfilmungen der Harry-Potter-Romane der britischen Fantasy-Autorin
Joanne K. Rowling.

Wer hat es sich nicht schon einmal gewünscht, wie Harry, Hermine und
Ron mit dem Hogwartsexpress nach Hogwarts zu fahren?

Um 17:00 Uhr beginnt der Harry Potter-Abend mit dem ersten Teil "Harry
Potter und der Stein der Weisen" (FSK 6J).

Zum Inhalt (Aus Wikipedia): Der Waisenjunge Harry Potter wächst bei
der unfreundlichen Familie seiner Tante auf. An Harrys elftem
Geburtstag erfährt er vom Halbriesen Rubeus Hagrid, dass er ein
Zauberer ist und seine Eltern von einem bösen Magier namens Lord
Voldemort getötet wurden. Beim Versuch, auch den damals einjährigen
Harry zu töten, prallte Voldemorts Todeszauber auf wundersame Weise
von Harry ab, traf Voldemort und versetzte ihn in einen schwachen und
hilflosen Zustand. Dieser Vorfall machte Harry in der Welt der
Zauberer sehr bekannt. Harry tritt seine Ausbildung als Schüler an der
Zaubereischule Hogwarts an. Er befreundet sich mit seinen
Klassenkameraden Ron Weasley und Hermine Granger. Gemeinsam verhindern
sie, dass Voldemort den Stein der Weisen erlangt und so zu neuer Kraft
erstarkt.

Um 20:00 Uhr folgt dann "Harry Potter und die Kammer des Schreckens"
(FSK 6J).

Beide Filme sind von der Freiwillige Selbstkontrolle der
Filmwirtschaft GmbH (FSK) ab 6 Jahren freigegeben.

Die Stadt Borken freut sich auf zahlreiche Besucherinnen und Besucher
und natürlich zahlreiche Kinder.

Besonderes Highlight ist die Prämierung der besten Verkleidung mit
einem attraktiven Preis. Lasst Euch überraschen!

Der Eintritt ist frei!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41
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KURSUS/1182: Bielefeld - "Acrylmalen am Wochenende", 20. bis 22. Juli 2018


Acrylmalen am Wochenende



Bielefeld (bi). Von Freitag, 20. Juli, bis Sonntag, 22. Juli, bietet
die Volkshochschule in der Ravensberger Spinnerei einen Wochenendkurs
zur Acrylmalerei an. An drei Tagen lernen die Teilnehmer experimentell
die vielen gestalterischen Möglichkeiten in der Acrylmalerei kennen.
Mut zu Ungewohntem und vielfältige Anregungen aus der Bildwelt der
zeitgenössischen Malerei bilden dafür die Grundlage. Persönliche
Bildthemen sollen entdeckt oder mit Hilfe verschiedener Techniken in
abstrakte Bilder umgesetzt werden. Vorkenntnisse sind nicht
erforderlich. Anmeldung und weitere Infos unter www.vhs-bielefeld.de
oder Telefon 0521 / 51-6521.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MARKT/4131: Bocholt - Sperrmüllbörse am 28. Juli 2018


Kunst, Kitsch und Krempel für die Sperrmüllbörse

ESB sammelt alte, noch brauchbare Sachen für den 28. Juli



Bocholt (PID). Zwischen Kunst, Kitsch und Krempel nach Herzenslust
stöbern - das können Besucher auf der nächsten Sperrmüllbörse am
Samstag, 28. Juli 2018. Sie wird von 10-12 Uhr auf dem Betriebsgelände
des Entsorgungs- und Servicebetriebes Bocholt (ESB) an der
Schaffeldstraße ausgerichtet. Bis dahin sammelt der ESB ausrangierte,
aber noch nutzbare Dinge. Bürger, die ausmisten wollen, sollten das
vielleicht gerade jetzt tun.

Sammlung für die Sperrmüllbörse

"Schon jetzt halten die Mitarbeiter des Wertstoffhofes nach Dingen
Ausschau, die für den Verkauf auf der Sperrmüllbörse geeignet sind. Ab
sofort und bis zur Börse können Sachen für die Sperrmüllbörse abgeben
werden, damit diese eine Chance auf ein neues Zuhause bekommen",
berichtet Abfallberaterin Petra Tacke. Neben den für Bocholt typischen
Fahrrädern werden auch Kinderspielsachen, Dekorationsartikel, Möbel
und Krimskrams für den Verkauf gesammelt. Am besten zu verkaufen sind
dabei erfahrungsgemäß kleine Dinge, die man bequem mit nach Hause
transportieren kann. Die Sachen können zu den Öffnungszeiten des
Wertstoffhofes abgegeben werden. Nicht geeignet sind Elektrogeräte und
kaputte Möbel. Die Entscheidung, ob etwas für die Sperrmüllbörse
geeignet ist, treffen die Wertstoffhofmitarbeiter.

Verkauf für eine karitative Einrichtung

Mit der Abgabe alter Sachen für die Sperrmüllbörse erzielt man gleich
mehrere positive Effekte:

man entledigt sich alter ungebrauchter Sachen, die Schätzchen und der
Krempel haben im Sinne der Nachhaltigkeit die Chance auf eine
Weiterverwendung, und die Einnahmen kommen einer karitativen
Einrichtung zu Gute.

Fragen zu dieser Aktion beantwortet Abfallberaterin Petra Tacke unter
Tel. 02871 24 63-24.

 Öffnungszeiten Wertstoffhof:

 Montags geschlossen

 Dienstag bis Freitag: 9:00 - 18:00 Uhr

 Samstag: 9:00 - 13:00 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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MARKT/4130: Mönchengladbach - 15. Töpfermarkt auf Schloss Rheydt am 21. und 22.07.


15. Töpfermarkt auf Schloss Rheydt

Wochenende 21. und 22. Juli: 60 Keramiker, Designer und Künstler
stellen ihre Arbeiten aus



Bereits zum 15. Mal findet am Wochenende 21. und 22. Juli jeweils von
11 bis 18 Uhr der Töpfermarkt in den Innenhöfen und auf der Wallanlage
von Schloss Rheydt statt. Der Eintritt zur Veranstaltung, die das
Städtische Museum von Beginn an in eigener Regie durchführt, ist
wieder kostenlos. In diesem Jahr werden rund 60 Keramiker, Designer
und Künstler erwartet. Erwartet werden Keramiker aus fast allen Teilen
des Bundesgebietes sowie aus den Niederlanden, Belgien und Ungarn. So
können Besucher auf dem Markt Nützliches und Schönes, Praktisches und
Dekoratives, ob Gefäß oder Plastik, Gebrauchsgegenstand oder Kunst für
Haus und Garten beim Hersteller persönlich erwerben. Größtenteils
werden Unikate angeboten.

Auch für Kinder ist in diesem Jahr in bewährter Weise gesorgt.
Museumspädagogisch versierte Mitarbeiter des Schlosses bieten die
Gelegenheit, selbst Erfahrungen mit dem Material Ton zu machen oder
auch Fliesen selbst zu gestalten. Alle Angebote für die kleinen
Besucher sind wie immer kostenlos. Rund ums Schloss erwartet die
Besucher der Veranstaltung auch ein attraktives kulinarisches Angebot.
Im besonderen Ambiente des Arkadenhofes gibt es Kaffeespezialitäten,
heiße Waffeln mit Früchten, Kuchen und kalte Getränke. Wer es herzhaft
mag, kann auf der Turnierwiese unter anderem Elsässer Rostbratwurst,
Flammlachs und Rosmarinkartoffeln speisen. Dazu gibt es kühlen
Weißwein, kalte Getränke und Eis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7260: Bonn - "Weg der Demokratie", Rundgang durch das ehemalige Regierungsviertel am 15.07.


"Weg der Demokratie" - Rundgang durch das ehemalige

Regierungsviertel 



Gehen Sie im Bundesviertel auf eine Zeitreise durch 50 Jahre Bonner
Demokratiegeschichte. Der Rundgang führt über den "Weg der
Demokratie", der mit 20 Stationstafeln gekennzeichnete, zeithistorisch
bedeutsame Orte im ehemaligen Regierungsviertel miteinander verbindet.
Darunter fallen die Plenarsäle, der Bundesrat, die Villa Hammerschmidt
und das Palais Schaumburg, von 1949 bis 1976 erster Dienstsitz des
Bundeskanzlers. Im Museum Koenig werfen Sie einen Blick in das
Adenauerzimmer - die einzige Innenbesichtigung dieser Tour.

Dauer: circa 2 Stunden

Datum: 15.07.2018

Uhrzeit: 11:00

Ort: Vor dem Haus der Geschichte

Haupteingang Willy-Brandt-Allee / Ecke Rheinweg

53113 Bonn

Preis/Euro: Erwachsene 9 Euro, ermäßigt 5 Euro

Vorverkauf/Anmeldung: Die Tour ist bei der Bonn-Information, den
Vorverkaufsstellen des General-Anzeigers (GA) und online unter
www.bonnticket.de buchbar.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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TOUR/7259: Bielefeld - Spurensuche "Bielefeld in der NS-Zeit" am 15. Juli 2018


Spurensuche: Bielefeld in der NS-Zeit



Bielefeld (bi). Am Sonntag, 15. Juli, veranstaltet das Historische
Museum einen historischen Stadtrundgang, der sich mit der NS-Zeit in
Bielefeld befasst. Die Stadt ist zwar von nationalsozialistischen
Großbauten verschont geblieben, dennoch gibt es Gebäude wie Kasernen
und Rüstungsfabriken, die in dieser Periode für staatliche Zwecke
errichtet wurden. Der etwa zwei Stunden dauernde Rundgang beginnt um
11 Uhr, Treffpunkt ist an der Museumskasse. Die Teilnahme kostet fünf
Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7258: Bonn - Stadtführung "Geimnisvolles Bonn" am 15. Juli 2018


Geheimnisvolles Bonn



Eine Tour zu spannenden Orten und spektakulären Schatzfunden.
Bonn hat viele Geheimnisse, die es bei dieser Tour zu entdecken gilt.
Zu den zahlreichen Überraschungen gehören etwa der spektakuläre
Schatzfund an der Oper, der Jahrhunderte in einem Gutshof am Rhein
vergraben lag. Die winzige Kapelle mitten in der Innenstadt ist auch
für die Bonner noch immer eine handfeste Überraschung. Und wir werden
der tragischen Geschichte um die verschwundene Braut an der
Poppelsdorfer Allee auf den Grund gehen, die bis heute nicht geklärt
ist. Geklärt, aber ebenfalls unglaublich bleiben der sensationelle
Sperrmüll-Fund eines echten Macke-Gemäldes und die einstmals geplante
Zerstörung der Bonner Südstadt, deren Spuren noch heute zu sehen sind.

Dauer: ca. 2 Stunden

Datum: 15.07.2018 

Uhrzeit: 14:00

Preis/Euro: EUR 10,- / 8,- ermäßigt für Schüler und Studenten

Vorverkauf/Anmeldung: Hierfür ist keine Anmeldung erforderlich.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn, Presseamt

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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